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M. Lepori, conseiller federal: II est bien evident 
que le pr~t ne depassera pas 8 400 000 fr. Je suis 
d'accord que l'on demande a la commission de bien 
vouloir examiner ce probleme d' ordre redactionnel. 

· Präsident: Man könnte zum Beispiel sagen: ,,Der 
Bundesrat wird ermächtigt, der Schweizerischenc 
:8-undspruchgesellschaft zur Deckung ihrer Defizite 
im Programmbetrieb des schweizerischen Fern­
sehens in den Jahren 1958-1963 ein Darlehen bis 
zum Gesamtbetrag von 8,4 Millionen Franken zu 
gewähren, das mit 3 % zu verzinsen und in den 
J~hren 1964-1967 zurückzuzahlen ist." Ich glaube, 
diese Umstellung im Text würde das zum Ausdruck 
bringen, was Herr Stä_nderat Maeder möchte und 
w.as .~igen~lic.h ~em Sinn des Artikels entspricht. 
Sie smd damit emverstanden, dass die Redaktions­
kommission hzw. die Bundeskanzlei diese nur redak-
tionelle Umstellung vornimmt. · 

Art. 2 
· Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates. 

Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil nationa'i. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - V ote sw· l' ensemble 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 29 Stimmen 
Dagegen 4 Stimmen 

Präsident: Es wird beantragt, die Beratungen 
übez: die. Finanzierung de~ Fernsehprogramm­
betriebes m das „Stenographische Bulletin" aufzu-
nehmen. . 

Zustimmung - Adhesion 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

Vormit~agssitzung vom 2. Oktober 1957 
Sea ce du 2 octob1·e 1957, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Schach 
' . 
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Botschaft und Beschlussentwurf vom 22. Februar 1957 
(BBl I, 665) 

Messl!,ge et projet d'arr8te du 22 fävrier 1957 
(FF I, 693) 

Antrag der Kommission 
Eintreten. 

Proposition de Ja commission 
Passer a la discussion des articles. 

Berichterstattung - Rapport general 

Vate.rl.aus, Berichterstatt~r: Die Zu~rkennung 
der poht1schen Recht an die Frauen bildet eine 
Forderung, die im Laufe der letzten Jahrzehnte in 
einzelnen Kantonen und im Bund immer wieder 
gestellt wurde. Der Übergang zum Stimm- und 
Wahlrecht der Frau auf eidgenössischem Boden ist 
eine der wichtigsten, in einem gewissen Sinne über­
haupt die wichtigste verfa:ssungspolitische Ent­
scheidung unseres Bundesstaates seit dem Jahre 
1848. Die Entscheidung geht darum, ob der bis­
herige Souverän - die erwachsenen Schweizer - auch 
weiterhin seine ausschliessliche Souveränität be­
ha~pten, oder o~ er sie, ~em Gebote der Gerechtig­
keit folgende, mskünft1g mit den erwachsenen 
Schweizerinnen gemeinsam ausüben will. 

Die ausgezeichnete und ausführliche Botschaft 
des Bundesrates über die Einführung des Frauen­
stimm- und Wahlrechtes in eidgenössischen Ange­
legenheiten, die ich. auch an dieser Stelle bestens 
verdanken möchte, wird für uns immer eine wertvolle 
Dokumentation über alle mit dem Frauenstimmrecht 
im Zusammenhang stehenden Fragen bleiben. 

Zum Frauenstimm- und Wahlrecht nahm der 
· Bundesrat zwei Postulate zur Prüfung und Bericht­

erstattung _entgegen: Dasjenige unseres früheren 
Ratskollegen Picot, das in unserem Rate am 16. De­
zember 1952 begründet wurde und dasjenige von 
Nationalrat Grendelmeier, das am 24. März 1954 im 
Nationalrat unbestritten angenommen wurde. Die 
Botschaft klärt uns über die Verschiedenheit der 
beiden Postulate auf. Wenn wir berücksichtigen, 
dass das Problem des Stimmrechts und· des aktiven 
und passiven Wahlrechts der ·Schweizer Frauen auch 
früher schon Gegenstand zahlreicher Vorstösse aus 
der Mitte d.er beiden Räte war, so ist ·sehr zu be­
grüssen, dass der Bundesrat mit der vorliegenden 
Botschaft diese staats- und kulturpolitisch so wich­
tige Frage umfassend behandelt hat und uns einen 
positiven Lösungsvorschlag zur Diskussion stellt. 

Als wichtigste Bestimmung schlägt der Bundes­
rat vor, es sei in der Bundesverfassung festzulegen, 
dass bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen 
Schweizer und Schweizerinnen die gleichen poli­
tischen Rechte und Pflichten haben sollen. In An­
gelegenheiten eines Kantons oder eine Gemeinde 
soll das Recht des Wohnsitzes gelten. Damit wird 
eine politische Gleichberechtigung der Frau vor­
geschlagen, wie sie in vielen Staaten bereits besteht. 
Vor dem Ersten Weltkriege war das Frauenstimm­
recht allgemein eingeführt in den vier Staaten 
Neuseeland, Australien, Finnlan.d und Norwegen 
und in zwölf Gliedstaaten der USA. Die Welle der. 
Demokratisierung gab dem Frauenstimmrecht nach 
dem Ersten Weltkriege einen ersten starken Anstoss 
'!!ncl nach dem Zweiten Weltkriege wurd~ unter der. 
Agide der Vereinigten Nationen in weiteren Staaten 
das Frauenstimmrecht eingeführt. Ende 1955 an~ 
erkannten 61 ·Staaten ( darunter alle Grossmächte) 
die volle politische Gleichberechtigung der Frau, in 
drei Staaten nur unter erschwerten Voraussetzungen 
(strengere Anforderung an Schulbildung), in drei 
Staaten besteht nur teilweise politische Berech-
tigung der Frau. · · 

In folgenden 16 Staaten sind die Frauen vom 
Stimmrecht noch ausgeschlossen: 

< ·.-{" • 
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Ägypten, Abessinien, Afghanistan, Honduras, 
Irak, Ir;m, Jordanien, Kambod~cha, Laos, Liechten­
stei~, Lybien; Nicaragua,· Kolumbien, Pataguay, 
San Mariiio und die Schweiz. 

In Saudi-Arabien und Y emen haben auch die 
Männer kein Stimmrecht. 

Die Übersicht zeigt, dass die politische Gleich~ 
berechtigung der Frau heute in der weitaus über­
wiegenden Zahl der Staaten der Völkergemeinschaft 
staatsrechtlich anerkannt ist. Würde man die Ein­
wohnerzahlen heranziehen, so wäre das Verhältnis 
noch viel eindrücklicher. 

Dabei muss festgestellt werden, dass die Schweiz 
nach geltendem Recht nicht durch einen .,allge­
meinen Rechtsgrundsatz" des Völkerrechtes ver­
pflichtet ist, die politische Gleichberechtigung der 
Frau einzuführen. Wir müssen uns jedoch darüber 
klar sein, dass die Frauen in.jenen Staaten, in denen 
Männer und Frauen Stim:r;n- und Wahlrecht be­
sitzen, dieses Recht nur .bei der Wahl der Abgeord­
neten in die Parlamente ihres Landes ausüben kön­

, nen. Zur Stellungnahme zu Sachfragen und Gesetzes-
änderungen werden in diesen Staaten weder Männer 
noch Frauen aufgerufen. Wenn wir bei uns in der 
Schweiz der politischen Gleichberechtigung der 
Frau zustimmen, so würden die Schweizerinnen· zu 
jeder eidgenössischen Abstimmung aufgerufen. Für 
die Einführung des Frauenstimmrechtes ist es er­
schwerend, dass die schweizerische Referendums­
demokratie an den Stimmbürger grössere Anforde­
rungen stellt als andere Staaten. 

Über die geschichtliche Entwicklung und den 
heutigen Stand der politischen Rechte der Frau in 
der Schweiz orientieren uns die Ausführungen auf 
den Seiten 25-39 und die aufschlussreichen Tabellen 
auf den Seiten 30/31 der Botschaft. Diesen Tabellen 
ist zu entnehmen, dass in neun verschiedenen Kan-

. tonen und zwei Halbkantonen zusammen 25 Volks­
abstimmungen über die Einführung des totalen oder 
partiellen Stimm- und Wahlrechtes der Frau durch­
geführt wurden, alle ohne positives Ergebnis für die 
Frauen. Die Abstimmungsergebnisse zeigen jedoch 
deutlich, dass der Gedanke des Frauenstimmrechtes 
an B9den gewonnen hat. 

Schon im bundesrätlichen Bericht vom 2. Fe­
bruar 1951 „über das für die Einführung des Frauen­
stimmrechtes einzuschlagende Verfahren" vertrat 
der Bundesrat die Auffassung, dass die Einführung 
des Frauenstimmrechtes nur auf dem Wege einer 
Verfassungsrevision möglich sei. Er lehnte die von 
Frauenverbände~ vorgeschlagene Auslegung der 
Verfassung und auch eine vorgeschlagene Ergänzung 
des Bundesgesetzes betreffend Volksabstimmung als 
ungenügende gesetzliche Grundlage ab. .G-leich- . 
zeitig wurde ausgeführt, es würde dem Aufbau der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft besser entspre­
chen, wenn vorerst in Fragen der Kirchgemeinde, 
des Vormundschaftswesens, in Bereichen des Armen­
w·esens und der Erziehung, in Gemeinde und Kanton 
den Frauen das Stimm- und Wahlrecht eingeräumt 
würde. Es sei sicher unbestritten, dass die Frau für 
die genannten Aufgaben eine besondere Eignung 
aufweise. Der Bundesrat betrachtete deshalb i:m 
Jahre 1951 den Zeitpunkt als noch nicht gekommen, 
um über die materielle Frage zu entscheiden, ob das 
Frauenstimm- und Wahlrecht· in eidgenössischen 
· Angelegenheiten einzuführen sei. Die gute:n Er-

fahrungen in Gemeinde und Kanton müssten Vor­
aussetzung sein, um mit einiger Aussicht auf Erfolg 
das Frauenstimmrecht in der Eidgenossenschaf 
einzuführen. 

Auf Grund der bereits erwähnten parlamenta­
rischen Vorstösse, aber auch auf Grund zahlreicher 
Eingaben verschiedener Frauenverbände hat sich 
der Bundesrat erneut mit der schwerwiegenden 
materiellen Frage „ Soll das Frauenstimm- und 
Wahlrecht in Bundesangelegenheiten eingeführt 
werden, soll dies geschehen unter völliger politischer 
Gleichstellung der Frau mit dem Manne oder bloss 
mit gewissen Vorbehalten und Einschränkungen" 
befassen müssen. 

Ein Blick in die Presse zeigt uns, dass eine über­
zeugend klare Beantwortung dieser Kardinalfrage, 
· die über den künftigen politischen Status der 
Schweizerin entscheidet, nicht ohne weiteres ge­
funden werden kann. Es ist darum unsere Pflicht, 
zur Gewinnung eines sachlich begründeten Ent­
scheides alle· Argumente für und gegen das Frauen­
stimm- und Wahlrecht sorgfältig und objektiv ein­
ander gegenüberzustellen. 

In früheren Zeiten, das heisst vor den zwei Welt­
kriegen bestand die eigentliche Lebensaufgabe der 
Frau im wesentlichen in der Führung und Pflege von 
Haus und Heim. Zwischen Mann und Frau bestand 
eine eigentliche Arbeitsteilung, der berufliche Er~ 
werb ausser dem Hause war fast ausschliesslich 
Sache des Mannes ; das Heim war die eigentliche 
Welt der Frau, diese kam mit dem öffentlichen Leben 
und seinen Fragen kaum in Berührung. Daraus er­
klärt sich die politische Passivität der Frau in der 
damaligen Zeit. 

Diese Verhältnisse haben sich zum Teil grund­
legend geändert. Im Verlauf der wirtschaftlichen 
Entwicklung trat die Frau, durch die sozialen Ver­
hältnisse gezwungen, mehr und mehr ins eigentliche 
Berufsleben ein. Die Volkszählung des Jahres 1950 
ergab neben 1,5 Millionen berufstätigen Männern 
640 000 berufstätige Frauen. Das prozentuale Verhält­
nis der berufstätigen Frauen gegenüber den berufstäti­
gen Männern ist in Industriekantonen wesentlich hö­
her (z.B. Kanton Zürich 1950: Neben zirka 250000 
berufstätigen Männern 125 000 berufstätige Frauen). 
Diese Erscheinung erklärt sich aus der Entwicklung 
des· Staates zum Wohlfahrts- und Sozialstaat. Der 
Staat .hat mehr und mehr Aufgaben übernommen, 
die früher der Familie zukamen. Die Führung der 
Haushaltung ist gegenüber früher sehr vereinfacht 
worden. Die Frau ist dadurch von einem wesent­
lichen Teil ihrer. Aufgaben im Hause e~tlastet 

. worden. Die Weisung sagt uns, die Familie sei heute 
- abgesehen von der Bauernfamilie.:... meist nur noch 
Erziehungs-, Kultur-, Erwerbs- und Konsumgemein­
schaft und nicht mehr Produktionsgemeinschaft. 
Durch die fortschreitende Technisierung auch im 
einfaehen Haushalt erhält die Frau von heute Zeit 
zur Beschäftigung ausserhalb des Hauses. Sie kann 
ihr Interesse in vermehrter Weise Fragen der Öff ent· 

. lichkeit und des Staates zuwenden. 
Es sei aber auch fes_tgestellt, dass die Frau sel~st 

geg_enüber früheren Zeiten ariders gew:orden 1s!· 
Während früher die Mädchen nach absolvierter obli­
gatorischer Schulpflicht meist bis zu ihrer Heirat im 
elterliehen Haushalt ihren Pflichtenkreis fanden, 
erlernen heute sozusagen alle Mädchen,. gleich wel-
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chen Standes, einen eigentlichen Beruf. Der starke 
Besuch der verschiedenen Berufs- und Mittelschulen 
für Mädchen bringt dies deutlich zum Ausdruck. So 
ist sicher richtig, was die Botschaft auf Seite 60 aus­
führt, dass das Niveau der durchschnittlichen Bil­
dung der Frau heute wesentlich höher ist als früher. 
Nachdem ich während fast 30 Jahren an einer 
Mädchenmittelschule im nicht so leichten Fache 
Mathematik unterrichtet und während 15 Jahren 
eine Mädchenmittelschule geleitet habe, darf ich mir 
darüber ein Urteil erlauben. Es ist sicher so, dass 
heute die Frau auf Grund ihrer besseren Ausbildung 
gegenüber früher durch die Tagespresse, Zeitschrif­
ten, Bücher, Vorträge, Radio usw. mit allen Pro­
blemen, welche die Öffentlichkeit beschäftigen, ver­
traut wird und sich mit ihnen auseinandersetzt. Die 
Schweizerin steht bezüglich durchschnittlicher Bil­
dung gegenüber den Frauen anderer Staaten be­
stimmt nicht zurück. Die beiden Weltkriege mit 
ihrer starken Beanl)pruchung der Männer für den 
Aktivdienst brachten der Frau vermehrte und zum 
Teil ganz neue Aufgaben. Ich denke dabei in erster 
Linie an die wertvollen Dienste, die viele Frauen im 
Frauenhilfsdienst. seit dem Jahre 1940 geleistet 
haben. Der Frauenhilfsdienst musste geschaffen 
werden, um Wehrmänner für ihren zivilen Beruf frei 
zu bekommen. Dabei zeigte es sich, dass für viele 
Dienstverrichtungen die Frauen ebenso geeignet 
und in einzelnen Dienstzweigen sogar geeigneter 
waren als ihre männlichen Kameraden. Durch die 
freiwillige Dienstleistung von zirka 25 000 Frauen, 
die ich während drein einhalb Jahren als Chef des 
FHD kommandierte, konnten die Dienstleistungen 
vieler Wehrmänner verkürzt werden. Frauen in lei­
tender Stellung des FHD haben für unsere Armee 
und für unser Land ganz Hervorragendes geleistet. 
Ebenso wertvoll und notwendig war die Mitarbeit. 
der Frauen im zivilen Hilfsdienst. Unzählige Frauen 
haben sich den örtlichen Organisationen zur Ver­
fügung gestellt und so die gründlichen Vorberei­
tungen des Di!mstes hinter der Front ermöglicht und 
garantiert. Wir sind uns alle im klaren, dass der 
Zivilschutz o~:rie die Mitwirkung der Frauen nicht 
durc.hgeführt werden kann. Die eigentliche Wehr-

. pflicht wird auch in Zukunft nur die Männer treffen. 
Schliesslich müssen wir all der Frauen gedenken, die 
während der Abwesenheit des Gatten im Aktiv­
dienst für Familie und Geschäft sich einsetzen 
mussten. Die Frauenarbeit im wirtschaftlichen 
Leben w'ar während der Kriegsjahre sehr bedeu­
tend. In Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft 
übernahm vielfach die Frau die Arbeitsstelle des 
Mannes. Sie ersetzte in hohem Masse die militärisch 
beanspruchte männliche Arbeitskraft. Überall war 
man des Lohes voll über die damals erwiesene, aus-
gezeichnete Bewährung der Frau. . 

Aus meinen Ausführungen geht klar hervor, dass 
die Frauen durch ihre wertvolle Mitarbeit und ihre 
Tüchtigkeit in den vielfältigsten Berufszweigen die 
Gleichstellung mit ihren männlichen Kollegen, auch 
politisch gesehen, verdienen. 

Die nach Kriegsende einsetzende Hochkonjunk­
tur hat die Frau neuerdings in erhöhtem Masse ins 
Berufs- und Erwerbsleben gestellt. Die Zahl der 
erwerbstätigen Frauen und die wirtschaftliche Be­
deutung der Frauenarbeit sind in ständigem An­
wachsen begriffen. In immer mehr Berufen erfüllt 

die Frau neue und wertvolle Aufgaben. Für die 
Frau, die den Kampf uins Dasein ausser Hause 
führen muss, erhält vieles, was sie früher gar nicht 
berührte, die gleiche Bedeutung wie für den Mann. 
Durch ihre neue wirtschaftliche und soziale Lebens­
aufgabe wird sie gezwungen, sich mehr und mehr um 
öffentliche Fragen zu kümmen. Die Frau wird durch 
die Arbeits- und Sozialgesetzgebung sowie durch die 
Gestaltung der Steuerpflichten, der Kranken- und 
Unfallversicherung, des Schulwesens, der Rechts­
pflege u.a.m. in immer ausgeprägterem Masse un­
mittelbar betroffen, ohne darüber mitbestimmen zu 
können. Hier liegt sicher die Erklärung dafür, dass 
sie ihre politische Rechtlosigkeit in zunehmendem 
Masse als unwürdig empfinden muss .. Die öffentlich­
rechtliche Stellung der Frau soll mit derjenigen, die 
sie im wirtschaftlich-sozialen Leben einnimmt, in 
Einklang gebracht werden. Ich glaube, dieser For­
derung darf man sich auf die Länge nicht ver­
schliessen. Nachdem ich Ihnen die vielseitigen 
Gründe, die für die Einführung des Stimm- und 
Wahlrechtes der Frau r:iprechen, dargelegt habe, 
muss ich auf die Erwägungen eingehen, mit denen 
die Ablehnung des Frauenstimmrechtes überhaupt 
oder die vorläufige Ablehnung auf eidgenössischem 
Boden begründet werden. Es sind dies die bekann­
ten Argumente, die in den vielen Diskussionen über 
diese politisch hochbedeutsame Frage immer wieder 
genannt werden. 

Einer der hauptsächlichsten Einwände der 
Gegner des Frauenstimmrechtes stützt sich auf die 
Annahme, dass die grosse Mehrheit der Schweizer 

. Frauen dieses Stimm- und Wahlrecht, das heisst die 
politische Gleichberechtigung mit dem Manne gar 

. nicht wünschen und es sei deshalb sinnlos, den 
Frauen etwas zu geben, das sie nicht begehren, ja 
sogar ablehnen. Zu diesem Argument ist zu sagen, 
dass nirgends die Einführung des Frauenstimm­
rechtes von der Zustimmung der Frauen abhängig 
gemacht worden ist. Erinnern wir uns, dass auch für 
die Einführung des allgemeinen Stimmrechtes der 
Männer die Zustimmung der Mehrheit nicht zur 
Voraussetzung gemacht wurde. Sowohl im Auslande 
als auch in der Schweiz waren erhebliche Wider­
stände in den Reihen jener zu überwinden, denen 
d'as Stimm- und Wahlrecht zugute kommen sollte. 
Das Frauenstimmrecht ist in den meisten Staaten 
nicht durch eine Volksabstimmung, also mit Zu­
stimmung der Mehrheit der Männer eingeführt 
worden. Oft geschah dies durch einen willkürlichen 
Staatsakt einer Revolutionsregierung, ohne Be­
schluss eines Parlamentes; Dass wir in unserem 
Lande andere Wege gehen miiss.en, ist klar. Es ist 
unsere Pflicht, uns mit der Einstellung der Frauen 
zum Frauenstimmrecht auseinanderzusetzen. Zu­
verlässlige Unterlagen darüber fehlen. uns leider. 
Nachdem schon im Jahre 1929 eine Petition zu­
gunsten des Frauenstimmrechtes von 170 397 
Frauen unterzeichnet wurde, haben sich seither 
viele Vorkämpferinnen· für das Frauenstimmrecht 
und namentlich Frauenverbände immer wieder für 
die politische Gleichberechtigung der Frau einge­
setzt. Bei den in den letzten drei Jahren in Genf, 
Basel-Stadt und Zürich durchgeführten Frauen­
befragungen haben sich von den an der Abstimmung 
teilnehmenden Frauen eindeutige Mehrheiten zu­
gunsten· des Frauenstimmrechtes ausgesprochen 
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(85%, 72,9%, 79,5%). In der Stadt Zürich waren 
dies mehr als zwei Drittel aHer dort wohnhaften 
erwachsenen Schweizerinnen, in Genf und Basel 
nicht ganz die Hälfte. Dies soll nur ein Hinweis 
dafür sein, dass sich die Einstellung der Frauen zum 
Frauenstimmrecht im Verlaufe der letzten Jahre 
sehr im positiven Sinne entwickelt hat. 

Ein weiterer Einwand gegen das Frauenstimm­
recht lautet: ,,Die Frau leistet keinen Militär­
dienst." Das Stimmrecht wird als das Korrelat der 
Wehrpflicht aufgefasst. War dieser Zusammenhang 
in alten Zeiten eindeutig gegeben, so gilt er heute 
nicht ·mehr. Der Zusammenhang zwischen Soldat 
und Bürger wird immer wieder betont. Nach 
Bundesrat Jakob Dubs ist das Heer nichts anderes 
als das Volk in Waffen, und von Segesser sagte noch 
deutlicher: ,,Wir haben keine Armee, die etwas 
anderes ist, als das Volk und kein Volk, das etwas 
anderes ist, als die Armee. Nicht Armeen haben 
unsere alten Schlachten geschlagen, sondern das 
Volk in Waffen und mit dem Augenblick, wo dieses 
Verhältnis anders würde, würden wir aufhören, freie 
Schweizer zu sein." 

Wenn wir berücksichtigen, dass das Stimmrecht 
nach der Beendigung der Wehrpflicht unbeschränkt 
weiterbesteht und dass auch die Dienstuntal).glichen 
selbstverständlich stimmberechtigt sirtd, so wird uns 
klar, dass die alte Korrelation von Stimmrecht und 
Wehrpflicht schon längst nicht mehr besteht. Wir 
müssen Professor W. Kägi zustimmen, der in seinem 
Gutachten ausführt: ,,Das Argument, das den 
Schritt zum Erwachsenenstimmrecht beider Ge­
schlechter mit dem Hinweis auf die notwendige Ver­
bindung von Aktivbürger.recht und Wehrpflicht 
ablehnen will, ist also rechtlich schon lange nicht 
mehr haltllar. Aber auch als politisches Argument ist 
es entkräftet, vollends, seitdem die Frau sogar 
Militärdienst leistet." 

Die Ablehnung des Frauenstimmrechtes wird 
auch damit begründet, dass ihr ausser der Berufung 
auch die nötige Begabung zu dieser Aufgabe fehle; 
es werden ihr politische Tugenden und politische 
Fähigkeiten abgesprochen. Es ist sicher richtig; dass 
es gewisse Unterschiede im Denken und Urteilen 
zwischen Mann und Frau gibt, die man als typisch, 
das heisst mit dem Geschlecht verbunden, an­
sprechen darf und muss. Daraus darf aber nicht der 
Schluss gezogen werden, die Frau sei politisch un­
begabt oder unfähig. Dieses Urteil ist bestimmt un­
haltbar. Die Erfahrungen des Auslandes, aber auch 
die allerdings yiel beschränkteren Erfahrup.gen· ihrer 
öffentlichen Tätigkeit in der Schweiz zeigen klar, 
dass die Frauen durchaus fähig sind, die politische 
Verantwortung mitzutragen. Dass das Schwer­
gewicht der politischen Betätigung und des poli­
tischen Einflusses, auch bei Einführung des Frauen­
stimm- und Wahlrechtes, bei den Männern b,leiben 
wird, steht sicher ausser Frage, trotzdem die Zahl 
der stimmberechtigten Frauen zirka 5% höher sein 
wird als diejenige der stimmberechtigten Männer. 

Die populärste und am meisten verbreitete These 
der Gegner des Frauenstimmrechtes lautet: ,,Die 
Frau gehört ins Haus." Zu diesem Einwand kann 
ich mich kurz fassen. Ich habe bereits ausgeführt, 
wie sehr sich das Leben der Frau und ihre Stellung 
in unserer Zeit in verschiedener Hinsicht grund­
legend verändert hat. Darum geht das Argument, 
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,,Die Frau gehört ins Haus", als allgemeines Postu­
lat einfach an den Gegebenheiten der heutigen Ord­
nung vorbei. Schliesslich ist immer wieder - und 
sicher mit Recht - die Frage der zeitlichen Reihen­
folge der Einführung des Frauenstimmrechtes dis­
kutiert worden. Ist es nicht empfehlenswert, den 
Kantonen und Gemeinden den Vortritt zu lassen 
und im Bunde zuzuwarten, bis zum mindesten einige 
Kantone das Frauenstimmrecht eingeführt haben? 
Sicher kommt nicht in Frage, dass der Bund den 
Kantonen die Einführung des Frauenstimmrechtes 
vorschreiben soll. Auf den Seiten 111-114 setzt sich 
die Botschaft mit dieser wichtigen Frage ausein­
ander. Trotz gewisser sehr berechtigter Einwen­
dungen . gegen die Priorität der Einführung des 
Frauenstimmrechtes auf höchster Ebene, im Bund, 
kommt der Bundesrat doch zum Schlusse, diese Ein­
führung im Bunde in die Wege zu leiten, ohne das 
Vor.gehen einzelner Kantone abzuwarten. Die Er­
fahrung hat deutlich gezeigt, dass die Einführung 
des Frauenstimmrechtes auf diesem Wege einfach 
keine Fortschritte macht. Daher scheint ein V orstoss 
auf eidgenössischem Boden als gegeben. Der Bundes­
rat erwartet von diesem Vorstoss im Gebiete des 
Bundesrechtes neue Impulse zugunsten des Frauen­
stimmrechtes, auch ·in den einzelnen Kantonen. 
Befürworter und Gegner erhalten so Gelegenheit, 
ihre Argumente in der Öffentlichkeit zu diskutieren; 
die politischen Parteien haben zu dieser staats­
politisch so wichtigen Frage Stellung zu nehmen, 
und auch die Frauen und ihre Verbände können· 
dabei ihren Einfluss geltend machen. Das Ergebnis 
einer Abstimmung über die Einführung des Stimm­
und Wahlrechtes der Frau wird für das weitere Vor.­
gehen sehr wertvoll sein. Wir wollen uns daran er­
innern, dass gerade in der Demokratie grosse poli­
tische Neue.rungen nicht auf den ersten Anhieb 
gelingen. Es bedarf zur Erreichung des Zieles 
manchmal einer Reihe von Vorstössen; dies war ja 
zum Beispiel auch bei der Einführung der Sozial­
versicherung der Fall. 

Über die · voraussichtlichen Auswirkungen des 
Frauenstimmrechtes orientiert uns die Botschaft 
des Bundesrates wie folgt: 

Die Frauen hätten bei uns, wie in fa·st allen 
Staaten, die absolute Mehrheit, 52,4% Frauen 
gegenüber 47,6% Männer. Wie steht es mit der 
Stimmbeteiligung der Frau? Nach einem von der 
Uno veranlassten Bericht ist die Stimmenthaltung 
bei den Frauen viel häufiger als bei den Männern; 
ebenso zeigt sich diese Stimmenthaltung der Frau 
auf der Landschaft · viel ausgeprägter als in den 
Städten. · 

Obwohl die Frauen die absolute Mehrheit der 
Wähler verkörpern, sind ihre Vertretungen in den 
Parlamenten nicht bedeutend. Der Anteil weib­
licher Abgeordneter beträgt in allen Parlamenten 
weniger als 10%. Parteipolitisch haben sich die 
Frauen den bestehenden Parteien angeschlossen, 
was wohl auch in der Schweiz bei Einführung des 
Frauenstimmrechtes geschehen würde. 

Bei der Abwägung all dieser Argumente für und 
gegen das Frauenstimmrecht kommt der Bundesrat 
zum Entsc4eid, es sei Volk und Ständen die Ein­
führung des Frauenstimm- und Wahlrechtes in eid-
genössischen Angelegenheiten zu beantragen. · 
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Das entscheidende und durchschlagende Argu­
ment zugunsten der poltischen Gleichberechtigung 
der Frau ist der Gesichtspunkt der Gerechtigkeit, 
der Rechtsgleichheit und der Demokratie. Die all­
gemeine Menschenwürde, die der Frau in gleichem 
Masse zukommt wie dem Manne, verlangt die prinzi­
pielle Gleichbehandlung mit ihm. Dies gilt aber auch 
für die politischen Rechte, und daraus ergibt sich 
die politische Gleichstellung von ~ann und Frau 
als ein Gebot der Rechtsgleichheit und damit der 
Gerechtigkeit. Professor Max Huber sagt darüber 
im Vorwort zum Gutachten von Professor Kägi: 

„ Gerechtigkeit ist der Massstab für alles vom 
Menschen gesetzte Recht und dessen Anwendung. 
Gerechtigkeit ist nicht ein rein empirischer oder 
rationaler Begriff. Sie wurzelt ·in unserer Verant~ 
wortung für ewige Vv erte und meldet sich in uns 
durch das Gewissen, jener heiligen Unruhe, die uns 
vor Selbstgerechtigkeit und Erstarrung bewahrt." 

Professor W. Kägi kommt in seinem in der Bot­
schaft oft zitierten Gutachten unter anderem zu 
folgender Schlussfolgerung: 

. ,,Die politische Gleichberechtigung der Schwei­
zer Frau und damit der Übergang zum Erwachsenen­
stimmrecht ergibt sich als Gebot der folgerichtigen 
Verwirklichung der grundlegenden Werte und Ideen 
unserer s.chweizerischen Verfassungsordnung: 
a} als Forderung nach der vollen Anerkennung der 

Personenwürde auch in der Perso1i der Frau; 
b) als Forderung nach reinerer Verwirklichung des 

· demokratischen Gedankens durch Anerkennung 
des Mitbestimmungsrechtes der Frau; 

c) als -Forderung nach reinerer Verwirklichung des 
Gerechtigkeitsgedankens in der freien politischen 
Gemeinschaft durch Anerkennung der vollen 
Rechtsfähigkeit der Frau; 

d) als Forderung einer gerechtei.l Korrelation von 
Rechten und Pflichten in der Rechtsstellung der 
Frau." 
Wie kann dieses Postulat nun verwirklicht wer­

den? Zwei Möglichkeiten sind geprüft und dis-. 
kutiert worden. Der einfachere und mehr Erfolg ver­
sprechende Weg wäre die Herbeiführung der Gleich­
berechtigung der Frau, einfach im Wege einer Neu­
interpretation der Verfassung, insbesondere von 
Artikel 74 BV, da ja unter „Schweizer Bürger" oder 
„Schweizer" an anderer Stelle der Verfassung die 
„ Schweizer Bürgerin" bzw. ,, Schweizerin" nach 
allgemein anerkannter Auslegung mit eingeschlossen 
-ist. Der zweite Weg ist derjenige der Änderung von 
Verfassung und Gesetz. Die sehr interessanten 
juristischen Ausführungen darüber finden Sie auf 
den Seiten 114-122 der Botschaft. Ihre Kommission 
teilt die Auffassung des Bundesrates, dass der erste 
Weg, der Weg der Interpretation, weder rechtlich 
zulässig noch .politisch gangbar ist. Es kommt 
daru·m nur die klare Regelung durch Verfassung 
und Gesetz in Frage. Auf 'Gund dieser Überlegungen 
hat Ihre Kommission mit 10 gegen 3 Stimmen be­
schlossen, auf die Vorlage einzutreten. 

In der Detailberatung versuchte Ihre Kommis­
sion den Entwurf des Bundesrates redaktionell mög~ 
liehst zu vereinfachen. Ich werde Sie darüber bei der 
Detailberatung ausführlicher orientieren. Ich möchte 
nur eine grundsätzliche Frage, die mir sehr wichtig 
erscheint, schon im Eintretensreferat zur Diskussion 
stellen. Von verschiedenen Seiten, auch in Ihrer 

Kommission, ist die Frage aufgeworfen worden, oh 
es zweckmässig sei, mit der Einführung des Frauen­
stimmrechtes auch die für Initiative und Referen­
dum erforderliche Unterschriftenzahl zu erhöhen. 
Dazu muss festgestellt· werden, dass diese Volks­
rechte seit ihrer Einführung eine zahlenmässige 
Abwertung erfahren haben. Währenddem sich die 
Einwohnerzahl seit dem Jahre 1874 beinahe ver­
doppelt hat, sind die für Initiative und Referendum 
erforderfü;:hen Unterschriften immer gleich ge­
blieben. Die Geltendmachung dieser Volksrechte ist 
also seit deren fünführung ganz erheblich erleichtert 
worden. Es ist darum sachlich durchaus gerecht­
fertigt, einmal die erforderliche Korrektur anzu­
bringen, da ja mit der Einführung· des Frauen­
stimmrechtes die Zahl der Stimmberechtigten gut 
verdoppelt wird. Ihre Kommission hat die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Verdoppeiung der Zahl 
der benötigten Unterschriften etwas reduziert. Der 
Bund schweizerischer Frauenvereine hat· in einer 
Eingabe vom 19. September an die Mitglieder un­
seres Rates dringend ersucht, die Frage der Er­
höhung der Stimmenzahl für Initiative und Referen­
dum nicht mit der grundsätzlichen Frage der Ein­
führung des Stimm- und Wahlrechtes der Frauen 
zu verbinden. Es ist dies eine politisch-psycholo­
gische Frage, die unser Rat entscheiden muss. Ihre 
Kommission war mehrheitlich der Auffassung, dass 
die von ihr vorgeschlagene Erhöhung wohl begrün­
det sei und der grundsätzlichen Zustimmung zum 
Frauenstimmrecht nicht nachteilig sei. 

Nach durchgeführter Detailberatung hat Ihre 
Kommission dem Bundesbeschluss über die Ein­
führung des Frauenstimin- . und V{ahlrechtes in 
eidgenössischen Angelegenheiten mit 11 gegen 2 
Stimmen zugestimmt. 

Im Namen der Mehrheit der Kommission be­
antrage ich Ihnen Eintreten auf diesen Bundes­
beschluss .. 

Allgemeine Bemtimg - Discussion generale 

Stöckli: Der Sprechende möchte vorausschicken, 
dass er von keiner Seite Auftrag hat, gegen das 
Frauenstimmrecht aufzutreten. Auch ist es nicht 
Abneigung gegen jene Frauen, die in guten Treuen, 
in ehrlicher Absicht, den Kampf um die Gleich­
berechtigung der Frau aufgenommen haben. Die 

· Gleichberechtigung der Frau wird von mir nicht 
bestritten. Ich möchte sie aber von diesem Schritt 
in die Zukunft abhalten, weil ich überzeugt bin, dass 
die Grosszahl sich dabei nicht wohl mid nicht glück­
lich finden wird; Ich weiss, wie die Frauen auf dem 
Lande, im Bauerndorf, darüber denken, und ich 
kann mir auch vorstellen, welch unangenehme Be­
gleiterscheinungen und Folgen die Einführung des · 
Frauenstimmrechtes haben kann. 

Die Botschaft gibt, was allgemein anerkannt 
wird, erschöpfend· Auskunft. Es ist da allerdings 
Material zusammengetr.agen worden aus europäi­
schen und überseeischen Staaten,, das wohl inter­
essant ist, mir aber wenig sagt. Daraus Schlüsse zu 
ziehen, die für die Einführung des Frauenstimm· 
rechtes in der Schweiz sprechen sollen, geht meines 
Erachtens fehl. Wir brüsten uns als die vorbild· 
lichste Deµ10kratie und doch sollen wir gelegentlich 
vom Ausland als in politischer Hinsicht rückständig 
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bezeichnet werden. Ist es ausgerechnet das Frauen­
stimmrecht, das uns einen bessern Rang unter den 
europäischen Staaten sichern könnte? Daran glaube 
ich schon gar nicht. Es könnte sogar leicht das 
Gegenteil der Fall sein. Die Botschaft gibt übrigens 
zu: ,,Dem Vergleich mit andern Staaten· kann aus 
einem besondern, in der politischen Eigenart unseres 
Landes liegenden Grunde nur eine beschränkte 
Bedeutung beigemessen werden." 

Allein auf eidgenössischem Boden ist die Be­
anspruchung des stimmfähigen Bürgers weit grösser 
als im Ausland. Das Recht der Schweizer Frau wird 
sich aber nicht auf das Stimm- und Wahlrecht in 
eidgenössischen Angelegenheiten beschränken. Die 
voHe Gleichberechtigung, die gefordert wird, erlangt 
"die Frau erst, wenn ihr das Stimm- und Wahlrecht 
auch. in ·kantonalen und Gemeindeangelegenheiten 
zugestanden wird. Die Kantone und · Gemeinden 
würden folgen und damit würde der Frau eine Be­
lastung überbunden, die die Mehrheit· als Last 
empfinden müsste. Wir stellen doch fest, dass eine 
grosse Zahl der stimmfähigen Männer abstimmungs-_ 
müde geworden ist. Das ist wohl eine Begründung 
für das von den Frauen gestellte Begehren. Wieviel 
mehr müsste diese Ermüdung bei den Frauen ein­
treten, wo doch schon heute weitherum eine Ab­
neigung bei' den Frauen selbst besteht. Rechte und 
Pflichten des Schweizers ragen weit über das hinaus, 
was dem stimmfähigen Bürger eines fremden 
Staates zusteht oder von ihm verlangt wird. Unsere 
Demokratie ist so ·ausgebaut, dass wir in Gemeinde, 
Staat und Bund - wir dürfen schon sagen - stark in 
Anspruch genommen sind. Sollen wir der Frau zu­
muten, an all den Gemeindeversammlungen teilzu­
nehmen · und erst noch die politischen Versamm­
lungen zu besuchen? Die Stimmabgabe an der Urne 
belastet am wenigsten, weit mehr die Teilnahme an 
Gemeinde- und Wahlversammlungen und am Wahl­
kampf. Stellen wir uns die Frau im Wahlkampf vor! 
Hüten wir uns, den Charakter der Frau der Gefahr 
auszusetzen, verdorben zu werden! Ich bin über­
zeugt davon, dass diese oder j!'me Frau an ihrem 
Mann, der im politischen Kampf steht, eine nach­
teilige Veränderung im Charakter festgestellt hat. 
Ich möchte kein Urteil abgeben über das zartere 
Geschlecht, soviel aber sagen, dass die Frau durch- · 
schnittlich empfindlicher ist, weit eher sich in ihrer 
Ehre verletzt fühlt als der Mann. Soll sie nun in den 
Strudel cier Politik hineingezogen werden? Wir 
Männer wünschen, dass die Frau in ihrem ganzen 
Wesen, in ihrem Charakter, in dem, was wir Männer 
zu schätzen wissen, erhalten bleibt. Schon deshalb 
möchten wir sie von den Wahlkämpfen, die be­
kanntlich oft sonderbare Blüten tragen, fernhalten. 
Eine gewisse Leidens~haft ist mit der Ausübung des 
Stimm- und Wahlrechtes verbunden. Diese Leiden­
schaft auf die Frau auszudehnen, habe ich Hem­
mungen. Die Erweiterung der Rechte in ·der Demo­
kratie in dieser Richtung kann· uns nicht einer 
bessern Zukunft entgegenführen. Wenn schon, wie 
die Botschaft sagt, zu 90% Mann und Frau gleich 
stimmen, genügt dann nicht schon die einfache 
Stimme als Stimme der Familie, erreichen wir damit 
nicht auch zu 90% das gleiche Resultat? Warum 
kompliziert, wenn es einfach auch geht! Nun 
sind aber die andern 10% geeignet, schwerwiegende 
Auseinandersetzungen zwischen den Ehega.tten oder 

auch zwischen Geschwistern in der Familie zu 
schaffen, Differenzen, die, wenn sie sich wieder­
holen, zur Spaltung führen können. Der Staat sollte 
alles unternehmen, die Familie zu schützen und 
alles unterlassen, was ihr schaden kann. Eine Ehe 
wird Bestand haben, wenn beide Teile in Zweck und 
Ziel des Lebens, in Zweck und Ziel der Familien­
gründung gleich .denken, gleich gerichtet·sind. Des­
halb ist es wichtig, dass Einflüsse von aussen, in 
unserm Fall der verschiedensten politischen Schat­
tierungen, auf das eheliche Verhältnis nicht tren­
nend wirken. Bei der Leidenschaft, wie sie in Wahl­
und Abstimmungskämpfen etwa zum Ausdruck 
kommt, können sich Sympthie und Antipathie zu 
Kandidaten, können sich Meinungsverschieden­
heiten auch in Sachfragen unter den Ehegatten sehr 
nachteilig auf das gegenseitige Verhältnis auswirken 
und ein abschreckendes Beispiel für die· Kinder 
werden. Gewiss und gottlob gibt es ideale Verhält­
nisse, wo sich Vater und Mutter ausgezeichnet ver­
stehen, wo auch das Stimmrecht der Frau keine 
Störung des Friedens bewirken könnte. 

Die Botschaft sagt auf Seite 106: ,,Die Schweizer 
Frau dürfte in der Lage sein, auch den erhöhten 
Anforderungen zu genügen, ohne ihre Pflicht~n als 
Hausfrau und Mutter vernachlässigen zu müssen. 
In anderer Beziehung mögen unerwünschte Neben­
wirkungen zu erwarten sei. So etwa eine leichte Ver­
schiebung der Stimmkraft zwischen Stadt und 
Land." 

Das ist eine leise Andeutung, wie es etwa 
kommen könnte! An anderer Stelle wird geltend 
gemacht, dass die Frau einen wesentlichen Teil 
ihrer früheren Aufgaben im Hause verloren habe, 
der Frau stehe heute neben der Haushaltung mehr 
Zeit zur Verfügung. Für die Bauernfamilie wird eine 
Ausnahme gemacht. 

Damit komme ich auf die Einstellung der 
Bauersfrau zum Stimmrecht und dessen Aus­
wirkung auf Bauernfamilie und die Landgemeinde 
zu sprechen, immer unter· der Voraussetzung, dass 
das Frauenstimmrecht allgemein, auf allen drei 
Stufen: Eidgenossenschaft, Kanton und Gemeinde 
eingeführt werde. 

Vorerst die Auswirkungen in der Landgemeinde. 
Der Aa!'gau hat auf der ganzen Linie, in Stadt' und 
Land, die Gemeindeversammlung und den Stimm­
zwang. An der Urne nehmen durchschnittlich 80% 
und an der Gemeindeversammlung 50-60% teil. 
Während in der Stadt die Nachbarn nur wenig be­
kannt sind, ist in der Gemeinde jeder Nachbar des 
andern. Wir sind auch aufeinander angewiesen. 
Stehen in einer Gemeinderatswahl zwei Kandidaten 
einander gegenüber, so bilden sich zwei Gruppen von 
Stimmfähigen. Von den meisten der Stimmfähigen 
weiss man, welcher Gruppe sie: angehören. Solche 
Wahlkämpfe werden oft mit grosser Leidenschaft 
geführt, schaffen Spannungen z~ischen den Stimm­
fähigen, trüben das nachbarliche Verhältnis und 
können oft auf Jahre hinaus den Frieden unter den 
Dorfeinwohnern stören. Wenn erst noch die Frauen 
und Töchter in diesen Wahlkampf hineingezogen 
werden, kann sich jedermann vorstellen, dass damit 
die Gegensätze verstärkt werden. Ich brauche hier 
nicht auf die politischen Gegensätze im Nachbar­
kanton hinzuweisen, Gott behüte uns Aargauer vor 
den Folgen einer Ausweitung der Demokratie in der 
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vorgeschlagenen Richtung! Nur nebenbei sei be­
merkt, dass im Aargau kaum ein Drittel der bisher 
benutzten Versammlungslokale genügen würden zur 
Aufnahme der doppelten Zahl von Stimmbürgern. 

Bei Frauen in gewissen Ständen und Berufen 
fehlt es sicher nicht an der nötigen Begeisterung, in 
der Politik mitzumachen, auch nicht an der nötigen 
Zeit,. sofern sie das Vergnügen am freien Samstag­
nachmittag oder am Sonntag nicht abhält. 

Die Bauernfrau hat im allgemeinen kein Ver­
langen nach dem Stimm- und Wahlrecht. Sie schenkt 
ihrem Mann das Zutrauen, dass er das schon recht 
mache und ist froh, dass sie damit nicht zusätzlich 
belastet ist. Sie sieht ihre Hauptarbeit in Familie 
und Haushalt, womit sie die ganze Woche ange­
strengt beschäftigt ist. Zum mindesten in der 
strengsten Zeit, wenn nicht jeden Tag den Sommer 
über, hilft sie auch bei den Feldarbeiten mit. Der 
Samstag und der Sonntagvormittag sind für sie die 
strengsten Tage. Mann und Frau· müssen sich am 
Sonntagvormittag in der Erfüllung der Sonntags­
pflicht gegenseitig ablösen. Wie sollte sich da ~ie 
Hausfrau noch Zeit nehmen können zur Erfüllung 
neuer Verpflichtungen, der Bürgerpflichten ? Im 
Bauernstand haben wir kinderreiche Familien. 
Familien von 5 bis 15 Kindern sind nicht selten. Im 
Bauernhaus sind sozusagen keine Dienstmädchen 
tätig, die der Hausfrau und Mutter in der Sorge und 
:Pflege der Kinder oder im Haushalt behilflich sein 
könnten. Die Bauernfrau ist darauf angewiesen, ihre 
Kinder, sobald sie zu einer Arbeit fähig sind, einzu­
spannen. Bei der Mithilfe der Mutter bei Feld­
arbeiten werden die Kinder, auch die jüngsten, auf 
das Feld mitgenommen, oder sie unterstehen der 
Aufsicht eines der schulpflichtigen Kinder. Ich darf 
annehmen, dass auch die Frauen in den Städten 
oder in andern Berufen mit weniger Kindern einzu~ 
sehen vermögen, welche Aufgabe der Frau im 
Bauernhaus wartet. 

Die Verhältnisse zu Stadt und Land sind ausser­
ördentlich verschieden. Die Frau im Bauernhaus 
wird vielfach über ihre Kräfte in Anspruch ge­
nommen. Über die Folgen ausserordentlicher Be­
anspruchung wissen die Ärzte auf dem Land Be­
scheid. Die Frau ist von feinerer Konstitution als 
der Mann. Sie ist nicht für die Verrichtung von 
schweren Arbeiten berufen. Sie hat aber im all­
gemeinen den Willen mitzuhelfen, überall dort ein­
zuspringen, wo Not am Mann ist. In der Not, beim 
Fehlen der nötigen Arbeitskräfte, in der Sorge um 
die Existenz der Familie vollbringen Bauernfrauen 
gelegentlich Leistungen, die weit über ihre Kräfte 
gehen. Glaubt jemand, dass diese Frauen noch ein 
Verlangen nach zusätzlicher Arbeit mit dem 

· Stimm- und Wahlrecht haben werden? Sie sehnen 
sich nach · Ruhe und finden diese am Somitag­
nachmittag wiederum im Kreise ihrer Familie. Sie 
sind die Stillen im Lande; sie wollen nicht auf die 
Strasse, vollbringen aber Leistungen, die vielfach 
höher zu werten sind als jene irgendeiner Sport­
kanone. 

Die Probeabstimmungen sagen mir wenig; aber 
was mir die Stimme einer vielbeschäftigten Haus-. 
frau, der Mutter einer zahlreichen Kinderschar sagt, 
das macht mir Eindruck, und das ermutigt mich, 
gegen das Frauenstimmrecht aufzutreten. 

Ich war letzte Woche in zwei Bauerngehöften 
mit Namen Hapfegg und Krachen am Napf, hinten 
im Kanton Luzern und habe mir dabei Gedanken 
gemacht, wie es da bestellt wäre mit der Erfüllung 
der Bürgerpflicht. Oie beiden Gehöfte gehören poli­
tisch zur Gemeinde Romoos, sind von dieser zwei 
Wegstunden entfernt und durch Fussweg und Fahr­
weg mit ihr verbunden. Für die Begehung des Fuss­
weges müsste ich bei Regenwetter Stiefel empfehlen. 
Der Fahrweg weist Höhenunterschiede von minde­
stens 300 m auf und ist zum Teil denkbar schlecht. 
Die Postbedienung·erfolgt aus Menzberg, das etwas 
mehr als eine Wegstunde entfernt ist; dort wird 
auch die Kirche besucht. Schule wird in einem der 
beiden Bauernhäuser gehalten. Mit wieviel grössern 
Opfern ist für diese F:raue°: die E:r~üllun~ · .der 
Stimmpflicht verbunden, verglichen mit Jenen 111 den 
Städten, die mit dem Tram, dem Fahrrad oder dem 
Motorfahrzeug bequem und leicht das Abstimmungs-
lokal erreichen können! · 

Man wird mir einwenden, es könnten Erleichte­
rungen in der Stimmabgabe getroffen werden. 
Diesem Einwand möchte ich entgegenhalten und 
mich ganz vorsichtig ausdrücken: mit jeder _Stimm­
erleichterung wird das Resultat unzuverlässiger. Es 
kommt nicht mehr der Wille des Volkes zum Aus­
druck und doch ist der echte Volkswille der Demo­
kratie' höchstes Ziel. Wenn nicht mehr der klare., 
eindeutige, unverfälschte Volkswille aus einer Ab­
stimmung hervorgeht, dann ist die Demokratie so 
schlecht wie jede andere Staatsform. 

Ich beant~age Nichteintreten auf die Vorlage 
und für den Fall, dass Eintreten beschlossen werden 
sollte, Ablehnung. 

Haefelin: Die Frage der Einführung des Frauen­
stimm- und Wahlrechtes in eidgenössischen Ange­
legenheiten, wie sie der Bundesrat mit seiner Bot­
schaft vom 22. Februar 1957 beantragt, ist sehr 
delikater Natur, zwingt sie uns Männer doch zu einer 
Erforschung unserer Einstellung ~egenüb?r. dem 
andern Geschlecht und seiner allfälligen politischen 
Gleichstellung mit uns. Der bundesrätliche Antrag, 
das Frauenstimmrecht auf eidgenössischer Ebene 
zu verwirklichen, rollt ein staatspolitisches Problem 
erster Ordnung auf, dessen Lösung uns u:m so 
schwerer erscheint als es bei uns an praktischer 
Erfahrung auf unt~rer Stufe fehlt und es ~eh~ be0 

kannt ist wie sich die Schweizer Frauen m ihrer ' . Gesamtheit dazu stellen. Sicher aber ist, dass. wir, 
welches auch unsere Beschlüsse sein werden, immer 
einen ansehnlichen Teil unserer verehrten Mitbürge­
rinnen vor den Kopf stossen werden. Als Polit~k.er 
sind wir diesbezüglich hinsichtlich der Männer mcht 
so zartfühlend, allein, wenn wir wisse!!-d den Fra_uen 
eine Enttäuschuno· oder gar einen Arger bereiten 
müssen, dann beh~gt uns dies schon gar nicht .. ~s 
mag dies zusammenhängen mit unserer . pers?n­
lichen Einstellung zum zarten Geschlecht. Für mich 
als einem Vertreter der ältern Generation gilt_ heute 
noch das, was i~h vor bald fünfzig Jahre°: al_s J~~gee; 
Student über die Jungfrauen und Frauen im ~~ho:h. 
Kantus Gaudeanius igitur gesungen habe, n~mh t 
Vivant omnes flirgines, faciles, formosae, _vwant / 
mulieres tenerae, amabiles, bonae, laborw~ae.\T n 

' . h d d er-dieses Loblied der Frau, das weitge en ie 'h 
ehrung ihres Wesens und die Achtung vor i ren · 
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trefflichen Eigenschaften zum Ausdruck bringt, 
stimme ich heute als Mann mit dem 100-Semster­
Band nicht weniger begeistert ein wie damals als 
junger Fuchs. Ich weiss, dass die meisten meiner 
Altersgenossen diese Einstellung teilen, weiss aber 
auch, dass bei der jüngern Generation nicht zuletzt 
wegen veränderten Erziehungs- und Sozialverhält­
nissen dieses Gefühl der Verehrung des . andern 
Geschlechtes immer mehr einer eigentlichen Kame­
radschaft Platz macht, die es dann auch leichter 
zulässt, diesem Kameraden gelegentlich etwas Un­
angenehmes zu sagen oder ihn den Unbillen des 
aktiven politischen Lebens auszusetzen. Und so 
glaube ich denn auch, dass diese Wandlung zu 
gegebener Zeit auf natürlichem Wege die Voraus­
setzungen schaffen wird zur Einführung des Frauen­
stimm- und Wahlrechtes auch bei uns. Vorerst aber 
müssen wir uns noch damit abfinden, dass es vielen 
von uns weh tut, den Frauen oder auch nur einem 
Teil von ihnen Enttäuschung oder gar Kummer be­
reiten zu müssen. Aus dieser unangenehmen Situa­
tion gäbe es wohl den goldenen Ausweg des Schwei­
gens, und es will mir scheinen, dass er da und dort 
nicht· ungern beschritten wird. So können wir fest­
stellen, dass die Botschaft des Bundesrates, trotz 
ihrer «:;~inent. staatspolitischen Tragweite, bisher 
in der Offentlichkeit nicht das laute Echo gefunden­
hat, das man hätte erwarten dürfen. Presse und 
Parteien waren bisher in ihren Stellungnahmen 
recht zurückhaltend, letztere vielleicht auch deshalb, 
weil sie die Erfahrung gelehrt hat, dass auf die 
Parteimitglieder selten so geringer Verlass ist wie 
gerade bei einer Parole zugunsten des Frauen­
stimmrechtes. Ich glaube aber, dass wir jetzt nicht 
mehr schweigen dürfen, sondern dass wir reden 
müssen, leider auch auf die Gefahr hin, missver­
standen zu werden oder mancher wertvoller Sym­
pathie verlustig zu gehen. Und da gilt e_s vorab, in 
grundsätzlicher Richtung Farbe zu bekennen. Ich 
tue dies, indem ich erkläre, dass ich grundsätzlich 
ein Befürworter des Frauenstimmrechtes bin, einmal 
aus rein rechtlichen Erwägungen, dann aber gestützt 
auf die Erfahrungen, die ich während längerer Zeit 

· mit der Mitarbeit von Frauen in verschiedenen 
politischen Behörden meiner Vaterstadt Solothurn 
gemacht habe. Und ich freue mich, dass gerade am 
vergangenen Sonntag das Solothurnervolk in dieser 
Richtung einen weitern Schritt . vorwärts gemacht 
hat, inderr1 es der Wählbarkeit der Frauen in unsere 
Bezirksschulpflegen zugestimmt hat. 

Wie dies meist der Fall ist, kann man auch zu 
dieser Vorlage de~ Bundesrates von verschiedenen 
Standpunkten aus Stellung beziehen. Dass der 
leidenschaftlich überzeugte Anhänger der politi­
schen Gleichstellung der Frau jede Gelegenheit, 
diesen seinen Willen an der Urne zum Ausdruck zu 
bringen, begrüsst, ist naheliegend. Dies dürfte auch 
zutreffen für einige Herren der Mehrheit unserer 
Kommission, wohl auch für den Herrn Referenten. 
Anderseits ist es aber auch verständlich, dass ein 
überzeugter Gegner du:r;ch diese Botschaft kaum 
umgestimmt werden kann, und dass er ihr somit 
nicht beipflichten kann. Nun bleibt es aber nicht 

. bei diesen beiden einfachen Alternativen, sondern 
es gibt noch andere Möglichkeiten. Dabei will ich 
jene des Gegners, der wegen des von ihni erwarteten 
Ausganges diese Volksbefragung nicht ungerne sehen 

... - - -------· ··-----· ... ··- . ·.·· .. · .. -. ---···-·-· 

würde, zum vornherein ausschalten. Dagegen weiss 
ich, dass es viele Freunde des Frauenstimmrechtes 
gibt, die mit mir dem Bun-desrat auf dem vor­
geschlagenen Wege nicht folgen können, weil sie ihn 
als unschweizerisch und der guten Sache abträglich 
empfinden. Ich konnte aus diesen Erwägungen in 
der Kommission, trotz. meiner stets sehr gouverne­
mentalen Einstellung, dem Bundesrat und auch der 
Merheit der · Kommission nicht beipflichten und 
fühle mich verpflichtet, das, was ich in der Kommis­
si3n vorgebracht habe, auch hier kurz bekanntzu­
geben. 

Die Ausgangssituation ist folgende: , Alle Be­
strebungen, das Frauenstimmrecht in den Kantonen· 
und Gemeinden einzuführen, sind bisher gescheitert. 
Nun will der Bundesrat, wohl nicht ganz aus· freien 
Stücken, sondern durch Postulate dazu veranlasst, 
den Versuch wagen, diese staatspolitisch so eminent 
wichtige Neuerung auf der höchsten Ebene des 
Bundes zu verwirklichen. Dass dies nicht der nor­
male und bewährte schweizerische Weg ist, kann 
kaum bestritten werden. Alle wichtigen Institutionen 
unseres Landes sind denn auch auf dem Boden der 
Gemeinden und Kantone entstanäen und erst nach 
der Bewährung im kleinern Gemeinwesen schliess­
lich durch Verfassung und Gesetzgebung des Bundes 
übernommen wo:fiden. Einige wenige Beispiele 
sollen Ihnen die Richtigkeit dieser Feststellung be­
weisen. Dass der Bund der Eidgenossen selbst aus 
dem Zusammenschluss der auf den Gemeinden be­
ruhenden Kantone hervorgegangen ist, bedarf keiner 
weitern Begründung. Auch das Stimmrecht der 
Männer hat sich, wie es die Botschaft ausführlich 
schildert, allerdings verschieden nach Art der Ein­
führung und Kreis der Berechtigten, zuerst in den 
Kantonen entwickelt, bevor es die Verfassung des 
Bundesstaates auch für seine Angelegenheiten stipu­
lieren und gewährleisten konnte. Unsere Armee ist 
aus den kantonalen ~ontingenten hervorgegangen, 
und Artikel 19 BV spricht heute noch von den 
Truppenkörpern der Kantone. Die verfassungs­
mässigen Grundlagen für die Vereinheitlichung des 
Zivil- und Strafrechtes konnten erst zu Ende des 
letzten Jahrhunderts geschaffen werden, nachdem. 
vorher jeder Kanton sein eigenes Recht hatte, und 
Organisation, Verfahren und Rechtsprechung ver­
blieben auch weiterhin bei den Kantonen. Jeder 
Sammler von Münzen und Marken weiss, dass seine 
wertvollsten Stücke aus der Zeit herrühren, da man 
vom Münz- und Postregal des Bundes noch nichts 
wusste, da diese Hoheitsrechte noch bei den Kan­
tonen lagen. Diese wenigen· Beispiele zeigen uns mit 
aller Deutlichkeit, wie alle unsere heute dem Bunde 
zustehenden Institutionen lange vorher iri den Kan· 
tonen ihre Bewährungsprobe bestanden haben und 
erst später, gestützt auf diese Bewährung, beim 
Bunde vereinheitlicht werden konnten. Damit soll 
aber keineswegs behauptet werden, dass unsere 
moderne Zeit nicht Ausnahmen von dieser Staats· · 
maxime zulassen würde, und wir alle kennen aus 
unserer parlamentarischen Tätigkeit der letzten Zeit 
solche Beispiele. Beim Stimmrecht dürfte aber dies 
nicht zutreffen, handelt es sich doch dabei um einen 
der Grundsätze unserer Demokratie, für die der 
Weg von unten nach oben auch heute noch ange· 
zeigt ist. Diese Schwäche seiner Vorlage ist auch 
dem Bundesrate bekannt, und er hat sich mit ihr 
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auf den Seiten 111-114 der Botschaft in anerken­
nenswerter Offenheit auseinandergesetzt. Ich könnte 
zur Begründung meiner Bedenken keine bessern 
Worte finden, als sie dort aufgezeichnet und von den 
Herren Kollegen gewiss zur Kennsnis genommen 
worden sind. Leider können mich die Argumente, 
die den Bundesrat trotz den auch von ihm aner­
kannten Einwänden dazu geführt haben, uns den 
ungewohnten Weg über den Bund zu Kanton und 
Gemeinde vorzuschlagen, nicht überzeugen, und ich 
muss sagen, dass mir diese Beweisführung viel 
weniger einleuchtet als die Widerlegung der grund­
sätzlichen Einwände gegen das F.rauenstimmrecht. 
Ich werde später noch darauf zurückkommen. 

Vorerst aber soll noch geprüft werden, welches 
die Auswirkungen wären, wenn dieser ungewohnte 
_Weg zum Ziele und damit zur Verwirklichung des 

. Frauenstimmrechtes auf eidgenössischer Ebene füh-
ren sollte. Wir bekämen damit die ausserordentliche 
Situation, dass die Frauen vo~ einem Tage zum 
andern für die Abstimmungen im Bunde und die 
Wahlen. des Nationalrates stimmberechtigt wären· 
und selbst z.u Mitgliedern des Nationalrates und des 
Bundesrates gewählt werden könnten, während · 
ihnen vorübergehend oder dauernd das Mitsprache­
recht in den Gemeinden und Kantonen versagt 
bliebe. Dass die meisten von ihnen ohne genügende 
staatsbürg.erliche und politische Schulung in diese 
Rechte eintreten würden, könnte ihnen nicht zum 
Vorwurf gemacht werden, wäre aber doch feste Tat­
sache. Wir Männer wiss0en es aus eigener Erfahrung, 
wie wir selbst durch die Schulung vorab in der 
Gemeinde ins politiseih.e Verstehen und Denken 
hineingewach_sen sind und durch sie befähigt wurden, 
auch· bei den schwierigen Entscheiden des Bundes 
verantwortungsbewusst mitzuwirken. Und wenn ich 
hier Umschau halte bei meinen Herren Kollegen, 
dann sehe ich in den meisten von ihnen Männer, die 
in den Behörden ihrer Gemeinden und Kantone das 
nötige Rüstzeug· geholt hahen, das sie befähigt, in 
den eidgenössischen Räten erfolgreich mitzuarbeiten. 
Alle diese Voraussetzungen würden bei den Frauen 
solange fehlen, als ihnen. Gemeinden und Kantone 
die Mitarbeit in ihren Behörden versagen würden, 
womit bestimmt vorübergehend oder dauernd zu 
rechnen wäre. Und sodann frage ich Sie, ob es 
wünschenswert · wäre, dass eine Kammer unserer 
Bundesversammlung, nämlich, der Nationalrat, un­
ter Mitwirkung der Frauen bestellt würde, während 
der Ständerat auf deren Stimmen und Sympathie 
verzichten müsste. Oder wäre es ein erhebliches Bild, 
wenn eine Nationalrätin oder gar eine Bundesrätin 
ein sö hohes Amt im · Bunde bekleiden könnte, zu 
Hause in der Gemeinde und im Kanton aber· vom 
Stimmrecht . ausgeschlossen wäre? Es liessen sich 
noch viele solcher Fragen stellen, ~ie alle aufzeigen 
könnten, wie bedenklich es wäre, wenn man der 
Mehrheit der Stimmberechtigten im Bunde, und das 
wären nämlich die Frauen· weitaus, die Mitverant­
wortung im Bunde überbinden würde, bevor sie nur 
die Möglichkeit hätten, sich in Gemeinde und Kan­
ton darauf vorbereiten und rüsten zu können .. Und 
würde es für sie nicht viel mehr bedeuten, wenn sie 
am Geschicke der ihnen viel näher liegenden Ge­
meinde tagtäglich mitwirken könnten, als wenn sie 
alle vier Jahre einige Nationalräte wählen oder an 

gelegentlichen eidgenössischen Abstimmungen teil­
nehmen könnten? 

Wenn wir · aus diesen und vielen andern Er­
wägungen zuin Schlusse kommen, dass der vor­
geschlagene Weg als nichtschweizerisch ungeeignet 
ist und daher nicht beschritten werden darf, be­
finden wir uns in allerbester Gesellschaft. Noch in 
seinem Berichte vom 2. Februar 1951 hat nämlich 
der Bundesrat selbst bemerkt, er habe bis jetzt 
immer die Auffassung vertreten, es sei .richtiger, 
wenn das Frauenstimm- und wahlrecht zuerst in 
den Gemeinden und in den Kantonen Eingang finde 
und erst später durch die Eidgenossenschaft zu 
übernehmen sei, wenn einige Erfahrungen auf dem · 
Boden des kommunalen und kantonalen Rechtes 
gesammelt sein werden. Diese Überlegungen gelten 
heute noch, haben doch alle seither auf kantonalem . 
Boden unternommenen Vorstösse zu keinem posi­
tiven Resultat .geführt, so dass heute ko_nkrete Er­
fahrtmgen ebensowenig vorliegen, wie anno 1951. 
Wenn der Bundesrat trotzdem nun eine andere 
Stellung einnimmt, dann dürfte dies auf die er­
wähnten Postulate und vielleicht auch auf die Hoff­
nung zurückzuführen seiri, über den Weg einer 
Volksbefragung eine Bestätigung der Richtigkeit der 
bisherigen Stellungnahme zu erhalten. Jedenfalls 
vermögen die für diesen Frontwechsel auf Seite 114 
der Botschaft angeführten Argumente nicht zu 
überzeugen. 

Kommen wir somit zum Schlusse, dass die Vor­
lage des Bundesrates unzweckmässig sei, dann könn­
ten wir uns mit ihrer Ablehnung begnügen. Allein 
die Sache hat heute noch eine andere Seite. Im 
Zusammenhang mit der in den letzten Jahren fast 
chronisch gewordenen Verwerfung unserer V er­
fassungs- und Gesetzesvorlagen durch das Volk sind 
uns vehemente Vorwürfe nicht erspart geblieben. 
So hielt man uns den Mangel an Schulterschluss mit 
dem Volke vor, man bezichtigte uns der Mis.s­
achtung von Ansichten und Stimmungen des Volkes, 
man sprach sogar von einem eidgenössischen Malaise 
und von einer Krise des Vertrauens zwischen Volk 
einerseits· und Bundesrat und Bundesversammlung 
anderseits. Ohne uns das Recht freier, in eigener 
Verantwortung liegender Entschliessung absprechen 
zu lassen, müssen wir doch zugeben, dass jenen Vor­
würfen eine gewisse Berechtigung nicht abzu­
sprechen ist, und dass wir vielleicht gelegentlich 
rascher und besser zum Ziele gelangt wären, wenn 
wir· der Stimme des Volkes mehr Gehör geschenkt 
hätten. Den beiden letzten Verfassungsvorlagen 
wäre derart bestimmt ein besseres Los beschieden 
worden. Ich glaube daher, dass wir nicht wieder in 
den alten Fehler verfallen dürfen, sondern dass wir 
gerade in einer so delikaten Frage wie das Frauen­
stimmrecht auch die Fr;:ige der materiellen und zeit­
lichen Opportunität nicht ausser Beachtung lassen 
dürfen. Wir müssen dies sogar im vorliegenden Falle 
um so eher tun, als sich diese Frage mit aller Ein­
deutigkeit und· Klarkeit dahin beantworten lässt, 
dass Volk und Stände heute. die Einführung des 
Frauenstimm- und Wahlrechtes in eidgenössischen 
Angelegenheiten entschieden ablehnen werden. Um 
zu dieser Erkenntnis zu kommen, bedarf man keines 
Gallup-lnstitutes, ein Blick auf die bisherige Ent­
wicklung dieses Problems auf kantonalem Boden 
genügt vollauf. Nachdem es sich bei der Vorlage des 
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1 Bundesrates . um die Einführung des integralen 
f Frauenstimmrechtes handelt, wollen wir kurz fest­
l stellen, welches Schicksal bisher analogen Vorstössen 
f auf kantonalem Boden beschieden war. 

.
~-'.:_'_:_;_:_· •.. -_._·. Die Resultate der Volksbefragung in sieben 
~ Kantonen zeigen folgendes Bild: Im Kanton Zürich 
ij, sind drei Vorlagen verworfen worden mit ablehnen-
!( den Mehrheiten von 80,4, 77,5 und 71,5%. Die . 
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Landsgemeinde des Kantons Glarus hat das 
Frauenstimmrecht mit grossem Mehr verworfen. Im 
Kanton Basel-Stadt haben die Stimmberechtigten 
viermal abgelehnt, und zwar mit Mehrheiten zwi­
schen 70,8 und 54,9%. Baselland hat mit einer 
Mehrheit von 73,5% verworfen. Im Kanton St. Gal­
len unterlag eilie Vorlage mit einer verwerfenden 

. Mehrheit von 68,4%. Der Kanton Tessin lehnte mit 
77,2%-ab und der Kanton Neuenburg mit 69,2%. 
Im Kanton Genf schliesslich sind vier Vorlagen mit 
Mehrheiten zwischen 68 und 56,3 % verworfen 
worden. In den übrigen 17 Kantonen ist die Frage 
bisher überhaupt noch nie .bis zum Stadium der t 
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Volksbefragung vorgedrungen. 
Erwähnenswert ist sodann speziell noch die Tat­

sache, dass bisher alle V ersuche der Einführung des 
integralen oder beschränkten Frauenstimmrechtes 
in Angelegenheiten der Gemeinden ebenfalls ge­
scheitert sind. 

Angesichts dieser Tatsachen wird wohl niemand, 
der die Situation real beurteilt und sich nicht einem 
Wunschtraum hingibt, der Vorlage des Bundes~ 
rat.es auch nur die geringste Chance auf Erfolg ein­
räumen. Wer ins Volk hinaushorcht, wird in diesem 
Urteil nur bestärkt. Selbst aus parlamentarischen 
Kreisen hat der Sprechende nur negative Prognosen 
gehört, die. schwanken zwischen einer stillen Be­
erdigung und einem Staatsbegräbnis erster Klasse. 
Diese Situation ist natürlich auch dem Bundesrat 
nicht unbekannt, und es ist unverkennlich, dass auch 
aus seiner Botschaft eine gewisse Resignation 
spricht. Er glaubt aber, in der Tatsache, dass bei 
einigen kantonalen Abstimmungen sich ein Rück­
gang der Neinstimmen feststellen lässt, ein positives 
Element gefunden zu haben. Dies soll nicht be­
stritten werden, doch zeigen sich aber auch Rück­
schläge, so zum Beispiel in Genf, wo in der letzten 
Volksbefragung der Prozentsatz der Verwerfenden 
grösser war als in der vorletzten. Wenn der Bundes­
rat aber glaubt, mit seiner Vorlage dem Frauen­
stimmrecht neue Impulse zu verschaffen, so könnte 
er sich leicht getäuscht sehen. Schon der Zeitpunkt 
der Publikation seiner Botschaft im Momente, wo 
das . Frauenstimmrecht im Kampfe um den Ver­
fassungsartikel über den Zivilschutz eine entschei­

. dende Rolle spielte, war recht unglücklich und hat 
weder dem Frauenstimmrecht noch dem Zivilschutz 
genützt. Auch einige im gleichen Zusammenhang 
vorgekommene Frauendemonstratio~en waren der 
Sache gewiss nicht förderlich: Sö ist denn höchst 
zweifelhaft, ob sich das politische Klima seit den 
letzten kantonalen Entscheidungen verbessert hat. 
Ich befürchte eher, dass durch die erwähnten Ereig­
nisse der Boden wieder steiniger geworden ist. Auch 
von dem zu erwartenden Abstimmungskampf darf 
kaum ein neuer Impuls für das Frauenstimmrecht 
erhofft· werden, wird er nun doch auch in jene Be­
zirke. getragen, wo bisher die Leidenschaften noch 
nie entfacht wurden und wo der Versuch, diese 

Neuerung von aussen in die Domäne zu bringen, als 
unerwünschte Einmischung abgelehnt werden wird. 
Eine wuchtige Verwerfung dieser Vorlage durch 
Volk und Stände hätte aber bestimmt auch ihre Ein­
wirkungen auf die Situation in den Kanton·en und­
müsste künftige kantonale Entscheide negativ be· 
einflussen. . 

So verbleibt denn schliesslich nur noch das Argu­
ment, man müsse Volk und Ständen Gelegenheit 
zur Stellungnahme verschaffen, um dadurch Schlüsse 
zu erhalten für das weitere Vorgehen auf kantona­
lem Boden. Wir glauben uns nicht zu täuschen in 
der Annahme, dass diese Überlegung entscheidend 
war für die Stellungnahme einiger Kollegen der 
Mehrheit der Kommission. Anders wäre es nicht 
erklärlich, wie Politiker, die auf kantonalem Boden 
Gegner waren, heute nun zur Vorlage des Bundes­
rates stehen. Mit einer solchen Abklärung ha:t es nun 
aber seine besondere Bewandtnis. Einmal ist es ein 
Novum,· eine Abklärung politischer Verhältnisse in 
den Kantonen über den Weg einer Abstimmung 
über eine Verfassungsreform vorzunehmen. Dies 
erscheint mir nicht nur recht abwegig zu sein, son­
dern auch politisch gefährlich, was um so sclny,erer 
wiegt, als eine solche Abklärung gar nicht nötig ist, 
und wenn sie schon vorgenommen werden will, auf 
kantonaJem Boden viel einfacher und billiger gelöst 
werden kann als über den dornenvollen und kost­
spieligen Weg einer eidgenössischen Volksbefragung. 
Noch kritischer erscheint aber dieser Weg, wenn 
man weiss, dass man sich von ihm eine indirekte 
·Beeinflussung der künftigen Entscheidungen der 
Kantone verspricht. Dies kommt einer Einmischung 
in die Souveränität der Kantone und die Autonomie 
der Gemeinden gleich, die um so gefährlicher er­
scheint, als man heute schon die Ansicht ver­
treten hört, dass nach Einführung des Frauen-

. stimmrechtes heim Bund man die Kantone gemäss 
Artikel 4 der Bundesverfassung zwingen könnte, 
ein Nämliches zu tun. Eine solche Betrachtungs­
weise verdient jedenfalls gerade im Ständerat eine 
ganz deutliche Zurückweisung, und ich möchte 
meinen Herren Kollegen ein eindrückliches Capeant 
senatores zurufen. Jedenfalls müssen wir die Auf­
fassung, dass die Vorlage des Bundesrates allein 
schon in der Möglichkeit einer Volksbefragung und 
in der Beeinflussung späterer kantonaler Entscheide 

. ihre Berechtigung finde, mit Naqhdruck ablehnen. 
Ich komme zuin Schluss. Im ersten Teil meiner 

Ausführungen habe ich Ihnen die Gründe dargelegt, 
die es mir verunmöglichen, dem Bundesrat auf dem 
von ihm vorgezeichneten Wege zu folgen. Dieser 
Weg ist unschweizerisch, führt nicht zum Ziel ·und 
darf daher nicht beschritten .werden. · 

Aber auch eine· Ahlehnuhg der Vorlage durch 
Volk und Stände vermöchte mich nicht zu befrie­
digen. Sie würde bedeuten, dass Bundesrat und 
Parlament erneut vom Volke desavouiert würden 
und wiederum den Vorwurf hören .. müssten, sie · 
hätten den Stimmberechtigten schon -wieder eine 
Verfassungsänderung vorgeschlagen, ohne der Stim­
mung im Volke Rechnung zu tragen, und sogar in 
der klaren Erkenntnis, dass diese von Volk und 
Ständen abgelehnt würde. Der Einwand, dass es sich 
ja nur um eine abklärende Befragung handelt, ist 
nicht stichhaltig, denn der Entscheid wird nicht 
da1mm gehen, sondern um die Annahme oder Ver-
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werfung einer das Frauenstimmrecht einführenden 
Verfassungsreform. 

Besonders aber müsste ich einen verwerfenden 
Entscheid bedauern im Hinblick auf seine politischen 
und psychologischen Auswirkungen. Er würde näm­
lich dem Problem der Erteilung · der politischen 
Rechte an die Frau nicht nur keine neuen Impulse 
verschaffen, sondern die Aussichten seiner Ver­
wirklichung in Kantonen und Gemeinden ganz 
wesentlich verschlechtern. Der Abstimmungskampf 
würde bestimmt die Leidenschaften neu entfachen, 
und die Absicht, über den Weg der Bundesgesetz­
gebung Einfluss zu nehmen auf die Gestaltung in 
den Kantonen müsste gerade dort, wo die Gemüter 
bisher noch ruhig waren, einer neuen Gegnerschaft 
rufen. Ich weiss, dass mein Votum vielen Anhänge­
rinnen des Frauenstimmrechts Enttäuschung be­
reiten ~uss, was,niir leid tut, aber auf lange Sicht 
wird sich diese Stellungnahme durchaus als vorteil­
haft erweisen. Geduld ist eine der hervorragendsten 
Tugenden der Frau. Wenn sie sie auch in dieser 
Frage auszuüben weiss, dann wird sie ihr bestimmt 
einmal Rosen bringen. Heute aber auf diesem 
Kampf bestehen zu wollen, hiesse Dornen rufen, 
statt Rosen. 

Nachdem ich der Vorlage nicht zustimmen kann 
und mir auch ihre Verwerfung nicht wünschenswert 
erscheint, kommt für mich nur ein Weg in Frage, 
der beides vermeidet. Dies ist möglich, wenn wir die 
Vorlage Volk und Ständen nicht unterbreiten, was 
zu geschehen hat, wenn wir nicht auf sie eintreten. 
Ich komme daher, wenn auch aus ganz andern 
Motiven, zum nämlichen Schlusse wie Herr Kollege 
Stöckli. Ich stimme für Nichteintreten. Ich bitte 
meine verehrten Kollegen, ein Gleiches zu tun und 
damit zu bekunden, dass sie willens sind, dieses 
wichtige Problem auf dem typisch schweizerischen 
Wege verwirklichen zu helfen, der allein der födera­
tiven Struktur unseres Staates entspricht. 

Tschudi: Angesichts der politischen und mensch­
lichen Bedeutung der Vorlage ist eine eingehende 
Diskussion in unserm Rat bestimmt am Platz. Als 
überzeugter Anhänger des Frauenstimmrechtes ver­
mag ich zwar den umfassenden Bericht des Bundes­
rates, der alle Aspekte des Problems mit grösster 
Gründlichkeit behandelt, und auch dem sehr auf­
schlussreichen, klaren Referat des Herrn Kommis­
sionspräsidenten kaum neue Argumente beizufügen. 
Ich möchte dennoch den Antrag auf Eintreten mit 
einigeff Bemerkungen unterstützen, nachdem zwei 
Gegner eingehend ihren Standpunkt vertreten 
haben. 

Die schweizerische Demokratie beruht auf der 
Idee der ·Gleichberechtigung aller Menschen. Jeder 
Erwachsene soll an der st_aatlichen Willensbildung 
mitwirken. Die historisch bedingte Beschränkung 
der politischen Rechte auf die Männer scheint mir 
nicht .gerechtfertigt zu sein; Die intellektuellen 
Fähigkeiten und die charakterlichen Eigenschaften, 
die für die Mitarbeit in der Demokratie erforderlich 
sind, stehen in keiner Weise.im Zusammenhang mit 
dem Geschlecht des Bürgers. Die Frauen haben ein 
genau so gutes und gesundes Urteil in Sachfragen, 
über welche abzustimmen ist, wie die Männer. Bei 
Wahlen ist· die Menschenkenntnis entscheidend. 
Auch hier stehen die Frauen den Männern bestimmt 

nicht nach. Das Verantwortungsbewusstsein ist bei 
den Frauen ebenso stark ausgebildet wie bei uns. 
Wenn wir objektiv sein wollen, müssen wir leider 
feststellen, dass ein Teil der stimmberechtigten 
Männer von ihren politischen Rechten keinen Ge­
brauch macht; sie gehen zur Urne, ohne das zum 
Entscheid stehende Problem gründlich genug stu­
diert zu haben. 

Die Einführung des Frauenstimmrechts bedeu­
tet, wie dies der Referent schon sagte, einen Akt der 
Gerechtigkeit. Sie führt zur Vervollkommnung 
unserer Demokratie. Es handelt sich meines Er­
achtens um die Fortsetzung der Entwicklung, die 
früher die Ausdehnung des Stimmrechtes auf alle 
Männer brachte, indem die Beschränkung auf die 
vermöglichen Bürger aufgehoben wurde. 

Als Sozialdemokrat freue ich mich ganz .beson­
ders, dass der Bundesrat und die Kommission das 
Frauenstimmrecht mit dieser Intensität befür­
worten. Es hand_elt sich um ein Postulat, das meine 
Partei seit Jahrzehnten vertritt und das zu ihren 
wichtigsten Programmpunkten gehört. Wir. be­
grüssen es daher sehr, dass die Einführung nun im 
Bund konkret vorgeschlagen wird. 

Es liegt mir aber fern, nur das Positive erwähnen 
und die weniger günstigen Momente verschweigen 
zu wollen. Ich muss deshalb zugeben, dass leider 
noch :qicht alle Männer, die m_einer Partei ihre 
Stimme zu geben pflegen, für das Frauenstimmrecht 
gewonnen sind. Auch bei den Arbeitnehmern be­
steht eine Gegnerschaft. Gerade wir Sozialdemo­
kraten haben daher noch erhebliche Aufklärungs­
arbeit zu leisten. 

Im Bericht des Bundesrates wird die interessante 
Frage aufgeworfen, wie die Frau parteipolitisch 
wähle. An Hand von Statistiken aus Deutschland, 
Norwegen und Frankreich gelangt die Botschaft zur 
Erkenntnis, dass die Frauen mehr als die Männer 
den Rechtsparteien zuneigen. Die wiedergegebenen 
Zahlen sind frappant. In Frankreich und Norwegen 
entfallen auf 100 sozialistische Wähler 60 Männer 
und 40 Frauen. Diese wahlpolitisch an sich ungün­
stige Perspektive veranlasst uns Sozialdemokraten 
aber nicht, von diesem grundsätzlich als richtig an­
erkannten Ziel abzugehen. Sie ersehen daraus, dass 
unsere Zustimmung zum Frauenstimmrecht nicht 
aus opportunistischen Erwägungen erfolgt. Wenn 
sie für uns in dieser Frage massgebend wäre, 
müssten wir auf der Seite der Gegner der Vorlage 
stehen. 

Immerhin gebe ich der Hoffnung Ausdruck, 
dass die klugen Schweizer Frauen in parteipoli­
tischer Hinsicht für· uns günstiger entscheiden 
werden als ihre ausländischen Kolleginnen. 

· Es ist sehr zu begrüssen, dass die Kommission 
ui+seres Rates die Fassung des Bundesbeschlusses 
ganz entscheidend vereinfacht hat. Der neu vor­
geschlagene Artikel 74 bedeutet eine einwandfreie 
Grundlage für die politischen Rechte der Frau. 
Durch diese Generalklausel wird die Vorlage für die 
Stimmbürger verständlich. Systematisch gehört die 
Regelung in Artikel 74 der Verfassung, der vom 
Stimmrecht handelt, nicht zu Artikel 4, wie dies 
auch schon vorgeschlagen wurde. 

Heute_ wird, vor allem von Herrn Dr. Haefelin, 
das Frauenstimmrecht weniger als solches be­
kämpft, sondern es wird verlangt, das Frauenstimm-
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recht 'sei in der Gemeinde-und in den Kantonen 
einzuführen, bevor, der Bund darauf einzutreten 
habe. Es ist richtig, dass viele Neuerungen in unserm 
Bundesstaat ihren,Weg über Gemeinden und Kan­
tone gemacht haben. Jedoch kommt diese Regelung 
nicht für alle Probleme in Betracht. Die Frage der 
Einführung des Frauenstimmrechts ist nun auf eid­
genössischen Boden gestellt. Durch die Ablehnung 
wird man dem Frauenstimmrecht sicher nichts 
nützen. Nun muss auf eidgenössischem Boden ein 
Entscheid getroffen werden. Wir: können nicht dem 
Entscheid ausweichen und 'die Kantone wieder vor­
schieben. Zu beachten ist auch, dass es sich keines­
wegs um eine mehr lokale Frage handelt, sondern 
um ein grosses staatspolitisches Problem. Für die 
Schweiz ist die Zuerkennung der politischen Rechte 
an die Hälfte der Bevölkerung wohl das wichtigste 
verfassungsrechtliche Problem, das wir überhaupt 
noch zu lösen haben. Bei dieser grundsätzlichen 
Bedeutm:tg des Problems erscheint es mir gar nicht 
als unrichtig, dass die Stimmbürger des ganzen 
Landes nun die Frage zu entscheiden haben werden. 

Gestatten Sie mir zum Schluss noch eine Be­
merkung zum Problem, der Heraufsetzung der Zif­
fern für Initiative und Referendum,, über das auch 
der Herr Referent gesprochen hat. In meiner Frak­
tion sind die Meinungen zu dieser Frage geteilt. 
Angesichts der Verdoppelung des Wahlkörpers er­
scheint die Erhöhung der notwendigen Zahlen als 
gegeben. Der einzige, allerdings nicht leicht zu 
nehmende Einwand, der erhoben werden kann, liegt 
darin, dass diese Bestimmung abstimmungspolitisch 
eine Belastung der Vorlage bedeuten könnte. Ob 
dies zutrifft, ist nicht leicht, zu entscheiden. Auch 
ein Verzicht auf die Erhöhung der Ziffern kör;mte 
einzelne Stimmbürger verägern. Bei dieser Sachlage 
hat die' Kommission einen Kompromiss gesucht. 
Sie schlägt wohl eine Erhöhung der Ziffern_ vor, 
aber nicht eine Verdoppelung, wie der Bundesrat 
dies beantragt hatte. Vielleicht liegt darin eine 
günstige Regelung. Jedenfalls möchte meine Partei 
keine Bestimmung in die Vorlage aufnehmen, 
welche' sich als Belatung für die Abstimmung über 
das Frauenstimmrecht auswirken würde. 

. Wie ich einleitend schon gesagt habe, empfehle 
ich Ihnen Eintreten auf die Vorlage. 

Christen: 'Als Vertreter eines Landsgemeinde­
kantons habe ich in der Kommission Bedenken gegen 
die Einführung des Stimm0 und Wahlrechtes der 
Frau i:ri eidgenössischen Angelegenheiten zum Aus-
druck gebrach;t. , 

In Artikel 74, letzter Absatz, der heuie zur Dis­
kussion stehenden Vorlage ist in der Folge aus­
di.•ücklich virmerkt, dass „in Angelegenheiten eines 
Kantons oder' einer Gemeinde sich die Stimm- und 
Wahlfähigkeit nach dem Rechte ·, des W ohnsiizes 
beurteilt; Die Einführung des Frauenstim:m.- und 
Wahlrechtes in solchen Angelegenheiten, bleibt den 
Kantonen freigestellt." Pie Vorlage hat durch diese 
ergänzende Bestimmung viel von ihrer Häi·te ver­
loren, indem dadurch deutlich dargetan wird, dass 
die Kantone nicht und auch nicht durch einen 
bun:desgerichtlichen Entscheid, wie mit Recht be­
fürchtet wurde, zur Einführung des Stimm- und 
Wahlrechtes de:r Frauen gezwungen werden können. 
Soweit geht die neue Formulierung in Ordnung. 

Ständerat - Conseil des Etats 1957 

In der praktischen Anwendung beurteilt, sieht 
die Sache für die Landsgemeindekantone jedoch 
etwas anders aus. Angenommen, das Stimm- und 
Wahlrecht der Frauen in eidgenössischen Angelegen­
heiten wird Tatsache, dann wird ohne Zweifel dessen 
Einführung auch in Kantonsangelegenheiten früher 
oder später verlangt un:d möglicherweise auch durch­
gesetzt. Dies bedeutet die Abschaffung der Lands­
gemeinde. Zu dieser Ansicht komme ich in Würdi­
gung verschiedener organisatorischer und persön­
licher Umstände, die mit der Abhaltung und Durch­
führung einer Landsgemeinde verbunden sind. Das 
Stimmrecht an der Landsgemeinde wird durch das 
Handmehr ausgeübt. Es braucht somit die persön­
liche Anwesenheit des Stimmberechtigten. Eine 
Zweitejlung ist ausgeschlossen. Die Landsgemeinde 
zum Beispiel in Nidwalden und übrigens auch in den 
weitern Landsgemeindekantonen findet an einem, 
vielfach durch die Kantonsverfassung fest bestimm­
ten Tag und Zeitpunkt statt, und zwar an einem 
zentral gelegenen Ort, wo sich di1:1 Stimmberech­
tigten männlichen Bürger aus allen Gemeinden des 
Kantons zusammenfinden, um das Stimmrecht aus­
zuüben. Es ist undenkbar, dass gleichzeitig mit dem 
männlichen Stimmvolk auch die Frauen von zu 
Hause wegbleiben können. 

Der Nidwaldner Stimmbürger und Politiker ist 
nicht schlechter, aber auch nicht besser als anders­
wo. Es wird im Zuge der Landsgemeindeverhand­
lungen, in der Hitze des Gefechtes, wie früher auch 
in Zukunft Auseinandersetzungen geben, die insbe­
sondere im Beisein von Frauen zu einem zwar un­
erwünschten, jedoch nicht vermeidbaren, unwür­
digen Verhandlungsverlauf führen können. . 

Man kann über den Wert oder Unwert der 
Landsgemeinde verschiedener Meinung sein. Da, wo 
diese aufgegeben worden ist, oder deren Stimm­
wirkung eingeschränkt wurde, hatte es seine, be­
sondern Gründe. Die Verlautbarungen sind nicht 
selten, wo dem alten Rechte nachgetrauert wird. 
Meinerseits besuche ich die Landsgemeinde seit über 
vierzig Jahren. Nicht immer hat sich die Mehrheit 
der Stiminenden meinen Voten angeschlossen. Aber 
auch hier hat das Volk bei seinen Entscheidungen 
immer recht. In der Grosszahl der Landsgemeinde­
geschäfte hat die gegenseitige persönliche Aufklä­
rung und der persönliche Kontakt der Stimmbürger 
unter sich stark überwiegend zu den dem Volk am 
besten dienenden Entscheiden geführt. Einmal im 
Jahr müssen die Behörden dem Stimmbürger von 
Mann zu Mann Red und Antwort stehen. 

Als gesetzgebende. Behörde und Wahlbehörde 
erledigt die Landsgemeinde in der Regel, entsprechend 
den Bestimmungen ,der Kantonsverfassung, die 
Geschäfte des Kantons am Landsgemeindeta.ge für 
das ganze Jahr. Wenn auch nicht seltert niehr 'oder 
weniger leidenschaftliche Auseinandersetzungen der 
Landsgemeinde vorausgehen, ist nach dem Lands­
gemei11:detag wieder Ruhe im Land. Die Lands­
gemeinde unserer Kantone zeigt sich auf Jahr­
hunderte zurück als eine , würdige, den Wechsel­
fälle~ der Geschit;:hte angepasste Institution. Wir 
wollen und können deren Weiterbestand nicht in 
Frage stellen. , 

, Die Schweizer Frau hat in unserm Land eine, 
allgemein geachtete und sozial weithin gesicherte 
Stellung inne. Durch deren vermehrten Einbezug in 
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die politischen Auseinandersetzungen hat die 
Schweizer Frau nichts zu gewinnen, sondern nur zu 
verlieren. Der Wirkungsbereich der Frau ist die 
Familie. Haben wir ein Interesse daran, vermehrt 
die Politik in die Familie zu tragen und damit einen 
Unruheherd aufzuzeigen, der nicht nur das Ver­
hältnis zwischen den Ehegatten belastet,. sondern 
möglicherweise auch noch vorzeitig die volljährigen 
Kinder aus dem Hause treibt ? · 

Ich bedaure, und mit mir v:iele Mitbürger und 
auch Mitbürgerinnen, dass in einer Zeit der allge­
mein zunehmenden politischen und wirtschaftlichen 
Spannung über unsere Grenzen· hinaus· die Öffent­
lichkeit mit dieser sicher nicht absolut notwendigen 
Vorlage belastet werden muss. 

Aus den vorstehend erwähnten Erwägungen 
heraus sehe ich mich veranlasst, im wohlabgewoge­
nen Interesse der Familie und des Landes gegen die 
Vorlage meine Stimme abzugeben. 

Ullmann: Wir reden seit. Jahrzehnten vom 
Frauenstimmrecht, haben uns aber nie dazu auf­
ra.ffen · können, es zu gewähren; wir gehen· wie die 
Katze immer um den heissen Brei herum. Es ist 
verdienstvoll, dass der Bundesrat sich entschlossen 
hat, diese höchst wichtige Angelegenheit einmal 
wirklich von Grund auf zu durchleuchten .. Er hat 
sich die Aufgabe nicht leicht gemacht.' Er ist mit 
einer Gründlichkeit ohnegleichen in die Materie ein­
gedrungen, und noch selten haben wir eine derart 
gut ausgearbeitete Botschaft vorgelegt bekommen. 

Der Referent hat ja bereits auf die wesentlichen 
darin enthaltenen Gedanken hingewiesen. Eine 
Wiederholung möchte ich mir ersparen. Bei der 
Beurteilung der Angelegenheit stellt sich für mich 
hauptsächlich eine Frage, die zu beantworten ist: 
„Haben es die _Sch~eizer Frauen verdient, die 
gleichen politischen Rechte zu erhalten wie die 
Männer, oder haben sie es nicht verdient?" Wenn 
wir gerecht sein wollen, müssen wir diese Frage mit 
einem klaren Ja beantworten. Denken wir uns nur 
uin nicht ganz fünfzig Jahre zurückversetzt! Damals 
brach der Erste Weltkrieg aus. Alle wehrfähigen 
Männer wurden aus Familie und Wirtschaft heraus­
gerissen. Wer sorgte damals dafür, dass die Fami­
lien beieinander bleiben konnten? Und wer ermög­
lichte unter unsäglicher Arbeitsleistung den Weiter­
betrieb der gesamten Wirtschaft? Es waren unsere 
Frauen. Ihnen ist es auch zu verdanken, wenn in 
den späteren, schweren Krisenjahren viele Familien, 
trotz schwerster Entbehrungen, nicht. auseinander­
fielen. Während des Zweiten Weltkrieges wieder­
holten sich die Verhältnisse des ersten. Und wieder­
um waren es die Frauen, die tapfer durchhielten. 
Wie sieht es heute aus-? Überall in Familie und 
Wirtsch1;,1.ft stehen die Frauen auf verantwortlichem 
Posten und handeln und arbeiten mindestens so 
pflichtbewus~t wie ein grosser T.eil der Männer. 

Vielfach wird behauptet, man könne der Frau 
das Stimmrecht riicht geben, weil sie nicht in der 
Lage sei, logisch zu denken, sondern alle Fragen nur 
gefühlsmässig beurteile. Ich glaube aber, diese Auf­
fassung ist unrichtig, zum mindesten sehr stark 
übertrieben. Wenn wir in unserm näheren Bekann­
tenkreis Umschau halten, so müssen wfr feststellen, 
dass prozentual mindestens ebensoviele Frauen wie 
Männer in der Lage sind, sich ei.n klares Urteil über 

alle Fragen, die sich in der Öffentlichkeit stellen, zu 
fällen. Wenn dann und wann bei Beurteilung poli­
tischer Fragen das menschliche Q-efühl ein wenig 
überwiegt, ist das kein Fehler. Übrigens wäre es 
auch kein Schaden, wenn ab und zu auch männliche 
Politiker etwas mehr mit dem Herzen Politik treiben 
würden als immer nur mit ihrem sogenannten 
klaren Verstand (Heiterkeit). Ich bin überzeugt, 
dass die Frauen die politische Gleichberechtigung 
verdienen und bin somit für die Einführung des 
Frauenstimm- und Wahlrechts und daher für Ein­
treten auf die Vorlage. 

M. Fauquex: Lorsque les femmes auront le droit 
· de vote, je ne pense pas qu'il y aura quelque chose 

de change ou d'ameliore dans l'orientation de notre 
politique federale. La fa1.,on dont les hommes font 
actuellement usage de leur droit de vote est dej a si 
scandaleuse que cela ne saurait empirer encore. 

Contrairement a ce que croient certains, la 
femme ne se desinteresse pas de la politique. Bien 
au contraire ! Elle j oue dej a un röle certain en 
influen1.,ant le vote de son mari avant que ce dernier 
se rende aux urnes. Mais il n'y a pas · que les femmes 
mariees qui restent a leur foyer pour preparer la 
soupe du mari qui rentre de la landsgemeinde. II y 
a aussi les veuves, les femmes abandonnees, les celi­
bataires. Comme les hommes, elles sont soumises 
aux lois de notre pays. Si elles n'ont jamais re1.,u leur 
carte d'electrice, elles n'.ont pas ete' oubliees par le 
fisc ! L' equite commande de leur accorder mainte­
nant le droit de vote. 

Si je suis partisan du suffrage feminin, ·ce n'est 
pas par sentimentalite mais par esprit de justice. Si 
je voulais faire du sentiment et rechercher la popula­
rite, etant donne l' elegante garniture de la tribune 
publique, je dirais bien haut ce que je pense dans le 
fond de mon cc:eur: la femme n' est pas l' egale de 
l'homme, elle lui est bien superieure ! ( Rires). 

Mais il ne s'agit pas de cela. 
Comment soutenir que les femmes suisses ne 

doivent pas participer a la vie politique du pays; 
alors qu' elles ont - le service militaire excepte - les 
memes devoirs, les memes obligations, les memes 
charges que les hommes? Elles exercent des profes­
sions. Des femmes eminentes sont medecins, avocats, 
juges au tribunal, directrices d'importantes entre­
prises ou associations. Le moment est enfin venu de 
donner au peuple suisse l'occasion de se prononcer 
par un oui ou par un non sur la question de savoir 

· si la femme doit participer a la vie politique du 
pays. 

Si cet objet passe le cap parlementaire, quelle 
sera l'issue du scrutin populaire? Je l'ignore mais je 
suppose que notre peuple n'est peut-etre pas encore 
assez mftr pour se prononcer maintenant dej a d'une 
fa1.,on affirmative. Qu'importe ! Meme si le peuple 
repousse cette fois le suffrage feminin, nous aurons 
une precieuse indication sur la << Stimmung>> des Con­
federes. Certains cantons acceptants pourront ainsi 
reprendre le probleme pour eux-memes, en suivant 
la voie de service desiree par notre collegue, M. Hae­
felin. 

Je vous recommande d'entrer er,i. matiere sur cet 
important projet. · 
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M. Bourgknecht: Je me suis prononce en faveur 
du projet du Conseil federal, tel que la commission · 
l'a modifie. Je reconnais volontiers que l'oponion 
contraire - MM. Stöckli, Haefelin et Christen 
viennent d' en fournir la preuve - peut etre defendue 
par des arguments dignes d'attention et qui sont 
loin d' etre depourvus de pertinence. 

ment consultees ou qu'elles n'aient pu l'etre preala­
blement. Cette consultation eüt fourni de precieuses 
indications. 

On ne saurait guere se bercer d'illusions. Le 
resultat sera negatif. II est exclu que le projet reu­
nisse 1a double majorite du peuple et des Etats. 
Est-ce une raiso:il de l' abandonner? Non! Une idee 
juste chemine et finira par triompher. Sur le plan 
des idees, le Parlement doit etre un guide et prendre 
s-es responsabilites. Le peuple, meme s'il le des­
avoue, ne le lui reprochera pas. D'autres occasions 
doivent permettre de comhler ou, du rnoins, de ne 
pas creuser davantage le fosse qui separe trop sou­
vent le peuple de ses elus. Sur ce point, je rejoins 

Je suis tout simplement de ceux qui pensent que, 
malgre tout, le poids des arguments positifs l'emporte 
sur celui d'objections auxquelles, durant nombre 
d'annees, je n'ai pas ete insensible. 

Le projet du Conseil federal semble devoir etre 
pris en consideration pour des motifs d' ordre bien 
different. D'une part, l'introduction du suffrage 
feminin parait repondre a un postulat de simple 
justice. 11 ne faut pas chercher beaucoup plus loin 
l'argumentation determinante. 

On cherche en vain la raison decisive - · a moins 
que ce ne soit la raison du plus fort, .qui n'est pas 
necessairement la meilleure - de refuser aux femmes 
suisses l'exercice d'un droit que. nombre d'entre 
elles revendiquent. Sans meconnaitre que, dans leur 
majorite, elles n'y tiennent vraisemblablement pas 
particulierement, sans ignorer les di:fficultes pra­
tiques qu'une generalisation du suf:frage feminin fera 
naitre dans les communes et les cantons qui con­
naissent encore les assemblees primaires d'electeurs 
- assemblees communales, landsgemeinde, etc. -
(ma ville connait encore l'assemblee des contri­
huables, a laquelle il appartient de fixer·le taux des 
impots - je crois qu' Oll ne saurait mdefiniment tenir 
a l'ecatt de la vie publique celles,des femmes qui 
desirent y prendre part, cela a un moment 011 le 
corps electoral masculin deserte dans des propor­
tions inquietantes les scrutins, tout particulierement 
a l' occasion des votations. On peut esperer que la 
participation du corps electoral feminirr sera pour 
l' electeur masculin un stimulant qui le ramenera 
aux urnes. 

On ne saurait perdre de vue que le role · de la 
femme est de rios jours different de celui qu'il etait 
il y a quelques decennies encore. Il est incontestable 
que la vie leuri.mpose aujourd'hui des taches d'ordre 
prive, economique, civique, fiscal, voire paramili­
taire, qui vont bien au-dela des ~eules taches exclu­
sivement familiales qui etaient traditionnellement 
les leurs. La femme suisse est, dans sa generalite, 
digne au meme titre que 1'homme de la confiance 
qu'elle sollicite. Les temps sont revolus 011 l'homme, 
le <<seigneur>> com:rµe on l'appelle en,core dans le sa­
voureu:x patois de mon pays, pouvait revendiquer 
pour lui, sans crainte d'etre dementi et, surtout, 
sans crainte d'un certain ridicule, le monople de 
l'intelligence et des vertus civiques. 

Les experiences faites dans d' autres pays, · clont 
l'exemple n'est pas a lui seul determinant d'ailleurs, 
ont au surplus prouve que l'u:o,ite de la famille ne 
paraissait pas etre comprori1ise par le suffrage femi­
nin. D'ailleurs, n'enregistrons-nous pas, en matiere 
·de divorce, de tristes records, quand bien meme la 
femme suisse ne vote pas ? 

Je n'insiste pas, je n'ai pas la pretention de con· 
v aincre en une matiere qui releve de la conscience 
de chacun. Mais il me parait opportun que la ques­
tion soit posee a l'ensemble du corps electoral suisse, 
pour qu'il se prononce. Je regrette, soit dit en pas­
sant, que les femmes suisses ne soient pas simultane-

M. Haefelin; 
Le chernin a parcourir sera encore long. 11 est 

douteux que nous en voyons les 1,1.ns et les autr.es 
l'aboutissement. Les protagonistes du suffrage femi­
nin peuvent et doivent le raccourcir. lls en ont les 
moyens. On ne. peut, dans cet ordre d'idees, que 
regretter l'attitude et l'agitation de certaines de nos 
feministes. Elles perdent de vue qu'elles font a leur 
cause beaucoup plus de mal que de bien. Confondre 
def ense civile et exercice du: droit de· vote est une 
faute. lntervenir dans la reforme des finances fede­
rales dans le sens 011 elles l'ont fait en est une autre. 
Bien que partisan du suffrage feminin, je tiens ade­
clarer que nous ne sommes pas mtirs pour la menta­
lite et les ukases des Frauenvereine. On peut cepen­
dant penser, sans crainte de se tromper, que· les 
femmes suisses sont, dans leur ensemble, moins agi­
tees, plus raisonn~bles que. quelques-unes de celles 
qui pretendent les representer. Elles ont mieux a · 
faire qu' a intervenir a tous propos et, surtout, hors 
de propos. 

11 appartiendra aux femmes suisses, apres le ver­
dict populaire negatif, de poursuivre leurs efforts, 
dans l'objectivite et le calme et de gagner, aux yeux 
de l' electeur, les galons civiques que je suis pret a 
leur accorder des aujourd'hui, non pas a cause de 
celles qui pretendent pärler en leur nom mais bien 
malgre ces avocates bruyantes et encombrantes ! 

Heer: Gestatten Sie mir als Vertreter eines 
Landsgemeindekantons. und Vertreter eines an 
Bevölkerungszahl kleinen Standes einige Ausfüh­
rungen zl,ll' Vorlage. 

Ich unterstütze den Nichteintretensantrag der 
Herren Kollegen Haefelin, Stöckli und Christen. Zu 
.den eingehenden Voten dieser Herren Kollegen 
möchte ich einige ergänzende Bemerkungen an­
bringen. Ich vertrete keineswegs die Auffassung, die 
Frau wäre nicht würdig, das Stimm- und Wahlrecht 
zu erhalten. Die geistige Fähigkeit, sich mit Pro­
blemen des politischen Lehens auseinanderzusetzen, 
ist der Frau so gut zu eigen wie dem Manne. In dieser 
Beziehung gehe ich mit Herrn Kollega Tschudi durch­
aus einig. Ich wende mich aber, wie ·Herr Kollega 
Haefelin, ·gegen den Weg, den der Bundesrat ein­
schlagen will. Sollte die Bundes:verfassung jetzt eine 
Revision im Sinne der Vorlage erfahren, so müsste 
das tiefgreifende Rückwirkungen auf die Kantone 
haben. Es würde im Bund zu·einem Verfahren über­
gegangen, das zweifellos für die Zukunft präjudi­
zierend wäre. Wohl sieht der Entwurf davon ab, 
das Stimm- und Wahlrecht der Frauen in kanto­
nalen und kommunalen Angelegenheiten in die 
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bundesrechtliche Regelung einzubeziehen. Absatz 2 
des von der Kommission vorgeschlagenen neuen 
Artikels 74, Absatz 4, will dies noch ausdrücklich 

. festhalten, wenn er sagt, dass in Angelegenheiten 
eines Kantons oder einer Gemeinde das Recht des 
Wohnsitzes zu gelten habe. Die von einer Minderheit 
der staatsrechtlichen Kammer des Bundesgerichts 
neuestens vertretene Auffassung, dass die kantonalen 
Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen, die die 
.politische Stimmberechtigung der Frauen verneinen; 
mit Artikel 4 BV heute nicht _mehr vereinbar seien, 
machte eine solche Klarstellung. notwendig. Eine 
eindeutige Stellungnahme drängte sich auch des­
wegen auf, weil der Bundesrat auf Seite 111 der 
Botschaft die Auffassung vertritt, dass ein Einbezug 
des Frauenstimm- und Wahlrechts in kantonale 
und kommunale - Angelegenheiten rechtlich nicp.t 
undenkbar wäre, dass sie sogar unbestreitbare Vor-

gerade·in einem kleinen Kanton Wert darauf legen 
muss, dass auch hier nichts überstürzt wird, so be­
stehen dafür triftige Gründe. In seinem Postulat 
vom Dezember 1952 hat Herr Ständerat Picot unter 
andern auch die Frage gestellt, wie sich das Frauen­
stimm- und Wahlrecht zur Landsgemeinde verhalte. 
Zu dieser Frage nimmt die Botschaft keine Stellung. 
Die Antwort - mid damit gehe ich mit H@1.Tn Kollege 
Christen einig - muss aber eindeutig lauten, dass mit 
der Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts 
in Kantonalen Angelegenheiten der Landsgemeinde 
in meinem Heimatkanton das _ Sterbeglöcklein läu­
ten wi,irde. Herr Bundesrat Feldmann glaubte an­
lässlich der Kommissionssitzung, dass in den Lands­
gemeindekantonen die Behebung der durch das 
Frauenstimrn- und Wahlrecht entstehenden Lage 
eventuell organisatorisch geregelt werden könne. 

. züge, vor allem den der Einfachheit und der Einheit- · 
lichkeit hätte. 

Diese Auffassung kann ich für die Glarrter Lands­
gemeinde nicht teilen_. Ich kann mir nicht gut vor­
stellen, dass unsere Landsgemeinde in der bisherigen 

Der· Bundesrat selber hat jedoch gefunden, dass 
eine solche einheitliche Regelung mit einem funda­
mentalen Prinzip unserer Staatsordnung, nämlich 
mit der föderativen Struktur unseres Staates un­
vereinbar wäre, weshalb seine Vorlage sich auf den 
Antrag auf Einführung des Frauenstimm- und 
Wahlrechts in eidgenössischen Angelegenheiten bes 
schränkt. Aber auch diese Lösung widerspricht 
föderativen Grundsätzen. Wenn heute der Bundes­
rat eine Vorlage zugunsten des Frauenstimm- und 
Wahlrechts in eidgenössischen . Angelegenheiten 
bringt, so hat dies offensichtlich deu Sinn, angesichts 
der immer wiederkehrenden Vorstösse durch eine 
Volksabstimmuug die Meinung des Schweizervolkes 
zu erforschen, womit für den Fall, dass das Schwei­
zervolk zustimmen sollte, ein Druck auf die Kantone 
ausgeübt würde. Die Botschaft vertritt auf Seite 114 
die Ausicht, dass ein Vorstoss zuerst auf dem Ge­
biet·e des Bundes den Befürwortern. und Gegnern 
die Gelegenheit und die Möglichkeit bieten werde, 
ihre Argumente iri der Öffentlichkeit und privat zu 
diskutieren. Herr Bundesrat Feldmann hat sich 
anlässlich der Kommissionsverhandlungen dahin 
ausgesprochen, dass auf eidgenössischem Boden ein 
Schritt getan werden müsse, ohne das weitere Vor­
gehen einzelner Kantone abzuwarten. Die Stellung­
nahme von Volk und Ständen werde auf jeden Fall 
einen Einfluss ausüben auf die lialtung der Kantone 
und Gemeinden. Die · Erfahrung lehre, dass die 
Sache nicht weiterkomme, wenn man den bisher 
üblichen Weg (Gemeinden, Kantone, Bund) ein­
schlage. Diese bundesrätliche Stellungnahme er­
scheint um s9 überraschender, als auf Seite 4 der 
Botschaft ausgeführt wird, dass es sich um eine 
Frage schicksalshafter Bedeutung handle und dass 
man auf diesem Gebiet noch über wenig Erfahrung 
verfüge, so dass es schwer halte, die Auswirkungen 
zu beurteilen, welche die Einführung des Frauen­
stimm- und Wahlrechts oder gar die völlige Gleich­
berechtigung der Frauen im öffentlichen und pri­
vaten Recht auf den Bund, die Kantone und die 
Gemeinden hätt,m. 

Nach meiner Ansicht liegt kein Grund vor, bis­
herige bewährte staatspolitische Grundsätze zu ver­
lassen und in eine organische Entwicklung einzu­
greifen. Zweifellos arbeitet die · Zeit zugunsten 
des Frauenstimm- und Wahlrechts. Wenn man aber 

Form :hoch durchgeführt werden könnte, wenn an~ 
statt 6000~7000 Stimmberechtigte deren 12 000 bis 
14 000 daran teilnehmen würden. Dass dem Glariier­
bürger ein Verzicht auf die Landsgemeinde ausser­
ordentlich schwer fiele, wird sicherlich a"Q.ch dem 
Aussenstehenden verständlich werden, - wenn .er 
weiss, dass die · Landsgemeinde dem Bürger ein 
Maximum an staatsbürgerlichen .Rechten gewähr­
leistet. Deshalb ist auch die Landsgemeinde in un- · 
serm Vofü.. und bei allen Parteien noch fest ver­
ankert. Jedem einzelnen Aktivbürger steht das 
Recht zu, Anträge an die Landsgemeinde zu stellen, 
an der Landsgemeinde :z;u raten, zu mindern und zu 
mehren. Wie kein anderes Institut ist unsere Lands­
g-emeinde auch geeignet, die politischen Gegensätz·e 
zu mildern, denn hier fühlt sich der Bürger im Ring 
als Glied einer wirklichen Schicksalsgemeinschaft. 
Es wird in ihm ein Zusammengehörigkeitsgefühl 
rege, wie es eine Urnenabstimmung niemals er­
wecken kann. N achgewiesenermassen seit dem 
Jahre 1387 kommt der Glarner alljährlich zur 
Landsgemeinde zusammen. Iri guten und bösen 
Tagen hat das Glarnervolk Schulter an Schulter an 
der Landsgemeinde sein Schicksal zu meistern und 
seinem politischen Leben Richtung und Weg zu 
geben versucht. Es ·wird daher sicherlich nicht über­
raschen, wenn eine plötzliche Störung der Ent­
wicklung, wie sie die · Einführung des Frauen­
stimm- und Wahlrechtes im Bunde zweifellos auch 

. für den Kanton im Gefolge hätte, mit sehr wenig 
Freude aufgenommen würde. Das Frauenstirnm­
und Wahlrecht ·würde für unsere heutige direkte 
Demokratie nicht. einen Ausbau, sondern einen Ab­
bau demokratischer Rechte mit sich bringen. 

Für das vom Bundesrat vorgesehene Vorgehen 
besteht aber auch aus andern Erwägungen heraus 
kein Grund. Der häufig geäusserte Hinweis darauf, 
dass die Schweiz eines der wenigen Länder der Welt_ 
sei; das das Stimm- und Wahlrecht der Frau nicht 
kenne, kann nicht verfangen, besonders wenn man 
in Berücksichtigung zieht, wie das Frauenstirnm­
und Wahlrecht in den Ländern, die es besitzen, ein­
geführt worden ist. Ich stütze mic_h dabei auf die 
Botschaft selber, die auf Seite 41 folgendes aus­
führt: 

,,Die geschichtliche Betrachtung zeigt, dass - ab­
gesehen von einigen Ausnahmen in den ersten An- .. 
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fängen - das Frauenstimmrecht überhaupt nirgends 
durch eine Volksabstimmung, also mit Zustimmung 
der Mehrheit der Männer, eingeführt worden ist. In 
vielen Fällen geschah das sogar durch einen revolu­
tionären Akt einer Revolutionsregierung, so dass 
nicht einmal ein Beschluss des Parlamentes voran­
ging. Höchstens erfolgte in solchen Fällen eine 
nachträgliche Bestätigung durch das Parlament, 
das nicht mehr in der Lage war, das Rad zurückzu-_ 
drehen. Das war nicht nur beim Umbruch und 
Übergang zum künftigen Staat der Fall (wie z. B. 
in Sowjetrussland und der seiner Herrschaft unter­
worfenen Staaten), sondern auch in andern Staaten 
(wie z. B. Frankreich). Aber auch da, wo das Frauen.­
stimm- und Wahlrecht auf dem ordentlichen Weg 
der Verfassungsrevision oder der Gesetzgebung ein­
geführt wurde, fanden keine Volksabstimmungen 
statt; es _genügte vielmehr ein Mehrheitsbeschluss 
des Parlamentes. Das traf für die meisten Staaten 
zu, insbesondere auch zum Beispiel für Deutsch­
land, Österreich, Italien, England und die nor­
dischen Staaten. In den USA musste der Beschluss 
noch durch eine qualifizierte Mehrheit der Einzel­
staaten bestätigt werden. Sogar um die Mehrheit in 
den Parlamenten zu erringen, bedurfte es oft meh­
rerer V orstösse und einer jahrzehntelangen Ent-

. wicklung." 
Eine ganze Reihe derjenigen Länder, die nach 

dem Ersten oder Zweiten Weltkrieg das Frauen.­
stimm- und Wahlrecht eingeführt haben, sahen ihr 
bisheriges staatliches Leben auf den Kopf gestellt; 
jahrhundertelange Tradition wurde brüsk unter­
brochen. Uns Schweizern ist das grosse Glück wider­
fahren, auf dem Wege organischer Entwicklung 
weitergehen zu dürfen und, wie Werner Näf in seiner 
in den „Schweizer Beiträgen zur allgemeinen Ge­
schichte", Band 13, 1955, erschienenen Abhandlung 
,,Vom Sinn der Geschichte" ausführt, unsere Ge­
schichte zu bejahen, die Umbildungen als deren 
Modifikation betrachten zu können, in der Tradi­
tion, wenngleich nicht problemlos und gefahren.frei, 
so doch ohne Bruch . welterzuschreiten und das 

··werdende zum Gewordenen zu fügen. 
So vertrete ich denn die Auffassung, dass das 

Problem des Frauen.stimm- und Wahlrechts nach 
bewährter Tradition vorerst auf kantonalem Boden 
gelöst und nicht heute, wo noch kein einziger Kan -
tou positiv zu dieser Frage Stellung bezogen hat, 
auf dem Gebiete des Bundes geprüft werden soll. In 
jedem föderalistischen Staatsgebilde wird das Pro­
blem Föderalismus und Zentralismus stets zur Dis­
kussion stehen. Gerade ein· kleiner Kanton hat 
begründete Ursache daran festzuhalten,· dass die 
Souveränität der Kantone möglichst erhalten 
bleibt und dass Artikel 3 der Bundesverfassung, 
wonach die Kantone souverän sind, soweit ihre 
Souveränität nicht durch die Bundesverfassung be­
schränkt ist, nicht immer mehr ausg(\höhlt wird, 
ohne dass höhere Notwendigkeiten es unbedingt 
erheischen. Anforderungen des Rechtes, des Ver­
kehrs, der Verwaltung, der ·wirtschaft, der sozialen 
Ordnung bedingen naturgemäss ohnehin immer 
weitergehende Kompetenzen des Bundes. Um so 
weniger Ursache besteht, das staatspolitisch so 
überaus wichtige Stimm- und Wahlrecht der 
Frauen, eine, wie die Botschaft auf Seite 4 ausführt,· 
wichtigste Frage seit Bestehen des Bundesstaates, 

über den Kopf der Kantone hinweg auf dem Boden 
des Bundes zur Diskussion zu stellen und aUf 
diesem Wege einen Druck auf die Kantone auszu­
üben. Nur um Volk und Ständen Gelegenheit zu 
geben, wieder einmal zu einer fundamentalen Frage 
Stellung zu nehmen, sollen bewährte föderalistische 
Grundsätze nicht durchbrochen werden. · 

Diese Auffassung vertrete ich um so mehr, als 
nach meiner Ansicht weder· das Verlangen der Frau 
nach Gleichberechtigung im öffentlichen und zivilen 
Rechte, noch das unbestreitbare Recht der Frau 
nach menschlicher Würde den vom Bundesrat vor­
geschlagenen Weg aufdrängen. Auf Seite 71 der Bot­
schaft wird auf einen Ausspruch von Max Huber 
verwiesen, dahingehend, dass die politische Zurück­
setzung der Frau weniger eine soziale Ungerechtig­
keit, als eine Verkennung ihrer menschlichen 
Würde sei. Diese Meinung kann ich nicht unbedingt 
teilen. . 

Eine völlige Rechtsgleichheit von Mann und 
Frau wird wohl nie erreicht werden können. Das 
verhindern schon das verschiedene Geschlecht und 
die vers?hiedene:li Aufgaben, die Mann und Frau 
durch die Schöpfung zugedacht sind und die da­
durch begründete Differenzierung in psychischer 
Hinsicht. Es sei dabei unter anderem auf die·Frage 
des Militärdienstes der Frau hingewiesen. Ich meine 
damit nicht die so überaus verdienstvolle Tätigkeit 
des FHD, dessen Aufgabe es ist, dienstpflichtige 
Männer für militärische Zwecke im engem. Sinne frei 
zu machen, und vor allem auch sozial tätig zu sein. 
Was ich als eine Verletzung fraulicher Würde emp­
finde, ist die Ausbildung und der Einbezug der Frau 
zum eigentlichen Frontdienst, wie dies zum Beispiel 
als Folge einer konsequent durchgeführten Gleich­
stellung von Mann und Frau in Russland der Fall 
war, wo die Frau als Pilotin, Fallschirmabspringerin, 
Panzerfahrerin, Maschinengewehrschützin oder Ka­
valleristin diente. Das ist eine krasse Missachtung 
der Sendung der Frau, die dazu da ist, Leben zu 
schenken und nicht solches zu vernichten. Auch der 
Ruf nach völliger Gleichstellung der Frau mit dem 
Manne im Privatrecht, vor allem im Familienrecht, 
übersieht oft die naturgegebenen Unterschiede zwi­
schen Mann und Frau. Wiederholt wird in der Bot­
schaft auf die Abhandlung von Professor Egger in 
der „Zeitschrift für Schweizerisches Recht" ,Neue 
Folge, Band 73, 1954: ,,Die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau in der jüngsten familienrechtlichen 
Gesetzgebung'', verwiesen. Kein vernünftiger 
Mensch wird sich einer der menschlichen Würde der 
Frau entsprechenden Stellung, zum Beispiel auch i;n 
der Ehe, widersetzen, im Gegenteil alles begrüssen, 
was- die Stellung der Frau zu verbessern . vermag. · 
Dass auch hier die Zeit für die Frau- a,rbeitet, ergibt 
sich aus der Abhandlung von Profess.9r Egger mit 
aller Deutlichkeit. Eines- wird man aber auc_h. hier 
nicht übersehen dürfen, ;nämlich, dass die ·Ehe vor 
allem eine seelische Gemeinschaft sein soll, in der 
psychisch verschiedene Wesen sich zu ergänzen 
haben. Gerade in unserer materialistischen Zeit, die 
die wirtschaftliche Seite der Ehe immer mehr in den 
Vordergrund stellt, dürfte wohl erlaubt sein, auch 
auf diesen Punkt zu verweisen. 

Dass trotz Fehlens des Stimm- und Wahlrechtes 
die Stellung der Frau in der Schweiz eine würdige 
ist und von den Frauen auch als solche anerkannt 
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wird, wird eindeutig dadurch bekräftigt, dass kein 
Bürgerrecht auch von Frauenseite so geschätzt wird, 
wie .. gerade das schweizerische. Die Auswirkungen 
des neuen Bürgerrechtsgesetzes beweisen das täglich 
zur Genüge. Es würden sonst wohl kaum sozusagen 
alle . Schweizerinnen, die Ausländer heiraten, das 
Schweizerbürgerrecht beibehalten wollen. Und wie 
gerne· erwerben Ausländerinnen durch eine Heirat 
mit einem Schweizer dessen Bürgerrecht, wohl wis­
send, dass sie damit Glied eines Volkes werden, das 
die Würde der Frau zu wahren weiss ! Nicht nach 
dem Vorhandensein eines inhaltlich recht beschei­
denen Stimm- und Wahlrechtes bemisst sich die 
Wertschätzung, die eine Frau in einem Lande ge­
niesst, sondern nach deren gesamter Stellung in der 
Gemeinschaft. ·Solange es Länder gibt, welche wohl 
das F:rauenstimrn- und Wahlrecht kennen, die Frau 
aber zum Beispiel in Fragen der Ehescheidung öder 
Ehetrennung gegenüber dem Manne benachteiligen 
und die Rechte der ausserehelichen Mütter recht 
rudi~entär gestalten, erscheint es nicht angezeigt, 
immer wieder zur Begründung des Frauenstirnm­
und Wahlrechtes auf solche Länder als Vorbild 
hinzuweisen.; 

Aus allen diesen Gründen stimme ich für Nicht­
eintreten. 

Bundesrat Feldmann: Erlauben Sie mir zu ei­
nigen Ausführungen, die in der Diskussion gegen 
die Vorlage vorgetragen worden sind, Stellung zu 
nehme_n. 

Herr Ständerat Haefelin hat beanstandet, dass 
die Vorlage des Bundesrates am 22. Februar dieses 
Jahres, das heisst unmittelbar vor der Abstimmung 
über den Zivilschutz, veröffentlicht worden sei, und 
er hat . die Auffassung vertreten, dass das sowohl 
dem Zivilschutz wie dem Frauenstimmrecht ge­
schadet habe. Ich verweise dieser Kritik gegenüber 
auf folgende Tatsachen. 

Der Bericht über das Frauenstimmrecht war 
fällig, mit oder ohne Zivilschutz. Bei der Diskussion 
über die Zivilschutzvorlage wurde in den eidgenös­
sis'chen Räten verständlicherweise auch die Frauen­
stimmrechtsfrage zur Diskussion gestellt. Es lag nicht 
in unserer Hand, das zu verhindern und deshalh 
müsste in den Beratungen über die Zivilschutzvor­
lage vom Frauenstimmrecht und in der Botschaft 
zum Frauenstimmrecht auch vom Zivilschutz ge­
sprochen werden. Diese Verbindung, zweifellos eine 
Komplikation, lag in der damaligen Situation und 
in der Natur der Dinge. Da war es wohl richtiger, 
mit der Botschaft über das Frauenstimmrecht vor 
der eidgenössischen Abstimmung über den Zivil­
schutz herauszurücken. Hätte man es nachher ge­
tan, wären Vorwürfe in „ umgekehrter" Richtung 
wohl nicht ausgeblieben. Weiter hat man in den 
Kommentaren vom 3. März zur Verwerfung der 
Zivilschutzvorlage eine recht bemerkenswerte Ein­
zelheit übersehen. Die Landsgemeindekantone, wel­
che, 'wi~. wir aµch heute wieder wahrgenommen 
haben, gegenüber . de~ Frauenstimmrecht vorwie­
gend aus praktischen Gründen eher skeptisch ein­
gestellt sind, haben sämtlich am 3. März die Zivil, 
schutzvorlage angenommen, und verworfen wurde 
sie in Zentren, die dem Frauenstimmrecht.günstig 
gesinnt sind. Ich halte dafür, dass sich die Botschaft 
des Bundesrates über. das Frauenstimmrecht nicht. 

gut zum Sündenbock für das Abstimmungsresultat 
vom 3. März 1957 eignet. 

Herr Ständerat Stöckli hat darauf aufmerksam 
gemacht, dass es falsch sei, wenn man deshalb, weil 
in der Schweiz die politische .Gleichberechtigung 
der Frau nicht durchgeführt sei, die Schweiz vor 
dem Ausland herabsetze. Ich teile vollständig diese 
Auffassung. Es ist in diesem Kapitel mehr als genug 
geschehen. Die S_chweiz ist auch in ihrem inneren 
Aufbau ein Sonderfall, und der Sonderfall heisst: 
schweizerische Referendumsdemokratie. Man wählt 
nicht nur, man stimmt ab. Darin liegt eine Er­
schwerung für das Problem, das wir heute behan­
deln. Die politischen Rechte in der Schweiz haben, 
wenn ich mich so ausdrücken darf, ein viel grösseres 
,,spezifisches Gewicht" als in andern Ländern. Ent­
sprechend tiefer klafft aber in der Schweiz auch der 
Gegensatz zwischen dem . Volksteil, der politische 
Rechte besitzt, zu den Frauen, die keine politischen 
Rechte besitzen. Manmuss den „Sonderfall Schweiz" 
auch von dieser Seite her betrachten. 

In Diskussionen · ist, in der Öffentlichkeit 
mehr als in der heutigen Debatte, immer wieder 
darauf aufmerksam gemacht worden, dass die Mehr~ 
zahl der Frauen das Stimmrecht selbst nicht wolle 
und dass es politisch falsch sei, jemanden ein Recht 
aufzuzwingen, das er nicht wünsche. Die historische 
Wahrheit ist die: auch das Männerstimmrecht ist 
nicht mit lodernder Begeisterung aller. Männer, die 
es bekommen haben, eingeführt worden. Es ist 
gegen Widerstände bei den Männern selbst durch­
gedrungen. Ich verweise Sie auf die Ausführungen 
auf Seite 74 der Botschaft. - Ich verstehe vollstän­
dig, wenn die bäuerliche Welt, aus der heraus Herr 
Ständerat Stöckli gesprochen hat, aus soziologischen 
und psychologischen Gründen ausserordentlichMühe 
hat, sich mit dem Gedanken des Frauenstimmrechtes 
zu befreunden. Aber ich halte dafür: Wenn wir er­
klären, die Schweizerfrau sei b.eute reif, ihren An­
teil an der politischen Verantwortung zu überneh­
men, so gilt das nicht zuletzt gerade auch für die 
Bauernfrau. 

Man hat auch argumentiert, in der Kommission 
vor allem, die Frau besässe ja s_chon heute gewisser­
massen auf indirektem Wege einen erheblichen Ein­
fluss auf das politische Gesc~ehen, indem sie auf. 
die politische Meinung ihres Mannes oder Sohnes 
einwirke. Dies ist indessen kein Argument gegen die 
politische Gleichberechtigung der Frau. Im Gegen­
teil: Für den Mann wie für die Frau ist diese indi­
rekte, ich möchte fast sagen, familiär g~tarnte Ein­
flussnahme auf das politische Geschehen keine sehr 
stolze, würdige Situation. Wenn man den Frauen 
schon die Fähigkeit zutraut, auf dem Wege der in­
direkten Einflussnahme auf die politische. Willens· 
bildung einzuwirken, dann kann, ja soll man ihnen 
doch ebensogut das Recht geben, offen mitzureden. 

Es ist davon gesprochen worden, dass zurzeit 
zwischen den Behörden und dem Volke etwas wie · 
eine Vertrauenskrise bestehe. Man hat darauf ver­
wiesen, dass in der letzten Zeit Vorlagen der Bundes-

. behörden vor dem Volk keine Gnade gefunden 
haben. foh glaube, dass man die jüngste Entwic~­
lung etwas dramatisiert. Man muss diese Entschei­
dungen würdigen im Hinblick auf die konkreten 
Fragen, über die jeweilen entschieden werden 
musste. 
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Wie wird es kommen, wenn einmal die Frauen 
auch ihre politischen Rechte besitzen? Es wird 
Frauen geben, die sich von den politischen Kämp­
fen nicht angesprochen fühlen (es soll ja auch Män­
ner geben, die gelegentlich beim Abstimmungskampf 
zu Hause bleiben). Und es wird Frauen geben, die 
sich von Fall zu Fall interessieren, wenn ein Problem 
sie wirklich anspricht. Das ist bei den Männern nicht 
anders. Und dann wird sich eine Gruppe von Frauen 
aktiv politisch interessieren, aus Liebe zum Lande, 
aus Interesse an den öffentlichen Angelegenheiten. 
Ich verspreche mir davon einen Impuls in unserem 
politischen Leben, von dem man _heute gesagt hat, 
es weise Anzeichen von Miidigkeit auf; ich verspre­
che mir davon wertvolle Kräfte für die Gestaltung 
unserer eidgenössischen Gemeinschaft. 

Herr Ständerat Haefelin hat aus dem unsterb­
lichen Studentenlied „Gaudeamus igitur z1.tiert: 
, ... PiPant omnes pfrgines, faciles formosae, PiPant 
et mulieres, tenerae, amabiles et laboriosae ... '. 
Darf ich ihm auf diesem Wege folgen und weiter 
aus dem gleichen schönen Lied zitieren? Es heisst 
dort auch: , ViPat et respublica, et qui illam regit.' 
In der Schweiz regiert in oberster Instanz das Volk, 
das heisst es regieren heute die stimmberechtigten 
Männer. Zum Volk gehören aber auch die Frauen. 

Ausserordentllch wichtig i_~t die Frage, die Herr 
Ständerat Haefelin aufgeworfen hat: Ist der Weg, den 
der Bundesrat vorschlägt, einmal mit einer konkre­
ten Vorlage, ip.it einer ei_dgenössischen Regelung, 
vor das Schweizervolk zu tretim, richtig, oder ist er 
falsch? Ich kann den Vorhalt nicht gelten lassen, 
dass die Vorlage, die der Bundesrat Ihnen unter­
breitet, eine unschweizerische Vorlage· sei. Auch in 
den Kantonen und Gemeinden gibt es komplizierte 
Abstimmungen. Und eidgenössisch wird niemand 
behaupten wollen, dass der männliche Stimmbürger, 
in allen seinen Urnengängen von profunder Sach­
kenntnis durchdrungen und frei von jeder Beein­
flussung durch $chlagworte und Propaganda, mit 
hundertprozentiger sachlicher Zuverlässigkeit seine 
Stimme in die Urne lege. Herr Ständerat Haefelin 
hat die Befürchtung ausgesprochen, es könnte über 
die Vorlage des Bundesrates der Fall eintreten, dass 
nun ein Kanton·gezwungen würde, (er hat Artikel 4 
der Bundesverfassung zitiert) nach der Annahme 
der Vorlage bei sich im Kanton das Frauenstimm­
recht einzuführen. Diese Befürchtung ist vollkom­
men unbegründet. Ich verweise auf Absatz 4 des 
Artikels 74 in dir Fassung der Kommission: ,,Die 
Einführung des ':frauenstimni- und -wahlrechtes in. 
solchen Angelegenheiten des . Kantons . oder einer 
Gemeinde bleibt den, Kantonen weiterhin freige­
stellt." Das -gilt: als spezielle, R_egelung selbstver­
ständlich auch g·egenüber dem Artikel 4. 

Nun hätte der Einwaµd, dass der Weg über eine 
eidgenössische Vo'.l:'lage · grunde1ätzlich falsch sei, eine 
gewisse Berechtigung, wenn das Problem, das uns 
hier beschäftigt, bisher lediglich in den Gemeinden 
und Kantonen akut gewor.den: wij.re: Dem ist aber 
nicht so. Die Frage der politischen Gleichb.erechti­
gung der Frauen steht auf eidgenössischem Boden 
seit Jahrzehnten zur Diskussion. Ich verweise Sie 
auf die Botschaft, Seite 33. Ich rekapituliere nur 
die Jahreszahlen dieser eidgenössischen Vorstösse: 
1874, 1913, 1919, 1923,1928,1929, 1938,1944,1949, 
1950, 1951, 1952, 1954. Das ist die Vorgeschichte 

dieser Vorlage; es handelte sich um Motionen, Po­
stulate, Interpellationen und Petitionen für die Ein­
führung des Frauenstimmrechtes auf eidgenössi­
schem Boden in irgend einer Form. 

Es ist mir bei den Herren, die den Antrag.auf 
Nichteintreten gestellt haben, aufgefallen, dass sie alle 
im Prinzip sich für die politische Gleichberechtigung 
der Frauen ausgesprochen haben. Aber sie zeigen 
uns keinen Weg, wie wir einmal in dieser Sache vor­
wärts kommen sollen. Denn man hat in verschie­
denen Voten gleichzeitig gegen die Einführung auf 
eidgenössischem Boden und auf kantonalem. Boden 
Stellung genommen. Die Vorwürfe an die eidgenös­
sischen Behörden, dass sie die Lösung der Frauen­
stimmrechtsfrage hintan halten, verzögern und ver­
schleppen, dass sie diesem Problem .ausweichen, 
alles das lässt erkennen, dass nun endlich eine Ent­
scheidung durch die höchste Instanz, den eidgenös­
sischen Souverän, fällig geworden ist. Dabei möchte 
ich kein Missverständnis aufkommen lassen. Herr 
Ständerat Haefelin hat angedeutet, vielleicht sei es 
dem Bundesrat einfach darum zutun, durch eine Art 
von „ Volksbefragung" mehr oder weniger ein Alibi 
dafür zu bekommen, dass in dieser Sache eben nichts 
mehr weiter geschehen soll. Da,von kann keine Rede 
sein. Der Bundestat steht auch materiell zu seiner 
Vorlage. Es geht darum, den Souverän einmal vor 
eine klare Frage zu stellen. Die stimmberechtigte 
Bürg~rschaft soll die Verantwortung übernehmen 
für den Entscheid daruber, ob den Schweizer Frauen 
die politische Gleichberechtigung mit den Männern 
gewährt oder verweigert werden soll. Wenn Sie 
heute Nichteintreten beschliessen, so ist der Weg 
vor den Souverän blockiert, und dann werden wir 
wieder in einer Kardinalfrage der eidgenössischen 
Politik einfach an Ort treten mit Motionen, Postu­
laten, Interpellationen und Petitionen. Wir werden 
keinen Schritt weiterkommen. Das ·kann nicht der · 
Sinn der bisherigen Entwicklung, das kann nicht 
unsere Aufgabe sein. 

Ich beantrage Ihnen, auf die Vorlage einzutreten. 

Präsident: Die Kommission beantragt, auf die 
Vorlage einzutreten. 

Herr Stöckli, unterstützt von einigen Kollegen, 
hat· den Antrag auf Nichteintreten gestellt. 

Abstimmung - V ote 

Für den Antrag der Kommission 
(Eintreten) 

Für den Antrag Stöckli 
( N iohteintreten) 

21 Stimmen 

14 Stimmen 

Artif.c.elwei~e Beratung - Discussion des articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates .. 

·.Titre et preambule 
Proposition de la commission 

Adherer au projet du Conseil federal. 

Angenommen - Adoptes 
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Abschnitt I 
Antrag der Kommission 

Abschnitt I, Ingress 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. · 

Art. 43, Abs. 1, 2, 4 und 5 
Art. 44, Abs. 1 

Art. 45, Abs. 1 und 6 
, Art. 66 

Beibehalten des geltenden Verfassungstextes. 

Art. 74 
Bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen 

besitzen Schweizer und Schweizerinnen die gleichen 
politischen Rechte und Pflichten. . · 

Stimm- und wahlberechtigt bei solchen Ab­
stimmungen und Wahlen siµd alle Schweizer und 
Schweizerinnen, die das 20. Altersjahr zurückgelegt 
haben und weder nach eidgenössischem Recht noch 
nach dem Recht des Wohnsitzkantons in der bür­
gerlichen -Ehrenfähigkeit eingestellt sind. 

Der Bund kann auf «:lern Wege der Gesetzgebung 
über die Stimm- und Wahlberechtigung in eidge­
nössischen Angelegenheiten · einheitliche Bestim-
mungen aufstellen. · 
. In Angelegenheiten eines Kantons oder einer 

Gemeinde beurteilt sich die Stimm- und Wahlfähig­
keit nach dem Rechte des Wohnsitzes. Die Einfüh­
rung des Frauenstimm- und -wahlrechtes in solchen 

, Angelegenheiten bleibt den Kantonen weiterhin 
freigestellt. 

Chapitrp premier 
Proposition de la commission 
Chapitre premier, preambule 

Adherer aü projet du Conseil federal. 

Art. 43, al. 1; 2, 4 et 5 
Art. 44, eil. 1 

Art. 45, al. 1 et 6 
Art. 66 

Maintenir le texte actuel de la Constitution. 

Art. 74 
Les Suisses et les·Suissesses ont les memes droits 

et les memes devoirs eu matiere d' elections et de 
votations federales. 

Ont le droit de prendre part a ces elections et 
votations tous les Suisses et toutes les Suissesses 
ages de vingt ans revolus: qui n' ont pas ete prives de 
leurs droits civiques .en vertu du droit federal ou de 
la legislation du canton de domicile .. 

L.a Confederation peut edicter des dispositions. 
legislatives uniformes sur le droit de · prendre part 
atJ.X elections et votations en matiere federale. 

En matiere cantonale 01:1 communale, le droit du 
lieu de domicile est applicable. Les canto.ns restent 
libres d'instituer \e suffrage feminin en matiere 
cantonale ou cQmmunale. 

Vaterlaus, Berichterstatter": B~i der Detail­
beratung hat Ihre Kommission vor allem versucht, 
eine redaktionell einfachere Lösung zu finden. Nach 
dem Vorschlag des Bundesrates hätten 18 Än· 
derungen an der Bundesverfassung vorgenommen 
werden müssen. 
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Ihre Kommission schlägt Ihnen, im· Einver­
ständnis mit dem Bundesrat, nur noch 6Änderungen 
vor. . 

Der Artikel 74 der Bundesverfassung legt die 
Stimmberechtigung bei Wahlen und Abstimmu,ngen 
fest; er lautet in seinem ersten Absatz: 

,,Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstim­
mungen ist jeder Schweizer, der das 20. Altersjahr 
zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetz­
gebung des Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz 
hat, nicht vom Aktivbürgerrechte ausgeschlossen 
ist." · 

Es ist deshalb logisch, das . Stimm- und Wahl­
recht . der Frau · und alle damit . verbundenen Be­
stimmungen .im neu zu formulierenden Artikel 74 

· festzulegen. . 
.. In Absatz i wird festgestellt, dass bei eidge­

nössischen Abstimmungen . und Wahlen Schweizer 
und Schweizerinnen die gleichen politischen Rechte 
und Pflichten besitzen. · 

Auf Wunsch der Kommission hat das eidgenös­
sische Justiz- und Polizeidepartement die Frage 
geprüft, ob der Bürger bei eidgenössischen Wahlen 
und Abstimmungen wirklich auch Pflichten habe, 
und ob für den Wehrdienst und. den Zivilschutz­
dienst . der Frau ein Vorbehalt gemacht werden 
müsse; Bei dieser. Prüfung gelangte dß.S Departe­
ment zum Ergebnis, dass auf die Erwähnung der 
Pflichten bei Wahlen und Ahstimmungen nicht ver­
zichtet werden könne. Die Ausübung des Stimm.­
und Wahlrechtes ist auch d_a, wo kein Stimm-. und 
Amtszwang besteht, nicht bloss ein Recht, sondern 
eine politische Pflicht, denn in der Demokratie be­
ruht die höchste . Willensbildung auf der Willims­
äusseruiig des einzelnen · Bürgers. In der Rechts­
literatur ist· man sich darin einig, dass Stimm- wie 
Wahlrecht sowohl das Recht wie die Pflicht in s.ich 
schliessen. 

Was man den Frauen auferlegen will, sind bl.oss 
politische Pflichten,_ und zwar nur bei Wahlen und 
Abstimmungen. Es ist klar, dass weder die vVe4r­
pflicht noch der Zivilschutzdienst zu diesen Pflich­
ten gehört. Ein Vorbehalt in dieser Beziehung ist 
also nicht notwendig. 

Damit die Frage, ob eine Frau aus einei11 Kanton 
mit Frauenstimmrecht in einem Kanton ohne 
Frauenstimmrecht gleichwohl stimmberechtigt sei, 
klar geregelt ist, _wurde im 4. Absatz festgelegt: 

„ In Angelegenheiten eines Kant_ons oder einer 
Gemeinde- beurteilt sich die Stimm- und Wahl-

. fähigkeit nach. dem Rechte des Wohn~itzes/' 
Schliesslich ist. im :n,euen Artikel 74 festgelegt, -qass 
die Einführung des Fra:ueniitimm· und -wahlrechtes 
den Kantonen 'freigestellt bleibt, Es kann also. die 
nach Artikel 6 der Bundesverfassung nötige Gewähr~ 
le.istung einer · Kant.onsverfassung nicht ,verweigert 
werden, wenn das Fra-µe:Q.stimmrecht in kantonalen 
Ang~legenheiten nicht eingeführ_t ist. . · 

Ich beantrage Ihnen namen~ Ihrer Ko~nmissionJ 
dem neu.en Artikel 74 zuzustinim~µ. 

Wenn Sie dem Artikel 74 in der vorgeschlagenen 
Formulierung zustimmen, sind die vom Bundesrat 
vorgeschla'genen Änderungen von Artikel 43, Ab­
satz 1, Absatz 2, Absatz 4, Absatz 5, · Artikel 44, 
Absatz i, Artikel 45, Absatz 1, Artikel 46, Absatz 6, 
Artikel 66, Artikel 75, Artikel 96, Absatz i, Artikel 
108, Absatz i, Artikel 121, Absatz 5, und Artikel 
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.123, Absatz 1, · nicht notwendig und können ge­
strichen werden. 

Präsident: Stimmt der Bundesrat der Kom­
missionsfassung _zu? 

Bundesrat Feldmann: Jawohl. 

Angenonimen - Adoptes 

Antrag der Kommission 
Art. 75 

Beibehalten des geltenden Verfassungstextes. 

. Art. 89, Abs. 2 
Bundesgesetze sowie allgemeinverhindliche Bun­

desbeschlüsse· sind dem Volke z;ur Annahme oder 
Verwerfung vorzulegen, wenn es von fünfzigtausend 
Stimmberechtigten oder von acht Kantonen ver­
langt. wird. 

Art. 89, Abs. 3 
Staatsverträge mit dem Auslande unbefristet 

oder für eine Dauer von mehr als 15 jahren abge­
schlossen, sind_ ebenfalls dem Volke zur Annahme 
oder Verwerfung vorzulegen, wenn es von· fünfzig­
tausend Stimmberechtigten oder von acht Kantonen 
verfangt wird. 

Art. 89bis, Abs. 2 
Wird von fünfzigtausend Stimmberechtigten 

oder von acht Kantonen eine Volksabstimmung 
verlangt, treten. die sofort in Kr11ft gesetzten Be­
schlüsse ein Jahr nach ihrer Annahme durch die 
Bundesversammh,mg ausser Kraft, soweit sie nicht 
innerhalb dieser Frist vom Volke gutgeheissen 
wurden; in diesem Falle können sie nicht erneuert 
werden. · · 

Proposition de la coinmission 
.Art. '75 

Maintenir le texte actuel de la Constitution. 

Art. 89, al. 2 
Les lois federales. et les arretes fecieraux de 

porte~ generale doivent etre soumis a l'adoption ou 
au reJet du peuple lorsque la demande en est faite 
par cinquante mille citoyens actifs ou })ar huit 
cari.tons. 

.A.rt. 89, a,l, 3 
Les traites internatfonaux conclus pour une 

dure~ indeterminee ou pour, plus de quinze ans sont 
. soum1s egalement a: l'adoption ou. au rejet du 

peuple lorsque la demande en est faite par cinquante 
mille citoyens actifs ou par huit cantons. 

A1·t. 89bis, al. 2 
. Lorsque ~a vo~ation pop~laire est deinandee par · 

cmquante m1lle cltoyens act1fs ou par huit cantons, 
les arretes federaux mis en vigueur d'urgence per­
dent leur validite un an apres leur adoption par 
1' Assemblee federale s'ils ne sont pas approuves par 
le peuple dans ce. delai; ils ne 'peuvent alors etre 
renouveles. 
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- ------- -- ---- -- ----~------

407 Frauenstimmr;echt. Einführung 

Vaterlaus, Berichterstatter: Die noch zu be­
handelnden Änderungen der Verfa.ssung .beziehen 
sich auf die Erhöhung der Zahl der für Initiative 
und Referendum erforderlichen Unterschriftenzahl. 
Die grundsätzliche Begründung für deren Erhöhung 
habe ich bereits im Eintretensreferat gegeben. Der 
Bundesrat schlägt vdr, die Zahl der Unterschriften 
für das Referendum von 30 000 auf60 000 und für 
die Initiative von 50 000 auf 100 000 zu erhöhen; 
das heisst es soll die Zahl der erforderlichen Unter­
schriften, da sich mit der Einführung des Frauen­
stimmrechtes . die · Zahl·. der Stimmberechtigten 
mehr als verdoppeln wird, ungefährt im gleichen 
Verhältnis erhöht werden. Dies kann um so mehr . 
verantwortet werden, weif sich seit· dem Jahre 18 7 4 
in dem die heutige Unterschriftenzahl festgelegf 
wurde, die Zahl der männlichen Stimmberechtigten 
beinahe verdoppelt hat. 

Ihre Kommission hat diese Erhöhung etwas 
reduzier-i:. und schlägt vor, die Zahl der benötigten 
Unterschriften · beim Referendum von 30 000 auf 
50 000 i,tatt 60 000 und bei der Initiative. von 
50 000 auf 70 000 statt 100 000 zu erhöhen. · · 

In Ihrer Kommission ist auch die Frage disku­
tiert worden, ob es politisch und abstimmungs­
psychologisch richtig sei, dem Souverän · beide 
Fragen, Einführung des Frauep.stimmrechtes und · 
Erhöhung der Zahl der Unterschriften für Ini­
tiative und ~e~erendum, gleichzeitig zum -Entsoheid 
vorzulegen. Ihre Kommis::;ion hat sich mit ·6 zu 
4 Stimmen, bei 3 Enthaltungen, für den vorliegen­
den Vorschlag ausgesprochen. Es scheint mir 
zweckmässig zu sein, wenn der Rat sich zuerst 
grundsätzlich über diese wichtige Frage entscheidet. 

M. Perreard: Des l'instant ou, selon le projet, le 
nombre des electeurs doit doubler, il est normal de 
doubler aussi celui des electeurs et electrices appeles 
a demander le referendum ou a presenter une 
initiative. Il faut donc rester dans la lomque et 
maintenir la pr(!position du Conseil federat . 

Präsident: Es wird sich hier eventuell die Fmge 
stellen, ob. überhaupt diese Bestimmung im ·Zu­
sammenhang mit den vorang.egangenen Bestim­
mungen über das Stimm- und Wahlrecht revidiert 
werden sollen oder ob das nicht für eine spezielle 
V erfassungs:revision vor behalten · werden solL Ein 
solcher Antrag liegt aber bis heute nicht vor. 

. M. Perreard: Je ne partage pas le point de -yue 
du bw·eau. · . - · ·· · 
. Le Conseil f ederal propcise de porier le nolllb_re 
des s_ignatures a 60 OOO; C_ette proposition ~ai~ pa::rtie 
integrante du projet et doit etre soumise ä.u :vote . 

-_Präsident: WIT haben den Antrag der· Kom~ 
. missiön, die Sti:tmnenzahl beim Referenduin ·auf 
50 000 · und bei der Verfassungsinitiative -auf 
Partial- pder Totalrevision auf 70 000 zu ·erhöhen, 
während nach dem Vorschlag· des Bundesrates 
60 000 und 100 000 zu beschlies1:1en wären. · . · · · 

Abstimmung - V ote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

13 Stimmen 
23 Stimni.en 

52 
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Finances federales 

Vaterlaus, Berichterstatter: In Artikel 89, Ab­
i;atz 3, muss an Stelle der 50 000 nun 60 000 eingesetzt 
werden, nachdem sich der Rat für den Antrag des 
Bundesrates entschieden hat. Es bezieht sich dies 
auf den Absatz, der neu von der Kommission vor­
geschlagen wurde. Nachdem Sie beschlossen haben, 
entsprechend dem Antrag des Bundesrates, beim 
Refere:p_dum auf 60 000 zu gehen, ist es'logisch, dass 
wir hi~r an Stelle von 50 000 ebenfalls 60 000 ein -
setzen., 

Antrag der Kommission 
· Art. 96, Abs. 1 

Art. 108, Abs. 1 
Beibehalten des geltenden Verfassungstextes. 

An.120 
Abs.1 

WeJ.In eine Abteilung dei• Bundesversammlung 
die Totalrevision beschliesst und die andere nicht 
zustinirrit, oder we~n 70 000 Stimmberechtigte die 
Totalrevision der Bundesverfassung verlangen, so 
muss· im einen wie im andern Falle die Frage, ob 
eine s_olche stattfinden soll oder nicht, dem schweize­
rischen Volke zur Abstimmung vorgelegt werden. 

Abs. 2 
Beibehalten des geltenden Verfassungstextes. 
(Di6. Änderung betrifft nur den französischen 

Wortl!).tit.) 

Proposition de la commission 
Art. 96, alinea premier 

Art. 108, alinea premier 
Maintenir le texte actuel de Ia Constitution. 

Art.120 
Alinea premier 

Lorsqu'une section de l' Assemblee federale de­
crete la revision totale de la Constitution federale et 
qui l'autre section n'y consent pas, ou bien lorsque 
70 000 inille citoyens actifs demandent la revision 
iotale, l{l question de savoir si la Constitution fede­
rale doit etre revisee est, dans l'un comme dans 
l'autre gas, soumise a la votation du peuple suisse, 
par oui öu par noIL 

Al .. 2 
Si, d,_arts l'.un ou dans l'autre de ces cas, la majorite 

·des citoyens actifä prenant part a Ia votation se pro­
nonce pour !'affirmative, les deux Conseils serönt 
renouv~Jes pour pröced_er a la revision. 

Vatiittaus, Berichterstatter: Bei allen Artikeln 
sind die· Zahlen entsprechend dem Beschluss des 
Rates .z,u ändern. Hingegen wäre noch etwas zu 
Artikel, t20, Absatz 2, zu. sagen. Der deu,tsche Text 
stimmtjnit de.m bishetigen überein und kann. des­
hs.lb g~strichen werden.· Jedoch ist ifn französischen 
Text, zweiter Satz, auf der ersten Linie anstatt „la 
majorite des personnes" .zu setzen „la majorite des 
citoyens· actifs". Und am Schluss des Absatzes sind 
anstatt der Worte „les deux Conseils seront renou­
veles pour travailler a la revision'' zu setzen „Ies 
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deux Conseils seront renouveles pour proceder a la 
. . '' rev1s10n. 

Angenommen - Adoptes 

Antrag der Kommission 
Art. 121, Abs. 2 

Die V. olksanregung umfasst das von 70 OOÖ 
Stiinmberechtigten gestellt Begehren auf Erlass, 
Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel der 
Bundesverfassung. 

Art.121, Abs. 5 
Art. 123, Abs. 1 

Beibehalten des geltenden Verfassungstextes. 

Propositio11 de Ia comtnission 
Art: 121, al. 2. 

L'initiative populaire consiste en une deniartde 
presentee par 70 000 mille citoyens actifs et recla­
mant l'adoption d'un nouvel article constitutionnel 
ou l'abrogation ou la_modificatio.n d'articles deter­
mines de la Constitution en vigueur. 

A,'.t. 121, al. 5 
Art. 123, alinea premier 

Maintenir le texte actuel de la Constitution. 

Angenommen,- Adopt-es 

Abschnitt II 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

Chapitre II 
Proposition de la cominission 

Adherer au projet du Conseil federal. 

Angenommen - Adopte 

. Gesamtabstimmung - V ote siU· l' ensemble 
Für Annahnie des Gesetzentwurfes 19 Stimmen 
Dagegen 14 Stimmen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

729_7. Finanzhaushalt des Bundes. Neuordnung 
Finances fed~rales. Nouveau regime 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 331 hievor - Voir page 331 ci-devant 

1 

Abschnitt .l 
Neuer Antrag der Kommission 

Art. 41ter 

· 2 Für die Watenumsatzsteuer gilt: 
a) ... 
b) Die Steuer beträgt bei Detaillieferungen 3,6%, 

bei Engroslieferungen 5,4 % des Entgelts; 
c) ; .. 

1 

1 
1 

t 
J. 
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Vormittagssitzung vom 19. März 1958 
Seance du 19 mars 1958, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Bratschi 

7338. Franen~timmredtt. Einführung 
Snffrage feminin. Introduction 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 22. Februar 1957 
(BBI I, 665) 

Message et projet d'arrete du 22 fevrier 1957 (FF I, 693) 

Beschluss d·es Ständerates voin 2. Oktober 1957 
Decision du Conseil des Etats du 2 octobre 1957 

Eintreten. 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 

Minderheit 
Nichteintreten. 

Antrag Gnägi 
Rückweisung der Vorlage an den Bundesrat mit 

dem Antrag, im Zusammenhang mit der Einführung 
d~s Frauenstimmrechtes die Entlastung der direk­
ten Demokratie zu prüfen. 

Proposition de la commission 
Majorite 

Entrer en matiere. 

Minorite 
Ne pas entrer en matiere. 

Proposition Gnägi 
Renvoyer le projet au Conseil federal avec man­

dat d'examiner, en liaison avec la question du suf­
frage feminin, celle d'une application plus reservee 
de Ja democratie directe. 

Berichterstattung - Rapports generaux 

Bringolf-Schaffhausen, Berichterstatter der Mehr­
heit: Am 22. Februar 1957 hat der Bundesrat den 
eidgenössischen Räten eine Botschaft zu den Postu­
laten der Herren Picot vom 17. September 1952 und 
Grendelmeier vom 5. Dezember 1952 zum Problem 
der Einführung des Stimm- und Wahlrechtes der 
Frau in Bundesangelegenheiten vorgelegt. Das 
Postulat Picot wurde im Dezember 1952 und das 
Postulat Grendelmeier im März 1954 begründet und 
angenommen. Der Bundesrat hat in seiner Bericht­
erstattung und in seiner Stellungnahme einen Stand­
punkt bezogen, der sich durch Gründlichkeit, Klar­
heit und ernsthafte Behandlung des ganzen: Fragen­
komplexes auszeichnet. In der Kommission ist dafür 
dem Bundesrat und seinen Mitarbeitern, insbeson­
dere den Herren Bundesrat Feldmann und Professor 
Beck, der Dank ausgesprochen worden. 

Die Vorgeschichte der Frage der pplitischen 
Gleichberechtigung der Frau geht allerdings weit 
hinter das Jahr 1952 zurück. Viele haben vergessen, 
dass die Einführung eines allgemeinen Männer-
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stimmrechtes im Jahre 1830-1833 im Kanton Bern 
mit der politischen Gleichstellung der Frau in 
Gemeindesachen verknüpft wurde. Das erste Ge­
meindegesetz des Kantons Bern, das im Jahre 1833 
erlassen wurde, enthält das Stimmrecht der Frau 
in Gemeindesachen unter denselben Voraussetzun­
gen, wie es den Männern zugestanden wurde, sofern 
die Frauen in der Gemeinde gewisse Sachwerte 
besassen oder steuerpflichtig waren. Allerdings 
mussten sich die Frauen in der Gemeindeversamm­
lung, weil die Männer damals noch unter sich sein 
wollten, durch einen Mann vertreten lassen. - Im 
Nationalrat gab es im Dezember 1918 - ich zitiere 
nicht alle Fakten - die Motionen Greulich und 
Göttisheim, später Postulate und Motionen Johan­
nes Huber und Hans Oprecht und andere gleich­
gerichtete Bemühungen. 

In Gemeinden und Kantonen hörten die Bemü­
hungen der Frauenstimmrechtsvereinigungen, die 
mit dem Beginn unseres Jahrhunderts ganz beson­
ders eingesetzt hatten und sich an ausländischen 
Beispielen orientierten, nicht mehr auf. Schon im 
Jahre 1900 bildete sich der Bund schweizerischer 
Frauenvereine und im Jahre 1909 der „Schweize­
rische Verband für Frauenstimmrecht." Dieser par­
teipolitisch unabhängige Verband umfasst heute 
33 Sektionen und verfolgt,- das Ziel, die Gleich­
berechtigung der Frau mit dem Mann auf sämt­
lichen Gebieten des öffentlichen Lebens in Bund, 
Kantonen und Gemeinden, insbesondere das Stimm­
recht und das aktive und passive Wahlrecht der 
Schweizer Bürgerinnen durchzusetzen. 

Die stimmberechtigten Männer vergessen sehr 
oft, dass das allgemeine, gleiche und geheime Wahl­
recht seinen Siegeszug durch die Welt von der Fran­
zösischen Revolution vom Jahre 1789 aus nahm. 
In der liberalen Devise: ,,Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit" war für die geistigen Vorkämpfer 
der grossen Französischen Revolution das allge­
meine, gleiche und geheime Wahlrecht enthalten. 
Man verstand damals darunter die Gesamtheit der 
erwachsenen Bürger männlichen Geschlechts. Viele 
Jahre vor der Französischen Revolution prokla­
mierte eine andere, in ihrem tiefsten Wesen auch 
revolutionäre Bewegung, die amerikanische Unab­
hängigkeitsbewegung, schon im Jahre 1776 den 
Grundsatz: ,,Alle Menschen sind gleich geschaffen. 
Alle sind von ihrem Schöpfer mit bestimmten, 
unveräusserlichen Rechten, darunter das Recht auf 
Leben, Freiheit und Streben nach Glück begabt. 
Die Regierungen sind zur Sicherung dieser Rechte 
eingesetzt." Und wenn Sie das Jeffersondenkmal 
in Washington besuchen - J efferson war ein Mit­
begründer der Vereinigten Staaten von Amerika -, 
dann werden Sie dort einen Ausspruch von ihm 
finden, der sagt: 

„Ich bin nicht ein Freund des häufigen Wechsels 
der Gesetze und Verfassungen. Aber Gesetze und 
menschliche Institutionen müssen Hand in Hand 
gehen mit dem fortschreitenden menschlichen Geist. 
Im ·gleichen Masse wie er sich entwickelt und immer 
mehr erleuchtet wird, im gleichen Masse wie neue 
Entdeckungen gemacht werden und sich neue Wer~e 
und Sittengesetze bilden, im gleichen Masse wie 
sich unsere Ansichten mit den sich verändernden 
Umständen verändern, müssen menschliche Ein­
richtungen vorwärtsschreiten und mit der Zeit 
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Schritthalten. Wir könnten gerade so gut von einem 
Manne verlangen, dass er Kleider seiner Jugend 

. trage, gerade so gut, wie man von einer zivilisierten 
Gesellschaft verlangen könnte, immer ·unter dem 
gleichen Regiment der rückständigen, ja barbari­
schen Vorfahren zu leben." 

Zur Frage der Einführung des Männerstimm­
rechtes in der Schweiz darf man wohl darauf hin­
weisen, dass es bis in die dreissiger Jahre des ver­
gangenen Jahrhunderts dauerte, bis es sich in 
unserem Lande durchgesetzt hat. Es ist nicht das 
Verdienst in erster Linie der stimmberechtigten 
Schweizer Bürger oder gar ausschliesslich, wenn sie 
das Stimmrecht erhielten. Vielmehr ist es die Folge 
von grossen geschichtlichen Umwälzungen, getragen 
von den einstigen Radikalen, den Vorläufern des 
heutigen Freisinns, die sich in langwierigen Ausein­
andersetzungen und Kämpfen Geltung verschafften 
und in der Schweiz durchsetzten. Gelegentlich ver­
gessen unsere männlichen Miteidgenossen die Ge­
schichte des Männerstimmrechtes, die Geschichte 
der Verfassungskämpfe und, im allgemeinen gespro­
chen, die Entwicklung der schweizerischen Demo­
kratie, so wie sie sich heute präsentiert. Ihnen emp­
fehle ich besonders nachdrücklich das Studium der 
Botschaft des Bundesrates. 

Die Botschaft des Bundesrates enthält einen 
interessanten Abschnitt über das Für und Gegen iri 
der Auseinandersetzung für die Einführung des 
Frauenstimmrechtes, besonders seit dem Jahre 
1920. Die Ansichten nicht nur der Männer, sondern 
auch der Frauen, sind geteilt. Gestatten Sie mir, 
dass ich einige dieser Ansichten etwas abwandle. In 
den Reihen der Schweizer Frauen haben sich zwei 
Strömungen gebildet, die eindeutig für und ebenso 
eindeutig gegen die politische Gleichberechtigung 
der Frau Stellung nehmen. Wir werden insbesondere 
die letztere Strömung innerhalb der grossen Zahl 
der Schweizer Frauen dann, wenn der Verfassungs­
artikel, den wir heute beraten, Volk und Ständen 
vorgelegt wird, noch näher kennenlernen. 

Ihre Kommission hat sich mit grosser Mehrheit 
dafür entschieden, den stimmberechtigten Männern 
unseres Landes Gelegenheit zu geben, sich zu der 
Frage der politischen Gleichberechtigung der Frau 
mit dem Stimmzettel auszusprechen. Die Kommis­
sion teilt in dieser und auch in andern Fragen die 
Auffassung, wie sie bereits im Ständerat, der die 
Priorität besitzt, vertreten wurde. 

Die Botschaft des Bundesrates und weitere 
Dokumente haben Sie und insbesondere auch die 
Mitglieder der Kommission darüber unterrichtet, 

. dass nach einem Bericht des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen ausser der Schweiz nur noch 
10 Staaten den Frauen überhaupt kein Stimmrecht 
gewähren. Bei den Vereinten Nationen sind 83 Staa­
ten Mitglied. Man darf annehmen, nach der Statistik, 
dass von diesen 72 nicht nur den Männern, sondern 
auch den Frauen das Stimmrecht gewährt haben. 
Neben der Schweiz - um diese Pointe vorweg zu 
nehmen-, sind es Afghanistan, Iran, Irak, Liechten­
stein, Lybien, Paraguay, San Marino, Saudiarabien, 
Transjordanien, in denen man kein Frauenstimm­
recht kennt. In Saudiarabien und Jemen haben 
auch die Männer kein Stimmrecht. Bei dieser Gegen­
überstellung möchte ich keinen Zweifel darüber 
lassen, dass ich die Kommentare, welche üblicher-

weise aus diesen Vergleichen gezogen werden, nicht 
übernehme oder mit ihnen einverstanden wäre. Mit 
der Botschaft bin ich der Auffassung, dass man die 
Verhältnisse in der Schweiz nicht einfach mit irgend­
wie gearteten Verhältnissen in demokratischen, in 
feudalen oder autokratischen ausländischen Staaten, 
nicht zu reden von totalitären Staatssystemen, wo 
die Frauen das Stimmrecht übrigens haben, ver­
gleichen darf. In keinem einzigen Lande ist das 
Frauenstimmrecht durch eine geheime Abstimmung 
der stimmberechtigten Bürger der betreffenden Län­
der eingeführt worden. Die Einführung erfolgte ent­
weder durch Parlamentsbeschluss oder durch Regie­
rungserlass oder sogar durch den autoritären Akt 
eines Staatsoberhauptes. 

Bekannt ist auch, dass das aktive und passive 
Stimm- und Wahlrecht der Frauen in den meisten 
Demokratien sich auf die Parlamentswahlen, die 
alle paar Jahre einmal stattfinden, beschränkt. In 
unserem Lande bedeutet die politische Gleichberech­
tigung der Frau die Teilnahme der stimmberechtig­
ten Frauen an sämtlichen Wahlen und Abstimmun­
gen der Gemeinde, der Kantone und des Bundes. 
Zwar überlässt es die Vorlage, die wir jetzt beraten, 
den Kantonen und den Gemeinden, in ihrem Bereich 
- für den Fall der Zustimmung der Mehrheit der 
Stimmberechtigten und der Stände zur Gleich­
berechtigung der Frauen in eidgenössischen Ange­
legenheiten - die darüber hinausgehenden Entschei­
dungen autonom durch besondere Abstimmungen 
zu treffen. Der bundesrätliche Antrag, unterstützt 
vom Ständerat und von der nationalrätlichen Kom­
mission in ihrer Mehrheit empfohlen, respektiert 
ausdrücklich die kantonale Souveränität in dieser 
Frage. Allein, ein allfälliges Volks- und Ständemehr 
für den neuen Verfassungsartikel würde selbstver­
ständlich die Lage in den Kantonen präjudizieren. 

Nun aber wird von den Gegnern des Frauen­
stimmrechtes immer wieder ins Feld geführt, man 
möge doch die Frauen vor der Politik bewahren, 
besonders aber vor der eidgenössischen Politik. Sie 
warnen vor den Konsequenzen der politischen 
Gleichstellung der Frauen, ein Schritt, der die frau­
liche und mütterliche Wesensart gefährde. Der Weg 
zum Staat führe - so sagt man - über die Familie 
und die Mutter; und in diesem Bereich müsse die 
Stimme der Frau gehört werden. 

Die Einführung des Frauenstimmrechtes, so er­
klären die Gegner u. a. weiter, gehe auf Kosten der 
Frau und des Familienlebens. Es handle sich viel­
mehr um eine politische Gleichschaltung als um 
eine politische Gleichberechtigung, ist sogar in der 
Kommission festgestellt worden. Es sei nicht wahr, 
dass in.der Referendumsdemokratie die Frau, wenn 
sie die gleichen Rechte besitze wie der Mann, einen 
Gewinn davontrage, oder dass die demokratische 
Gemeinschaft des Staates irgendeinen Vorteil davon 
hätte. 

Mit dieser Argumentation ist in der Kommission 
ein Antrag auf Nichteintreten begründet worden. 
Diesem Antrag haben sich andere Mitglieder der 
Kommission angeschlossen, obwohl sie vielleicht in . 
der Argumentation nicht gleichartig überlegen. 
Zuerst, sagen sie,· sei die Frage in den Kantonen 
und · Gemeinden, unter· Respektierung des födera­
listischen Charakters des Landes, zu entscheiden. 
Dann vielleicht könne auf eidgenössischem Boden 
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die Frage geprüft werden, ob der Frau das Stimm­
und VVahlrecht für den Nationalrat, aber nicht für 
den Ständerat, aus föderalistischen Erwägungen, 
einzuräumen sei, ohne dass der Frau darüber hinaus 
zugemutet werden dürfe, an allen Abstimmungen 
über Sach- und sachpolitische Fragen in der Eid­
genossenschaft teilzunehmen. 

Bedenken gegen die Einführung der politischen 
Gleichberechtigung der Frauen wurden auch im 
Blick auf die Interesselosigkeit, die heute schon 
unter grossen Teilen der stimmberechtigten Männer 
besteht, und die, so wurde erklärt, vielleicht noch 
grösser werde, wenn auch die Frauen das Stimm­
recht besässen, geäussert. Das politische Stimm­
recht entspreche überdies in keiner Weise dem 
Wesen der Frau. Schliesslich wurde auch darauf 
hingewiesen, dass in keinem andern Lande, wie es 
bei uns -der Fall sei, der Bürger Träger der politi­
schen Willensbildung sei. Dazu eigne sich nun ein­
mal die Frau nicht. 

Beunruhigt sind aber auch die Landsgemeinde­
kantone. Sie erblicken in der Einführung des 
Frauenstimmrechtes eine Gefährdung ihrer tradi­
tionellen Institutionen und machen dagegen ihre 
Bedenken geltend. 

Viele Gegner der Vorlage fürchten auch die 
zahlenmässige Überlegenheit der Frau. Die Statistik 
teilt uns mit, dass im Dezember 1950 die Zahl der 
stimmberechtigten Männer 1 403 731 betrug und 
die mutmassliche Zahl der für das Frauenstimm­
recht in Frage kommenden stimmberechtigten 
Frauen 1 545 383. 

Wie sind diese Erwägungen, die ich hier zusam­
mengefasst .. habe, zu bewerten? Ein Blick ins Aus­
land, nach Osterreich, Bundesrepublik Deutschland, 
Italien, Frankreich, Belgien, Niederlande, nicht zu 
reden von den skandinavischen Ländern oder Gross­
britannien, zeigt sofort, dass in keinem dieser Län­
der die Lage der Frauen in diesen Parlamenten über 
eine bescheidene Minderheit hinausgeht. Unter­
suchungen haben auch ergeben, dass jene, die von 
der Einführung des Frauenstimmrechtes eine Zu­
nahme der Anhänger der Sozialisten erwarten, 
Unrecht haben. Die Wahlen in der Bundesrepublik 
Deutschland sind davon ein eindeutiger Beweis. 
Bundeskanzler Adenauer könnte näher darüber 
Auskunft erteilen. 

Merkwürdig berührt jenes Argument, das fest­
stellt, es fehle der Frau an der geistigen Fähigkeit, 
sich mit den Problemen des politischen Lebens aus­
einanderzusetzen. Insbesondere fehle es ihr an der 
Fähigkeit, sachlich und logisch _zu denken und <lern; 
entsprechend vernünftig zu handeln. · 

Moderne Erkenntisse teilen mit, dass es nicht 
auf das absolute Gewicht des Gehirns ankommt, 
wenn der Grad der Intelligenz, der logischen Hand­
lungsfähigkeit und der Vernunft gemessen werden 
soll. 

. Die Zeit, da man etwa mit dem simplen Schlag­
wort „die Frau gehört ins Haus" an die Bequemlich­
keit der Männer und gleichzeitig an ihr Gefühl der 
Überlegenheit gegenüber den Frauen appellierte, 
dürfte doch beinahe überall vorbei sein. Die Frauen­
arbeit in lJnserem Lande spricht gegen das zitierte 
Schlagwort. In der Industrie, im Handel, im Ge­
werbe, in der Landwirtschaft, im kulturellen Leben, 
besonders auch in der Kindererziehung und Betreu-

ung in der Schule und in der Erwachsenenbildung 
ist die Arbeitskraft, das W~ssen und die Leistung 
der Frau längst unentbehrlich geworden, und die 
Hausfrau und Mutter ist Beruf und Berufung zu­
gleich, und es kann keine überzeugenden Gründe 
geben, die der Hausfrau und Mutter die politische 
Gleichberechtigung mit dem Manne absprechen 
oder verweigern wollen. 

Denken wir auch einen Augenblick an die Zeiten 
des Aktivdienstes ! Denken wir an die Aufgaben des 
Zivilschutzes im Rahmen der Landesverteidigung! 
Ohne die Hilfe und den Einsatz der Frau hätten 
viele Aufgaben der Kriegsjahre nicht gelöst werden 
können und sind Aufgaben der Gegenwart nicht zu 
lösen. 

Den Skeptikern, Zweiflern und Ewiggestrigen 
möchte ich die Lektüre des Gutachtens von Prof. 
Dr. Kägi, herausgegeben vom Schweizerischen Ver­
band für Frauenstimmrecht, empfehlen. In den 
Schlussfolgerungen dieses Gutachtens heisst es: 

,,Die politische Gleichberechtigung der Schwei­
zer Frau und damit der Übergang zum Erwachse­
nenstimmrecht ergibt sich aber auch als Gebot der 
folgerichtigen Verwirklichung der grundlegenden 
Werte und Ideen unserer schweizerischen Verfas­
sungsordnung: 

a) als Forderung nach der vollen Anerkennung 
der Person würde auch in der Person der Frau; 

b) als Forderung nach reinerer Verwirklichung 
des demokratischen Gedankens durch Anerkennung 
des Mitbestimmungsrechtes der Frau; 

c) als Forderung nach reinerer Verwirklichung 
des Gerechtigkeitsgedankens in der freien politi­
schen Gemeinschaft durch Anerkennung der vollen 
Rechtsfähigkeit der Frau; 

d) als Forderung einer gerechten Korrelation 
von Rechten und Pflichten in der Rechtsstellung 
der Frau"; und „die folgerichtige Fortbildung 
unserer Verfassungsordnung fordert den Übergang 
zum Erwachsenenstimmrecht durch die Anerken­
nung der politischen Gleichberechtigung der Frau." 

Ihre Kommission hat sich bei der Beratung der 
Vorlage auch noch einmal mit der Frage der Inter­
pretation des Artikels 4 der Bundesverfassung 
befasst. Eindeutig hat jedoch die Kommission ein 
Zurückkommen auf die Frage der Interpretation 
bzw. die Einführung des Frauenstimmrechtes über 
die Brücke der Interpretation der Verfassung ver­
neint und abgelehnt. Sie teilt in dieser Beziehung 
die Auffassung des Bundesrates. 

Erfreulicherweise hat der Vertreter des Bundes­
rates in der Kommission, Herr Bundesrat Feld­
mann, auch mitgeteilt, dass der Bundesrat nicht 
daran festhalte, mit der Abstimmung über den neu 
vorgeschlagenen Verfassungsartikel gleichzeitig auch 
die Erhöhung·der Zahl der Unterschriften für Initia­
tive und Referendum zu verbinden. Die Vorlage des 
Bundesrates sieht diese Koppelung der beiden Fra­
gen vor. Der Ständerat ist der Auffassung, dass 
diese Fragen in der gleichen Vorlage behandelt wer­
den sollten. Die nationalrätliche Kommission emp­
fiehlt dem Nationalrat sowohl eine Trennung der 
beiden Fragen als auch eine zeitliche Distanz zwi­
schen den beiden Abstimmungen. Die Erhöhung 
des Quorums für das Referendum oder für die 
Initiative von 30 000 auf 60 000 oder von 50 000 
auf 100 000 Stimmen darf mit der Frage der Ver-
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fassungsrevision, die die politische Gleichberechti­
gung der Frau mit dem Mann anstrebt, nicht ver­
knüpft werden. Mit Recht ist eine derartige Verbin­
dung als Mühlstein für die Hauptvorlage bezeichnet 
worden. Zahlreiche Gegner der Einführung des 
Frauenstimmrechtes könnten sich leicht (aus Man­
gel an Zivilcourage) hinter die Erhöhung des Quo­
rums für Initiative und Referendum verschanzen, 
obwohl sie im Grunde in der Hauptsache selbst nein 
sagen wollen. Man darf aber auch nicht übersehen, 
dass seit der Einführung dieser Voraussetzungen für 
Referendum und Initiative die Zahl der stimm­
berechtigten Männer ganz bedeutend grösser gewor­
den ist und die Frage der Erhöhung der Untersehrif­
tenzahl sich ganz unabhängig von der Einführung 
des Frauenstimmrechtes stellt. Es wäre aber auch 
ein Akt der Courtoisie gegenüber den Frauen, wenn 
wir Männer den Artikel 74 der Bundesverfassung 
neu, so wie er vom Ständerat formuliert und von 
der nationalrätlichen Kommission in zustimmen­
dem Sinne angenommen wurde, allein und unbe­
lastet Volk und Ständen zur Entscheidung vor­
legen würden. 

In diesem Sinne hat Ihre Kommission mit 19 
gegen 7 Stimmen Eintreten auf die Vorlage beschlos­
sen. 22 Mitglieder der Kommission sprachen sich 
für die grundsätzliche Trennung der beiden Fragen 
und nur 6 für die gleichzeitige Abstimmung über 
beide Vorlagen aus. Die Motion der Kommission 
zu der Frage der Erhöhung der Unterschriftenzahl 
für das Zustandekommen eines Referendums oder 
einer Initiative ist mit 23 Stimmen angenommen 
worden. In der Schlussabstimmung entschied sich 
die Kommission mit 21 gegen 7 Stimmen dafür, 
dem Nationalrat zu empfehlen, Artikel 74 der Bun­
desverfassung, wie er vom Ständerat bereinigt 
wurde, mit einer kleinen redaktionellen Änderung, 
anzunehmen und ihn im Sinne von Ziffer II dem 
Bundesrate zum Vollzug zu überweisen. Dadurch 
erhalten Volk und Stände Gelegenheit, sich über 
diese Frage auszusprechen. 

Prof. Dr. Max Huber hat im Dezember 1955 in 
einem Vorwort zum Gut&chten von Prof. Dr. Kägi 
bemerkt: 

„Die Entscheidung darüber, ob die politischen 
Rechte allen Bürgern, Männern und Frauen, zu ver­
leihen sind, ist nicht nur eine. Frage politischer und 
sozialer Zweckmässigkeit und psychologischer Er­
fahrung, sondern sie heischt vom Gesetzgeber eine 
Gewissenserforschung .. 

In dem grossen weltgeschichtlichen Vorgang, 
der mit der englischen, amerikanischen und fran­
zösischen Revolution, am Ende des XVII. und 
XVIII. Jahrhunderts, von denen nur letztere in 
Terror ausartete, begonnen hat und der von der 
absoluten Monarchie und vom Privilegienstaat zum 
allgemeinen Stimm- und Wahlrecht der Männer und 
schliesslich zum Erwachsenenstimmrecht, mit seinen 
sozialen Fragen führte, ist im Wesentlichen die fort­
schreitende Ausdehnung der politischen Rechte ohne 
schwere Erschütterungen, meist sogar in den For­
men bestehenden Rechtes, vor sich gegangen. In der 
freien Welt, d. h. da, wo rechtsstaatliche, konstitu­
tionelle und demokratische Institutionen tatsächlich 
bestehen, ist die Entwicklung durch die Einsicht 
der bis dahin Privilegierten möglich geworden. Das 
ist die grosse Leistung der freiheitlichen Staats-
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form. Im Rahmen dieser gewaltigen geschichtlichen 
Entwicklung wäre der Schritt vom Männerstimm­
recht zum Erwachsenenstimmrecht (also zur poli­
tischen Gleichberechtigung der Frau) in der Schweiz 
nur noch ein kleiner Schritt." 

Als Verehrer von Professor Max Huber füge ich 
bei, dass seine Erkenntnis, die Erken~tnis eines 
reichen und reifen Geistes, uns allen sagt, dass die 
Forderung der politischen Gleichberechtigung der 
Frau keine Parteisache ist. Sie ist eine Sache der 
Demokratie, ihrer Entwicklung und ihres Ausbaues 
zum Rechtsstaat. 

Die Einführung des Frauenstimmrechtes ist des­
halb auch in unserem Lande fällig geworden. Nicht 
nur aus taktischen sondern auch sachlichen Grün­
den sollte der Nationalrat bejahend entscheiden. 
Im Namen der nationalrätlichen Kommission emp­
fehle ich Ihnen Eintreten und Zustimmung zu den 
Ihnen vorgelegten Anträgen. 

M. Primborgne, rapporteur de la majorite: Nous 
avons l.'honneur de vous presenter le rapport de la 

·majorite de votre commission chargee d'etudier le 
message du Conseil federal sur l'institution du 
suffrage feminin en matiere federale. II fait suite 
aux postulats Picot et Grendelmeier. Nous avons 
vote l' entree en matiere par 19 voix contre 7, puis 
approuve, par 21 voix contre 7, l'egalite poli­
tique de la femme en matiere d'elections et de vota­
tions federales en nous ralliant a la decision du 
Conseil des Etats de modifier uniquement l'article 74 
de la Constitution federale. 

V oici la teneur de cet article tel qu'il est sorti des 
deliberations du Conseil des Etats: 

<<Les Suisses et les Suissesses ont les memes droits 
et les memes devoirs en matiere d'elections et de 
votations federales. Ont le droit de prendre part a 
ces elections et votations tous les Suisses et toutes 
les Suissesses ages de vingt ans revolus qui n' ont pas 
ete prives de leurs droits civiques en vertu du droit 
federal ou de la legislation du canton de domicile. 
La Confederation peut edicter des dispositions 
legislatives uniformes sur le droit de prendre part 
aux elections et votations en matiere federale. 

>>En matiere cantonale ou communale, le droit 
du lieu de domicile est applicable. Les cantons 
restent libres d'instituer le suffrage feminin en 
matiere cantonale ou communale. >> 

En outre, nous avons prefere renoncer a vous 
proposer simultanement une augmentation du 
nombre des signatures necessaires pour les initiatives 
et les referendums et proposons a vos suffrages, une 
motion que nous avons acceptee par 23 voix. Elle 
invite le Conseil federal a presenter des propositions 
tendant a augmenter le nombre de ces signatures au 
cas ou le suffrage feminin serait accepte par le 
peuple et les cantons. En voici egalement le texte 
du a une ·proposition de M. Haeberlin: 

<<En cas d'acceptation par le peuple et les can­
tons de l'arrete federal sur l'institution du suffrage 
feminin en matiere federale, le Conseil federal' est 
charge de presenter aux Chambres federales Ull 

rapport et des propositions tendant a augmenter le 
nombre des signatures requises pour les initiatives 
et les refereridums. >> 

L'existence d'une minorite, qui vöus fera part de 
s·es conclusions, illustre bien la variete des opinions 
repandues au sein de notre peuple sur cet ~m:portant 
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probleme. Nous nous dispenserons d'en evoquer ici 
I'aspect historique pour ne relever que I'argumen­
tation militanten faveur de I'emancipation politique 
de la femme qui est un fait mondialement reconnu. 
On ne saurait, du reste, confondre ce phenomene 
avec une <<:rrasculinisation>> ou encore une <<virili­
sation>> condamnable et fort eloignee d'un femi­
nisme de bon aloi. Ce dernier a rendu les inter­
ventions parlementaires possibles et prepare nombre 
d'esprits naguere reticents ou adversaires a une con­
viction nouvelle sur le postulat de justice que nous 
traitons ici. Cette possible reforme de nos habitudes 
politiques constitue, a n'en pas douter, un des 
problewes les plus importants qui se soient poses a 
notre Confederation ! Ne s'agit-il pas de savoir si 
I'on doit reconnaitre a la moitie des Suisses adultes, 
le droit d'exercer une action sous une forme qui 
n'est pas contestee a la premiere moitie d'entre eux! 

<<L'octroi de ce droit, ecrit le gouvernement, 
assierait notre democratie sur une plus large base, 
par une application plus generale de l'idee de 
l'egalite de traitement. L'innovation ne touche pas 
seulement les interets des femmes auxquelles elle 
doit profiter. Elle peut avoir une importance deci­
sive meme pour l'avenir de Ja Confederation. Il faut 
s'attendre, en outre, que la decision a prendre exer­
cera une grande influence dans le domaine cantonal 
et communal. >> 

A ce sujet, nous tenons a mentionner I'attenti:on 
de notre commission a I'egard d'une intervention de 
notre collegue, M. Clottu. On peut le compter 
parmi les partisans de I'institution du suffrage 
feminin, mais il n'a pu joindre son vote a celui 
de la Il'ajorite, car iI estime que les traditions de 
notre Etat federatif eussent ete a I'honneur, si 
I'on avait suivi une autre voie. Celle qui montre le 
developpement nature! de nos mreurs politiques en 
partant de la commune et en passant par le canton. 

Ce probleme est cehii de I'ordre chronologique a 
observer. Force nous a ete de nous contenter de 
prendre acte de la position de M. Clottu, puisque 
notre vote, favorable a l'entree en matiere, temoi­
gnait des desirs d'engager la procedure en matiere 
federale, sans attendre que communes et cantons 
aient legifere sur le probleme. 

Nous vous rappelons que nous etions places 
devant trois possibilites : 

1. Que la Confederation prenne I'initiative. 
2. Qu'elle laisse le probleme progresser sur les 

plans communal et cantonal et n'agisse qu'apres les 
experiences realisees. 

3. Qu' elle (?blige les cantons a prendre des 
mesures. 

Ce point 3 ayant ete resolument ecarte, 
restaient les deux premieres eventualites. 

En choisissant la solution qui consiste a proposer 
I'institution du suffrage feminin en matiere federale, 
sans attendre que le probleme ait progresse tant sur 
les plans communal que cantonal, on a tenu compte 
du fait que le nombre des hommes favorables a 
l'octroi des droits civiques aux femmes, tend a aug­
menter. En outre, on admet que cette tentative ser­
vira «les idees de justice et de democratie>>, et 
qu'elle fera avancer la cause du suffrage feminin 
dans I'opinion publique. C'est une option, sans 
doute, elle comporte ses risques que la majorite de 
votre commission vous demande d'assumer. Elle 

n'est du reste pas la plus bouleversante pour nos 
habitudes politiques. 

Dans presque tous les pays oll ces droits ont ete 
instaures, c'est a la faveur d'un evenement autre 
que celui d'un vote des hommes qu'il I'a ete. Les 
experiences faites par la grande majorite des Etats 
sont dues soit a des renversements brusques de 
situation ou simplement aux votes des parlements. 
Si le gouvernement a tenu a nous renseigner de 
maniere fort detaillee en ce domaine, ce clont il con­
vient de le louer comme du reste de tout le message 
en general, la comparaison avec l'etranger n'est pas 
un argument suffisant, car si l'on etudie son statut 
juridique actuel, on peut, sans tomber dans l'exage­
ration, affirmer que la femme suisse possede une 
somme de droits et de libertes qui ne la placent pas 
au-dessous des femmes d'autres nations. 

Cette constatation ne signifie pourtant pas que 
nous puissions nous en tenir au statu quo et qu'il n'y 
ait aucun domaine Oll il soit indique de travailler a 
une amelioration du statut de la femme chez nous. 

Mais, remarquons-le, cela se fera dails un ordre 
qui nous est propre; c' est la necessaire revision de la 
Constitution qui ne peut se faire que par un vote qui 

. temoigne du consentement de la majorite des 
hommes. De meme, si l'on veut tendre a diminuer 
encore cette preeminence restreinte de l'homme en 
vue d'une egalite civile reclamee conjointement avec 
l'egalite politique, c'est par une reforme de notre 
Code civil que nous y parviendrons. 

Si l' on se pose la question: Quand clone l'idee 
du suffrage feminin a-t-elle commence a prendre 
corps? On constate que lorsque les circonstances 
contraignirent les femrnes a exercer une activite 
remuneree, independante, en dehors de leur menage, 
en fabrique, dans le cornmerce ou l'industrie, le vote 
des fernmes comrnern;a a prendre pied. 

{( Dans la rnesure, ecrit le Conseil federal, Oll elle 
assumait la täche de pourvoir a l'entretien de la 
famille, la femme revendique le droit de dire son mot 
dans les questions interessant la farnille et l'Etat. 
Une condition essentielle de son egalite politique se 
trouva ainsi realisee. )) 

Une telle evolution s'est-elle egalement produite 
dans notre pays? On peut repondre oui. L'activite 
des fernmes, en Suisse, peut se comparer a celle des 
grandes nations cornrne I' Angleterre, l' Allemagne et 
I'Italie, elle est meme plus marquee qu'en Belgique 
ou aux Etats-Unis. II faut ajouter encore que le 
niveau d'instruction moyen est eleve et que la 
participation de la femme a la defense nationale est 
sans comparaison avec ce qu' elle etait il y a un 
siecle. Cette position de la f emme dans un grand 
nombre de pays explique que la Charte des Nations 
Unies et la Convention sur les droits politiques de la 
femme aient sanctionne son egalite avec l'homme. 
La Suisse n'a pas ratifie cette convention, mais le 
fait que I'institution du suffrage feminin ne puisse 
etre presentee chez nous cornrne une obligation de 
droit international public ne saurait nous donner 
quittance de nos preoccupations en cette matiere. 

Nous preferons, du reste, que le probleme soit 
pose face aux arguments tires de la justice, de 
l'egalite de traiternent et de la democratie. Ce 
systerne politique, la democratie, on a ecrit d' elle: 
<< ... qu'elle est un etat tout a la fois social et poli-
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tique Oll. le COnsentement et le COilCOUrs de tOUS }es 
citoyens se trouvent exiges par le regime de la cite>>. 

Ou encore, que «Ies hommes qui vivent en demo­
cratie peuvent exprimer leurs propres opinions sur 
les devoirs et les sacrifices qui leur sont imposes. Ne 
pas etre contraints a obeir sans avoir ete entendus: 
voila bien deux droits du citoyen qui trouvent da.ns 
la democratie, comme le nom meme l'indique, leur 
expression naturelle.>> 

Ces definitions, acceptables sans doute par tous 
ceux qui siegent ici, nous conduisent a souligner 
quelques constatations du Conseil federal dont votre 
rapporteur se permet de vous recommander de peser 
les termes: 

<<Dans le regime democratique, chaque individu 
ne devrait etre soumis qu'aux normes juridiques a 
la formation desquelles il a lui-meme eu l'occasion 
de prendre part par le libre exercice de son droit de 
participer aux elections et aux votations. Ainsi 
s'exprime sa participation a la souverainete. C'est 
pourquoi ce droit est qualifie a juste titre de racine 
de la democratie. Ce droit de libre decision compte 
aujourd'hui parmi les droits individuels generale­
ment reconnus. Ne participe pleinement a la liberte 
politique que celui qui possede ce droit, c'est-a-dire 
le citoyen actif. 

>, Aussi le constituant federal se trouve-t-il au­
jourd'hui devant la question de savoir si le refus des 
droits politiques aux femmes est encore compatible 
avec le principe de I' egalite de traitement, bien que 
les circonstances et les conceptions aient change; en 
d'autres termes, la difference de sexe peut-elle etre 
toujours consideree comme suffisamment importante 
pour justifier l'inferiorite politique des femmes, ou 
l'egalite des sexes est-elle aujourd'hui un postulat 
de la justice. 

>> II est en effet surprenant que precisement la 
Suisse, ou la democratie existe depuis le plus long­
temps a l'etat le plus prononce, soit a peu pres le 
seul Etat europeen a ignorer le suffrage feminin. 
N'est-il pas injuste de persister a refuser les droits 
politiques aux femmes, en depit de l'evolution inter­
venue depuis la fondation de !'Etat federatif, et de 
les empecher de participer a la formation de la 
volonte de l'Etat? L'egalite de traitement, l'un des 
fondements de notre Etat, n'exige-t-elle pas que les 
femmes, qui depuis longtemps ont presque les 
memes obligations que les hommes, re«;oivent egale­
ment les memes droits ? >> 

Une saine information, quant a notre sujet, ne 
saurait nous permettre de passer a cöte de ce do­
maine premier qui a trait a la justice, a l'egalite de 
traitement et a la democratie. C'est la que reposent 
les arguments de base. Ceux qui .ont dej a fait cam­
pagne pour cette cause dans leur canton, estiment 
que le developpement de ces argumeri.ts l'emporte de 
beaucoup sur l'enumeration fastidieuse des objec­
tions et des reponses classiques auxquelles nous 
sommes tenus ! · 

Ils attestent que l'aspect sentimental du pro­
bleme est beaUcoup moins le fait des partisans que 
des adversaires du suffrage feminin. On peut meme 
dire que le sentiment a de moins en moins a faire 
dans l'argumentation en faveur de ce droit, alors 
·qu'il reste facilement discernable dans une partie de 
l'argumentation qui pretend s'y opposer. 
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Mais que signifie << egalite de traitement >> ? A 
l'egard de ce postulat fondamental de l'argumen­
tation favorable au suffrage feminin, on ne saurait 
mieux· faire que de citer ces lignes du professeur 
Kägi dans sa remarquable etude << Le droit de la 
femme suisse a I'egalite politique>>. 

<<Le principe d'egalite proclame par notre Consti­
tution federale exige le traitement egal de ce qui est 
semblable, le traitement different de ce qui est 
different. Le legislateur viole cette exigence de base 
d'un Etat de droit democratique lorsque, dans la 
loi, il fait des differences ou il ne devrait pas en 
faire, soit lorsque sans motif il promulgue du droit 
special; mais il viole ~galement ce principe lorsqu'il 
ne fait pas de diff erence dans les cas ou equitable­
ment il aurait du en faire et prevoir des regles spe­
ciales. Le traitement semblable de ce qui est diffe­
rent est manifestement aussi injustifie que le traite­
ment different de ce qui est semblable. 

>>Mais, poursuit le professeur Kägi, les sujets, les 
objets et les rapports sur lesquels le legislateur doit 
legiferer, sont toujours a la fois <<semblables>> et 
<<differents>>; ils sont, en effet, semblables sur un ou 
plusieurs points, mais en meme temps, differents sur 
d' autres points; des lors, la maxime <<traitement 
semblable de ce qui est semblable, traitement diffe­
rent de ce qui est different>> ne suffit pas a elle seule. 
Le legislateur doit etre parfaitement conscient des 
inegalites de fait et examiner si et dans quel sens 
l'organisation juridique doit en tenir compte. A ce 
point de vue egalement, l'arret du 2 avril 1880 en la 
cause Jäggi (ATF 6, pages 172 et suivantes) a fait 
jurisprudence. 

>> En ce qui concerne l' egalite de traitement, il 
s'exprime comme suit: <<Le principe de l'egalite 
devant la loi exige un traitement egal des citoyens 
non seulement si les conditions de fait sont rigou-

. reusement identiques, mais chaque fois que tous les 
elements de fait essentiels sont semblables. >> En ce 
qui concerne l'inegalite de traitement, l'arret pour­
suit: <<Pour justifier une inegalite dans le traitement 
juridique des citoyens, on ne saurait invoquer une 
quelconque difference dans les conditions de fait; il 
faut, au contraire, que cette difference concerne des 
elements qui, d'apres les principes de l'ordre juri­
dique determinants pour la reglementation du do­
maine du droit dont il s'agit, peuvent etre consideres 
comme essentiels. Si la difference de fait n'est pas 
telle, le traitement juridique different de citoyens ou 
de classes de citoyens constitue un ecart a la regle 
de droit qui ne repose pas sur des motifs objectifs, 
mais sur l'arbitraire, et qui viole ainsi le principe 
constitutionnel de l'egalite devant la loi (ATF 6, 
p. 174). Ainsi pour la question du traitement egal ou 
inegal des citoyens, le legislateur doit seules consi­
derer comme decisives, l' egalite ou l'inegalite de 
<< tous les elements de fait essentiels. >> 

Les consequences que notre majorite tire de 
«l' egalite de traitement qui tient compte de tous les 
elements de faits essentiels>> ne sont pas approuvees 
par certains de nos collegues de la minorite. 

C'est la question de conscience et il serait deplace 
de pretendre convaincre! Nous avons, certes, nous 
aussi conscience de la plenitude des droits que nous 
confere la democratie directe, et les peuples places 
sous le signe de la democratie representative n'ont 
pas eu a resoudre tous les problemes qui se posent a 

33 

michael.tellenbach
Textfeld



Suffr.age feminin. Introduction 

notre Etat. Nous n'en meconnaissons pas l'im­
portance. 

Neanmoins, les democraties representatives n'ont 
pas associe les femmes a leur activite politique 
uniquement en se basant sur la facilite relative 
resultant de leurs structures, car l'egalite de traite­
ment est une preoccupation fondamentale des Etats 
democratiques. 

Qu'il faille organiser le perfectionnement de la 
formation de la volonte populaire en partant d'une 
base plus ou moins elevee modifie simplement le 
probleme, mais il reste pose. Sur l'influence que la 
femme doit jouer dans la vie publique pour le per­
fectionnement de la democratie, nous divergeons. 
D'aucuns estiment que par l'octroi du droit de vote 
Oll pousse 8. Ull nivellement general, voire 8. une 
degradation de la femme. Ils pensent que l'influence 
indirecte qu' elle peut exercer est bien superieure. 
Nous ferons nötres, en guise de reponse, ces lignes 
du professeur Kägi: 

<<Les inegalites qui doivent en bonne justice 
subsister dans les situations juridiques respectives 
de l'homme et de la femme ne devraient plus etre 
discutees et decidees seulement pas des hommes 
seuls maitres, mais en commun par des hommes et 
des femmes egaux politiquement. C' est alors seule­
ment que le droit sera vraiment democratique et 
juste!>> 

Quant a l'examen des objections, nous desirons 
y reserver les reflexions suivantes: 

Les femmes desirent-elles le droit de vote? Cet 
aspect doit etre evoque vu qu'il n'est pas douteux 
qu'un grand nombre d'hommes feront dependre leur 
decision de la reponse donnee. Les quatre consulta­
tions de Geneve, Zurich, Bale et, plus recemment, de 
La Tour-de-Peilz, donnent hien des indications inte­
ressantes mais fort partielles. Du reste, nous ne 
pensons pas qu' 011 puisse accorder a cet aspect du 
problerne plus d'importance qu'il n'en a. L'institu­
tion du suffrage feminin fondee sur le perfectionne­
ment de la democratie et l' egalite de traitement ne 
peut etre subordonnee a la preuve que la majorite 
des femmes y sont favorables. 

Cette egalite et ce perfectionnement de l'expres­
sion populaire peuvent etre revendiques par chaque 
etre personnellement. S'il fallait que soit requise la 
conviction de la majorite, il est clair que le suffrage 
exclusivement masculin serait lui-meme mis en 
question si l' on considere la participation a certains 
scrutins, signe d'une indifference malheureusement 
trop evidente de la part de nombreux citoyens. 

L'Etat, c' est l'homme ! N ous pensons qu'une 
reponse suffisante a ete donnee lorsque nous avons 
rappele en quels termes <<l'egalite de traitement>> 
devait etre envisagee. Une discrimination entre 
l'homme et la femme, si elle est fondee sur une diffe­
rence importante des conditions de fait, est saus doute 
conciliable avec le principe de l'egalite de traite­
ment, mais, a notre epoque, ces conditions sont 
telles qu'elles ne sauraient etre comparees avec celles 
du siede dernier, pour ne prendre qu'une reference 
peu lointaine. L'evolution de notre Etat politique, 
ou l'economie et le social jouent un role de plus en 
plus important, fait que l' existence des uns et des 
autres est soumise aux memes exigences. Notre col­
legue, M. Verda, nous a rappele a la commission 
l'opinion de son illustre concitoyen, Giuseppe Motta, 
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. qui concretisait cette idee en ces termes: << Peut-etre 
l~s h~mmes voudront-ils, bien reconnaitre que la 
situat10n de la femme s est completement tra _ 
f , d l . , , ns 
orme: taut an~ a societe que sur le plan public. 

II arrr"."era certamement un moment ou ces trans­
format101:s. devront tr~uver leur expression sur le 
plan poht1que. >> Et ailleurs, ce grand magistr t 

. . L'E ' a aJoutait encor~: << tat n est pas la chose exclusive 
des homrnes, 11 est la chose de tous les Suisses et 
Suissesses majeurs. >> 

Nous pouvons evoquer brievement ce qui a trait 
aux obligations militaires. La dependance que d'au­
cuns, au sein de notre population, croient discerner 
entre les droits civiques et le service militaire n' est 
juridiquement pas fondee. Il n'existe aucun lien 
entre les deux choses. Notre Conseil est certaine­
ment amplement renseigne sur ce point et il est peu 
probable que le dehat s'ouvre sur cet objet. Pour la 
clarte de l'information qui vous est due, nous men­
tionnerons ce texte du message qui constitue une 
refutation parfaitement suffisante. 

<< La plupart des cantons ont supprime, dej a avant 
1848, le lien juridique entre le service militaire et 
l'exercice des droits politiques et ce lien n'a jamais 

. existe dans l'Etat federatif; juridiquement parlant, 
le .droit de vote ne depend pas des obligations rnili­
taires, comme celles-ci ne dependent pas de celui-la. 
Et cela dem eure vrai si l' on comprend le mot 

<< service militaire >> non pas au sens etroit de l' ar­
ticle 18 de la Constitution (service personnel), mais 
dans un sens large embrassant le paiement de la taxe 
d'exemption. L'exercice des droits politiques et le 
service militaire ne coincident d'ailleurs pas dans Je 
temps. Certes, l'exercice du droit de vote part du 
jour de la vingtieme annee et le service militaire 
part au commencement de l'annee dans laquelle la 
vingtieme annee est accomplie. Mais l'exercice des 
droits politiques continue sans restriction, meme 
apres la fin du service militaire. 11 est des lors exact, 
juridiquement parlant, que l'exercice des droits poli­
tiques ne depend pas du service militaire. >> 

Sur l'incomprehension et l'incompetence clont on 
dit assez couramment dans certains milieux de notre 
peuple que les femmes font la preuve en matiere 
politique, disons qu'il est tout a fait impensable de 
se rallier. a cet argument clont l'aspect massif cons­
titue la meilleure condamnation. En toutes choses, 
la generalisation est condamnable et ce serait con­
traire a la saine raison que de plaider en faveur des 
hommes une competence innee pour cet art qu'e~t 
la politique pour y opposer une incapacite congem­
tale de la femme. 11 est possible que certains de 1;1os 
collegues exposent a l' occasion de cette affirmat~on 
les craintes qu'ils ressentent devant l' entree massrv:e 
des femmes dans la vie publique <<par le haut>>! Mais 
il y a une marge entre ce point de vue fort respec­
table a l'egard d'une solution pour laquelle nous 
vous dernandons d'opter et qu'ils n'approuvent pas, 
et l'affirmation injuste d'une pretendue inaptitude 
non moins innee que le talent qu' on prete aux 
hommes! 

En accordant l'importance qu'il faut aux diffe­
rences que presentent les sexes tant du point de vue 
intellectuel, psychique que caracteriel, on ne peut 
conclure a un danger pour notre regime democra­
tique parce que les femmes collaboreront avec les 
hommes sur le plan des droits civiques. Le message 
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rappelle qu'<<il y a une fagon feminine de penser, 
de sentir et de reagir qui differe de celle de l'homme 
encore qu'il soit souvent difficile de dire et meme d; 
discerner en quoi consiste la difference et que celle-ci 
apparaisse plus ou moins nettement suivant les 
individus. Cette difference des sexes peut se mani­
fester en toute circonstance, notamment aussi devant 
les problemes politiques. >> 

Pour terminer l'examen des principales objec­
tions, voyons celle qui s'enonce ainsi: <<La place de 
Ja femme est a son foyer, il ne faut pas la meler aux 
laideurs de la politique>>. C'est l'argurnent massue 
des adversaires du suffrage feminin! II part de l'idee 
fortement ancree d'une repartition bien definie 
entre le travail de l'homme et celui de la femme et il 
prete a l' exercice des droits civiques on ne sait quoi 
de pejoratif qui le rend dangereux ! 

En admettant que dans les temps anciens la dis­
tinction entre le travail des femmes et celui des 
hommes ait ete <<davantage qu'une idee abstraite, 
une realite vivante conforme aux conditions sociales 
de ces epoques>>, il faut examiner si, de nos jours, 
ce jugement massif est encore fonde. Selon les 
chiffres de 1950, on comptait 534 740 femmes tra­
vaillant en Suisse, soit le 30,8% de la population 
feminine totale. Leur etat civil constitue une impor­
tante argumentation. On comptait, en effet, 71 % de 
femmes celibataires gagnant leur vie. Meme si ces 
chiffres n' ont pas tendance a augmenter, ils gardent 
leur eloquence. On ne peut retenir comme important 
le chiffre de celles qui ceuvrent <<pour leur plaisir>>. 
Le slogan <<la femme au foyer>> n'est donc guere de 
mise. Sans doute, la defense du feminisme nous 
presse de veiller a ce que le juste salaire du chef de 
famille permette a la femme de rester au foyer; c'est 
une preoccupation que de nombreux milieux par­
tagent, et c'est heureux. Neanmoins, force est de 
reconnaitre que l'etat actuel de la societe a conduit 
les femmes dans un champ d'activite qui n'est guere 
en faveur de ce qu'on dit etre «Ieur mission providen­
tielle>>. Et c'est bien la que resident les veritables 
dangers auxquels elles sont exposees. Qu' elles soient 
mariees et contraintes de rechercher une ameliora­
tion des revenus du menage, ce sont alors les ecueils 
bien connus mettant souvent en peril, soit l'unite 
conjugale, soit l'education des enfants. Qu'elles 
soient seules, par vocation ou par rupture de leur 
alliance, c' est alors l'imperatif de leur entretien qui 
surgit. Dans les deux eventualites, concedons-le de 
bonne grace, le renvoi au foyer pour un tres grand 
nombre de femmes est plus speculatif que raison­
nable ! Nous estimons que cette place des femmes 
dans l'industrie, le commerce, l'agriculture, en depit 
d'une organisation professionnelle soucieuse de pro­
gresser, est beaucoup plus lourde de consequences que 
l'exercice des droits civiques. Dire qu'ils constituent 
un <langer pour la femme, pour la famille, n' est-ce 
pas attribuer a ces droits un sens que nous avons 
ignore jusqu' a present? 

C'est la raison pour laquelle les representants de 
la majorite, tout en s'etant exprimes de maniere 
nuancee sur le suffrage feminin et ses effets pro­
bables, ne pensent pas que les experiences faites 
denotent qu'il y ait danger ou inconvenient grave 
a l'instituer ! La raison d'Etat ne saurait intervenir 
pour nous dicter une prudence necessaire a la con­
servation d'un equilibre souhaitable de notre demo-

cratie. Le suffrage feminin ne consacrerait pas une 
hegemonie des femmes. On ne doit pas penser a 
<mne unite politique des femmes s' opposant aux 
hommes >>. Dans aucun pays, par exemple, les femmes 
n'occupent plus du 10% des sieges dans les parle­
ments, hormis la Russie et la Suede. A la page 51 
du rapport Duverger a l'intention de l'Unesco, on 
lit que «Ie caractere plus conservateur du vote femi­
nin parait difficilement contestable>>. De meme, on 
y affirme que le suffrage feminin ne semble pas plus 
instable que le suffrage masculin; a certains egards, 
au contraire, il pourrait meme paraitre plus stable. 
Comme le vote masculin, il appartient au droit posi­
tif, a l'instar de toutes les formes de droits civiques. 
Qu'il puisse constituer un inconvenient pour cer­
taines femmes, on peut l'admettre, mais nous pen­
sons que nombreuses seront celles qui l' assumeront 
sans <langer pour leur feminite, leurs taches de 
menageres et d'educatrices. Signalons, comme l'a 
fait M. Bourgknecht, conseiller aux Etats, <<qu'en 
matiere de divorce, nous enregistrons de tristes 
records, quand bien meme la femme suisse ne vote 
pas!>> 

L'absenteisme des hommes provient-il des incon­
venients du droit de vote? Personne n'oserait l'af­
firmer. 

Quant a la question de l'egalite complete ou 
partielle des femmes, on a renonce a prevoir un cens 
qui appellerait la fixation d'un age de majorite 
politique ou d'un examen des connaissances civiques. 
De meme, il ne faut pas donner suite a certains 
vceux tendant a n'accorder ce droit que pour des 
domaines particuliers de notre vie politique. L'elec­
torat, le droit de vote et l' eligibilite sont trop 
l'image d'un faisceau pour defendre l'idee de les 
separer. Au surplus, l'egalite de traitement s'y 
oppose. 

Dans cet ordre d'idees, nous mentionnons les pre­
occupations que posent a certains l' octroi des droits 
civiques aux Suissesses d'origine etrangere. Un delai 
d'attente ne se justifie pas pour celles qui ont acquis 
leurs droits par naturalisation, vu les conditions 
posees par la loi y relative. Peut-on, par contre, 
emettre des reserves quant a l'octroi de ces droits 
aux femmes d' origine etrangere devenues Suissesses 
par mariage? Nous ne le pensons pas, car nombre 
d'entre elles sont deja domiciliees en Suisse et par­
tagent notre vie nationale. En outre, l'incidence 
qu'elles creent sur les effectifs du corps electoral 
n'est que de 1,7°/00 annuellement, si l'on se refere 
aux chiffres de 1951 a 1955. Ils revelent que le 
nombre des etrangeres ayant epouse des Suisses au 
cours de ces cinq annees s'est eleve annuellement 
et en moyenne a 5000. L'eligibilite doit naturelle­
ment rester reservee dans le sens prevu par la loi 
sur la naturalisation. 

Votre commission s'est preoccupee largement de 
la voie a suivre. Repetons qu'il n'est pas question 
de prevoir des dispositions de droit federal creant 
pour les cantons une obligation d'instituer le suffrage 
feminin. Meme du point de vue des avantages de 
l'uniformite, nous ne souscrivons pas a cette even­
tualite. Sur l'important probleme de l'interpreta­
ti011 ou de la revision de la Constitution et de la Ioi, 
nous voqs proposons d'opter pour la seconde solu­
tion. 
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A la suite du Conseil federal, nous estimons que 
le legislateur n'a envisage par le mot << Suisse>> que 
les hommes. Cela est fonde tant pour I' article 7 4 de 
notre Constitution que pour les lois qui en decou­
lent. Une decision du legislateur est donc necessaire, 
car il est difficilement contestable que les femmes 
ont ete exclues du droit de vote par la volonte des 
hommes, seuls auteurs des actes qui nous regissent. 
Que cela corresponde a un sens des choses qui a subi 
une profonde evolution, nous en tombons d'accord. 
11 n'en reste pas moins vrai qu'historiquement cette 
eviction d'une partie de notre peuple a ete intention­
nelle. De plus, les efforts faits en faveur d'une inter­
pretation qui soit conforme aux circonstances pre­
sentes, mais en opposition avec ce que le legislateur 
a voulu, se sont heurtes a l' attitude de refus des 
autorites. Nos Conseils ont adopte le meme point de 
vue et il vous souvient sans doute du message de 
1951 et des decisions qui furent prises au sein de 
cette assemblee. 

L'identite des dispositions tant constitutionnelles 
que legales ne permet pas non plus de dire que seule 
la loi devrait etre changee. Au contraire, nous voyons 
dans cette similitude une confirmation de la volonte 
du legislateur que les Conseils ne doivent pas inter­
preter saus une <<revision partielle formelle>> de la 
Constitution. 

Des orateurs s'exprimeront sans doute sur l'as­
pect juridique du probleme et parleront de ce qu' on 
nomme l'interpretation <<objective>>, par opposition . 
a l'interpretation historique. A la commission, les 
opinions qui ont prevalu mirent I' accent sur cette 
constatation: 

Chaque fois qu'on s'est trouve en presence d'une 
interpretation extensive, on n'a pas contrevenu a 
l'idee de base du legislateur. Or, nous avons deja dit 
qu'il n'en serait pas de meme avec l'introduction du 
suffrage feminin, vu le sens donne des le debut et au 
cours de notre histoire a l'article 74 de la Constitu­
tion. 

C'est pourquoi, a des motifs juridiques clont l'am­
pleur et la quasi-uniformite ne nous paraissent pas 
contestables, s'ajoutent des preoccupations d'ordre 
politique qui nous pressent de conclure en faveur 
de la seule these de la revision. 

II incombe au souverain actuel, c'est-a-dire aux 
hommes et par la double majorite du peuple et des 
cantons, de dire s'il estime devoir s'en tenir a une 
souverainete masculine, qui n'a pas le sens d'un suf­
frage universel, ou si la simple justice n'exige pas d'y 
associer les femmes au nom des principes que nous 
avons rappeles ! 

Traitant de l'opinion du Tribunal federal, le Con­
seil federal rappelle le jugement du 14 septembre 
1923 qui se fonde sur les articles 74 et 4 de la Consti­
tution federale. 

<< Dans un arret, non publie, du 14 novembre 1923 
(Lehmann contre Conseil communal de Berne), le 
Tribunal federal a conteste formellement cette possi­
bilite. 11 s'est exprime comme suit: «L'article 74 de 
la Constitution est decisif en premier lieu pour de­
terminer qui possede le droit de vote en matiere 
federale, et il accorde ce droit en general a tout 
<<Suisse » age de 20 ans revolus. Cette designation, 
comme les expressions analogues qui figurent dans 
la legislation federale sur les elections et votations, 

ne vise que les citoyens suisses du sexe masculin. 
Deja d'apres l'ancien droit coutumier Oll ecrit et 
jusqu' a nos jours, les femmes sont generalement 
exclues du droit de participer aux votations et elec­
tions. La suppression de cette exclusion equivaut, 
par consequent, a l'abolition d'un regime juridique 
profondement enracine; elle ne peut etre realisee que 
par une disposition constitutionnelle ou legale edic­
tee clairement a cet effet et ne saurait etre simple­
ment tiree d'une prescription en vigueur, alors que 
ceux qui l' ont etablie n' avaient pas envisage une 
telle modification. Le fait aussi que jusqu'a mainte­
nant les femmes n'ont jamais ete admises a parti­
ciper a des elections et votations federales montre 
clairement que l'article 74 de la Constitution ne con­
fere le droit devote qu'aux hommes. Or, telle etant 
la portee de l'article 74 de la Constitution, un droit 
de vote des femmes en matiere federale ne peut pas 
non plus etre tire de l'article 4 ou d'une autre dis­
position de la Constitution federale. >> 

Dans un recent jugement du 26 juin 1957, se rap­
portant a l'application d'une constitution cantonale 
et clont l'objet presente des similitudes evidentes, le 
Tribunal federal, dans ses considerants, traite a nou­
veau de l'interpretation historique. 11 constate que 
«l'interpretation historique fait plutöt l'objet d'une 
certaine reserve>>, car les travaux preparatoires ren­
seignent tres rarement de faQon certaine sur la 
volonte reelle et complete du legislateur. 

<<Cependant, il arrive que ces travaux prepara­
toires permettent d'etablir avec une parfaite clarte 
le sens que l'auteur de la loi a entendu donner aux 
termes qu'il a utilises. Lorsqu'il en est ainsi, le 
Tribunal federal considere qu'il doit se conformer a 
I'intention du legislateur historique, a moins que le 
sens qu'a I'epoque on a entendu donner a la loi ne 
soit incompatible avec le texte de celle-ci ou absolu­
ment inacceptable en pratique (RO 68 II 111). A 
plus forte raison doit-il en etre ainsi lorsqu'une pra­
tique absolument constante montre que les autorites 
chargees d' appliquer la disposition, ou les particuliers 
qui y sont soumis, l'ont toujours comprise de la 
meme maniere que le legislateur historique. Quand 
cette pratique constante s' etend sur un grand nombre 
d'annees, qu'elle acquiert ainsi le caractere d'une 
sorte de coutume, elle confere au sens voulu a I' ori­
gine par le legislateur une force particuliere. La dis-. 
position ne s'impose plus alors au juge par son seul 
texte, mais aussi par la pratique qui l'a toujours 
comprise dans un sens bien defini. Malgre I' absence 
des termes qui, d'un point de vue purement forme! 
et exterieur, donneraient sans discussion possible a 
la disposition le sens que le legislateur, puis la pra· 
tique lui ont certainement et toujours confere, le 
juge doit considerer que le texte ne souffre pas une 
interpretation nouvelle. Autrement dit, dans cette 
hypothese particuliere et d'ailleurs rare, la disposi­
tion, dont les termes pris en eux-memes sont ambigus 
et pourraient recevoir une autre interpretation sans 
faire violence au texte, equivaut en realite a une 
regle que le legislateur aurait redigee en des termes 
rendant exactement son intention. Le juge ne se 
trouve plus en presence d'un texte seulement, mais 
d'un texte double d'un usage. 11 est alors lie, tout 
comme il l' est -par une disposition qui · ne souffre 
aucune interpretation parce qu'elle possede un sens 
absolument clair.>> 

-
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Pour les raisons exposees, nous estimons impos­
sible de choisir une autre solution que celle de la 
revision. Meme si la cause pouvait en souffrir, la 
majorite de votre commission, qui voit dans son 
succes un acte de justice, ne pourrait proposer a ce 
Conseil des conclusions differentes! · 

Au terme de ce rapport, nous vous demandons 
devoter l'entree en matiere. Vous permettrez ainsi 
au peuple de se prononcer. La democratie politique 
est cette forme d' organisation temporelle ou le 
peuple elit lui-meme ses gouvernants. On peut et on 
doit se demander si cette forme de de'mocratie est 
normale qui confie la designation du detenteur poli­
tiq1;1e aux individus pris comme tels, masculins et 
maJeurs. 

A notre avis, rien ne justifie plus de nos jours 
l'inegalite politique des sexes. 

C'est pourquoi nous vous demandons d'accepter 
la solution qui vous est proposee. 

Wiek, Berichterstatter der Minderheit: Im 
Namen einer Minderheit der nationalrätlichen Kom­
mission zur Behandlung des bundesrätlichen Vor­
schlages auf Einführung des Frauenstimm- und 
-wahlrechtes in eidgenössischen Angelegenheiten 
stelle ich den Antrag auf Nichteintreten auf die Vor­
lage, unter Vorbehalt der Zustimmung zu einem 
eventuellen Rückweisungsantrag, der vom Bundes­
rat einen Ergänzungsbericht mit neuer reduzierter 
Antragstellung anfordern würde. 

Die Frage des Frauenstimm- und -wahlrechtes 
ist seinerzeit, wie bereits der Herr Kommissions­
referent gesagt hat, durch die Postulate Picot und 
Grendelmeier im Nationalrat aufgeworfen worden. 
Die Herren Postulanten verlangten aber nur einen 
Bericht über den ganzen Fragenkomplex, jedoch 
nicht eine bundesrätliche Botschaft mit entspre­
chender Antragstellung auf Einführung des Frauen­
stimm- und -wahlrechtes. Der Bundesrat aber 
wollte nun einmal, um mich etwas drastisch auszu­
drücken, den Stier bei den Hörnern fassen, wollte 
einen Entscheid des Parlamentes und des Volkes 
provozieren, um diese Frage endgültig zu erledigen, 
und er beantragt daher Einführung des totalen 
Frauenstimm- und -wahlrechtes auf eidgenössischem 
Boden. Es muss zugegeben werden, dass die bundes­
rätliche Botschaft gründlich und objektiv ist - so 
objektiv, dass sie nicht schlüssig für die Einführung 
des Frauenstimmrechtes ist. Die Gegner dieses 
Frauenstimmrechtes können aus der Botschaft 
ebensogut eine Ablehnung herauslesen. Das ist 
immer der Fluch der Objektivität (Heiterkeit.) Aber 
auf alle Fälle bedeutet die bundesrätliche Botschaft 
eine sehr wertvolle und begrüssenswerte Vorarbeit 
für die Behandlung des ganzen hier zur Diskussion 
stehenden Problems. 

Es gibt sicherlich viele gewichtige Gründe für das 
Frauenstimmrecht, aber es gibt ebenso gewichtige 
Gründe dagegen. VielleiQht hängt die Annahme oder 
Ablehnung der Vorlage weitgehend von einer mehr 
optimistischen oder mehr pessimistischen Zukunfts­
schau ab. Auf alle Fälle verlangt dieses ernste Pro­
blem auch eine ernste und würdige Behandlung in 
unserem Rate. Wie ich den Befürwortern diesen 
Ernst und diese Würde zubillige, darf ich das Gleiche 
auch für die Gegner des bundesrätlichen Antrages 
in Anspruch nehmen. 

Für die Behandlung in unserem Rate besteht 
sowohl für die Befürworter als auch für die Gegner 
eine grosse Schwierigkeit. Sowohl den Argumenten 
für als auch gegen das Frauenstimmrecht fehlt eine 
gewichtige Beweiskraft, nämlich die Beweiskraft der 
Erfahrung. Politische Fragen lassen sich ni{)ht rein 
formalrechtlich lösen; sie gehören der Erfahrungs­
welt an, verlangen nicht nur eine Lösung aus ab­
straktem Denken, sondern vor allem aus einer be­
stimmten historisch-politischen Situation heraus. 

Knüpfen wir gerade zuerst bei dieser historisch­
politischen Situation in der Schweiz an. Auf einem 
Plakat, das vor einigen Jahren von den Befür­
wortern des Frauenstimmrechtes angeschlagen wor­
den war, stand die Schweiz als schwarzer Fleck auf 
einer Landkarte eingezeichnet, da sie von allen euro­
päischen Staaten, unter Einschluss des Fürstentums 
Liechtenstein, allein das Frauenstimmrecht noch 
nicht besitze. Zugleich wurde sie auf das Schand­
bänklein neben einigen afrikanischen und asiatischen 
unterentwickelten Staaten gesetzt, die dieses Frauen­
stimmrecht auch nicht besitzen. Diese Diffamierung 
war nur möglich, weil man die historisch-politische 
Situation unseres Landes vollkommen übersah. Man 
hätte ebensogut eine Landkarte veröffentlichen 
können, auf der die Schweiz allein als die fort­
schrittlichste Demokratie hätte eingezeichnet werden 
können, denn die Schweiz ist das einzige Land, das 
überhaupt ein Stimmrecht der Bürger besitzt; alle 
andern Länder, welche das sogenannte Frauen­
stimmrecht besitzen, besitzen nur ein Wahlrecht, 
sowohl für die Männer als auch für die Frauen. In 
allen diesen Ländern können die männlichen und 
weiblichen Bürger nur alle drei oder vier Jahre 
einmal zur Urne schreiten, um ihre Stimme für die 
Wahl eines Parlamentes abzugeben, und nachher ist 
ihr Recht der politischen Willensbildung wieder für 
drei oder vier Jahre erledigt. Sie haben zur innen­
und aussenpolitischen Gestaltung des Landes nichts 
mehr zu sagen. Diese Gestaltung liegt ausschliesslich 
in den Händen des von ihnen gewählten Parlamentes. 

Wenn es sich in der Schweiz nur um die Ein­
führung eines solchen Wahlrechtes der Frauen han­
deln würde, hätten wir es wahrscheinlich schon 
längst. Aber bei der Struktur unserer Referendums­
demokratie gibt es· im Falle der Einbeziehung der 
Frau ins aktive verfassungsrechtlich festgelegte 
politische Leben nur Wahlrecht plus Stimmrecht. 
In dieser Beziehung ist der Antrag des Bundesrates 
konsequent, und ich sehe aus unserer historisch­
politischen Situation heraus keine Möglichkeit, etwa 
nur das politische Wahlrecht ohne das politische 
Stimmrecht der Frau einzuführen. Entweder muss 
man den Frauen beides geben: Wahlrecht plus 
Stimmrecht, oder keines von beiden. 

Aus abstraktem Denken heraus ist die Forderung 
nach der absoluten Gleichheit der Geschlechter auf 
der politischen Ebene entstanden. Mit der Berufung 
auf die abstrakten Menschenrechte wurde der 
Kampf um die absolute politische Gleichberech­
tigung der Geschlechter eingeleitet und geführt, 
nicht nur bei uns, sondern auch in den andern 
Ländern. Durch die Beschränkung auf das blosse 
Wahlrecht war e·s in den andern Ländern möglich, 
die Gleichheit von Mann und Frau im politischen 
Leben herbeizuführen, ohne dass diese Gleichheit 
zu einer Störung des richtigen Funktionierens des 
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Staates und der Demokratie führte. Bei uns aber 
bedeutet Gleichberechtigung den vollen politischen 
Einsatz der Frau in der politischen Willensbildung, 
ihren vollen Einbezug nicht nur in Wahlfragen, son­
dern auch in politischen Sachfragen, und diese Be­
anspruchung würde nur zum Schaden der Frau aus­
fallen, . die seelisch und körperlich feiner organisiert 
ist als der Mann. Ich werde darauf noch kurz zu 
sprechen kommen. 

Bei der Berufung auf die abstrakten Menschen­
rechte vergisst man immer, dass man nie Mensch 
an sich ist, sondern immer Mann oder Frau. Die 
Frage der politischen Gleichberechtigung von Mann 
und Frau kann nie richtig gelöst werden, wenn nicht 
die Wesensanlage des Menschen von seiner kon­
kreten menschlichen und geschichtlichen Natur 
her berücksichtigt wird, nach der er nicht nur 
er selbst, sondern immer auch ein Gemeinschafts­
wesen ist. 

Aus dieser gesellschaftlichen Natur des Menschen 
heraus, die auch zu bestimmten geschichtlichen 
Situationen geführt hat, muss die Frage der poli­
tischen Gleichberechtigung von Mann und Frau 
beurteilt werden. Hier nun setzt eben das Problem 
für die spezifisch schweizerischen Verhältnisse ein. 
Die schweizerische Demokratie ist nicht das Er­
gebnis einer doktrinären Überlegung, sondern ist das · 
Produkt geschichtlicher Entwicklung und geschicht­
licher Erfahrung. Auch unsere Freiheit, unsere Frei­
heitsrechte und die sie einschliessenden politischen 
Rechte erflossen nicht aus einem doktrinären Prin­
zip, sondern sind eine historische Wirklichkeit. Auch 
die Entwicklung der Frauenbewegung in der 
Schweiz ist in diesen historischen Entwicklungs­
prozess eingebettet, und dieser Entwicklungsprozess 
schlug nicht zum Schaden der Frau aus. Lange 
bevor in Staaten mit dem Frauenstimmrecht die 
Frau sich im Staate betätigen konnte und sich zivil­
rechtliche Gleichstellung erkämpfen musste, war die 
Frau bei uns freier als die Frau in den meisten 
übrigen Ländern. Unser Zivilgesetzbuch, das letzt­
hin die 50-Jahr-Feier seiner Annahme durch die 
eidgenössischen Räte feiern konnte, hat der Frau 
eine bessere Stellung im Zivilrecht gegeben als sie 
in den übrigen Ländern besteht, und diese Besser­
stellung ist auch von andern Ländern, die heute das 
Frauenstimmrecht besitzen, nicht überholt worden. 
Die Schweizer Frauen fühlen sich deshalb in ihrer 
überwiegenden Mehrheit, auch ohne Stimmrecht, 
nicht übervorteilt und fühlen sich in ihren Menschen­
rechten und in ihrer Frauenwürde nicht benach­
teiligt. Wenn die Frauenwürde bei uns leidet, liegt 
der Grund nicht im mangelnden Frauenstimmrecht, 
sondern ganz anderswo, auf einem Gebiete, wo das 
politische Stimmrecht nichts zu sagen hat. Die 
Schweiz ist die fortgeschrittenste Männerdempkratie, 
mit der fortgeschrittensten zivilrechtlichen Stellung 
der Frau. 

Unsere Frauen besitzen auch schon längst Ein­
fluss auf die Gestaltung des öffentlichen Lebens, 
indem sie durch ihre grossen verdienstvollen Frauen-· 
organisationen Stellung zu den eidgenössischen 
Gesetzesvorlagen nehmen können und in die ausser­
parlamentarischen Gesetzeskommissionen berufen 
werden, mehr als in den Staaten mit Frauenstimm­
recht. Die Stimme der Frau wird bei uns gehört, 
beachtet, auch ohne das Frauenstimmrecht. 
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Die Frauenfrage ist n1cht in erster Linie eine 
Frage der politischen Gleichberechtigung, sondern 
der naturgemässen Eingliederung der Frau in die 
Gesellschaft, und die Gesellschaft erschöpft sich 
nicht im Staat. 

Die gesellschaftlichen Kräfte und die gesell­
schaftliche Wirksamkeit immer nur vom Staate her 
zu betrachten und vom · Staate her bestimmen zu 
lassen, führt nur zu einer ungesunden Aufblähung 
des Staates, von der nichts Gutes zu erwarten ist. 
Auch die volle politische Gleichstellung von Mann 
und Frau im Bereich des Staates, ohne Unterschied 
der Geschlechter, bedeutet einen Schritt weiter zu 
dieser staatlichen Expansion hin. Totale Gleich­
berechtigung von Mann und Frau auf politischem 
Gebiet geht auch hier nur auf Kosten der Frau, die 
im Falle dieser Gleichberechtigung nicht als Frau 
in Erscheinung tritt, sondern nur als Parteimensch. 
Nicht die Frau als solche kommt zur Geltung, son­
dern der politisch abgestempelte Bürger, sei er nun 
Mann oder Frau. 

So nötig das Parteileben in der Demokratie ist, 
so nötig ist es auch, dass nicht das ganze Volk nur 
parteimässig abgestempelt ist. Der Ausschluss der 
Frau vom Stimmrecht ist eine wohltätige Korrektur 
gegenüber einer vollen Politisierung unseres Lebens. 
Auch die Demokratie muss ihre Grenzen haben, 
genau wie der Staat. Deshalb haben wir ja auch vor 
einigen Jahren die Ausdehnung der Demokratie im 
Sinne der Einführung der Gesetzesinitiative abge­
lehnt. ,,Alle politischen Systeme gehen an ihren 
Übertreibungen zugrunde", hat einer der grössten 
Staatsdenker des letzten Jahrhunderts, der zugleich 
auch in der praktischen Politik stand, Alexis de 
Torqueville, gesagt. Das gilt auch für die Demo­
kratie. Eine Übertreibung der Demokratie kann ihr 
richtiges Funktionieren geradezu verhindern. Wir 
stehen ja heute schon mitten in der Gefahr drin. 
Die Gefahr wird durch die Einführung des inte­
gralen Frauenstimmrechtes nicht behoben, sondern 
vergrössert. 

Wenn man schon gesagt hat, dass die Demokra­
tie noch die erträglichste Form menschlicher Un­
zulänglichkeit sei, dann sollte diese Erträglichkeit 
nicht noch durch eine uferlose Expansion der Demo­
kratie zur Unerträglichkeit gesteigert werden. Ich 
befürchte, dass mit der Einführung des Frauen­
stimmrechtes bis an die Grenze der Erträglichkeit 
der menschlichen Unzulänglichkeit vorgestossen 
wird. 

Eines der gewichtigsten Argumente zugunsten 
des Frauenstimmrechtes wird im Einbezug der 
Frauen ins moderne Wirtschaftsleben gesehen, in 
ihrem Herausreissen aus der Familie. Heute ist die 
frühere Hausgemeinschaft durch eine ungeheuer 
ausgedehnte Industrie abgelöst. Der Staat sorgt 
heute für Erziehung und Unterricht, sorgt für 
Sozialversicherungswerke (Krankheit, Alter, Wit­
wen und Waisen). Es ist sozusagen· nur noch die 
Mutterschaft, die vor diesem Abbröckelungsprozess 
Halt gemacht hat. Aber auch die Mutterschaft be­
ginnt der Staat zu umhegen durch die Instituiion 
der Mutterschaftsversicherung. 

Die wirtschaftliche Entwicklung machte auch 
in der Schweiz viele hunderttausend Frauenkräfte 
frei, die früher in der Familiengemeinschaft wirt­
schaftlich tätig waren. Der Eheberuf als Lebens-
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beruf ist heute nurmehr etwa der Hälfte der Frauen 
ermöglicht. Damit ist die Notwendigkeit eines 
Frauenberufes zu Erwerbszwecken erwiesen. So 
wurde die Frau aus ihrer ursprünglich~n, natürli­
chen. Familienbestimmung herausgerissen und ins 
Erwerbsleben gestossen. Dazu kommt, dass der 
volkswirtschaftliche Prozess ganz auf die Mannes­
kraft eingestellt ist und die Frau nach dem Mannes­
Massstab in das Industrieleben eingereiht wurde. 
Das drückt schwer auf alle Frauen, vor allem aber 
auf jene Frauen, die zugleich auch noch einen Mut­
terberuf zu erfüllen haben. 

Der Widerspruch zwischen Mutterschaft und 
Erwerbstätigkeit ist schwerstes Schicksal für sehr 
viele Frauen geworden. Trotz gewisser sozialer Si­
cherungen durch das Fabrikgesetz und andere so­
ziale Massnahmen sind wir in bezug auf den Fami­
lienschutz noch schwer im Rückstand. Die Frauen­
b_ewegung sucht nun durch soziale und gesetzgebe­
rische Bestrebungen nach einem Ausgleich zwischen 
den gänzlich veränderten wirtschaftlichen und gei­
stigen Verhältnissen einerseits und dem durch diese 
Veränderungen sehr erschwerten Frauenleben an­
derseits. 

Alle diese Bestrebungen hängen aufs engste zu­
sammen mit dem ganzen öffentlichen und volks­
wirtschaftlichen Leben. Insofern nun die Ordnung 
des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens und 
die politischen Mittel der Gesetzgebung usw. ge­
schieht, insofern haben die Frauen auch ein leben­
diges Interesse an dieser Gesetzgebung. Die Gesetz­
gebung ist ein wichtiger Teil des Staatslebens, und 
insofern ist die Frau aus ihrer heutigen wirtschaft­
lichen Stellung heraus an diesem Staatsleben inter­
essiert. 

Wie nun die Arbeiterfrage nicht ohne die Ar­
beiter, kann auch die Frauenfrage nicht ohne die 
Frauen gelöst werden. . 

Zusammenfassend kann gesagt werden: Die 
Frauen, die das „Recht" hatten, alle Leiden der 
modernen wirtschaftlichen Entwicklung durchzu­
machen, die das „Recht "hatten, an die Maschinen 
gebunden zu werden, die aus der Familie heraus 
mitten ins Erwerbsleben gestossen wurden, diese 
Frauen sollen auch das Recht haben, sich mit poli­
tischen Mitteln ihre gebührende Stellung in Staat 
und Gesellschaft zurückzuerobern. 

Sie sehen, dass ich diese Frage nicht leicht nehme 
und mit meiner Gegnerschaft zum Frauenstimmrecht 
nicht blind an den Tatsachen vorbeigehe. Ich übersehe 
aber auch die Tatsache nicht, dass das wirtschaft­
liche Argument zugunsten des Frauenstimmrechts 
vor 50 und mehr Jahren gewichtiger war als heute, 
denn heute zeigt sich in bezug auf die Einbeziehung 
der Frau ins Wirtschaftsleben eher eine rückläufige 
Bewegung. Vor 50 bis 70 Jahren war <;lie Frau stär­
ker in der Industrie tätig als heute; der prozentuale 
Anteil der Frauen in der Fabrikarbeit und in selb­
ständigen Berufen ist seit der Jahrhundertwende be­
ständig zurückgegangen. 

Aber abgesehen davon geben die Befürworter 
der politischen Gleichberechtigung von Mann und 
Frau sich viel zu grossen Illusione;n hin in bezug auf 
die gesellschaftsbessernde Wirkung der politischen 
Tätigkeit. Die Frauenstimmrecht-Bewegung kann 
heute nur deswegen so grosses Interesse erwecken, 
weil man sich von der Bedeutung der Politik und 

des politischen Lebens ein ganz falsches Bild macht. 
Die charakteristische Tatsache unseres Lebens ist 
nicht das politische sondern das ökonomische Den­
ken; etwas vereinfachend ausgedrückt kann man 
sagen, dass nicht die Politik das Wirtschaftsleben 
beherrscht, sondern das Wirtschaftsleben die Politik. 
Nicht mehr die Politik ist unser Schicksal, sondern 
die Wirtschaft. Die Politik ist heute die Staffage. 
Die eigentliche Realität ist die Wirtschaft. Etwas 
extrem ausgedrückt kann man sagen, dass nicht 
die Rechtsmaschine herrscht, sondern die Rechen­
maschine. Mit möglichster Gleichberechtigung von 
Mann und Frau in der Politik wird an den sozialen 
Verhältnissen so wenig geändert wie mit der mög­
lichsten Gleichberechtigung von Mann und Frau im 
Wirtschaftsleben. Nicht möglichste Angleichung an 
den Mann soll das Ziel der Frauenbewegung sein, 
sondern möglichste Erfüllung des Grundwesens der 
Frau in Staat und Gesellschaft. Die Gerechtigkeit 
heisst ja nicht: Jedem das gleiche, sondern: Jedem 
das Seine. Eine umfassende Familienpolitik, die 
bei uns erst in den Anfängen steckt, ist wichtiger 
als das umfassende Frauenstimm- und Wahlrecht. 
Es wäre aber ein Irrtum zu glauben, dass mit der 
Einführung dieses totalen Frauenstimm- und wahl­
rechtes die Familienpolitik gefördert würde. Ge­
fördert würde damit nur der fortschreitende Indivi­
dualisierungs- und damit auch der Kollektiviei:ungs­
prozess der Gesellschaft. Je totaler die staatliche 
und politische Tätigkeit wird, um somehrwird dieser 
Prozess gefördert. Gleichberechtigung ist nur ein 
anderer, euphemistischer Ausdruck für Gleich­
schaltung. Der Herr Kommissionsreferent hat be­
reits auf diese Argumente, wie sie in der Kommis­
sion fielen, hingedeutet. Die FrauenstimmrechtcBe­
wegung, soweit sie von den Frauen ausgeht, ist 
geradezu eine Kapitulation vor dem Manne, das 
Eingeständnis, dass das äussere politische Leben 
wichtiger ist als die innere Gestaltung der mensch­
lichen Gesellschaft. Die volle Gleichschaltung von 
Mann und Frau in Staat und Gesellschaft vermehrt 
nur die mechanistische Verfestigung einer exten­
siven Demokratie und einer verpolitisierten Zivili­
sation. Sie bringt keine Befreiung der Frau, sondern 
angesichts der physischen Überlegenheit des Man­
nes nur eine neue Hörigkeit und neue Abhängigkeit 
der Frau. Sie wird damit nur weiter in die riesige 
Maschinerie unserer männlich bestimmten Zivili­
sation aufgenommen, in der nicht das Feine, son­
dern das Robuste den Ausschlag gibt. Geben wir 
uns doch in dieser Beziehung keinen Illusionen hin. 
Der Idealismus unserer Frauenstimmrecht-Befür­
worterinnen mag bewunderungswürdig sein. Aber 
dieser Idealismus wird an der rauhen Wirklichkeit 
scheitern. Idealpolitik ist schön, aber. Realpolitik 
ist wichtiger. Volle Gleichberechtigung der Frau 
mit dem Manne heisst nur rechtliche Festlegung 
des vollen politischen und wirtschaftlichen Kon­
kurrenzkampfes zwischen Mann und Frau, heisst 
nur, den ewig anhängigen Prozes~ der Geschlechter 
auf Kosten der Frau zu erhöhter Spannung führen. 

Nicht Kampf um die politische Gleichberechti­
gung der Frau ist notwendig, sondern Kampf um 
die Sicherung der weiblichen Eigenart. Angesichts 
der heutigen Situation besteht bei voller politischer 
Gleichberechtigung für die Frau nur die Gefahr, zu 
einem Mann zweiter Klasse degradiert zu werden 
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(Heiterkeit). Haben wir einmal diese volle Gleich­
berechtigung, dann geht sofort der Kampf um den 
Einbezug der Frau in die Männerparteien los. Wenn 
man so in privaten Männerkreisen über das Frauen­
stimmrecht diskutiert, wird sofort die Frage aufge­
worfen, welche Partei davon profitieren wird. Mit 
der Einführung des Frauenstimmrechts entbrennt 
unter den Parteien nur um so heftiger der Kampf, 
um mit Hilfe der Frauen die Macht der Männer­
parteien zu festigen oder zu vermehren. Die Frauen 
werden mit dem Stimmrecht nicht Subjekte der 
Politik, sondern Objekte, mehr noch als bisher. Ich 
nehme da keine Partei aus. Auch wenn ich anneh­
men könnte, dass mit der Einführung des Frauen­
stimmrechts die Partei, der ich angehöre, an Macht 
gewinnen würde, so wäre das für mich kein Argu­
ment für das Frauenstimmrecht. Gerade die Frauen­
frage darf nicht eine Frage der Macht sein, sondern 
muss eine Frage der Sicherung der fraulichen Eigen­
art bleiben, die durch die volle politische Gleich­
berechtigung gefährdet würde. 

Die Frauen sollen und müssen an der Gesundung 
des politischen und sozialen Lebens mitarbeiten, 
aber sie müssen sich vor der Illusion hüten, als ob 
ihr politisches Mitbestimmungsrecht an den ta!­
sächlichen Verhältnissen viel ändern würde. Mit 
dem Einbezug der Frau ins volle politische Leben 
wird nur die Stimmenzahl mit zwei multipliziert, 
aber an den politischen und wirtschaftlichen Ver­
hältnissen wird damit nichts oder nur wenig geän­
dert. Es tritt nur eine äussere Ausdehnung der De­
mokratie ein, nicht aber eine Vertiefung und Ge­
sundung der Demokratie. So hoch auch der Persön­
lichkeitswert der Frau einzuschätzen ist, höher als 
der Persönlichkeitswert des Mannes ist auch er nicht 
anzuschlagen. Ich anerkenne selbstverständlich die 
persönliche Gleichwertigkeit von Mann und Frau, 
aber diese Gleichwertigkeit lässt noch keinen Schluss 
auf die gleiche Tätigkeit von Mann und Frau im 
politischen Leben unserer Referendumsdemokratie 
zu. Auf dem politischen Kampffeld besteht sogar 
die Gefahr, dass die Gleichwertigkeit oder sogar 
Höherwertigkeit der Frau nach der persönlichen 
Seite hin statt gefestigt eher denaturiert wird. Denn 
Gleichwertigkeit besteht nur nach der allgemein 
menschlichen Natur hin, während nach der indivi­
duellen, persönlichen Natur hin Mann und Frau an­
derswertig sind, und dieser andere, höhere Wert der 
Frau ist ein verfeinerter Wert, der durch die Ein­
beziehung der Frau ins politische Kampffeld nur 
leiden wird, wie der Einbezug der Frau in den wirt­
schaftlichen Konkurrenzkampf ihr ebenfalls diese 
Leiden brachte. Die Verkümmerung der fraulichen 
Eigenart auf dem wirtschaftlichen Kampffeld kann 
nicht wettgemacht werden durch eine weitere Ver­
kümmerung auf dem politischen Kampffeld. Der 
volle Einbezug der Frau ins politische Leben wird 
nicht eine Verfeinerung der politischen Sitten brin­
gen, sondern kraft der robusteren Natur des Man1;1~s 
nur eine Vermännlichung der Frau. In der politi­
schen Symbiose wäre die Frau der benachteiligte 
Partner. Damit wäre weder dem Staat noch der 
Demokratie gedient. Ihre Konkurrenz mit dem 

. Manne würde sich an der Frau selber rächen, im 
politischen Leben so gut oder so schlecht, wie das 
bisher schon im wirtschaftlichen Leben der Fall 
war. 

Die Frau begründet erst dann ein höheres poli­
tisches Leben, wenn sie ihren fraulichen Geist von 
Seele zu Seele pflanzt und damit die Rangordnung 
der Lebensgüter festsetzt. Viel wichtiger als an den 
geschriebenen Gesetzen mitzuarbeiten ist es für die 
Frau, mit unbeugsamer Energie wieder die unge­
schriebenen Gesetze zur Anerkennung zu bringen. 
Der Mann sollte das selbstverständlich auch tun, 
aber die Frau ist in dieser Beziehung doch weit mehr 
die Hüterin dieser ungeschriebenen Gesetze. Ohne 
den Respekt vor diesen ungeschriebenen natürli­
chen, sittlichen, religiösen Gesetzen sind alle ge­
schriebenen Gesetze Schall und Rauch, einzig von 
blosser Nützlichkeit, von blosser Staatsraison ge­
tragen. 

Der Kampf der Frau um die Befreiung von der 
männlichen Herrschaft ist berechtigt. Wichtiger 
aber ist der Kampf um die Befreiung vom männ­
lichen Typus. Aber das politische Frauenstimm­
recht bringt keine solche Befreiung, sondern nur 
eine Angleichung an diesen Typus. Nicht ein Kampf 
um die politische Gleichberechtigung ist notwendig, 
sondern, wie gesagt, ein Kampf um die Sicherung 
oder Wiederherstellung der weiblichen Eigenart, 
die von der männlichen Wirtschafts- und Maschinen­
kultur her gefährdet ist. 

Wenn nun die Männer selber, wie das durch den 
bundesrätlichen Antrag über die Einführung des 
integralen Frauenstimm- und Wahlrechts geschieht, 
nach dieser völligen politischen Gleichberechtigung 
rufen, dann ist das ein Danaergeschenk, das anzu­
nehmen die Frauen sich wohl überlegen sollten. Sie 
haben dazu leider nichts zu sagen, weil wir die Mög­
lichkeit eines Plebiszits durch die Frauenwelt nicht 
kennen. Ich glaube aber, dass in der Volksabstim­
mung auch die Mehrheit des männlichen Stimm­
volkes den Frauen dieses Danaergeschenk nicht prä­
sentieren wird. 

Ich habe bereits betont, dass für den bundesrät­
lichen Antrag keine Vergleichsmöglichkeiten mit 
dem Ausland bestehen, weil das Ausland mit Aus­
nahme von zwei amerikanischen Gliedstaaten, die 
aber bei weitem nicht die gleiche ausgedehnte Refe­
rendumsdemokratie besitzen wie wir, nur das Wahl­
recht, aber nicht das Stimmrecht besitzen, ausser 
für eine neue Verfassung. Bei uns nun den Frauen 
das Wahlrecht plus das Stimmrecht zu geben, wäre 
ein sehr riskanter Schritt in ein ganz unbekanntes 
Gebiet und widerspräche ganz unserer bisherigen 
politischen Tradition. Wenn wir aber schon dieses 
Experiment mit dem vollen ip.tegralenFrauenstimm­
und Wahlrecht wagen wollen, dann soll es auf gut 
schweizerische Art von unten her, über die Gemein­
den und Kantone, geschehen. Auf diesem Wege 
könnten wertvolle Erfahrungen gesammelt werden. 
Der Gemeinderat einer waadtländischen Gemeinde 
hat diesen klugen Vorschlag gemacht, auf kanto­
nalem Boden die Einführung des Frauenstimm­
rechts zu ermöglichen. Werden die Erfahrungen 
gute sein, dann ist der Einführung dieses Frauen­
stimmrechts in anderen Kantonen und auch auf 
eidgenössischem Boden der Weg geebnet. Werden 
die Erfahrungen aber schlechte' sein, dann wird wohl 
einer weiteren Einführung des Frauenstimmrechts 
in andern Kantonen und in der Gesamteidgenossen• 
schaft der Weg versperrt sein. Es gibt heute auch 
ohne kantonale Verfassungsänderungen sehr viele 
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Möglichkeiten, auf dem Wege der Gesetzgebung 
oder auch nur schon auf dem Wege von Verord­
nungen, die Frauen viel mehr als bisher zur Tätig­
keit im öffentlichen Leben heranzuziehen, ohne sie 
gleich sofort in den vollen Strudel des gesamtpoliti­
schen Lebens hineinzureissen. Ich bin durchaus der 
Auffassung, dass die Kantone und Gemeinden viel 
mehr als dies bisher der Fall war, von dieser Möglich­
keit Gebrauch machen sollten. Das scheint mir der 
richtige Weg zu sein. 

Bezüglich der Beschlussfassung in unserem Rate 
kann ich Ihnen noch namens verschiedener Rats­
mitglieder die Mitteilung machen, dass sich diese 
bei der Abstimmung der Stimme enthalten werden, 
obwohl sie Gegner der bundesrätlichen Vorlage sind. 
Aber sie wünschen, dass durch die Annahme in un­
serem Rate die ganze Frage der Abstimmung durch 
Volk und Stände unterbreitet werde. Das kann nur 
geschehen, wenn sich in unserem Rate eine Mehr­
heit für die Vorlage ergibt. So haben auch im Stän­
derat einige Mitglieder der Vorlage zugestimmt, 
nicht weil sie sachlich den bundesrätlichen Antrag 
befürworten, sondern ebenfalls aus dem Grunde, 
dass der letzte Entscheid bei Volk und Ständen 
liegen solle. 

Ich befinde mich in einem gleichen Dilemma. 
Obwohl ich Gegner des bundesrätlichen Antrages 
bin, wünsche ich doch, dass der Antrag der Volks­
abstimmung unterbreitet werde, freilich in der Hoff­
nung, dass der Volksentscheid negativ ausfallen 
wird. Aus grundsätzlichen Erwägungen heraus aber 
stelle ich schon hier im Rate den Antrag auf Nicht­
eintreten auf die Vorlage, unter Vorbehalt der ein­
gangs erwähnten Einschränkung einer Zustimmung 
zu einem Rückweisungsantrag. Ein solcher Rück­
weisungsantrag liegt bereits von seiten unseres 
Kollegen Gnägi vor. Auf alle Fälle aber stelle ich 
hier jetzt den Antrag auf Nichteintreten. vVenn ich 
auch einem Rückweisungsantrag zustimmen könnte, 
so würde ich auf gar keinen Fall der bundesrätlichen 
Vorlage meine Zustimmung geben. 

Präsident: Ich nehme an, Sie seien damit ein­
verstanden gewesen, dass ich Herrn Wiek, ange­
sichts der grossen Wichtigkeit der Frage, die wir 
besprechen, eine unbeschränkte Redezeit einge­
räumt habe. 

Ich möchte aber jetzt darauf aufmerksam ma­
chen, dass die Redezeit nach Reglement 20 Minuten 
beträgt und dass es sich dabei nicht um eine mini­
male, sondern um eine maximale Redezeit handelt, 
ebenso, dass es nicht nötig ist, dass von jedem Red­
ner das Maximum der Redezeit ausgenützt wird. 
Ich bin sogar jedem dankbar, wenn er unter dieser 
Limite bleibt. 

Gnägi: Es ist nicht ganz einfach, als Gegner 
über das Frauenstimmrecht zu referieren. Ich habe 
diesbezüglich Erfahrungen gemacht in der Volks­
abstimmung im Kanton Bern, welche im Jahre 1956 
durchgeführt wurde. Ich möchte nun hier der Hoff­
nung Ausdruck geben, dass die Abstimml/,ngs­
kampagne dann in einer Temperatur durchgeführt 
wird, die nicht auf Siedehitze gehen soll. 

Wenn man sich gegen die Einführung des Frauen­
stimmrechts ausspricht, werden einem sofort zwei 
Vorwürfe gemacht: einmal wird man als Gegner 
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und verständnislos gegenüber den Frauen ver­
schrieen, und wenn irgendwelche Vorschläge unter­
breitet werden, die die Lösung des Problems viel­
leicht ermöglichen könnten, so kommt man sofort 
in Konflikt und in den Ruf, Gegner der Volksrechte 
zu werden. Das ist die Situation, in der sich alle jene 
befinden, die sich die Frage der Einführung des 
Frauenstimmrechts ernsthaft überlegen und die 
einen Weg gehen möchten, um das Problem einer 
Lösung entgegenzuführen. 

Ich möchte dem Bundesrat ebenfalls für die aus­
führliche Vorlage, die er der Bundesversammlung 
unterbreitet hat, den besten Dank aussprechen. Es 
kann nicht bestritten werden, dass das ganze Pro­
blem einlässlich behandelt und von verschiedenen 
Seiten beleuchtet wurde. In einem ersten Abschnitt 
ist die Rechtsgeschichte und die rechtsvergleichende 
Darstellung vorgenommen worden, aus der vor al­
lem herausgelesen werden kann, wie in andern Staa­
ten das Wahlrecht - und das möchte ich unter­
streichen - der Frau entstanden ist. Der zweite Ab­
schnitt setzt sich mit den Argumenten zugunsten 
des Frauenstimmrechts und mit den Einwänden 
gegen das Frauenstimm- und -wahlrecht ausein­
ander in einer objektiven und einlässlichen Art und 
Weise. Auf die Schlussfolgerungen dieses Abschnit­
tes gestatte ich mir in einem späteren Zeitpunkt 
noch zurückzukommen. Auch die Ausführungen 
über den einzuschlagenden Weg dürfen als sehr 
interessant bezeichnet werden. 

Mir scheint, dass die Vorlage einen Schönheits­
fehler aufweist in der Schlussfolgerung: Das Postu­
lat Picot verlangte nämlich nur einen Bericht über 
die ganze Frage, während das Postulat Grendel­
meier heute in dem Sinne überholt ist, als Herr 
Grendelmeier - das ist zum mindesten in der Kom­
mission zur Darstellung gebracht worden - der Mei­
nung ist, das Frauenstimmrecht könnte einfach 
durch Auslegung der Bundesverfassung ohne Volks­
abstimmung eingeführt werden. Zu diesem Punkt 
möchte ich folgendes ausführen: 

Zur Frage, ob das Frauenstimmrecht durch ein­
fache Auslegung der Bundesverfassung eingeführt 
werden kann, möchte ich nur darauf hinweisen, 
dass von der Wissenschaft, die in dem Punkte einig 
ist - und das kommt ja bekanntlich nicht sehr häu­
fig vor-, dieser Weg als nicht gangbar bezeichnet 
wurde. Es würde niemand verstehen, dass ausge­
rechnet heute die Frage durch Auslegung erledigt 
werden könnte, nachdem seit Einführung des Bun­
desstaates die Frage im Zusammenhang mit der 
Verfassung diskutiert und immer beurteilt wurde. 
Ich teile hier vollständig die Auffassung von Herrn 
Liichinger, der abschliessend folgendes ausführt: 
„Solange man auf dem Boden und Standpunkt 
einer einheitlichen Rechtsordnung und der absolut 
positiv-rechtlichen Legitimität steht, k.ann es für 
die Einführung des Frauenstimmrechts im Bunde 
rechtlich nur einen sauberen und einwandfreien Weg 
geben, nämlich denjenigen der Verfassungsrevision." 
An dieser verfassungsrechtlichen Konsequenz ver­
mag auch die politische Tatsache nicht zu rütteln, 
dass damit leider der Erfolg der Frauenrechts­
bestrebungen im Bunde wenigstens für heute in 
Frage gestellt wird. Der Bundesrat hat meines Er­
achtens die richtige Schlussfolgerung gezogen und 
eine Verfassungsrevision vorgeschlagen. 
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Wenn der Bundesrat einen konkreten Vorschlag 
gemacht hat, so verliess er die bisherigen Geleise 
und beschritt einen neuen Weg. Bisher war man 
zwar der Auffassung, dass sich in der schweizeri­
schen Demokratie alles von unten herauf entw:ickeln 
soll. Es wäre wünschbar gewesen, wenn man vorerst 
mit dem Frauenstimmrecht in den Gemeinden und 
in den einzelnen Kantonen hätte Erfahrungen sam­
meln können, damit schlüssige Unterlagen für die 
Auswirkung zur Verfügung stünden. 

Ich möchte mich bei der Beurteilung der Zweck­
mässigkeit der Einführung des Frauenstimmrechts 
nicht mit jenen Argumenten auseinandersetzen, die 
meines Erachtens mehr äusserlicher Natur sind. Ich 
möchte die Frage nicht behandeln, ob die Frauen 
an den Herd oder in die Öffentlichkeit gehören, auch 
nicht darüber sprechen, ob die Frauen das Stimm­
recht wünschen oder nicht. Auch möchte ich mich 
nicht mit dem Problem auseinandersetzen, ob nach 
der Einführung des Frauenstimmrechts die Ver­
sammlungslokale noch gross genug wären. Meines 
Erachtens sind das Fragen, die mehr äusserlicher 
Natur sind . 

. Ich möchte mich lediglich auf zwei wesentliche 
materielle Fragen, die im Zusammenhang mit der 
Einführung des Frauenstimmrechts beurteilt wer­
den müssen, beschränken. Ich glaube, in der Bot­
schaft wurde zu wenig darauf hingewiesen, dass es 
sich bei der schweizerischen Demokratie eindeutig 
um eine Demokratie sui generis handelt. In der 
schweizerischen Demokratie haben Staatsbürger 
nicht nur zu wählen, sondern auch die letzten Ent­
scheidungen in Sachfragen zu treffen. Wenn wir 
eine andere Demokratie hätten und es sich heute 
nur darum handeln würde, das Wahlrecht den 
Frauen zuzubilligen, so glaube ich, wäre der Ent­
scheid noch rasch gefällt. Es stellt sich in diesem 
Zusammenhang die Frage, ob wir vom schweizeri­
schen Staatsbürger mit unserer demokratischen 
Einrichtung nicht ausserordentlich viel, vielleicht 
sogar zu viel, verlangen. 

V'1 enn Sie in der Botschaft die Seite 53 nachge­
lesen haben, so haben Sie im ersten Abschnitt eine 
genaue Aufzählung erhalten, wie der Staatsbürger 
in der Schweiz durch eidgenössische, kantonale und 
Gemeindeabstimmungen und ,vahlen beansprucht 
wird, und diese Aufstellung auf Seite 53 ist sehr 
aufschlussreich. 

Wer die Verhältnisse des Funktionierens in un­
serer Demokratie genau ansieht, wird feststellen, 
dass gerade auf dem Gebiete der Sachentscheidun­
gen unsere Demokratie nicht immer so funktioniert, 
wie man es gerne darstellt. Es darf auch nicht ver­
schwiegen werden, dass die Sachfragen, die dem 
Staatsbürger unterbreitet werden, immer kompli­
zierter werden. Auch die Verflechtung der politi­
schen Sachfragen mit dem Ausland wird immer 
stärker. Gerade was den letzten Punkt anbetrifft, 
stellt sich schon die Frage, ob unsere Demokratie 
mit der zunehmenden Auslandsabhängigkeit und 
den zunehmenden Einflüssen des Auslandes nicht 
in einem gewissen Grade in Frage gestellt wird. 

Alle Vergleiche mit dem Ausland, die auch in 
der Botschaft angestellt werden, sind meines Er­
achtens ungenügend. Alle ausländischen Staats­
bürger haben nur zu wählen und keine Sachent­
scheidungen zu fällen. Gerade in dieser Hinsicht 

scheint mir die vom Bundesrat erlassene BotschafL 
etwas ergänzungsbedürftig zu sein. Die ausländi­
schen Systeme hätten eingehender dargestellt wer­
den sollen, damit wirkliche Vergleichsmöglichkeiten 
geschaffen worden wären. 

,venn wir die Frage der Einführung des Frauen­
stimmrechts beurteilen wollen, so können wir das 
nur in bezug auf unsere ausgebaute Referendums­
demokratie tun. Wir müssen uns überlegen, wie der 
Entscheid in der schweizerischen Demokratie durch 
die Einführung des Frauenstimmrechts beeinflusst 
wird. 

Eine Auswirkung scheint mir auf Grund der 
Botschaft sicher zu sein, nämlich die, dass die Stimm­
beteiligung mit der Einführung des Frauenstimm­
rechts noch geringer werden wird. 

Auf Seite 88 der Botschaft wird in diesem Sinne 
folgendes ausgeführt: 

„Der im Auftrag der Uno erstattete Bericht von 
Professor Duverger stellt allgemein fest, dass die 
Stimmenthaltung bei den Frauen häufiger sein 
werde als bei den Männern. Dieses Ergebnis ist in 
allen vier untersuchten Staaten, Westdeutschland, 
Frankreich, Norwegen und Jugoslawien eindeutig." 
In einem weiteren Abschnitt wird ausgeführt, auf 
dem Land sei die Stimmenthaltung häufiger als in 
der Stadt, allerdings mit der Tendenz zur Ausglei­
chung. 

Gerade bei Sachentscheidungen wird minde­
stens nach jeder zweiten Abstimmung darauf hin­
gewiesen, dass die Stimmbeteiligung der Stimm­
bürger in der Schweiz sehr bescheiden gewesen sei. 
Nicht nur im Kanton Bern, wo das notorisch ist, 
sondern auch gesamtschweizerisch beträgt die 
· Stirnmbe,teiligung in Sachentscheidungen lange 
nicht in allen Fällen 50%. Mit der Einführung des 
Frauenstimmrechts wird die Stimmbeteiligung noch 
kleiner werden. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
sich nur eine Minderheit an den Sachentscheidun­
gen beteiligen wird. 

Die zweite Frage, die beurteilt werden muss, 
scheint mir die zu sein, wie sich die Einführung des 
Frauenstimmrechts auf den Entscheid des. Stimm­
bürgers auswirken wird. Hier bleibt uns nichts an­
deres übrig, als Mutmassungen anzustellen, indem 
ja keine Ergebnisse aus bisher gesammelten Er, 
fahrungen vorliegen. Jedenfalls möchte ich noch 
einmal unterstreichen, dass es bei den Sachent­
scheidungen wesentlicher ist als bei den Wahlen, 
die Belastungen genau anzusehen. 

Aber auch in diesem Zusammenhang scheint 
mir ein Satz der Botschaft auf Seite 105 ausseror­
dentlich wichtig zu sein. Dort wird folgendes aus­
geführt: 

„Es ist zwar richtig, dass die Art des Denkens 
und Urteilens bei der Frau nicht gleich ist wie beim 
Mann. Ihr Denken ist im allgemeinen mehr auf das 
persönliche Leben, das Sachliche eingestellt und 
mehr vom Gefühl beeinflusst. VVas die Frau aber 
mitunter an logischer Konsequenz vermissen lässt, 
ersetzt sie durch ihre aufs Praktische gerichtete 
Fähigkeit, das Wesentliche zu erfassen. Die bis­
herigen Erfahrungen in der Schweiz geben denn 
auch nicht Anlass zu Befürchtungen." 

Hier möchte ich sagen, dass in der Schweiz 
jedenfalls noch wenig Erfahrungen gesammelt wer­
den konnten, indem die Frauen ja noch nicht Ge-
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legenheit hatten, sich an Sachentscheidungen zu 
beteiligen, was wenigstens sachpolitische Fragen 
anbetrifft. 

Die Stimmbeteiligung einerseits und die Frage 
des Volksentscheids anderseits, also das Funktio­
nieren unserer ausgebauten Referendumsdemokra­
tie sind die beiden Gründe, die mich betreff end 
Einführung des Frauenstimmrechts zum Skeptiker 
gemacht haben. Der Bundesrat führt in seiner Bot­
schaft aus, dass das entscheidende und durch­
schlagende Argument zugunsten der politischen 
Gleichberechtigung der Frau der Gesichtspunkt der 
Gerechtigkeit, der Rechtsgleichheit und der Demo­
kratie sei. Ich glaube, hier einen Vorbehalt 
anbringen zu dürfen. Die Rechtsgleichheit und 
die Gerechtigkeit würde ich anerkennen, wenn 
es sich darum handelte, das Frauenstimmrecht, wie 
das in allen anderen Staaten der Fall ist, in einer 
Wahldemokratie einzuführen. Ich glaube, die Ver­
hältnisse liegen etwas anders, wenn wir unsere aus­
aebaute Referendumsdemokratie mit dem Frauen­
:timmrecht belasten wollen. Jedenfalls glaube ich 
nicht, dass ohne Schwierigkeiten und ohne wesent­
liche Auswirkungen in unserer ausgebauten Refe­
rendumsdemokratie das Frauenstimmrecht einfach 
eingeführt werden kann. Die Schlussfolgerung und 
Mutmassuna, wie sie aus dem Bericht des Bundes­
rates zum b Ausdruck kommt, die Schweizerfrau 
dürfte in der Lage sein, auch diese Schwierigkeiten 
zu überwinden, ohne ihre Pflichten als Hausfrau 
und Mutter zu vernachlässigen, scheint mir nun 
doch etwas dürftig zu sein. Hier habe ich persön­
lich etwas mehr Hemmungen, als sie in der Bot­
schaft des Bundesrates zum Ausdruck gekommen 
sind. 

Aus allen diesen Gründen kann ich der Vorlage 
in dieser Form nicht zustimmen. Ich habe ganz 
einfach Bedenken, dass man das Frauenstimmrecht, 
ohne an den Grundlagen etwas zu ändern, einführen 
kann. Ich verkenne aber keineswegs die Bedeutung 
der Gleichberechtigung der Frauen, die auch ein 
Anliegen meinerseits ist. Mit dem Nichteintreten 
auf die Vorlage hat man in dieser Hinsicht keinen 
weitem Schritt getan. Man ist zum erklärten Geg­
ner des Frauenstimmrechts geworden. Ich habe mir 
deshalb erlaubt - ich habe es bereits in der Kom­
mission in Aussicht gestellt -, einen Rückweisungs­
antrag zu stellen, der dem Bundesrat beantragen 
soll im Zusammenhang mit der Einführung des 
Fra'uenstimmrechts die Entlastung der direkten 
Demokratie zu prüfen. Es geht mir hier keineswegs 
darum, eine Verzögerungstaktik durchzuführen. 
Die Überlegungen über die Grundlagen unserer 
Demokratie führen dahin, dass das Frauenstimm­
recht in unserer heutigen Referendumsdemokratie 
nicht ohrre Schwierigkeiten eingeführt werden kann. 
Ich könnte mir vorstellen, dass unsere Referendums­
demokratie in dem Sinn überprüft wird, dass bei­
spielsweise das obligatorische Verfassungsreferen­
dum in ein fakultatives umgewandelt würde, um 
damit gerade die Beanspruchung in Sachentschei­
dungen zu verkleinern. Eventuell könnte eine Ent­
lastung auch in anderer Hinsicht vorgenommen 
werden. 

Wenn die Einführung des Frauenstimmrechts 
so wichtig ist - und das scheint der Fall zu sein -, 
sollte man die Schlussfolgerung ziehen, unsere In-

stitutionen der Demokratie dem Frauenstimmrecht 
anzupassen. In diesem Sinne beantrage ich Ihnen, 
dem Rückweisungsantrag zuzustimmen. 

Rohr: Um die reglementarische Redezeit nicht 
überschreiten zu müssen, gehe ich gleich in medias 
res. Ich gehe von der Feststellung der Botschaft aus, 
dass die politische Gleichstellung von Mann und 
Frau zur Folge hat, dass die Zahl der Stimmbe­
rechtigten um eine Stimmenzahl von 1,5 Millionen 
vermehrt wird. Dieser Zuwachs an Stimmen über­
steigt die Zahl der heute Stimmberechtigten um 
mehr als 100 000. Es liegt auf der Hand, dass dieser 
Stimmenzuwachs nicht nur eine ganz erhebliche Er­
weiterung des Verwaltungsapparates mit sich bringt, 
sondern auch andere, heute noch ganz unüberseh­
bare Auswirkungen nach sich ziehen kann. 

Es rechtfertigt sich daher, bei derart einschnei­
denden Neuerungen wohl zuerst einmal die Frage 
nach dem Bedürfnis einer solchen Neuerung zu 
stellen, die Frage nach dem Bedürfnis vom Stand­
punkt des Staates aus und nach dem Bedürfnis 
vom Standpunkt der Frau aus. Vom Standpunkt 
des Staates aus besteht kein Bedürfnis nach der 
völligen Gleichstellung von Mann und Frau. Man 
sucht in der bundesrätlichen Botschaft vergeblich 
nach überzeugenden Gründen. Der Bundesrat er­
klärt vielmehr ausdrücklich, dass bei objektiver Be­
trachtung der Dinge die Bejahung der Frage nach 
der Einführung des Frauenstimmrechtes sich nicht 
aufdränge. Als man einen Minister eines nordischen 
Staates nach Einführung des Frauenstimmrechtes 
fragte: ,,Was hat das Frauenstimmrecht dem Staate 
gebracht?" gab er die kurze und bündige Antwort: 
,,Eine Verdoppelung der Stimmenzahl, sonst nichts." 
Das Frauenstimmrecht hat also eine Aufblähung des 
Staatsapparates, eine Vermehrung der Stimmzettel 

. gebracht, aber nicht etwa eine bessere Regierung 
oder bessere soziale, wirtschaftliche oder politische 
Verhältnisse. 

Ist die Einführung des Frauenstimmrechtes vom 
Standpunkt der Frau aus ein Bedürfnis ? Ist die 
Frau in ihrer privaten Stellung als Frau irgendwie 
zurückgestellt, weil die Gesetze nur von Männern 
beraten und von ihnen angenommen oder ver­
worfen werden? Die bundesrätliche Botschaft be­
fasst sich seitenlang mit dieser Frage, und sie 
kommt eindeutig zu ihrer Verneinung. Das heisst 
sie verneint, dass, vom Standpunkt der Frau aus, 
etwa wegen ihrer privaten Stellung, ein Bedürfnis 
nach Einführung des Frauenstimmrechtes bestehe. 
Ich verweise auf zwei ganz typische Beispiele. In 
der Schweiz kann eine Frau Vormund ihres eigenen 
Mannes sein. In der Schweiz kann kein Ehemann, 
wenn er nicht im Handelsregister eingetragen ist, 
ohne Zustimmung der Frau eine Bürgschaftsver­
pflichtung eingehen. Welcher Staat mit Frauen­
stimmrecht räumt der Frau eine derart starke Stel­
lung gegenüber dem Mann ein? 

Sie haben gestern einen Aufruf erhalten von 
Frauen, und zwar von Frauen, die für und von 
Frauen, die gegen das Frauenstimmrecht sind. In 
diesem Aufruf führen die Frauen, die sich gegen das 
Frauenstimmrecht aussprechen, aus: ,,Wenn wir 
aber über die Grenze gucken, stellen wir fest, dass es 
uns Frauen aller Kreise im Durchschnitt besser geht 
als den Frauen drüben, die das Stimmrecht haben. 
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Das Glück, Schweizer Frau von Geburt zu sein, ver­
pflichtet uns, vernünftig zu sein, dankbar zu sein 
und nicht durch Zwängerei den Frieden und die Ein­
tracht im Schweizer Haus aufs Spiel zu setzen." 

Wie denkt die Frau selber über die Einführung 
des Frauenstimmrechtes? Im Gegensatz zu meinem 
Vorredner, Herrn Kollegen Gnägi, bin ich der Auf­
fassung, dass diese Frage auch von Bedeutung ist 
und dass wir auch diese Frage zu prüfen haben. Ich 
bin überzeugt, dass die überwiegende Mehrheit der 
Schweizer Frauen die politische Gleichstellung mit 
dem Manne ablehnt und, wenn nicht immer und 
immer wieder von einzelnen Kreisen gestichelt 
würde, die Frauen gar nicht daran dächten, es den 
Männern gleich zu tun. 

Ich verweise auf einen Artikel von Professor 
Labhart, einem Frauenarzt, der offenbar seine 
Pappenheimer kennt. Di~ser Arzt hat einen Artikel 
geschrieben mit der Uberschrift: ,,Wollen die 
Frauen die politische Gleichberechtigung?" In 
diesem Artikel heisst es unter anderem: ,, Ich bin 
überzeugt - und das Resultat der Enquete hat es mir 
bestätigt -, dass die Majorität der Frauen, im Be­
wusstsein ihrer natürlichen Bestimmung, nicht den 
Wunsch hat, unter Führung einer männlich orien­
tierten Minorität sich zur politischen Mitarbeit 
zwingen zu lassen. Warum ihnen da etwas auf-. 
drängen, das die meisten, und gerade die natürlich 
und weiblich Begabten, nicht wollen?" 

In einer Eingabe, die vor einiger Zeit allen Mit­
gliedern dieses Rates zugestellt wurde, wird darauf 
hingewiesen, dass ganz allgemein die Wirksamkeit 
der Politik und ihre Allgegenwart überschätzt 
werde und dass die Frau auch ohne Politik einen 
weiten, ihrer Natur und ihrer Aufgabe besser ent­
sprechenden Wirkungskreis besitze. In einem Auf­
ruf der Frauenkreise des Kantons Zürich gegen das 
Frauenstimmrecht werden die Männer geradezu an­
gefleht, die Frauen doch nicht in den politischen Be­
trieb hineinzuzwingen. Nur wenige Sätze aus diesem 
Aufruf! Er ist ausserordentlich wertvoll und inhalts­
reich: ,,Ihr Männer, zwingt uns nicht in den poli­
tischen Betrieb, auch nicht schrittweise!" Weiter 
einige markante Sätze: ,,Die Frauenwelt wird aufge­
spalten in Klassen, Stände und Parteien, Partei­
frauen kommen in die Behörden, und da bei uns die 
politischen Rechte und Pflichten viel weiter gehen 
als in jedem andern Lande der Welt, wird die 
politisierende Frau von dieser Trennung in Parteien 
auch viel stärker betroffen. Die Schweizer Frau hat 
ohne politisches Stimmrecht, gerade weil sie poli­
tisch frei und unabhängig ist, auf sozialem Gebiet 
mehr erreicht als die Amerikanerin, die· Englän­
derin, die Frau der nordischen Staaten mit ihrem 
Stimmrecht. Ihr Männer, schützt die Freiheit der 
Frau und stimmt zweimal Nein." 

Welche Mühe haben heute die charitativen und 
sozialen Frauenvereine, junge Frauen für die Mit­
arbeit in diesen Organisationen zu gewinnen! Alle 
diese nützlichen und notwendigen Organisationen 
bestehen heute fast ausschliesslich noch aus älteren 
Frauen. Man spricht natürlich in der Öffentlichkeit 
von dieser Tätigkeit weniger als beim Auftreten in 
politischen Versammlungen. Ich bin überzeugt, dass 
auch von den Frauen, die stürmisch das Stimmrecht 
fordern und sich ungerecht behandelt fühlen, keine 
einzige auf ihr Schweizer Bürgerrecht verzichten 

würde, um in einem ande~en L_an~e stimmberechtigt 
zu werden, und dass kerne emz1ge Ausländerin es 
deshalb ablehnen würde, Schweizer Bürgerin zu 
werden, weil sie dadurch ihres Stimmrechtes ver­
lustig gehen würde. Daraus ergibt sich doch offenbar 
klar, dass auch von den Frauen das Frauenstimm­
recht nicht als der Güter höchstes betrachtet wird. 

Wie urteilen die Frauen über das Frauenstimm­
recht ? Ich war vor einiger Zeit an einer grossen 
Tagung einer ausländischen politischen Partei. Eine 
Frau, die mitten im politischen Betriebe in den 
Frauenorganisationen steht, erklärte mir: ,,Ich 
habe die Auffassung, dass wir den Einfluss auf die 
Politik ganz verloren haben, seitdem wir aktiv in die 
Politik eingetreten sind." Eine andere Frau, die an­
lässlich der Wahlen im Ausland in einem Wahlbüro 
wirkte, erklärte mir: ,, Ich habe mich in dieser 
Atmosphäre nicht wohl gefühlt." 

Eine Frau, die in die politische Arena steigt, hat 
für mich immer etwas Unfrauliches. So sehr ich 
Frauen begrüsse in einem Schulrat, in einem 
Kirchenrat, in einer Armenpflege, in einem Er­
ziehungsrat, in einer Vormundschaftsbehörde, in 
einem Jugendstrafgericht, so unsympathisch wäre 
mir eine Frau in einer politischen Versammlung. 

Schliesslich, und das dürfen wir nicht vergessen, 
bedeutet die Verleihung des Frauenstimmrechtes 
nicht nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht, und 
bei uns in der Schweiz eine viel schwerere Pflicht als 
im Ausland. Es ist die Auferlegung einer Aufgabe an 
die Frauen, die nicht Frauenarbeit, sondern Männer­
arbeit ist. Wenn man von einem Geschenk an die 
Frauen sprechen wollte, so wäre es meines Er­
achtens ein Danaergeschenk. Ist es nun wirklich 
notwendig, dass wir die Frau auch noch in das 
politische Gezänk hineinzerren? Die Frau müsste 
durch das Herabsteigen in die politische Arena von 
ihrer eigentlichen Aufgabe als Frau und Mutter ab­
gelenkt werden, und sie würde - ich sage das, auch 
wenn darüber gespöttelt wird - ihrer eigentlichen 
fraulichen Würde entkleidet. In einem Bericht über 
eine Frauenversammlung im Berner Oberland wird 
in eindrucksvoller \Veise die Aufgabe der Frau und 
ihre Stellung zur Politik umschrieben. Die Frauen 
wandten sich vor allem gegen die Auffassung, dass 
der Eintritt in die Politik ein von allen Frauen ge­
wünschtes Postulat sei. Die Frau sehe ihre Aufgabe 
darin, dem Vaterlande dadurch zu dienen, dass sie 
ihre ganze Kraft der Familie und dem Hause widme 
und für eine gute Erziehung der heranwachsenden 
Generation zur Menschlichkeit und Hilfsbereitschaft 
sorge. Ich weiss, dass diese Auffassung belächelt 
wird; trotzdem ist sie richtig, und ich wage sie zu 
vertreten. 

Ich bin auch überzeugt, dass die politische 
Gleichstellung von Mann und Frau dem Gedanken 
des Familienschutzes zuwider geht. Mit Recht 
macht die Botschaft auf Seite 95 darauf aufmerk­
sam, dass sich iri den katholischen Bevölkerungs­
kreisen der Schweiz eher eine Zurückhaltung zeige, 
und zwar im Interesse der Erhaltung der Familie. 
Die Frau, die ihre Aufgabe als Frau und Mutter er­
füllen will, kann sich nicht oder doch viel weniger 
den politischen Aufgaben widmen. Sie kann nicht 
an Versammlungen und Abstimmungen teilnehmen; 
sie kann demnach ihren Einfluss auf die Politik 
durch Auftreten an Versammlungen und Teilnahme 

19. r 

an J 

die 
nie} 

bar. 
Mü' 
Ver 
tisc 
Da: 
ein 
da~ 
Ba 
WH 

tio 
So 
au· 

de 
sti 
Ja 
is1 
ur 
d~ 
SC 

SC 

st 
ff 
d 
ZJ 

V 
n 
A 
( 

I 
e 

michael.tellenbach
Textfeld



19. März 1958 

an Abstimmungen viel weniger geltend machen als 
die Frauen, die mit solchen Aufgaben und Pflichten 
nicht belastet sind. 

Man kann sich nun doch fragen: Ist es wünsch­
bar, dass den unverheirateten Frauen über die 
Mütter und Hausfrauen, die doch eine ganz andere 
Verantwortung zu tragen haben, ein solches fak­
tisches Übergewicht in der Politik eingeräumt wird. 
Das wäre dann nach 1~einer Auffassung wirklich 
ein Unrecht. Auch das Ubergewicht der Stadt über 
das Land würde wiederum verstärkt, denn die 
Bauernfrau hat viel weniger Zeit, sich der Politik zu 
widmen und an die Urne zu gehen als die Direk­
tionssekretärin in der Stadt, die den Samstag und 
Sonntag frei hat und sich dann neben dem Skisport 
auch noch dem „politischen Sport" widmen kann. 

Ein Vergleich mit dem Ausland geht völlig fehl, 
denn dort besteht das Recht und die Pflicht der 
stimmberechtigten Frau darin, dass sie alle vier 
Jahre einmal an die Urne geht und wählt, und dann 
ist ihre politische Aufgabe erledigt. Wir brauchen 
uns unserer Ausnahmestellung - Herr Wiek hat 
darauf hingewiesen, dass wir auf der Landkarte als 
schwarzer Fleck hingestellt worden sind - nicht zu 
schämen. In keinem einzigen Land ist das Frauen­
stimmrecht durch eine Volksabstimmung einge­
führt worden, sonst hätten wir zweifellos nicht 
diese Ausnahmestellung und würden nicht als ein­
ziges schwarzes Schaf auf der Landkarte erscheinen. 
·wir haben auch noch in anderen Dingen eine Aus­
nahmestellung und empfinden keine Gelüste, diese 
Ausnahmestellung aufzugeben. Man soll nur das 
Gute nachahmen und die Hände von andern 
Dingen lassen, die weder als nötig noch als nützlich 
empfunden werden. 

Auch das Argument von der unvollkommenen 
Demokratie kann ich nicht anerkennen. Wir haben 
schon viele Jahre unsere Demokratie, und noch 
niemand hat sie wegen des Fehlens des Frauen­
stimmrechts als unvollkommen empfunden. Unsere 
Demokratie ist heute noch, ohne das Frauenstimm­
recht, viel hochgrädiger als diejenigen Demokratien, 
die heute das Frauenstimmrecht besitzen. Ich kann 
auch nicht das Argument anerkennen, die Nichtge­
währung der politischen Gleichberechtigung wäre 
ein Akt der Ungerechtigkeit. Es ist doch merk­
würdig, dass seit dem Bestehen des Männerstimm­
rechtes jahrzehntelang niemand diesen Zustand als 
Ungerechtigkeit empfunden hat. Die Frauen selbst 
sagen in einer Eingabe an den Bundesrat (die Ein­
gabe ist auf Seite 54 der Botschaft erwähnt), die 
Forderung der politischen Gleichstellung beider Ge­
schlechter sei für unsere schweizerischen Verhält­
nisse weder ein Akt der Gerechtigkeit noch ein Akt 
der Notwendigkeit. Die Einführung des Frauen­
stimmrechtes wäre vielmehr ein Unrecht denjenigen 
Frauen gegenüber, welche wegen ihrer Pflichterfül­
lung als Mutter und Hausfrau faktisch gar nicht in 
der Lage sind, das Stimmrecht auszuüben, während 
die andern über diese Frauen, die doch viel mehr 
Verantwortung tragen, ein Übergewicht hätten. 

Wenn ich nur vom parteipolitischen Gesich.ts­
punkt aus an die Frage herantreten wollte, würde 
ich mich wahrscheinlich für die Zustimmung zum 
Frauenstimmrecht entscheiden, denn ich habe nicht 
den Eindruck, dass wir damit verlieren. Für mich 
sind aber andere, entscheidendere Erwägungen 
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massgebend. Ich möchte die Frau nicht als .Kämp­
ferin in die politische Arena hinabsteigen sehen, 
sondern stelle sie mir vor als Stauffacherin, die den 
Mann ermuntert, die ihm durch ihre Häuslichkeit 
die Gemeinde und das Land lieb macht, in dem er 
als stimmberechtigter Bürger etwas zu sagen hat. 
Ich möchte sie als Mutter sehen, die auf ihren Knien 
ihre Söhne zu verantwortungsbewussten Menschen 
gegenüber Gott und Vaterland erzieht. Ich möchte 
sie sehen als königliche Frau, die herrscht, ohne es 
zu wollen. 

Ich bin überzeugt, dass, wenn Sie alle Ihrer 
inneren Überzeugung hier freien Lauf lassen wollten, 
dann das Schweizervolk nicht zur Urne gehen 
müsste. In diesem Saale wird sich zweifellos eine 
Mehrheit für Eintreten aussprechen. Das ist kein 
Unglück, denn so bekommt das Schweizervolk ein­
mal Gelegenheit, zu dieser Frage Stellung zu 
nehmen. Ich bin überzeugt, dass es den rechten 
Weg findet und dass ich mit meiner Stimmabgabe 
mich auf der Seite der Mehrheit befinden werde. 

Grendelmeier: Vorerst möchte ich Herrn Bun­
desrat Feldmann sowie seinem Mitarbeiter, Prof. 
Beck, für die so gründliche und so vielfältige Bot­
schaft vom 22. Februar 1957 danken. Ich glaube, 
diese Botschaft hat es ermöglicht, dass wir diesem 
Problem nunmehr freier und vorurteilsloser gegen­
überstehen können. Ich glaube aber, dass auch ein 
gleicher Dank Prof. Werner Kägi in Zürich gebührt 
für sein wegbereitendes Gutachten, das er im Jahre 
1955 im Auftrag des Verbandes für Frauenstimm­
recht erstattet hat. 

Zum Problem selber muss ich Ihnen vorerst ge­
stehen, dass es für mich unfassbar ist, dass wir in der 
Schweiz im Jahre 1958, da es den Menschen bereits 
gelungen ist, in den Weltraum vorzudringen, noch 
über Probleme zu diskutieren haben, die in einem 
fortschrittlichen Rechtsstaat, wie die Schweiz, doch 
schon längst hätten gelöst werden sollen. Es ist aller­
dings festzustellen, dass der Widerstand vielerorts 
nachgegeben hat, ganz einfach deshalb, weil die 
Argumente gegen das Frauenstimmrecht beim auf­
geschlossenen Bürger nachgerade nicht mehr ver­
fangen können. 

Stimm- und Wahlrecht bilden ohne Zweifel den 
Kerngehalt unserer Volksrechte und damit auch das 
Fundament unserer schweizerischen Demokratie. 
Deshalb gehört die Einführung des Frauenstimm­
rechtes wohl zu den wichtigsten politischen Pro­
blemen der Schweiz, weil es darum geht, der 
grösseren Hälfte der erwachsenen Bürger die poli-
tische Mitentscheidung zu verleihen. · 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass, 
staatsrechtlich betrachtet, ein Staat nur dann als 
Demokratie, im wahren Sinne, als vollkommene 
Demokratie, wie vorhin Herr Rohr erklärt hat, be­
zeichnet werden kann, wenn die Gesamtheit seiner 
erwachsenen Bürger politisch gleichberechtigt ist. 
Oder: Würden wir selber zum Beispiel einen Staat 
als echte Demokratie anerkennen, der eine horizon­
tale Aufteilung seiner Bürger in dem Sinne vor­
nähme, dass nur die Hälfte der Männer und die 
Hälfte ·der Frauen stimm- und wahlberechtigt 
wären, während die andere Hälfte der Männer und 
Frauen es nicht wäre? Nicht anders ist es, wenn wir 
im eigenen Lande eine vertikale Aufteilung zwischen 
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Berechtigten und Nichtberechtigten als richtig er­
achten, mit andern Worten, wenn wir zwischen den 
politischen Rechten einerseits der Frau bzw. ihren 
Nichtrechten und den Rechten des Mannes unter­
scheiden und wenn wir dann gleichwohl noch in An­
spruch nehmen, eine echte Demokratie zu sein. Hier 
befinden wir uns in einem unlösbaren Widerspruch, 
der nirgends in der zivilisierten Welt verstanden 
wird und für den wir auch keine Argumente mehr 
besitzen. 

Die rechtsungleiche Behandlung der Frauen, wie 
wir sie in der Schweiz pflegen, wird übrigens auch 
von der Uno verurteilt. Ich gebe dabei zu, dass wir 
nicht Mitglied der Uno sind, aber ich glaube, deren 
Urteil dürfte gleichwohl einen moralischen Wert 
haben. Die Uno hat in ihrer Proklamation der 
Menschenrechte, vom 10. Dezember 1948, erklärt, 
jeder Mensch, also auch die Frau, solle das gleiche 
Hecht besitzen, an der Regierung seines Landes un­
mittelbar oder doch durch gewählte Vertreter teil­
nehmen zu können. 

Wohl ist die Schweiz im Laufe des letzten Jahr­
hunderts mit manchen demokratischen Einrich­
tungen der Entwicklung vorausgeeilt. Das hat ihr 
letzten Endes das Prädikat des fortschrittlichen 
Staates beigebracht. Mit Bezug auf die politische 
Gleichstellung der Geschlechter aber ist die Eidge­
nossenschaft im Mittelalter steckengeblieben. Die 
Schweiz klammert sich noch immer an die Verhält­
nisse des 19. Jahrhunderts und ist dadurch in einen 
Anachronismus und in einen fatalen Widerspruch 
zu ihren eigenen Grundsätzen der Gleichheit, Ge­
rechtigkeit und Freiheit geraten, Grundsätze, die 
übrigens unserem Kleinstaat in der Vvelt ein grosses 
Ansehen verschafft haben. So würde allein schon 
vernunftsgemässe Überlegung hinreichend Anlass 
geben, auf Grund der veränderten Verhältnisse ge­
genüber dem letzten Jahrhundert, die längst fälligen 
Anpassungen vorzunehmen. 

Richtig ist, dass im vergangenen Jahrhundert 
die Frauen ihren Mittelpunkt im Hause hatten und 
vorwiegend im Haushalt tätig waren. Seither aber 
ist die Frau ausgerechnet durch den Mann vom 
häuslichen Herd weggeholt und in seine Fabriken, 
Büros, Läden, Restaurants und Hotels, ferner auch 
in Verwaltungen, Schulen und in die Spitäler ge­
stellt worden. Auf diese Weise ist es gekommen, dass 
wir uns etwa 800 000 Frauen - das ist ungefähr ein 
Sechstel aller Erwachsenen in der Schweiz - nicht 
mehr aus der Wirtschaft ·wegdenken können. Ich 
glaube, es würde zur Katastrophe werden, wenn alle 
diese 800 000 Frauen nach dem überlebten Schlag­
wort „Die Frau ·gehört ins Haus" handeln und die 
Arbeit in den Fabriken, auf dem Lande und in den 
Spitälern niederlegen würden. Herr Wiek hat heute 
erklärt, wir müssten die weil:iliche Eigenart besser 
schützen. Ja, Herr Wiek, dann nehmen Sie ~inmal 
diese Frauen vom Pflug weg, oder nehmen Sie sie 
aus den Fabriken und aus den Wirtschaften heraus, 
wo sie Nacht für Nacht bis halb ein Uhr arbeiten 
müssen! 

So ist die Frau im Wandel der Zeit dermassen 
mit unserem Staats- und Wirtschaftsleben verbun­
den und dem Manne gleichgestellt worden, dass 
schon aus rein vernunftmässigen Überlegungen 
heraus deren politische Rechte unter dem Prinzip 
der Rechtsgleichheit revidiert werden müssen. Nun 
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hat Herr Wiek vorhin erklärt, Gleichheit bedeute 
nur „Jedem das Seine". Bitte, Herr Wiek, dann 
geben Sie der Frau das Ihrige, und dann sind wir 
miteinander einverstanden! Wenn aber Herr Wiek 
weiter behauptet hat, das Begehren nach Gleich­
stellung der Frau käme einer Gleichschaltung 
gleich, dann wird damit nichts geringeres behauptet, 
als dass wir Männer selber gleichgeschaltet sind. Ich 
glaube, Herr vVick wird wohl nicht so weit gehen 
wollen. 

Es ist aber auch ein Gebot der Gerechtigkeit, 
dass eine Anpassung der Rechte der Frau an diese 
so grundlegende Veränderung erfolgt. Wir dürfen 
die Frauen, die durch die gleichen Schulen gegangen 
un·d durch die gleiche Erziehung, wie wir sie selbst 
hatten, in unserer Wirtschaft so unentbehrlich ge­
worden sind, in staatspolitischer Beziehung nicht 
ungleich behandeln, jedenfalls nicht so wie vor 
einem Jahrhundert. Dabei spielt die Frage keines­
wegs eine Rolle, ob die Verhältnisse im Staat besser 
würden, wenn die Frau die politischen Rechte be­
sitzt oder nicht. \Vir alle - Männer oder Frauen -
sind auf diese Welt gesetzt als Menschen und müssen 
beide als Menschen das Recht haben, unser Dasein 
gemeinsam zu regeln. Es kann nun doch niemals so 
gehalten werden, dass man eine Unterscheidung nur 
im Hinblick auf Rock und Hosen zu machen. \Venn 
wir es doch tun, so handeln ,vir ungerecht. 

Auch die Frage, ob ein Bedürfnis seitens des 
Staates vorliege, spielt keine Rolle. Man könnte 
nach dem Frauenstimmrecht den Staat auch darü­
ber befragen, ob er ein Bedürfnis empfinde, dass alle 
Männer stimmen. Auch die weitere Frage, oh die 
Frau selber ein Bedürfnis nach dem Frauenstimm­
recht besitze, spielt keine Rolle; denn auch die 
Männer mochten seinerzeit kein Bedürfnjs dafür 
empfunden haben. 

\.Vir verletzen aber durch unser Festhalten am 
Status quo auch gleichzeitig den Grundsatz der Frei­
heit. Denn wir sind uns darüber einig - wenigstens 
wenn wir andere Staaten beurteilen-, dass ein Volk 
nur· dann frei ist, wenn es i;eine Gesetze selber be­
stimmen kann. Frei ist nach dem bekannten Satz 
von Max Huber, ,,wer an den Gesetzen, denen er zu 
gehorchen hat, im Rahmen der demokratischen Re­
geln selbst hat mitbestimmen können". 

Richtig ist, dass wir in diesem Saale alle diese 
Überlegungen schon im Jahre 1951 beherzigt haben 
und schon damals bereit gewesen sind, eine Anpas­
sung zu ermöglichen. Leider hat uns damals der 
Ständerat mit einem Zufallsmehr nicht folgen wol­
len. Damals allerdings stand den Gegnern des 
Fraue1,1stimmrechtes noch ein gewichtiges, jedoch 
unüberprüftes Argument zur Verfügung, nämlich 
die Behauptung, die Frau wünsche das Frauen­
stimm· und Wahlrecht selber nicht. Inzwischen 
sind aber Abstimmungen und Frauenbefragungen 
in Basel, Genf und Zürich durchgeführt worden, 
und es hat sich die erwähnte Annahme als unrichtig 
erwiesen. Deshalb kann ich Herrn Rohr nicht ver· 
stehen, wenn er heute, ungeachtet dieses Beweises, 
behaupten kann, die Frauen wünschten das Stimm· 
recht selber nicht. 

Dann wird auch behauptet, die Frauen müssten 
davor behütet werden, in die Arena des politischen 
Kampfes hinunterzusteigen, als wäre diese Arena 
ein Slums oder eine Schweinegrube. Sind wir nicht 
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selber in diese Arena hinuntergestiegen, und sind 
wir deshalb etwa zu verachten und zu bemitleiden ? 
Auch könnte die Frau, wenn sie das politische Recht 
bekäme, ihre Kinder gleichwohl wie bisher auf den 
Knien wiegen, denn sie hätte höchstens zwei- bis 
viermal im Jahre an die Urne zu gehen. 

Herr Wiek hat ferner wiederum den alten Satz 
aufgenommen, wir sollten das Frauenstimmrecht 
von unten nach oben einführen. Wir kennen dieses 
„Gigampfi-Spiel". Das eine Mal will man das 
Frauenstimmrecht aus technischen Gründen in den 
Gemeinden, bzw. aus Rücksicht auf die Lands­
gemeinden in den Gemeinden und Kantonen nicht 
einführen. Das andere Mal sagt man lins, wir sollten 
das Frauenstimmrecht doch zuerst in der Eidgenos­
senschaft einführen. Alsdann ruft man uns wieder 
zu, wir sollten in den· Gemeinden und in den Kan­
tonen beginnen. Wer das Frauenstinnnrecht nicht 
will, wird immer mit dieser Gigampfe operieren. 

Im Anschluss an die Genfer Befragung habe ich 
in einem Postulat vom 5. Dezember 1952, unter­
stützt von 44 Mitunterzeichnern, das Begehren 
gestellt, es sei auf dem Wege der Revision der Bun­
desverfassung, Volk und Ständen Gelegenheit zu 
geben, sich grundsätzlich zum Stimm- und Wahl­
recht der Frauen in eidgenössischen Dingen auszu­
sprechen. Die heutige Vorlage bringt nun die Ant­
wort auf dieses Postulat. Sie zeigt einen zweifellos 
gangbaren Weg. Soweit der Bundesrat jedoch die 
Erschwerung des Referendums- und Initiativrechtes 
mit dem Frauenstimmrecht verquicken will, würde 
das aus verfassungsrechtlichen Gründen ohnehin 
nicht zulässig sein. Diese Verkoppelung würde dem 
Prinzip der Einheit der Materie zuwiderlaufen. 
Denn der Bürger wäre in der Abstimmung nicht frei, 
wenn er sich entschliessen müsste, gleichzeitig mit 
der Annahme des Frauenstimmrechtes auch die bis­
herigen Referenduins- und Initiativrechte zu er­
schweren. Eine solche Verkoppelung wäre daher 
nicht zulässig. 

Aus dem gleichen Grunde ist auch der Rück­
weisungsantrag des Herrn Gnägi abzulehnen. Denn 
dies hätte, wie wir aus den heutigen Ausführungen 
gehört haben, lediglich wiederum eine unzulässige 
Verkoppelung zum Ziele. Ausserdem würde das 
Problem durch diesen Vorschlag verzögert. 

Neben diesem, in der Vorlage vorgesehenen Weg, 
gäbe es aber noch einen. anderen, verfassungsmäs­
sigen VVeg, nämlich jenen der zeitgemässen Inter­
pretation. Es würde sich darum handeln, zum Bei­
spiel Artikel 74 der Bundesverfassung neuzeitlich 
auszulegen. Artikel 74 der Bundesverfassung lautet: 
„Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen 
ist jeder Schweizer usw.". Es müsste also demge­
mäss das Wort „Schweizer" nicht nur auf die männ­
lichen, sondern eben auch auf die weiblichen Bürger 
aus gedehnt werden. Der Bundesrat hat allerdings 
diese Art der Einführung des Frauenstimmrechtes'als 
ungangbar abgelehnt. Dazu hat sich Herr Bundes­
rat Feldmann noch mit einem gutachtlichen Bericht 
seines Departementes vom 29. November 1957 
gewappnet. Allein, ich halte nach wie vor die Argu­
mente gegen die Interpretationsmöglichkeit nicht 
für schlüssig. Dass zeitgemässe Interpretationen in 
Abweichung von der historischen Interpretation 
grundsätzlich zulässig sind, bestreitet selbst der 
Bundesrat nicht. Aber auch die Judikatur und die 

Literatur bestätigen diese Möglichkeit; so erklärt 
beispielsweise das Bundesgericht 1887: ,,Die ver­
schiedene Behandlung der Geschlechter scheint ,zur. 
Zeit' die innere Begründung nicht verloren zu 
haben." Es wird also von „zur Zeit" gesprochen! 
Auch Professor Giacometti führt aus, die bisherige 
historische Interpretation könne „nur no~h fraglich 
mit dem Grundsatz der Rechtsgleichheit überein­
stimmen". Auch Professor Max Huber hat in seinem 
Artikel in der „Neuen Zürcher Zeitung" vom 
14. März 1951 die zeitgemässe Interpretation er­
wogen. Schliesslich verweise ich auch noch auf einen 
Aufsatz Bundesrichter Stockers in „Dem neuen 
Bund" aus dem Jahre 1950, wo er eine zeitgemässe 
Interpretation anerkennt. 

Neben diesen befürwortenden schweizerischen 
namhaften Juristen stehen aber auch Juristen des 
Auslandes auf dem gleichen Standpunkt. Ich ver­
weise hier auf den berühmten Staatsrechtslehrer 
Jelinek, und ferner auf Smend. Nun will ich nicht 
verhehlen, dass neben all diesen namhaften Juristen 
auch andere, gleichwertige Juristen anderer Mei­
nung sind und die Interpretation ablehnen. 

Aber darüber hinaus haben wir auch die Inter­
pretation aus der Praxis heraus kennen gelernt. So 
sind eine Menge von Gesetzes- und Verfassungs­
bestimmungen, die sich formell ausschliesslich auf 
die männlichen Bürger beziehen, gleichwohl auf die 
Frauen zeitgemäss, interpretiert worden. Ich er­
wähne nur einige Beispiele; sie liessen sich ver­
dutzendfachen. In Artikel 34 der Bundesverfassung 
wird vom Schutz des Arbeitnehmers, d. h. des männ­
lichen Arbeitnehmers, gesprochen. Artikel 43, Ab­
satz 1, der Bundesverfassung, sagt: ,,Jeder Kan­
tonsbürger ist Schweizer Bürger". Artikel 44 der 
Bundesverfassung spricht davon, dass ein Schweizer 
Bürger - ein Mann also - weder aus der Schweiz 
noch aus seinem Heimatkanton ausgewiesen werden 
dürfe. Artikel 45 gibt jedem Schweizer das Recht 
der Niederlassung. Artikel 56 der Bundesverfassung 
verleiht dem Bürger das Recht, Vereine zu bilden. 
In allen diesen Fällen wird immer nur vom männ­
lichen Bürger gesprochen, und gleichwohl hat die 
Praxis - eben auf dem VVege der zeitgemässen 
Interpretation - auch die Frauen unter diese Be­
stimmungen suhsuiniert. 

Im weitern hat der „ Schweizerische Verband für 
Frauenstimmrecht" in einer neuerlichen Zusammen­
stellung von Frau Dr. Bürgin-Kreis in Basel eine· 
Menge weiterer Fälle zeitgemässer Interpretationen 
zusammengetragen, die wiederum die Zulässigkeit 
derselben auf Grund der bisherigen Praxis als zu­
lässig erscheinen lassen. 

Mit diesen Hinweisen habe ich lediglich dartun 
wollen, dass auch die zeitgemässe Interpretation 
ein verfassungsmässiger und gangbarer Weg wäre. 
Dabei hätte derselbe den grossen Vorteil, dass er 
viel einfacher und viel kürzer wäre. 

Nun werden Sie mich fragen, warum ich gleich­
wohl keinen entsprechenden Antrag stelle. Das 
unterlasse ich nur deshalb, weil ich sonst mit 
meinem eigenen Postulat in Widerspruch käme, 
denn mit meinem Postulat habe ich selber angeregt, 
es sei Volk und Ständen Gelegenheit zu geben, über 
diese Frage zu entscheiden. Es war aber trotzdem 
notwendig, einmal über dieses Problem der Interpre­
tation hier nochmals etwas einlässlicher zu reden. 
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Zusammenfassend kann erklärt werden, dass 
die heutige Vorlage, wie sie aus der Beratung unserer 
Kommission hervorgegangen ist - ohne Verquickung 
des Frauenstimmrechtes mit der Abänderung des 
Referendums- und Initiativrechtes - einen Vor­
schlag darstellt, dem zugestimmt werden kann. 

Im Namen der Landesringfraktion beantrage 
ich Ihnen daher, auf die Vorlage einzutreten. 

Vcrda: II problema oggi in discussione e certa­
mente di quelli ehe interessano l'opinione pubblica 
generale del paese. Esso investe uno dei principi 
fondamentali dello Stato, come quello della nostra 
concezione di democrazia. Esso influenza un settore 
essenziale della nostra vita sociale, come quello 
della famiglia, esso tocca la concezione della donna 
nel nostro paese, concezione ehe pure rimane una 
delle basi morali per la esistenza del nostro Stato 
democratico. E bene quindi ehe la indagine sulla 
introduzione del suffragio femminile si allarghi ai 
piu diversi settori della vita pubblica, ma anche 
alle diverse regioni etniche del nostro paese. Vengo 
da un Cantone in cui la introduzione del suffragio 
femminile e stata auspicata e difesa dagli uomini 
politici piu in vista del nostro passato. E sempre 
attuale e caro ai ticinesi come ai Confederati non 
immemori il pensiero piu volte espresso sull'argo­
mento da Giuseppe Motta, quando egli si augurava 
ehe <<presto la donna suscitasse sui mari burrascosi 
della politica, il sorriso della bonta, della grazia e 
della pace.>> 

La frase puo apparire oggi un po' retorica, ma 
non ha certo perduto d'attualita. La riforma ehe 
concede il voto alla donna e attualmente contenuto 
in tutti i programmi dei partiti politici del nostro 
Cantone. Dal 1918 la donna ha nel Cantone Ticino 
il diritto di voto nelle assemblee patriziali, e cioe in 
quelle corporazioni di diritto pubblico ehe raggrup­
pano i cittadini attinenti di un comune politico ed 
i beni patriziali. Eppure anche nel nostro Cantone 
l'ultima votazione popolare in materia, ehe e del 
3 novembre 1946, ha respinto il voto alle donne con 
14 093 voti contro 4174. E pero interessante a 
questo proposito un'indagine critica di questo voto. 
Al voto parteciparono solo il 37 per cento dei citta­
dini uomini, mentre logicamente alla consultazione 
furono assolutamente estrane le donne. E se voglia­
mo accettare il rapporto attuale fra uomini e donne 
adulte, indicatoci dal Consiglio federale nel 57 per 
cento per le donne e nel 43 per cento circa per gli 
uomini, constatiamo come questa decisione nega­
tiva sia stata determinata dal voto del 20 per cento 
dei cittadini adulti. L'SO per cento non ha potuto 
o non ha voluto pronunciarsi. 

Dal 1946 l'idea del suffragio femminile ha matu­
rato come in tutte le altre parti del paese, e oggi 
la situazione e analoga a quella del resto della 
Svizzera. Il momento sembra quindi giunto per 
sottoporre alla volonta popolare il problema sulla 
introduzione del suffragio femminile. E, contraria­
mente a quanto affermato qui da un collega ehe 
mi ha preceduto, mi sembra ehe la decisione non 
possa essere influenzata dal risultato probabilmente 
negativo della consultazione popolare ehe seguira 
il voto alle Camere. Si tratta di una questione di 
giustizia e di prineipio ehe ognuno deve affidare 
solo alla propria eoseienza. Votero la entrata in 

materia, per una ragione fondamentale, ehe e del 
resto ammessa dagli avversari del suffragio femmi­
nile, eome ho avuto occasione di constatare nella 
discussione in commissione. L'introduzione del voto 
alle donne in materia federale costituisce un per­
fezionamento, se non la realizzazione eompleta o 
almeno pratica della nostra idea democratica. 

E pacifico ehe !'ideale democratico esige la 
partecipazione del maggior numero di cittadini alla 
formazione della volonta dello Stato. Non e questa 
una concezione nuova. Questa idea e consacrata 
dalla dichiarazione dei diritti dell'uomo del 1789, 
quando afferma ehe <<la legge e l'espressione della 
volonta generale e ehe tutti i cittadini hanno il 
diritto di concorrere personalmente o attraverso i 
loro rappresentanti alla sua formazione.>> Ritro­
viamo tale concezione in diverse costituzioni canto­
nali. La Costituzione ticinese del 1875 al suo arti­
colo 16 recita: << La sovranita del Cantone risiede 
esclusivamente nella universalita dei cittadini.>> 
Friburgo ha una disposizione analoga nella sua 
Costituzione del 1857. 

A questo concetto del suffragio universale si e, 
del resto, arrivati attraverso una evoluzione. Prima 
del 1875, nel nostro Cantone il voto era censitario, 
e cioe riservato ai cittadini con un determinato 
censo. II suffragio universale costituisce quindi un 
perfezionamento della democrazia. Ma come esso si 
e praticamente realizzato? In realta esso e iscritto 
nella Costituzione, ma solo una piccola frazione dei 
cittadini partecipa alla formazione della volonta 
popolare. Ve l'ho dimostrato esponendovi gli estremi 
della consultazione popolare del 1946 nel Ticino. 
E le situazioni sono presso ehe identiche in percen­
tuale se esaminiamo Ie consultazioni in tutta la 
Svizzera. Se si pensa ehe solo il 42,8 per. cento dei 
cittadini adulti ha diritto di voto e se si aggiunge 
il fenomeno dell'astenzionismo ehe riduce la parteci­
pazione al voto in media del 50 per cento, si deve 
constatare ehe non e piu conforme al nostro ideale 
democratico ehe piu della meta dei cittadini siano 
privati del diritto di voto quando si ammette ehe 
anche l'altra meta e pur degna di esercitare questo 
diritto. 

Aggiuugiamo ehe oggi la donna e ormai entrata, 
per necessita della vita moderna, in tutti i settori 
della vita economica e sociale come elemento inte­
grante e non come elemento uguale all'uomo. E si 
deve quindi concludere ehe e ingiusto negare a lei 
un diritto ehe gli obblighi assunti indipendente­
mente dalla sua volonta dovrebbero garantirle. 

Ma: una grave obbiezione degli avversari del voto 
alle donne e quella ehe .attiene al earattere di demo­
crazia diretta del nostro paese e cioe dello Stato in 
cui il cittadino non si limita a scegliersi i propri 
rappresentanti ma parteeipa direttamente alla for­
mazione delle leggi. Ora questa obbiezione dovrebbe 
oggi eadere, quando eonstatiamo la parteeipazione 
della donna in tutti i eampi della vita dello Stato 
in modo eomplementare e mi sembra ehe questo 
argomento possa costituire un'argomento a favore 
del suffragio femminile piuttosto ehe un'ostaeolo. 

Restano le obbiezioni di earattere morale e 
soeiale. Si dice ehe la partecipazione della donna 
alla vita politiea la distoglierebbe dai suoi compiti 
essenziali nella easa e· nella farniglia. Si tratterebbe 
- io penso - di una obbiezione fondamentale se essa 
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eorrispondesse alla realta. Ma l'esperienza non sol­
tanto degli altri paesi ma anehe da noi nei settori 
in eui questa esperienza si e potuta fare dimostra 
piuttosto ehe la donna affronta i problemi politiei 
eon eriteri diversi dall'uomo, eriteri ehe attengono 
piu al sentimento ehe alla ragione ma ehe la donna 
sa discutere, risolvere e prendere decisioni in materia 
politiea senz.a dimenticare gli elementi primorcliali 
del suo pensare: cioe la casa e la famiglia. L' ecce­
zione, signori, non costituisce evidentemente la 
regola; il diverso modo di risolvere il problem.a poli­
tico rappresenta invece un utile complemento della 
formazione di quella volonta popolare ehe vogliamo 
mantenere alla base della nostra democrazia. 

E del resto i nostri avversari, gli avversari del 
voto alle donne, si sono preoccupati fino a oggi, o 
in questo momento, d_i rivolgere la loro indagine, 
eccessivamente critica, al modo con cui si forma la 
volonta popolare nei cittadini uomini? Questa inda­
gine porterebbe, egregi colleghi, a risultati quanto 
mai deludenti e spesso il confronto andrebbe certa­
mente a favore della donna. 

Ripeto ehe la famiglia e la casa restano la base 
delle aspirazioni della donna nel nostro paese, ma 
cha la concessione alla donna del diritto di voto 
costituisce ormai una ragione di giustizia, un 
riconoscimento di quanto la donna ha apportato 
alla nostra vita sociale in questi ultimi decenni. E 
non e possibile valorizzare la presenza della famiglia 
nella vita politica se non si da la possibilita a tutti 
i membri della famiglia di esprimersi con i mezzi 
ehe la democrazia concede e questo mezzo e rap­
presentato dal diritto di voto. 

Sono questi i motivi per cui io mi sento di dare 
la mia adesione al progetto del Consiglio federale e 
di votare l'entrata in materia. 

von Greyerz: Seit Jahrzehnten werden in der 
Schweiz Gründe für und wider das Frauenstimm­
recht erörtert. Aber wir wissen wohl, dass die Geg­
nerschaft letzten Endes gefühlsmässigen Motiven 
entspringt. Wir haben heute schon einiges davon 
hier verspürt. In vielen kantonalen Abstimmungen 
kann man das feststellen: die Befürworter des 
Frauenstimmrechts sind an einer undurchdringli­
chen Front derjenigen abgeprallt, die gefühlsmässig 
einfach nein sagen. 

Das ablehnende Gefühl des · Schweizermannes 
kann das sein, dass er sich nicht in seinen Rechten 
durch die Frau beeinträchtigen lassen will, dass er 
ganz einfach auf dem angestammten Gebiet der 
Politik, wie er meint, die Störung ablehnt. Das ist 
der Herr-im-Haus-Standpunkt. Oder es bewegt den 
Mann ein weniger egoistisches Gefühl, nämlich -
wie es. hier auch gesagt worden ist - dass die Frau 
für die Politik zu gut sei; man möchte nicht, dass 
sie in den Streit hineingezogen würde, dass .sie sich 
parteimässig einreihen müsse usw. Man befürchtet, 
dass sie mit dem neuen Recht auch sogenannte 
männliche Aufgaben übernehmen müsse, die ihr 
nicht liegen. Diese letzte gefühlsmässige Einstel­
lung kann ich einigermassen verstehen. Aber dieser 
gefühlsmässigen Ablehnung gegenüber gibt es nun 
nicht nur Argumente des Verstandes, mit denen 
man wohl vergeblich gegen diese Wand ankämpft, 
sondern es gibt meines Erachtens auch im Gefühl 
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verankerte Gegenmotive. Von diesen Gegengefüh­
len, wenn ich so sagen darf, möchte ich etwas sagen. 

An erster Stelle steht hier stark und bestim­
mend das Gerechtigkeitsgefühl. Ich brauche hier 
nicht ausführlich zu werden; ich berufe mich auf 
die Botschaft des Bundesrates, die als schlagend­
stes Argument den Gesichtspunkt der Gerechtig­
keit, der Rechtsgleichheit und der Demokratie 
nennt. Die Menschenwürde verlange die prinzipielle 
Gleichstellung. Ich möchte das unterstreichen und 
billigen und sagen: trotz allem ·wenn und Aber. 
Wir unterscheiden ja auch nicht die Männer nach 
ihren Qualitäten, sondern das Grossartige unseres 
Systems ist ja gerade, dass bei uns jeder Bauern­
knecht, jeder Casserollier gleich wie der Bankdirek­
tor oder Nationalrat stimmen darf. In diesem weit­
gespannten Rahmen hat sicher auch die Frau das 
Recht auf ihr Stimmrecht, auch wenn sie in man­
chen Punkten anders geartet ist. 

Nun ist allerdings dieser Forderung nach Ge­
rechtigkeit Herr Wiek in seiner Kritik tiefschürfend 
nachgegangen. In den Ausführungen, die sehr in­
teressant waren, ist er zum Schluss gekommen, es 
sei eine falsch verstandene Gerechtigkeit, jedem das 
gleiche zu geben; es gelte vielmehr: jedem das Seine. 
Ich kann Herrn \Vick auf seinen tiefen Gedanken­
gängen nicht folgen; es macht vielleicht auch nichts, 
denn ich fürchte, dass man sich in den Katakomben 
dieser Gedankengänge sehr leicht verirren könnte. 
Ich möchte eher etwas an der Oberfläche und in der 
Gegenwart bleiben und sagen: Es ist sicher falsch, 
zumindest veraltet, heute zu glauben, das Gebiet 
der Frau sei nur dasjenige in Haus und Familie und 
das Gebiet der Politik sei für sie etwas ganz Fremdes. 
Tatsache ist nun einmal, dass fast jeder Akt der 
Politik auch die Frau einschliesst. \Venn wir zum 
Beispiel eine AHV genehmigen, ist es ganz klar, 
dass dies die Frauen ebenso gut angeht wie die 
Männer. Wenn wir 400 Millionen Franken für den 
P-16 bewilligen, geht das die Familien, die Volks­
gemeinschaft, die Landesverteidigung an, also auch 
die Frauen, nicht nur den Mann. Und wenn Sie an 
die 400 Millionen Franken denken, geht es die Steu­
erzahler und damit die vielen tausend selbständigen 
Steuerzahlerinnen an, die bisher ihr Opfer dem 
Staate bringen mussten, ohne etwas dazu sagen zu 
dürfen. Als wir schliesslich über den Luftschutz 
legiferierten, sind wir so weit gegangen, den Frauen 
sogar eine Dienstpflicht auferlegen zu wollen. Es 
geht also in der Politik zweifellos auch um Dinge der 
Frauen. Dass diese Dinge nur vom Mann verfoch­
ten werden sollen, steht nicht in den Sternen ge­
schrieben, sondern ist gewiss mehr nur eine Sache 
der Tradition. Ich bin überzeugt, dass die Frau auch 
in die Politik eintreten und diese Politik nach ihrer 
Fagon betreiben kann. 

Wenn die Frau ihre Interessen verteidigt, die 
zugleich diejenigen der Gemeinschaft sind, so 
braucht sie deshalb nicht ihre frauliche Denkungs­
art aufzugeben oder gefährden zu lassen. Sie wird 
auf ihre Art in der Politik mitwirken und damit 
eine neue politische Note hineinbringen, die dem 
Ganzen sicher gar nicht schadet. 

„Wenn es in der Politik um die menschliche 
Gemeinschaft geht," schreibt Professor Kägi _;;-und 
darum geht es sicher - ,,dann ist in dem auf die 
Gestaltung dieser Gemeinschaft gerichteten Han-
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deln frauliche Eigenart nicht nur kein Fremdkörper, 
sondern ein legitimer Ausdruck der Mitmenschlich­
keit, ein notwendiges Korrektiv der männlichen 
·welt." Oder ein ähnlicher Gedanke, etwas volks­
tümlicher ausgedrückt, liegt in de~ Worten, die 
Ständerat Ullmann im Ständerat vortrug: ,,Es 
wäre kein Schaden, wenn ab und zu auch männ­
liche Politiker etwas mehr mit dem Herzen Politik 
treiben würden, als immer nur mit ihrem sogenann­
ten klaren V erstand." 

Nun ist hier auch die Frage aufgeworfen worden, 
ob die Frau eigentlich das Stimmrecht ·wolle oder 
nicht, und Kollege Rohr hat das abgestritten. Herr 
Grendelmeier hat bereits die Abstimmungen er~ 
wähnt, die anders lauteten. Ich möchte mir doch 
noch erlauben, die Zahlen zu zitieren und Sie daran 
zu erinnern, dass in der Stadt Zürich in einer kon­
sultativen Abstimmung die Frauen sich mit 52 000 
gegen 25 000 Stimmen für das Frauenstimmrecht 
ausgesprochen haben; in Basel-Stadt mit 33 000 zu 
12 000, im Kanton Genf mit 35 000 zu 6000 Stim­
men, dies bei Stimmbeteiligungen von 60 bis 80%. 
Das ist immerhin ausschlaggebender als die Aus­
sage eines Frauenarztes, in dessen Konsultations­
zimmer die Frauen naturgemäss andere Sorgen 
vorzubringen haben als die des fehlenden Stimm­
rechts. 

Nach meiner Ansicht ist es durchaus denkbar, 
dass unter dem Frauenstimmrecht sich die Frauen 
gar nicht so sehr zu ändern, nämlich zu vermänn­
lichen haben, sondern dass vielleicht eher unsere 
Politik sich etwas zu ändern hat, weniger wahrschein­
lich in ihren Entscheidungen als in ihrem ganzen 
Gehaben. Das wäre nach meiner Ansicht auch gar 
kein Unglück, denn wir müssen ja ehrlich zugeben; 
dass unsere heutige Art der Politik nicht unbedingt 
sehr volkstümlich ist, dass viele Männer sie nicht 
verstehen, sich davon abwenden. Denken Sie an 
die Regierungsratswahlen in der ,vaadt vorn 2. 
März, wo sehr wichtige Wahlen bei einer Stimm­
heteiligung von kaum 50% - erfolgten. Aus dem 
Kanton Bern könnten wir noch schlechtere Stimm­
beteiligungen nennen. 

·wenn wir nun im Hin.blick auf das Hinzukom­
men eines ganzen Kontingentes neuer Staatsbürger, 
eben der Frauen, unser politisches Leben etwas 
reorganisieren müssten, wäre das nur von allge­
meinem Nutzen. Wir müssten es vielleicht etwas 
einfacher gestalten, müssten mehr darnach trach­
ten, unsere komplizierten technischen· Fragen auf 
das Grundsätzliche zurückzuführen, das Grund­
sätzliche herauszuschälen und im Ganzen vollcs­
tüm:licher zu gestalten. Wir müssten in mancheni 
vielleicht gewissermassen „von unten anfangen" 
und Würden so gewiss auch viele Männer zur Politik 
gewinnen, die heute abseits stehen. Dass wir soweit 
gehen müssen, wie Kollege Gnägi vorschlägt, näm­
lich dass wir prüfen müssten, ob wir die Grund­
lagen der direkten Demokr_atie revidieren müssen; 
das glaube ich nicht; wir könnten es auch gar nicht. 
Ich glaube, man kann jetzt schon sicher sein, dass 
die Antwort auf die Prüfung, ob eine Entlastung 
der direkten Demokratie möglich sei, ,,nein" lauten 
werde. 

·Die Einführung des Frauenstimmrechts wird 
sich, dessen bin ich sicher, viel einfacher und natür­
licher gestalten als manche sich das vorstellen. Es 

war mir ein entscheidendes Erlebnis, anlässlich 
eines Besuches in England verschiedene Wahlver­
sammlungen zu besuchen und zu sehen, wie Mann 
und Frau Arm in Arm zur politischen Versamm­
lung gingen, wie bei uns ins Theater, und wie selbst­
verständlich Männer und Frauen sich an der Dis­
kussion beteiligt haben; Solche Diskussionen sind 
dort notabene viel kurzweiliger und spontaner als 
bei uns und frei von langen Referaten. Anderseits 
wird nach ihrer natürlichen Veranlagung die Frau 
nach wie vor den Hauptteil der Politik den Männern 
überlassen. Ich glaube, die Ehefrau, die sich nicht 
besonders um Politik kümmern wird, wird in bezug 
auf die Meinungsbildung auf deri Mann abstellen. 
Die alleinstehende Frau aber wird mit grossem 
Eifer die V erlagen studieren und vielleicht manchen 
Mann dazu führen, ein Gleiches zu tun. 

Wir kennen auch die Erfahrungen des Auslandes 
insoweit, als wir wissen, dass die Frauen in den 
Parlamenten nicht in grossem Prozentsatz vertre­
ten sind, so dass wir nicht zu fürchten brauchen, 
dass mit einem Schlag die Hälfte dieses Saales weib­
lich würde. 

Dadurch, dass man den Frauen das Stimmrecht 
gibt, wird materiell wohl gar nicht viel geändert. 
Aber es wird Gerechtigkeit geschaffen, und dadurch 
wird auch eine gewisse verkrampfte Stimmung, die 
heute vorhanden ist, gelöst werden. Eine so krampf­
hafte Sonderanstrengung, wie sie jetzt für die Saffa 
gemacht wird, dürfte dann überflüssig sein. 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Der be­
kannten gefühlsmässigen Ablehnung gege:i;.iüber las­
sen sich mit einiger Vorstellungskraft auch Gefühls­
momente nennen, die für das Frauenstimmrecht 
sprechen, vor allem das Gerechtigkeitsgefühl. Dann 
wird man sich vorstellen können, dass die Frauen 
auf ihre Weise politisieren werden, ohne es dabei 
dem Mann gleichtun zu wollen, und dass das als 
bereicherndes Element· in unserem politischen Be­
trieb wirken wird. So gut wie in andern Staaten die 
politische Gleichberechtigung von Frau und Mann 
wirklich gefühlsmässig zur Selbstverständlichkeit 
geworden ist, so kann sich das auch bei uns einleben 
und zur Selbstverständlichkeit werden. Dass das 
bei uns erst spät geschieht, ist logisch, weil wir ja 
die ausgebautesten politischen Rechte haben. Die 
Schweizer Frau wird eine der letzten der Welt sein, 
die das Wahlrecht erhält, aber sie wird die erste in 
der VVelt sein, die ein Stimmrecht bekommt, mit 
dem sie auf den drei Böden der Gemeinde, des Kan­
tons und der Eidgenossenschaft sachliche Ent­
scheide zu fällen hilft. 

Aus solchen Überlegungen komme ich dazu, die 
Vorlage nicht nur zu unterstützen, damit das Volk 
sich aussprechen kann und gar sie hoffentlich ab­
lehnt, sondern mit dem ,Villen, das Frauenstimm­
recht auch wirklich als eine Forderung der Gerech­
tigkeit zu verfechten. 

Sauser: ·wenn ich mir erlaubt habe, mich eben­
falls in die sonst schon recht lange Rednerliste zum 
Thema Frauenstimmrecht einzutragen, so geschah 
das vor allem deswegen, w'eil ich im Gespräch mit 
Ratskollegen schon wiederholt auf die Meinung ge­
stossen bin, die mir nahestehenden Wählerkreise 
gehörten durchweg zu den grundsätzlichen Geg­
nern der politischEin Gleichberechtigung der Frau. 
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Die Tatsache, dass ein Pfarrer und eine Pfarrfrau 
in Bülach vor einigen Jahren im Kampf gegen das 
Frauenstimmrecht- besonders hervorgetreten sind, 
berechtigt aber keineswegs zur Annahme, wer sich 
aktiv in der evangelischen Kirche betätige, befinde 
sich von Haus aus im gleichen Lager. Ich persön­
lich gehöre jedenfalls zu den Befürwortern des 
Frauenstimmrechts, weil ich glaube, dass die poli­
tische Gleichberechtigung der Frau, genau wie die 
längst zur Selbstverständlichkeit gewordene zivil­
rechtliche, sich mit dem Geiste der christlichen 
Botschaft durchaus vereinbaren lasse. 

Man kann natürlich in guten Treuen auch die 
gegenteilige Auffassung vertreten, wenn man sich 
beispielsweise an den Buchstaben gewisser alt­
testamentlicher Vorschriften oder von solchen 
des Apostel Paulus hält. Es ist hier wohl nicht der 
richtige Ort, sich mit solchen Anschauungen theolo­
gisch auseinanderzusetzen. Ich wage aber doch zu 
behaupten, dass die Emanzipation der Frau, wie 
wir sie in den letzten Jahren in Europa und Amerika 
erlebt haben; nur auf dem Boden der christlichen 
Kultur möglich gewesen ist. Wenn andere Kultur­
kreise nun die politische Gleichberechtigung der 
Geschlechter nach abendländischem Vorbild auch 
einführen, so haftet dieser Massnahme doch viel­
fach der Eindruck einer blossen Renovation einer 
Fassade an, hinter der es im übrigen noch bös aus­
sieht. 

Ich bringe es aber deshalb auch nicht recht fer­
tig, mich als Schweizer etwa vor gewissen arabi­
schen Ländern zu schämen, weil dort das Frauen­
wahlrecht eingeführt ist und bei uns nicht. Einmal 
ist die zivilrechtliche Stellung der Frau dort, wo 
die Gesetze des Korans gelten, noch weit von der 
Gleichberechtigung mit dem Mann entfernt. Ausser­
dem bedeutet es aber wohl auch gar kein so er­
strebenswertes Recht, alle paar Jahre an einer Wahl 
mit einer Einheitsliste und 99,98% Stimmbeteili­
gung teilzunehmen. 

Um nochmals auf die Einstellung der reformier­
ten Kirche zur politischen Gleichberechtigung der 
Frau zurückzukommen, darf. ich vielleicht darauf 
hinweisen, dass in verschiedenen Kantonen das 
kirchliche Frauenstimmrecht bereits eingeführt ist. 
Im Kanton Zürich ist im Entwurf zu einem neuen 
Kirchengesetz die Gleichberechtigung der Frau in 
kirchlichen Angelegenheiten ebenfalls von der Sy­
node mit eindeutigem Mehr beschlossen worden. 

Es wäre ja wohl zweckmässiger und aussichts­
reicher, wenn das Mitbestimmungsrecht der Frau 
zuerst in kirchlichen und in Gemeindeangelegen­
heiten, dann in den Kantonen und zuletzt im Bund 
verwirklicht würde. Es muss hier wohl auch der 
Ehrlichkeit halber beigefügt werden, dass die be­
reits von verschiedenen Vorrednern zitierte Frauen· 
befragung in der Stadt Zürich nur eine Mehrheit 
für das partielle Stimmrecht der Frauen ergeben 
hat, nicht aber eine solche für das integrale Stimm­
recht; für dieses war keine eindeutige Mehrheit vor­
handen. Nachdem nun aber nach verschiedenen 
vergeblichen Anläufen in den Kantonen der Bun­
desrat einmal den umgekehrten ·weg versuchen 
will, müssen die grundsätzlichen Befürworter der 
politischen Gleichberechtigung der Schweizerin ihm 
dabei helfen. 

Wenn ich mich eingangs als Anhänger des Frau­
enstimmrechts bezeichnet habe, so habe ich es aus 
grundsätzlichen Erwägungen heraus getan und 
nicht etwa darum - darin gehe ich mit den Ver­
tretern der Kommissionsminderheit einig -, weil 
ich mir davon eine wesentliche Verbesserung der 
politischen Verhältnisse verspreche. Es ist zwar 
anzunehmen, dass bei einzelnen Sachfragen ein 
wohltätiger Einfluss der mitbestimmenden Bürge­
rinnen festzustellen sein wird. Es unterliegt zum 
Beispiel wohl kaum einem Zweifel, dass der be­
rühmte Entscheid über die Zürcher Nachtcafes noch 
etwas eindeutiger ausgefallen wäre, wenn auch die 
Frauen ihre Meinung an der Urne hätten ausdrük­
ken können. Gleiche Verhältnisse könnte man sich 
vorstellen bei der etwas large gewordenen Begnadi­
gungspraxis einiger kantonaler Männerparlamente, 
zum Beispiel bei Sittlichkeitsvergehen und V er­
gehen gegen das menschliche Leben. 

Eine Illusion aus der Frühzeit der Frauenstimm­
rechts-Bewegung ist allerdings still beerdigt worden. 
Vor 30 Jahren vertrat zum Beispiel die Dichterin 
Maria Waser in einem Vortrag an der Saffa in Bern 
die damals weit verbreitete Auffassung, die Frauen 
würden sich nach der Verleihung der politischen 
Rechte nicht den historischen Parteien der Männer 
anschliessen, sondern einen vermittelnden und ent­
giftenden Einfluss auf das politische Leben aus­
üben. Nach den Erfahrungen im Ausland, wo die 
Einführung des Frauenstimmrechts nirgends zur 
Begründung einer besondern Frauenpartei geführt 
hat, glaubt heute kein Mensch mehr, dass unsere 
Mitbürgerinnen - frei nach Schiller - himmlische 
Rosen ins politische Leben flechten würden. Man 
kann aber aus Gerechtigkeitsgründen für eine Neue­
rung eintreten, ohne dass man sich davon eiuen in 
Franken und Rappen anzugebenden Nutzen für 
unsern Staat oder für eine bestimmte Bevölkerungs­
gruppe verspricht. 

Dabei genügt es natürlich nicht, nur theoretisch 
für das Frauenstimmrecht einzutreten, praktisch 
aber dagegen zu sein. Man kann zum Beispiel den 
schweizerischen Gewerkschaften sicher nicht vor­
werfen, sie seien grundsätzliche Gegner des Frauen­
stimmrechts. Wenn Sie aber einer schweizerischen 
Arbeiterkommission, die aus lauter schweizerischen 
Gewerkschaftern besteht, begreiflich zu machen 
versuchen, es wäre eigentlich angebracht, auch ein­
mal eine Frau in die Arbeiterkommission zu wählen, 
so werden Sie kaum auf ein freudiges Echo stossen. 
Man wird Ihnen zwar init freundlichem Lächeln 
versichern, natürlich sei man grundsätzlich für die 
Gleichberechtigung der Frau, praktisch sei es aber 
doch besser, wenn die Männer solche Geschäfte 
allein besorgten! 

Sie haben bereits gehört, welche Fraktionen für 
die Frauenstimmrechts-Vorlage eintreten, welche 
sie ablehnen und welche die Stimme freigeben. Ich 
habe Ihnen auch noch eine solche Fraktionserklä­
rung abzugeben, indem die demokratische und 
evangelische Fraktion mit Einstimmigkeit be­
schlossen hat, sich für die Vorlage einzusetzen. Wir 
sind uns aber wohl im klaren darüber, dass für alle 
Befürworter diesmal eine besonders grosse Gefahr 
besteht, bei der folgenden Volksabstimmung von 
den eigenen Wählern im Stich gelassen zu werden. 
Auch wenn wir die Chancen der Vorlage beim Ent· 
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scheid durch unsere Stimmbürger sehr vorsichtig 
beurteilen, müssen wir es um der Gerechtigkeit 
willen doch wieder mit neuem Mut nochmals pro­
bieren. Wir müssen aber für dieses Mal das Feuer 
unserer Argumente nicht in erster Linie gegen einen 
politischen Gegner richten. Es bleibt jedem von uns 
ein weites Feld der Aufklärung in den eigenen Rei­
hen, damit möglichst viele Männer nicht nur theo­
retisch dafür sind, sondern auch praktisch ja 
stimmen. 

Odermatt: Es lassen sich für und gegen die Ein­
führung <les Frauenstimm- und -wahlrechts auf 
eidgenössischem Boden sicherlich beachtenswerte 
Argumente vorbringen, ohne dabei die Person der 
Frau und ihre Würde auch nur im geringsten zu 
beeinträchtigen oder ihre Stellung in der mensch­
lichen Gesellschaft weniger zu schätzen. Es liegt 
mir daran, mit dem Herrn Kommissionspräsiden­
ten und dem Herrn Vertreter der Kommissions­
minderheit zu betonen, dass die Botschaft des Bun­
desrates in vorzüglicher ·vveise das ganze, grosse und 
schwierige Problem der Einführung des Frauen­
stimm- und -wahlrechts zur Darstellung gebracht 
und damit dem Parlament die Arbeit des Einarbei­
tens in diese weitschweifige Materie wesentlich er­
leichtert hat. 

Als Bürger eines Landsgemeindekantons glaube 
ich speziell auf gewisse ernste Bedenken hinweisen 
zu müssen, die in der Sorge um die Erhaltung und 
den ·weiterbestand der Landsgemeinden in den 
Kreisen der Landsgemeindekantone bei Anlass der 
eidgenössischen Abstimmung über dieses bedeutende 
Sachgeschäft erhoben werden. Trotzdem aber gehe 
ich nicht so weit, einem Antrag auf Nichteintreten 
zuzustimmen. Ich enthalte mich aber der Stimme, 
und dies a~s der von Herrn Kollege Dr. Wiek ge­
äusserten Überlegung, um nicht zu denjenigen zu 
gehören, die es eventuell verhindern würden, diese 
seit Jahrzehnten viel und eifrig diskutierte Frage 
der Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts 
auf eidgenössischem Boden, welche Frage von der 
Botschaft mit Recht als eine der wichtigsten seit 
der Gründung des Bundesstaates bezeichnet wird, 
dem Entscheide des obersten Souveräns vorzuent­
halten, obgleich auch sehr beachtenswerte Gründe, 
und zwar föderalistischer Art, für Nichteintreten 
sprechen und auch schon vorgebracht worden sind, 
von der Erwägung ausgehend, dass hier bei Annahme 
der Vorlage föderalistische Grundsätze durchbro­
chen werden und dass eben deshalb bei Behandlung 
dieser Frage der Einführung des Frauenstimm- und 
-wahlrechts der umgekehrte Weg, nämlich von un­
ten ·nach oben und nicht von oben nach unten, also 
von Gemeinde zu Kanton, vom Kanton zum Bund, 
hätte eingeschlagen werden sollen, und dass man 
diese Frucht auf kantonalem Boden hätte zur Reife 
bringen sollen, um dann die im Lichte der Erfah­
rung gereifte Frucht vom Bunde zu übernehmen, 
wie das ehemals bei wesentlichen Staatseinrichtun­
gen der Fall war. So hat sich das Stimmrecht der 
Männer - und hier führe ich die Botsc·haft selber an -
zuerst in den Kantonen gebildet. Unserer schwei­
zerischen Armee gingen die Truppen der Kantone 
voraus. Eidgenössisches Zivil- und Strafrecht hatten 
ihre Vorläufer in den kantonalen Gesetzgebungen 
usw. 

Die Bedenken eines Landsgemeindekantons in 
hezug auf die Einführung des Frauenstimm- und 
-wahlrechtes auf eidgenössischem Boden sind nicht 
neu. Bereits Herr Ständerat Picot hat in seinem 
Postulat vom Dezember 1952 diese Frage auf­
geworfen, wie sich nämlich das Frauenstimm- und 
-wahlrecht zur Landsgemeinde verhalte. Die Bot­
schaft hat auf diese Frage keine Antwort erteilt. 
Dagegen scheint der Ständerat diesen Bedenken Be­
achtung geschenkt zu haben, indem er zu Artikel 7 4 
des Entwurfes einen Absatz 4 anfügte, wonach die 
Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechtes in 
Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde 
den Kantonen weiterhin freigestellt bleibe. Damit 
glaubt man nun, den Landsgemeindestimmbürgern 
ihre Bedenken zerstreuen zu können, mit der V er­
sicherung, eine Formel gefunden zu haben, die eine 
Auslegung, wonach eine Unvereinbarkeit mit Ar­
tikel 4 der Bundesverfassung gegeben sei, wenn eine 
kantonale Gesetzgebung die politische Stimmberech­
tigung der Frauen verneine, ausschliesse. 

Nicht aus rechtlichen Erwägungen, wohl aber 
aus tatsächlichen Überlegungen, kann ich - und mit 
mir eine grosse Zahl von Stimmbürgern aus den 
Landsgemeindekimtonen - die Bedenken um den 
Weiterbestand der Landsgemeinde bei Einführung 
des Frauenstimm- und -wahlrechtes auf eidgenös­
sischem Boden, nicht los werden. Ich halte nach wie 
vor dafür, dass mit der Annahme der Vorlage der 
erste entscheidende Schritt getan sein wird, die 
Landsgemeinde, diese altehrwürdige, fast tausend­
jährige Institution unserer Demokratie, die also 
weiter zurückgeht als selbst unsere Eidgenossen­
schaft, die sich aber auch immer und immer als 
lebenskräftig und lebenstark erhalten hat, zu besei­
tigen und der Vergangenheit zu belassen. Konsequent 
werden diesem ersten Schritte zu deren Beseitigung 
auch die weitem in der gleichen Richtung folgen, 
denn es ist vorauszusehen und liegt übrigens auch 
in der natürlichen und normalen Entwicklung der 
Dinge, dass nach erfolgter Einräumung des Stimm­
und -wahlrechtes an die Frauen in eidgenössischen 
Belangen, dagegen aber nicht in den Kantonen und 
Gemeinden, unsere verehrten Mitbürgerinnen die 
ungleiche Behandlung ihrer Persönlichkeitsrechte 
als schreiendes Unrecht empfinden, das sie als viel 
stossender und herber fühlen als ihre Situation in 
der menschlichen und staatlichen Gesellschaft von 
heute. Es wird damit ein Störelement geschaffen, 
das in den Kantonen, welche das Frauenstimmrecht 
nicht haben, nie zum Erlahmen und zur Ruhe käme, 
im Gege11teil mit immer stärkerer Intensität weiter­
arbeiten würde, bis es sein Ziel erreicht hat: Die 
gleiche Behandlung in Bund und Kantonen. 

Sollt.e also die Bundesverfassung eine Änderung 
im Sinne unserer heutigen Vorlage erfahren, so 
müsste das unabwendbare und tiefgreifende Rück­
~irkungen auf die Kantone zur Folge haben. Dieser 
Überzeugung haben übrigens auch im Ständerat 
Vertreter von Landsgemeindekantonen mit Besorgnis 
Ausdruck gegeben. Die Landsgemeinde als Insti­
tution der Gesetzgebung und oberste Wahlbehörde 
lässt sich mit der mit der Einführung des Wahl- und 
Stimmrechtes der Frauen veränderten Situation in 
keiner ·weise anpassen. Es ist nicht möglich, hier 
eine Änderung in organisatorischer Hinsicht in der 
Durchführung der Landsgemeinde herbeizuführen. 
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Jede Änderung würde das Gesicht der Lands­
gemeinde entstellen und dieser altehrwürdigen Insti­
tution den Charakter nehmen. Jede auch nur klein­
ste Änderung käme einem Verschwinden der Lands­
gemeinde gleich. Das Wesentliche einer Lands­
gemeinde besteht in der gemeinsamen Tagung aller 
Stimmberechtigten zur gemeinsamen Beratung, aber 
auch in der gemeinsamen Abstimmung durch offenes 
Handmehr. Gemeinsame Beratung und Abstimmung 
verlangen aber auch die gleichzeitige persönliche 
Anwesenheit aller Stimmberechtigten auf dem 
Landsgemeindeplatz im Zeitpunkt der Beratung 
und Abstimmung. Die Landsgemeinde lässt den 
Bürger unmittelbar teilnehmen am staatlichen Ge­
schehen, an der staatlichen Lenkung. Hier kann der 
Bürger seine Anträge stellen; er kann zu den ge­
stellten Anträgen seine Meinung persönlich zum 
Ausdruck bringen, diesen zustimmen oder sie ab­
lehnen, auch deren Verwerfung beantragen. Hier, 
an der Landsgemeinde, ist der Ort, wo der Bürger 
durch seine persönliche Beteiligung mithilft, dem 
politischen und wirtschaftlichen Leben seines Kan­
tons Gestaltung zu geben und ihm Richtung und 
Weg zu weisen. Hier erhält er im persönlichen Kon­
takt mit der Regierung, die ihm Red und Antwort 
zu stehen hat, zu allen Geschäften der Lands­
geme._inde die notwendige Aufklärung im Frage- und 
Antwortspiel. Diese direkte Beteiligung des Stimm­
bürgers an der Gesetzgebung des Landes bedingt 
die persönliche Anwesenheit der Landsleute im 
Ring. Gemäss den Verfassungsbestimmungen sämt­
licher Landsgem.eindekantone ist für alle Stimm­
berechtigte die Teilnahme an der Landsgemeinde 
Bürgerpflicht. Ich verweise für den Kanton Appen­
zell AR, auf Artikel 40 der Verfassung, für Appen­
zell IR auf Artikel 17, für Glarus auf Artikel 31, 
für Obwalden auf Artikel 13 und für Nidwalden auf 
Artikel 19. Mit der Einführung des Frauenstirnm­
und -wahlrechtes in den Kantonen, die derjenigen 
auf eidgenössischem Boden mit Sicherheit aus den 
angeführten Gründen folgen würde, müssten diese 
Verfassungsbestimmungen über die Bürgerpflicht 
zur Teilnahme an der Landsgemeinde direkt als 
illusorisch betrachtet werden, da es schon aus fami­
liären und häuslichen Gründen einer ganz bedeuten­
den Zahl von Stimmberechtigten - die Frauen dabei 
eingerechnet-, von vorneherein nicht möglich wäre, 
ihre Bürgerpflicht an der Landsgemeinde zu erfüllen 
und dort ihr Stimm- und Wahlrecht auszuüben. 
Diese Unmöglichkeit müsste notgedrungen zu einem 
andern Abstimmungsmodus, einem andern Gesetz­
gebungsweg,· auf alle Fälle zur Beseitigung de1; 
Landsgemeinden führen. 

So erscheint es unter anderem auch aus den 
genannten Gründen als verständlich, wenn ein An­
trag auf Nicheintreten gestellt oder wenigstens dem 
Antrag auf Eintreten durch Stimmenthaltung nicht 
die Gefolgschaft gegeben wird, um dann bei der 
eidgenössischen Abstimmung über diese Vorlage der 
N einparole zu folgen. 

Aebersold: Zu Ihrer Beruhigung: Ich werde nur 
etwa zwei Minuten der Redezeit beanspruchen. 

Meine Stellungnahme zum vorliegenden Ver­
fassungsartikel ist längst klar, nachdem ich seit 
Jahrzehnten mit Überzeugung eine Korrektur auch 
in · der politischen Rechtsgleichheit für Mann und 

Frau propagiert habe, Alle Argumente und Gegen­
argumente sind mir längst bekannt. Ich will nicht 
Gesagtes wiederholen. Mich beschäftigt mehr das 
Nachher unserer Beratung. Ich glaube - hoffentlich 
mit Recht - vorauszusehen, dass der Nationalrat 
wie der Ständerat dem Antrag des einstimmigen 
Bundesrates mehrheitlich zustimmen werde, worauf 
die öffentliche Diskussion für und gegen den Ver­
fassungsartikel einsetzen kann. Dabei werden nor­
malenveise vorweg Parlamentarier als Referenten 
beigezogen. Wie werden sich dann namentlich die 
jetzigen Jasager verhalten? Treten sie auch ins 
Rampenlicht, um ihre seinerzeitige Stellungnahme 
im Parlament zu verfechten oder bleiben sie, sich 
schonend, hinter den Kulissen? Wagen sie es, gegen 
den Strom zu schwimmen ? Mir ist immer noch die 
beschämende Situation in Erinnerung, als 1953, 
nachdem die Finanzvorlage im Rat mit überzeugen­
der Mehrheit angenommen worden war, in der 
öffentlichen Diskussion viele Parlamentarier die 
Vorlage passiv im Stiche liessen, als sich kantonale 
Parteien dagegen aussprachen:. 

Mir scheint eine klare Stellungnahme die Zwie­
spältigkeit zu verhüten. Entweder _sind wir inner­
lich von der Berechtigung des Frauenstimmrechts 
überzeugt, oder wir lehnen Schritte in der Richtung 
von vorneherein ab. Hier im Rate nur ja zu 
stimmen, mit der Begründung, dem Volke Gelegen­
heit zum Entscheid geben zu wollen, mit der stillen 
Hoffnung, es werde dann schon für Ablehnung 
sorgen, gibt kein ehrliches Bild. Daher hoffe ich auf 
eine deutliche Mehrheit der Jastimmen aller jener 
Ratskollegen, die dann auch bereit sind, sich im 
Volke für eine Verfassungsänderung kräftig einzu­
setzen. 

Kistler: Wie mein Vor~edner trete auch ich für 
die Vorlage ein. Viele gute Gründe für das Frauen· 
stimmrecht wurden bereits in der gTündlichen Vor­
lage des Bundesrates und auch hier in der Diskussion 
dargetan. Ich möchte sie nicht wiederholen oder 
ergänzen, will mich vielmehr mit einigen Einwänden 
beschäftigen, die heute dagegen erhoben worden 
sind. Es wurde besonders der Weg kritisiert und 
gesagt, bei uns in der Schweiz müsse alles von unten 
herauf kommen. Es müsse zuerst im Kanton reifen 
oder in der Gemeinde angewendet werden, erst dann 
könne der Bund folgen. Es trifft zu, dass wir in 
unserem Staatsaufbau die Möglichkeit haben, wirt­
schaftliche und rechtliche Massnahmen zuerst im 
Kleinen, in der Gemeinde oder im Kanton, in einer 
grossen Variation von Fällen anzuwenden und dann 
aus diesen Erfahrungen im Bund eine Lösung zu 
treffen. Wir haben so die Vorteile, vielleicht eine 
besser abgewogene Lösung zu finden, vielleicht sogar 
Fehler und Rückschläge zu vermeiden. Das ist aber 

. keine Vorschrift, ist kein Grundsatz und kein Dogma, 
sondern, wenn wir etwas Neues verwirklichen wollen, 
müssen wir suchen, welches der beste Weg ist. Oft 
hat der eine Weg versagt, und dann wurde der 
andere gewählt. Denken Sie nur an die AHV. In 
keinem Kanton konnte sie verwirklicht werden. 
Nach drei oder vier Anläufen gelang im Bund der 
grosse Wurf. 

Es wurde gesagt, das Wahl- und Stimmrecht 
sei bei uns so umfassend, dass man den Frauen nicht 
gleich alles geben dürfe. Besonders Kollege Wiek 
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sagte, im _Gegensatz zum Ausland seien bei uns 
Entscheide über Sachfragen besonders zahlreich. 
\Vo sind in Gemeinden, Kantonen und Bund am 
meisten Sachfragen zu entscheiden? Das ist in den 
Gemeinden der Fall; denn dort muss oft sogar über 
das Budget abgestimmt werden, auch zum Beispiel 
über Strassenbauten, Spitalbauten usw. Viele Kan­
tone haben das obligatorische Gesetzesreferendum. 
Auch dort sind viele Sachfragen zu entscheiden. Am 
wenigsten ist das beim Bund der Fall, denn hier 
besteht nur das fakultative Referendum. Einzig die 
Verfassungsänderungen gelangen vor Volk und 
Stände. In der Verfassung sollten allgemeine Grund­
sätze verankert werden. Das ist dann viel einfacher 
zu entscheiden. Sie werden mir aber einwenden, ich 
solle nur auf die Bundesfinanzreform hinsehen, wo 
ja sehr komplizierte Fragen gelöst werden mussten. 
Das stimmt. Aber das ist nicht der \Veg der V er­
fassung, sondern es steht im Widerspruch zu unserer 
Verfassung, wenn wir sogar Steuertarife und V er­
ordnungsrecht dort hineinnehmen. Es liegt an uns, 
das in Zukunft einfacher zu gestalten, klareres Ver­
fassungsrecht zu setzen, wie es unsere Väter und 
Grossväter getan haben. VVenn das Frauenstimm­
recht den Erfolg haben wird, dass wir uns bei Ver­
fassungsänderungen auf reines Verfassungsrecht, 
also auf die Grundsätze beschränken, wäre das 
schon ein grosses Positivum. 

Es wurde von vielen Rednern angeführt, wenn 
man nur die Lösung hätte wie _im Ausland, wo nur 
das reine \Vahlrecht und kein Stimmrecht bestehe, 
könnte man das Frauenstimmrecht wohl einführen. 
Ich möchte all die Herren einladen, sich in ihren 
Kantonen in Zukunft heftig dafür einzusetzen, dass 
dort den Frauen wenigstens das Wahlrecht gegeben 
wird. Die Frauen, die nach vermehrten politischen 
Rechten trachten, werden schon darüber sehr froh 
sein und werden sie unterstützen. 

Es wurde hier angedeutet und auch im Ständerat 
ausgeführt, dass eine Ungleichheit entstehen würde, 
wenn das Frauenstimmrecht im Bund eingeführt 
würde. Denn dann hätten die Frauen das Recht, 
ihre Vertreter in den Nationalrat zu wählen; sie 
könnten hier sitzen und vielleicht sogar eine Ver­
treterin in den Bundesrat wählen, aber im Stände­
rat, im Grassen Rat, im Gemeinderat könnten die 
Frauen nicht sitzen. Ich finde es erfreulich, dass die 
Herren Ständeräte es als ungerecht empfinden, 
wenn hier in unserem Rate Frauen an den Verhand­
lungen teilnehmen könnten, auf der anderen Seite 
des Hauses aber die Männer für sich allein verhau-

. deln müssten. 
Das ist also kein Argument gegen das Frauen­

stimmrecht und kein Argument gegen den Weg dazu. 
Denn auch wenn wir bei den Gemeinden und bei den 
Kantonen anfangen, sind die Verhältnisse genau 
dieselben. Dann werden auch in einzelnen Gebieten 
die Frauen ihr Stimm- und Wahlrecht besitzen, in 
andern aber nicht. Das wäre also ebenso eine Un­
gerechtigkeit. Es ist eben bei jeder Neuerung so, 
dass die einen schon im Genuss der Neuerung sind, 
die andern aber vorläufig noch nicht. Das ist aber 
nicht so wichtig. · 

Es ist auch gegen den Weg des Bundesrates aus­
geführt worden, eine Niederlage würde der Sache 
des Frauenstimmrechts viel mehr schaden als nur 
eine Niederlage auf dem Gebiete der Kantone. Dem 

ist aber beizufügen, dass durch diese Vorlage eine 
ganze Anzahl von Stimmbürgern gezwungen werden, 
zu dieser Frage konkret Stellung zu nehmen. Sie 
müssen sich entscheiden, sie müssen das Für und 
das Wider anhören und können nicht einfach in 
ablehnender Gleichgültigkeit verharren. Das wird 
der Frage wieder neuen Auftrieb gehen. Und beson­
ders werden auch die Frauen dieser Frage konkret 
gegenüber gestellt. Sie werden sehen, dass eine 
Möglichkeit besteht, das Stimmrecht zu erhalten. 

Sie werden sich auch dafür interessieren, und die 
Probeabstimmungen haben ergeben, dass die Frauen 
dann mehrheitlich für die Einführung des Frauen­
stimmrechts sind. Wer für die Einführung des Frauen­
stimmrechts ist, muss auch dem Weg des Bundes­
rates zustimmen und diese Vorlage unterstützen. 

Ich ersuche Sie, das in der Abstimmung zu tun. 

Meister: Ich muss mich zuerst ein wenig ent­
schuldigen: Der Winter ist in meinen Hals ein­
gezogen. Als am 4. März 1956 das Bernervolk den 
Verfassungsartikel über die Einführung des fakulta­
tiven Frauenstimmrechts in den Gemeinden mit 
einem Mehr von 10 000 Stimmen ablehnte, sagte 
sich wohl Herr Bundesrat Dr. Feldmann: Ja, meine 
lieben Berner Mitbürger! Diese Neuerung über den 
Weg der Gemeinden, also von unten her, haben sie 
nicht gewollt. So bleibt mir nichts anderes übrig, 
als ihn von oben her zu beschreiten, und zwar mit 
Hilfe der übrigen Eidgenossen und diesen dabei 
ebenfalls dieses Glück zu bescheren. Allerdings 
konnte sich Herr Bundesrat· Feldmann auf ver· 
schiedene Vorstösse aus der Bundesversammlung 
stützen. Wohl zielt die Vorlage vorläufig nur auf das 
eidgenössische Stimm- und Wahlrecht hin. Wenn 
man aber die Botschaft des Bundesrates auf Seite 
114 richtig interpretiert - andere Redner sind der 
gleichen Auffassung -, so sieht er (der Bundesrat) 
damit auch den Weg geebnet für die Einführung 
des Frauenstimmrechts in den Kantonen und 
Gemeinden, sobald einmal im Bunde die Sache, 
nach seiner Meinung, geordnet sein wird. \Vir sehen 
somit, dass es um das Ganze geht, und weil dem so 
ist, müssen wir uns mit allen Folgen der eidgenös­
sischen Lösung befassen. Wenn wir uns nun als 
Gegner des Bundesbeschlusses äussern, so sind ,vir 
selbstverständlich nicht etwa Gegner der Frauen, 
ganz im Gegenteil! (Heiterkeit!) Gerade weil wir 
die Frauen achten und sie in vieler Hinsicht höher 
schätzen als uns selbst, wollen wir sie ganz einfach 
vor neuen Sorgen, die ihnen durch die Wahl- und 
Stimmpflicht erwachsen, bewahren (Heiterkeit). Ich 
sage ausdrücklich, Stimmpflicht, denn nicht wahr, 
die Herren Befürworter und die Befürworterinnen 
wollen doch nicht nur den Frauen das Stimmrecht 
auf dem Papier gewähren, sondern sie sind der be­
stimmten Auffassung, da.ss die Frauen dann auch 
davon Gebrauch machen sollen und können, und 
zwar sogar weit mehr vielleicht, als es die Männer 
selbst tun. 

Es ist so vieles für und gegen diese Neuerung 
gesagt und geschrieben worden, dass ich mich auf 
einige wenige Punkte beschränken kann. 

Der erste Punkt ist die neue Belastung (beson­
ders seelischer Art) der Schweizer Frau ganz all­
gemein betrachtet. \Vir dürfen da schon ein offenes 
vVort miteinander reden. Sie alle sind erprobte 
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Politiker, an Erfahrungen auf diesem Gebiet reich, 
und Sie wissen alle, was auf jedem Schweizer lastet, 
wenn er sich nebst der alltäglichen Arbeit in seinem 
Beruf auch durch alle Gesetze und Beschlüsse auf 
die unzähligen Abstimmungen hin hindurcharbeiten 
will. Hier vorerst nur im Bund, aber dann auch in 
den Kantonen, Sie kennen den unvermeidlichen 
Kampf, der ausgefochten wird, bei den vielfachen 
Meinungsverschiedenheiten der Bürger. Man nennt 
dies oft Auswirkungen der lebendigen Demokratie, 
die kein anderes Land kennt als die Schweiz. Sie 
wissen aber als Volksvertreter, wie sehr diese Be­
anspruchung auch eine solche für die Familie selbst 
wird. Und nun wollen die Befürworter auch die 
Frauen mit in diese Politik der Männer hineinziehen. 
Die Frauen, die ja auch, wie wir, sozusagen restlos 
einen Beruf ausüben, die Frauen, die im bäuerlichen 
Betrieb, im Gewerbe, nicht nur als Hausmütter 
wirken, sondern auch als Mitarbeitende vom Morgen 
bis zum Abend tätig sind, die Männer in ihrem 
Berufe unterstützen und bei ihrer Abwesenheit in 
die Lücke springen. Wenn hier die Tagesarbeit end­
lich ruht, dann sind alle diese Schweizerinnen glück­
lich, ausruhen zu dürfen, und Gedanken an poli-

. tische Auseinandersetzungen kommen gar nicht auf. 
Dann redet man von der Arbeitszeitverkürzung, von 
der 44-Stunden-Woche, von allerlei weiteren Ent­
lastungen, die man ausnahmslos für alle einführen 
möchte. Ja, wenn dieses alles auch möglich wäre für 
die Mitarbeiter (besonders in landwirtschaftlichen 
Betrieben), dann würden sie zuletzt doch immer bei 
der Hausfrau selbst haltmachen. 

Und bei den Hunderttausenden von Arbeite­
rinnen und Angestellten in den gewerblichen Be­
trieben und Fabriken, wo sie ihren Verdienst finden 
und über deren Mitarbeit die Arbeitgeber dankbar 
sind, ist es nicht viel anders. Auch bei ihnen werden 
sich die eventuellen Wünsche nach Mitwirkung in 
der Politik rasch verflüchtigen, wenn sie ein- oder 
zweimal den Auseinandersetzungen über Wahlen 
und Abstimmungen beigewohnt haben. Die Freiheit 
gilt ihnen mehr und will nach ihrer Auffassung 
besser angewendet und ihrem innern vVesen besser 
angepasst sein. 

Nachdem das Frauenstimmrecht bei uns in den 
Kirchgemeinden eingeführt war und die erste grosse 
Kirchgemeindeversammlung in unserer Kirche statt­
fand, wobei es zwischen Männern nach unserer Auf­
fassung zu einer normalen, aber etwas scharfen 
Auseinandersetzung kam, erklärten nachher Frauen, 
die in grosser Zahl aus allen Berufen anwesend 
gewesen waren: ,,Niemals mehr werden wir an 
solchen Versammlungen erscheinen!" Und sie haben 
auch Wort gehalten. Warum denn sie dazu zwingen? 
·Denn, wie schon eingangs erwähnt, wollen die Be­
fürworter das Frauenstimmrecht nicht nur auf dem 
Papier, sondern dessen Ausübung durch die so 
Beschenkten, und zu dieser Ausübung gehört auch 
die Teilnahme an den öffentlichen Versammlungen, 
den Parteiversammlungen und auf dem Lande 
hauptsächlich an den Gemeindeversammlungen. 

Als zweites. Man spricht bei der Behandlung des 
Frauenstimmrechts so viel von Gerechtigkeit, von 
gleichem Recht für Mann und Frau! Ich habe schon 
erklärt, dass es sich wohl auf dem Papier um ein 
Recht handelt, in der Praxis aber auch für die Frau 
um eine Pflicht mit neuen Belastungen. Es bewegt 

uns aber auch noch etwas anderes. Bedenken die 
Befürworter, dass sie mit der Einführung dieses ver­
meintlichen Rechtes für Tausende Frauen in un­
serem Lande ein Unrecht statuieren. Warum? Weil 
die Frauen gar nicht in die Lage kommen, dieses 
Recht ausüben zu können. Bei unsern politischen 
Verhältnissen, in unserer ausgeprägten lebendigen 
Demokratie mit ihren unzähligen Verpflichtungen 
des Stimmbürgers das Jahr hindurch ist es ganz 
unmöglich, dass aus einer Familie die männlichen, 
aber zugleich auch die weiblichen Familienglieder 
und die Hausangestellten fort.ziehen können, zum 
Beispiel an die Gemeindeversammlungen oder an 
die Landsgemeinde. Auf dem Lande bilden die 
Urnenabstimmungen keinen Ersatz, denn alle Sach­
geschäfte werden von den Gemeindeversammlungen 
oder an öffentlichen Versammlungen entschieden 
oder wenigstens vorbesprochen. Wer muss da zu­
hause bleiben, wenn man das Recht hat, auszuziehen 
an diese Versammlungen? Diese Frage kann nie­
mand entscheiden, Das gleiche Recht für alle ist 
hier eine Theorie, ein Trugschluss. Besonders un­
gerecht wäre die Lage für die weiblichen Stimm­
berechtigten in der Landwirtschaft und vielfach 
auch im Gewerbe auf dem Lande. Die Gemeinde­
versammlungen finden meistens statt zu Tages­
zeiten, in denen sich viele Frauen gar nicht von zu 
Hause entfernen können. Bei den Abstimmungen, 
sei es eidgenössisch oder kantonal, ist es ähnlich. 
Dazu kommen die grossen Distanzen und die oft 
schlechten Wegverhältnisse bis zu den Abstim­
mungslokalen, besonders zur Winterszeit. 

Damit komme ich auf eine weitere Ungerechtig­
keit: In den Städten wäre die Beteiligung an den 
Versammlungen und· den Abstimmungen viel leich­
ter. Ich sehe hier einen Graben sich öffnen zwischen 
Stadt und Land. Wir möchten diese uriglückliche 
Entwicklung zum vornherein bekämpfen; wir möch­
ten unsern Landfrauen die Kränkung, die sie da­
durch erfahren müssten, ersparen. 

In der Botschaft des Bundesrates ist auch stark 
die Rede von der Entwicklung auf diesem Gebiete 
im Ausland. Wir lassen uns davon absolut nicht be­
eindrucken. Wenn auch noch Liechtenstein als 
zweitletztes Land neben der Schweiz in die Zahl 
der Frauenstimmrechtsstaaten einschwenken sollte, 
so wird an unserer Ehre nichts abgehen, wenn wir 
die Letzten bleiben; aber wir wollen froh sein, dass 
bei uns die Frauen noch freier und geachteter leben 
als vielenorts im Ausland mit dem Stimmrecht. 

Zum Schluss noch· ein Ausspruch, der die inner­
liche Berufung der Frau vielleicht besser charakteri-. 
siert als alles andere. Ich kannte eine Frau, deren 
glücklichste Stunden diejenigen waren, wenn sie mit 
praller Tasche voller Gaben aller Art, passend für 
Kranke und Genesende, ins Spital zog und dort 
diese Gaben verteilte. Sie diente auch der Gemeinde 
in allen möglichen Chargen, die heute schon den 
Frauen zur Verfügung stehen. Als wir im Kampfe 
standen im März 1956 über das Frauenstimmrecht 
von unten her über die Gemeinden, da wurde auch 
diese Frau gefragt: ,,Wie ist Ihre Auffassung, wollen 
Sie das Frauenstimmrecht?" da erklärte sie konse­
quent und kurz: ,,Um Gottes Willen nicht, nur das 
nicht! Es genügt, dass schon mein Mann politisiert. 
Ihr Männer, lasst uns Frauen unsere Zeit für etwas 
Besseres und Schöneres!" Und es kam von Herzen. 
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NL Clottu: On peut etre oppose pour des motifs 
fort differents au texte constitutionnel qui nous est 
soumis. On peut l'etre en tant qu'adversaire, declare 
ou discret, du principe meme du droit de vote fe­
minin en matiere politique. On peut l'etre aussi 
parce que, tout en etant partisan de la participation 
des femmes aux affaires publiques, on ne se rallie 
pas au genre de solution qui nous est propose par le 
Conse~l f~deral et la majorite des membres de notre 
comm1ss10n. 

J'appartiens a cette seconde categorie de <<Nein­
sager>>. II est patent que l'evolution de la societe a, 
dans de tres nombreux domaines, place les femmes 
sur un plan d' egalite d' obligations avec les hommes. 
La simple equite postule des lors que cette egalite 
leur soit egalement garantie pour l'exercice de droits, 
notamment des droits civiques. Dans ce sens, on ne 
saurait qu'admettre que les femmes suisses soient 
appelees, si possible rapidement, a jouer un röle 
actif, semblable a celui des hommes, dans la vie 
politique de leur pays. Mais pour autant, et tout 
loyal defenseur du droit de vote des femmes que je 
crois etre devenu (je n'ai pas toujours ete acquis aux 
idees feministes), je ne peux approuver la voie 
choisie par le gouvernement federal pour introduire 
le suffrage feminin chez nous. Quelques explica -
tions a ce propos sont evidemment necessaires. 

Le gouvernement et la majorite de notre com­
mission vous proposent d'accorder le droit de vote 
aux femmes, alors que ce droit n'est encore reconnu 
par aucun canton. On doit s'etonner d'une telle 
procedure, · tant celle-ci s'affirme contraire non 
seulement a la structure juridique mais encore aux 
coutumes politiques de notre pays. 

Cette procedure est contraire a la structure juri­
dique de la Confederation - on l'a dej a releve -
parce que, constitutionnellement, les cantons repre­
sentent les cellules de base de la vie civique. Ce 
sont eux egalement - il est bon de l'ajouter - qui 
octroient le droit de cite, condition initiale de l' exer­
cice du droit devote. C'est clone, a moins de rompre 
l' ordonnance traditionnelle des institutions politi­
ques du pays, aux cantons qu'il doit appartenir de 
prendre l'initiative et de mettre les premiers a 
l'epreuve une extension des droits clont ils forment 
le cadre nature! d'expression. 

La procedure preconisee est, en outre, contraire 
aux coutumes politiques du pays parce que celles­
ci ne font qu'accentuer la localisation dans les can­
tons de l' essentiel de la vie civique suisse. II est 
opportun de rappeler ici que la vie du citoyen con­
federe ne se limite pas au depöt d'un bulletin de 
vote dans une urne plusieurs fois par annee, mais 
qu'elle est beaucoup plus large, s'etendant a la 
participation a nombre d' assemblees et de societes 
de nature qiverse pour former dans son ensemble 
un secteur important, aux aspects varies selon les 
cantons, de l'activite regionale ou locale en com­
mun. Or, les femmes n'ont pris jusqu'a present au­
cune part a ce secteur de la vie collective. Ces usages 
peuvent certes se modiiier. Cependant, en ce domaine 
aussi, le respect du statut federatif de notre pays 
nous impose de laisser aux cantons le soin d'experi­
menter les premiers le changement de celles de leurs 
coutumes qui sont liees a l'exercice des droits poli­
tiques. 

En bref et dans ces conditions, l'attitude du Con­
seil federal et de la majorite de notre commission 
me parait semblable a celle qu'adopterait un archi­
tecte charge de dresser les plans d'une maison et 
qui en dessinerait le toit en fonction exclusive de 
ses gouts particuliers, sans se soucier du tout de la 
disposition et des dimensions des murs sur les les­
quels reposera ce toit. II ne saurait qu'en resulter 
des difficultes et des insatisfactions. L'examen de 
la situation qui serait creee par la mise en vigueur 
du projet constitutionnel presentement en discus­
sion, nous en apporte la demonstration eloquente. 

Dans cette supposition, il n' existerait pas de 
probleme pour les cantons ayant adopte ledit projet, 
autrement dit le suffrage feminin en matiere fede­
rale. On peut admettre, en effet, que ces cantons 
etendraient immediatement le droit de vote des 
femmes aux scrutins cantonaux et communaux. Mais 
qu'en serait-il des cantons ayant refuse le suffrage 
feminin en matiere federale? Ces cantons-la se 
trouveraient devant l' alternative suivante: ou bien 
maintenir, pour les questions cantonales et com­
munales, leur attitude negative a l'egard du- suf­
frage feminin, ou bien ceder a une contrainte morale 
et s'aligner sur les normes electorales de la Confede­
ration. Les deux possibilites de cette alternative 
me paraissent aussi detestables l'une que l'autre. 

II serait pour le moins paradoxal, d'une part, 
que les femmes, tout en etant habilitees a elire des 
conseillers nationaux et a se prononcer sur les ques­
tions souvent complexes que soulevent les votations 
federales, ne puissent choisir ni les conseillers aux 
Etats ni leurs mandataires cantonaux et commu­
naux et pas davantage exprimer leur avis sur de 
simples problemes locaux. Et il serait profonde­
ment regrettable, d'autre part, que, devant l'evi­
dence d'un etat de fait aussi peu satisfaisant, les 
cantons opposes au suffrage feminin soient amenes 
a se faire violence, parce qu'il n' existerait pratique­
ment pas d'autre issue, et a reformer contre leur 
gre leur droit public et leurs coutumes politiques. 
La contrainte morale, par les lancinants tourments 
interieurs qu'elle implique, est toujours pire que la 
contrainte juridique. 

On me repliquera probablement que, si la Con­
federation attendait pour introduire le suffrage 
feminin en matiere federale qu'un certain nombre 
de cantons aient prealablement institue et eprouve 
le droit de vote des femmes en matiere cantonale 
et communale, la situation ne serait alors guere 
differente de ce qu'elle est aujourd'hui, car il subsiste­
rait toujours quelques cantons oppose·s a la partici­
pation des femmes aux affaires publiques.· Cette 
situation-la et la situation actuelle offriraient effec­
tivement une apparence de similitude mais, dans 
le fond, elles differeraient beaucoup l'une de l' autre. 
Le Conseil federal et la majorite de notre commis­
sion nous proposent en cet instant, en quelque sorte, 
une Operation brutale et generale, pratiquee de but . 
en blanc, sans que des operations de m8me nature, 
mais partielles dans leur champ 4'application, aient 
pu 8tre experimentees au prealable. Demain, l'ope­
ration de la Confederation ne ferait que parachever 
l'reuvre entreprise auparavant, dans des cantons, 
par des actions partielles reussies. Nul ne contestera 
que ces conditions-la se:raient en fait tout autres 
que celles d'aujourd'hui. 
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Au reste, dans toute son histoire moderne, la 
Confe(leration a generalise les droits fondamentaux 
des citoyens apres que ceux-ci eurent demontre leur 
necessite dans un certain nombre de cantons. Il 
serait facile d'en citer maint exemple, depuis 
l'egalite des citoyens devant la loi introduite par 
la Constitution de 1848 jusqu' a diverses acquisitions 
de la periode contemporaine. Et c'est peut-etre en 
ceci que le projet dont le Conseil federal nous a saisis 
m'etonne le plus, savoir dans la mesure oll il fait 
totale abstraction d'une des regles essentielles, cer­
tes non ecrite mais neanmoins constante, de la crea­
tion du droit public suisse. 

Il est d'ailleurs vraisemblable que cette regle 
sera finalement observee, tant il est peu probable, 
au vu des resultats des votations sur le suffrage 
feminin intervenues jusqu'ici dans divers cantons 
que, si l' Assemblee federale approuve l'octroi du 
droit de vote aux femmes dans les conditions Oll il 
nous est propose, le peuple et les cantons en fassent 
de meme. Dans ce cas, la votation fed~rale aura 
servi uniquement de test de l' opinion actuelle du 
corps electoral masculin sur le suffrage feminin. A 
la verite, on peut se demander si cela n'est pas, 
tout compte fait, le but reel de nos autorites. A 
supposer que la question agitee se reduise pratique­
ment a cet objet limite, je demeurerais toujours et 
encore oppose au projet du Conseil federal et de la 
majorite de notre commission, car je ne crois pas 
qu'un texte constitutionnel soit destine aux sonda­
ges de l'opinion publique que pratique !'Institut 
Gallup. 

Pour ces divers motifs, je souhaite que le projet 
qui nous est soumis soit refuse par notre Conseil 
des l'entree en matiere. 

Präsident: Es sind noch 7 Redner eingeschrieben. 
Nachher kommen die Referenten, und der Bundes­
rat hat das Schlusswort. 

Ich beantrage Ihnen, hier die Rednerliste für 
die Eintretensdebatte zu schliessen. Die reglemen­
tarischen Voraussetzungen für diesen Beschluss 
sind erfüllt. 

Zustimmung - Adhesion 

Hier wird die Beratung abgebrochen 
lci, le debat est interrompu 

Nationalrat - Conseil national 1958 

Vormittagssitzung vom 20. März 1958 
Seance du 20 mars 1958, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Bratschi 

7333. Frauenstimmrecht. Einführung 
Snft'rage feminin. Introdnction 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 254 hiervor - Voir page 254 ci-devant 

Hackhofer: Ich werde dem Nichteintretensantrag 
des Herrn Kollegen Wiek zustimmen. Es wäre ver­
lockend und nicht einmal eine allzu schwere Auf­
gabe, mit der Dokumentation, die in der Botschaft 
zusammengetragen ist, genau zum gegenteiligen 
Schluss zu kommen, zu dem die Botschaft ge­
kommen ist, nämlich zur Ablehnung des politischen 
Frauenstimmrechtes. Leider erlaubt die reglemen­
tarische Redezeit eine solche Beweisführung an 
dieser Stelle nicht. Immerhin halte ich fest, was in 
der Botschaft festgelegt ist und was sich auch aus 
der bisherigen Diskussion ergeben hat: 

1. Der Vergleich mit dem Ausland kann nicht 
als stichhaltiges Argument für das Frauenstimm­
recht in der Schweiz anerkannt werden. Die Bot­
schaft bezeichnet diesen Vergleich mit dem Ausland 
als „allzu vereinfachende Betrachtungsweise, die 
sehr wesentliche Gesichtspunkte ausser Betfacht 
lässt", und als „weit davon entfernt, ein:zb·Atives 
Bild zu geben." 

2. Die Behauptung, die Berufstätigk "t der Frau 
habe sich in der neueren Zeit wesentlich erweitert, 
ist unzutreffend. Entgegen einer weit verbreiteten 
Auffassung weist die Botschaft nach, dass nicht nur 
der Anteil der in den Fabriken beschäftigten Frauen 
seit 1888 ständig zurückgegangen ist, und zwar von 
46% im Jahre 1888 auf 32% im Jahre 1954, sondern 
dass auch die Zahl der berufstätigen Frauen über­
haupt heute prozentual geringer ist als etwa in den 
Jahren 1888 oder 1920. Auch dieses Argument für 
das Frauenstimmrecht fällt damit dahin. 

3. Von der Berufung auf die Steuerpflicht der 
Frau sagt die Botschaft eindeutig und sehr kurz, 
dass mit ihr das Frauenstimmrecht nicht begründet 
werden könne. 

Den Ausschlag zugunsten des Frauenstimm­
rechtes geben für die Botschaft Gesichtspunkte der 
Gerechtigkeit, der Rechtsgleichheit und der Demo­
kratie. Sie sehen das auf den Seiten 65 ff. Damit ist 
auch schon gesagt, dass für die Entscheidung für 
oder gegen das politische Frauenstimmrecht letzt-

. lieh rechtsphilosophische, soziologische, staatsrecht­
liche und staatspolitische Überlegungen ausschlag­
gebend sind. Damit ist auch zugegeben, dass sach­
lich zwingende Gründe für das politische Frauen­
stimmrecht nicht vorliegen, sondern dass die Stel­
lungnahme pro oder kontra davon abhängt, wie man 
dem Problem von seinem Standpunkt aus gegen­
übertritt. 

Die Botschaft hat auf Seite 72 festgehalten, 
nach meiner Meinung mit Recht, dass im Fehlen des 
Frauenstimmrechtes eine Differenzierung der poli­
tischen Rechte von Mann und Frau zum Ausdruck 
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kommt. Das ist das Wesen des Fehlens des Frauen­
stimmrechtes. Die Botschaft nimmt dann ohne wei­
teres und ohne jeden Versuch eines Beweises einfach 
an, dass diese Differenzierung der politischen Rechte 
auch eine Diskriminierung der Frau bedeute, und 
diese Annahme ist die grundlegende Prämisse in der 
ganzen Beweisführung der Botschaft für das poli­
tische Frauenstimmrecht. Auf dieser Annahme be­
ruht das Schwergewicht der Argumentation für das 
Frauenstimmrecht übei·haupt. Ich bestreite in aller 
Form die Richtigkeit dieser Annahme. Ich bestreite, 
dass die Differenzierung der politischen Rechte 
zwischen Mann und Frau eine Diskriminierung der 
Frau bedeute. Für diesen Standpunkt mache ich 
folgendes geltend: 

1. Eine Differenzierung. der Rechte kann nicht 
an sich eine Diskriminierung sein. Eine ungleiche 
rechtliche Behandlung ist nicht an sich ungerecht. 
Darauf weist die Botschaft selber wiederholt und 
sehr nachdrücklich hin. Ich zitiere Seite 67: ,,Die 
Rechtsgleichheit, als Ausfluss des Naturrechts, ist 
aber weit davon entfernt, ein bloss formales Prinzip 
zu sein, welches die absolute und formelle Gleich­
behandlung aller Menschen verlangen würde. Das 
wäre mit der Idee der Gerechtigkeit nicht vereinbar. 
Es wäre vielmehr ihre Verneinung und müsste zu 
einer Vermassung führen, die dem Grundsatz der 
persönlichen Freiheit widersprechen würde. Auch 
aus der Vorstellung der allgemeinen und im Prinzip 
gleichen Würde aller Menschen lässt sich das nicht 
ableiten." , 

Und Seite 76: ,,Es ist aber bereits dargetan 
worden, dass das naturrechtliche Postulat der 
Rechtsgleichheit - nicht anders als der erwähnte 
Artikel 4 BV - eine rechtliche Differenzierung nicht 
schlechthin ausschliesst." Damit ist auch eine un­
gleiche rechtliche Behandlung von Mann und Frau 
etwa in bezug auf die Wehrpflicht oder in der Sozial­
versicherung, in der AHV oder auf dem Gebiete des 
Arbeitnehmerschutzes und auch im Familienrecht 
nicht an sich ungerecht, sondern unter Umständen 
sogar eine Forderung der Gerechtigkeit, und darum 
ist die These nicht haltbar, dass die Differenzierung 
der politischen Rechte von Mann und Frau an sich 
eine Diskriminierung der Frau bedeute. 

2. Die Differenzierung der politischen Rechte 
von Mann und Frau in unserem Lande ist weder aus 
dem Willen entstanden, die Frau zu diskriminieren, 
noch wurde sie aus diesem Willen bis heute bei­
behalten. Niemand wird ernsthaft behaupten wollen, 
dass die Schöpfer unserer Bundesverfassung mit der 
Differenzierung der politischen Rechte eine Diskri­
minierung der Frau zum Ausdruck bringen wollten 
oder beabsichtigt hätten. Es entspricht auch nicht 
den Tatsachen, wenn den heutigen Gegnern des 
politischen Frauenstimmrechtes unterschob~n wird, 
sie wollten mit der Beibehaltung der bisherigen , 
Differenzierung der politischen Rechte eine Dis­
kriminierung der Frau zum Ausdruck bringen. 
Dieser Unterschiebung gegenüber halte ich nach­
drücklich fest: Die Gleichwertigkeit von Mann 
und Frau als sittliche Personen ergibt sich nicht nur 
aus dem Naturrecht, sondern ist auch Lehre q.es 
Christentums. Kein ernst zu nehmender Gegner des 
politischen Frauenstimmrechtes wird einen andern 
Standpunkt vertreten können oder wollen. Nicht 
eine Diskriminierung der Frau, nicht die Bestreitung 

ihrer Gleichwertigkeit, ihrer gleichen Würde ist das 
Motiv der Gegner des politischen Frauenstimm­
rechtes. 

3. Die Differenzierung der politischen Rechte 
zwischen Mann und Frau hat sich in unserem Lande 
auch nicht als eine Diskriminierung der Frau aus­
gewirkt, weder rechtlich noch politisch. Die Bot­
schaft stellt das mit aller Eindeutigkeit fest; statt 
weiterer Ausführungen nur drei Zitate. 

Seite 51: ,, Gesamthaft ist festzustellen, dass die 
Schweizerin - wenn man von den politischen Rech­
ten absieht - rechtlich nicht schlechter gestellt ist 
als ihre Schwestern in andern Staaten, selbst in 
solchen mit Frauenstimmrecht." Seite 71: ,,Alles in 
allem genommen kann kaum gesagt werden, dass 
die Schweizerin sich politisch schlechter stelle als 
die meisten Ausländerinnen." Nochmals Seite 51: 
,,Es kann deshalb nicht gesagt werden, das Mit­
spracherecht der Frau im Staate sei nötig, weil nur 
diese Mitwirkung Gewähr dafür biete, dass die 
Schweizerin in der Gesetzgebung nicht schlechter 
behandelt werde als die Frau in andern Staaten." 

4. Die Differenzierung der politischen Rechte ist 
auch von der überwiegenden Mehrheit unserer 
Frauen bisher nicht als Diskriminierung empfunden 
worden. Alle bisherigen, rein städtischen Frauen­
befragungen sind eher ein Beweis für als gegen diese 
Feststellung. Seit Jahrzehnten versuchen gewisse 
Kreise, uns Männern wie den Frauen zu suggerieren, 
die Differenzierung der politischen Rechte sei eine 
Diskriminierung der Frau und damit ein Unrecht. 
Trotzdem empfindet noch immer die überwiegende 
Mehrheit unserer Frauen diese Differenzierung 
keineswegs als Diskriminierung. Es ist wohl nicht 
damit zu rechnen, dass diese Einstellung sich in 
absehbarer Zeit ändern werde. Darum wohl auch 
das Abrücken zunehmender Frauenstimmrechts­
kreise vom Gedanken von Frauenbefragungen; 
darum wohl auch die Bemerkung in der Botschaft, 
dass es nicht richtig wäre, die Einführung des 
Frauenstimmrechtes davon abhängig zu machen, 
ob es von der Mehrheit der erwachsenen Schweize­
rinnen verlangt werde. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang meinem 
Bedauern darüber Ausdruck geben, dass in der Bot­
schaft, die doch so reich dokumentiert ist, die 
Stimme jener Frauen, die das politische Stimm­
recht ausdrücklich ablehnen, nicht oder kaum dü. 
Gehör kommt. So vermisse ich auch nur eine Er­
wähnung der Eingabe des schweizerisches Frauen­
kreises gegen das Frauenstimmrecht an den Bundes· 
rat aus dem Jahre 1951. Gestatten Sie mir übrigens 
hier eine kurze Zwischenbemerkung. Aus vielen 
Äusserungen von Kollegen habe ich den Eindruck 
erhalten, dass die heutige Vorlage auch hier im Saale 
kaum eine Mehrheit finden würde, wenn an unserer 
Stelle. unsere Frauen abstimmen würden. Ich wieder­
hole: Die These, dass die Differenzierung der poli­
tischen Rechte zwischen Mann und Frau in unserem 
Lande eine Diskriminierung der Frau bedeute, ist 
unrichtig. Hier liegt der entscheidende Gedanken· 
fehler vieler Befürworter des Frauenstimmrechts 
und auch der Botschaft. Man nimmt einfach an, 
das Fehlen des Frauenstimmrechtes sei eine Dis· 
kriminierung der Frau und sei eine Ungerechtigkeit 
gegenüber der Frau. Deshalb müsse das Frauen· 
stimmrecht eingeführt werden. Weder in der Bot· 
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schaft noch in der ganzen bisherigen Eintretens­
debatte habe ich auch nur. den Versuch eines Be­
weises dafür festgestellt, dass diese Annahme richtig 
ist. Herr Kommissionspräsident Bringolf hat in 
seinem einleitenden Referat die Begründung des 
Frauenstimmrechtes abgeleitet vom Gedankengut 
der Französischen Revolution; nach meiner Mei­
nung zu Recht. Damit ist auch der Kern der Beweis­
führung für das Frauenstimmrecht getroffen. Aus 
dem egalitären Denken der Französischen Revo­
lution ergibt sich die Forderung auf formale Gleich­
stellung der Individuen; aber diese doktrinäre 
Forderung aus dem Gedankengang der Französi­
schen Revolution beweist noch nicht, dass das 
Fehlen dieser formalen Gleichstellung im politischen 
Bereich eine Diskriminierung der Frau und eine 
Ungerechtigkeit sei. Unsere Demokratie und vor 
allem unsere Landsgemeinde-Dell)okratie ist älter 
als die Französische Revolution, und sie lebt aus 
Kräften, die ebenfalls älter sind. Darum müsste 
nach meiner Meinung zuerst der Beweis dafür er­
bracht werden, dass die heutige Differenzierung der 
politischen Rechte wirklich eine Diskriminierung 
der Frau bedeute. Ich stelle im Gegenteil dieser Be­
hauptung die These gegenüber, dass diese Differen­
zierung der politischen Rechte in unserem Lande 
nicht nur im Interesse unserer Demokratie, sondern 
auch unserer Frauen liegt und deshalb beibehalten 
werden muss. 

Es sind mir darüber nur noch zwei grundsätzliche 
Bemerkungen möglich. Die heutige Differenzierung 
der politischen Rechte von Mann und Frau wird 
sehr einseitig umschrieben als Ausschluss der Frau 
vom politischen Stimmrecht. Die erwähnte Eingabe 
des Schweizerischen Frauenkreises gegen das Frauen­
stimmrecht kommt dem Wesen dieser Differenzie­
rung näher, wenn sie deren Aufhebung bezeichnet 
hat als die Ausdehnung der politischen Pflichten auf 
die Frau. Es ist oberflächlich und unehrlich, die 
Probleme so darzustellen, als ob es nur darum gehe, 
der Frau das Recht zu geben zum Gang an die Urne 
und zur Abgabe ihrer Stimme. In unserer Demo­
kratie trägt der Stimmbürger auf allen drei Stufen 
von Gemeinde, Kanton und Bund die letzte Ver­
antwortung für die politische Willensbildung. Das 
poltische Stimmrecht ist nur eine Funktion dieser 
Verantwortung. Es ist schon darauf hingewiesen 
worden. Keine moderne Demokratie gibt ihren Bür­
gern diese Verantwortung und damit dieses Recht. 
Keine moderne Demokratie gibt ihren Stimm­
bürgern das, was bei uns das Stimmrecht ist. Ich 
möchte es so sagen: Wenn man einmal in einem 
andern Staate den Mut hat, den Bürgern das zu 
geben oder auch nur einem Teil der Bürger, was wir 
als Stimmrecht haben, dann kann man wieder ein­
mal vergleichen. Aber das, was in anderen Demo­
kratien als Stimmrecht bezeichnet wird, ist im 
wesentlichen nur ein aktives und passives Wahlrecht. 
Die politische Willensbildung und damit die poli­
tische Verantwortung liegt in diesen anderen Staaten 
bei der gewählten Volksvertretung und nicht mehr 
beim Volke, wie bei uns dauernd und direkt. Bei uns 
würde die Frau mit dem politischen Stimmrecht 
in gleicher Weise wie der Mann Mitträger der poli­
tischen Willensbildung, der politischen Verant­
wortung. In allen andern Staaten mit sogenanntem 
Frauenstimmrecht ist die politische Willensbildung 

nach wie vor Sache der Männer, nämlich deswegen, 
weil dort, wo die politische Willensbildung sich voll­
zieht, nämlich in den Parlamenten, die Frauen 
überall eine zahlenmässig sehr bescheidene Minder­
heit bilden. Es gibt deshalb gar keine Erfahrung 
und gar kein Präjudiz für die Auswirkungen einer 
so entscheidenden und umfassenden Teilnahme der 
Frau an der politischen Willensbildung, wie das 
politische Frauenstimmrecht sie bei uns bringen 
würde. 

Die Zeit rückt leider vorwärts. Damit ich meine 
, Redezeit nicht überschreite, muss ich einige meiner 

Notizen übergehen. Ich möchte Ihnen nur noch 
sagen, dass wir der Schweizer Frau nach meiner 
Meinung mit der Eingliederung in diesen von Män­
nern aufgebauten und von Männern nach wie vor 
dirigierten politischen Appara!. keinen Dienst er­
weisen. VVohl auch aus solchen Uberlegungen heraus 
ist der erwähnte Schweizerische Frauenkreis gegen 
das Frauenstimmrecht dazu gekommen, in seiner 
Eingabe den Bundesrat zu bitten, ,,die Frage wohl 
zu erwägen, ob in der heutigen Zeit, da die Frau mit 
Pflichten aller Art stark belastet ist, man ihr die 
Übernahme weiterer ·grosser Pflichtenkreise noch 
zumuten darf". Weiter lesen wir in dieser Eingabe: 
„Die tiefsten und schwersten Frauenprobleme haben 
mit Politik nichts zu tun; sie liegen auf anderen 
Ebenen." 

Zum Schluss noch eine Andeutung einer zweiten 
grundsätzlichen Überlegung: Die Aufhebung der 
heutigen Differenzierung der politischen Rechte von 
Mann und Frau würde, entgegen der vielfach herr­
schenden Auffassung, keine Vergrösserung der Ach­
tung vor der Würde der Frau bringen. Ich möchte 
an das, was Herr Kollege Wiek gesagt hat, auch 
Herr Kollege Rohr, nur anschliessen mit einem Bei­
spiel: Wenn Frauen heute in Expertenkommissionen 
gewählt werden, dann werden sie als Frauen ge­
wählt, und ihre Voten werden als Voten der Frauen 
angehört. Mit der Einführung des politischen 
Frauenstimmrechtes wird nicht mehr die Frau als 
Vertreterin der Frauenwelt gewählt, sondern eine 
freisinnige, eine sozialdemokratische, eine konserva­
tiv-christlichsoziale Frau. Die Frauen kommen 
nicht mehr als Frauen zu Gehör, sondern als Ver­
treterinnen jener politischen Richtung, in der sie 
stehen. Es ist doch ganz klar, dass damit überhaupt 
auch die Politik in die Frauenorganisationen hinein­
kommt, und zwar die Parteipolitik. Darüber muss 
man sich klar sein. Das haben auch die Frauen in 
der Eingabe von 1951 festgestellt. Ich zitiere: 
,,VVenn sich gesamthaft, ausser beträchtlich gestie­
genen Kosten, auch kaum etwas ändern wird, so 
doch leider innerhalb der Frauenwelt. Das Frauen­
stimmrecht würde eine Aufteilung in Parteien und 
Gruppen bringen. Die schöne, versöhnende Neutrali­
tät der Frauen, die über die Verschiedenheit der 
Parteizugehörigkeit ihrer Männer hinweg manch ge­
meinsames Werk schufen, wäre schwer gefährdet. 
Es war bis jetzt ein grosser Vorteil, dass die Frauen 
ausserhalb der Parteikämpfe standen (die an kleinen 
Orten besonders heftig toben) und ausgleichend 
wirkten." Aus diesen Überlegungen komme ich zu 
der Bitte, die von den Frauen selber in dieser Ein­
gabe ausgesprochen wurde: ,, Wir glauben nicht, 
dass unser Land politisierende Frauen braucht, son­
dern Mütter, leibliche und geistige Mütter, die mit-
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helfen, dass Hass und Misstrauen überwunden 
werden. Aus dem Vorhergesagten geht klar hervor, 
dass es nicht berührt, auf welchem Wege immer, ob 
von Bundes oder Kantons wegen, das Frauen­
stimmrecht eingeführt wird. Wir vertreten grund­
sätzlich den Standpunkt, dass die Einführung über­
haupt abzulehnen sei und bitten Sie, auch unserem 
Standpunkt ein gütiges Ohr zu leihen." 

Präsident: Ich habe auch eine Bitte, nämlich die, 
dass die folgenden Redner sich wirklich an die Zeit 
halten, sonst wäre ich gezwungen, eine Kürzung der 
Redezeit vorzuschlagen, denn wir müssen mit die­
sem Geschäft heute vormittag unbedingt fertig 
werden. 

Lejeune: Zur ausgezeichneten Botschaft des 
Bundesrates möchte ich vorerst zwei kleine Er­
gänzungen anbringen. Die eine gehört nicht unbe­
dingt in den Bericht hinein. Ich möchte Ihnen näm­
lich mitteilen, dass wir im Kanton Baselland nebst 
einer anderen Form der Mitwirkung der Frau an der 
Bildung öffentlichen Willens in der Kirche sogar eine 
Art Frauengemeindeversammlung kennen. Wenn 
nämlich bei uns eine neue Hebamme gewählt wird, 
versammeln sich die Frauen als Gemeindeversamm­
lung unter dem Vorsitz des Gemeindepräsidenten. 
Nach der Stimmung, wie sie heute und gestern von 
Gegnern zum Ausdruck gekommen ist, muss ich 
daran zweifeln, ob eine solche bescheidene Gemein­
deversammlung heute überhaupt noch als neu ein­
geführt werden könnte. 

Wesentlicher scheint mir eine zweite Ergänzung. 
Ich möchte zu Seite 38 der Botschaft darauf auf­
merksam machen, dass nach dem neuen baselland­
schaftlichen Kirchengesetz von 1950 die Landes­
kirchen die Möglichkeit haben, das Frauenstimm­
recht einzuführen. Sowohl die evangelisch-refor­
mierte, wie die christkatholische Kirche haben das 
getan. Es sind damit acht Kantone, die das volle 
aktive und passive Frauenstimm- und -wahlrecht in 
der evangelisch-reformierten Kirche kennen. Viel­
leicht ist dieser achte Kanton jener Tropfen, der bei 
einigen Kollegen noch das Gefäss zum Überlaufen 
bringt, dass sie der Vorlage zustimmen, statt Stimm­
enthaltung zu üben oder die Vorlage abzulehnen. 
Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass diese 
Einführung des Frauenstimmrechtes auch auf dem 
Wege der Interpretation der Kantonsverfassungen 
erfolgte. Ich stelle so fest, dass man in der evange­
lisch-reformierten Kirche seit langen Jahren Er­
fahrungen gesammelt hat. Die Frauen nehmen 
mindestens so aktiv am kirchlich-politischen Leben 
teil, sie sind aber dadurch keine „kirchlichen Mann­
weiber" gewo1·den. Ferner darf ich feststellen, dass 
wir Männer nicht ein einziges Mittagessen zu spät 
erhalten haben, weil die Frauen nun in Kirchen­
politik machen. Die Entscheidungen, die in der 
Kirche gefallen sind, erfolgen - ich glaube, das darf 
man feststellen - gerade auch auf Grund des 
Pauluswortes an die Korinther, das in der Bot­
schaft des Bundesrates erwähnt wird. Herr Hack­
hofer hat vorhin gesagt, dass es sicher ein christ­
liches Gebot sei, dass die unterschiedliche Behand­
lung von Männern und Frauen beim Stimmrecht 
aufrecht erhalten werde. Ich möchte Sie bitten, 
vielleicht einmal den Zuspruch von Paulus an die 

Korinther, Seite 83 der Botschaft, genau zu lesen. 
Sie sehen dort, dass davon ausgegangen wird, dass 
die Frauen an den Gemeindeversammlungen teil­
nehmen, und das Gebot zu schweigen, gilt nicht als 
Verbot, an den Versammlungen teilzunehmen, 
sonst wäre es zwecklos. Das geht auch aus einer 
Stelle des 11. Kapitels des 1. Korintherbriefes hervor. 
Es wird dazu aber auch noch gesagt: ,,Wollen sie 
etwas lernen, sollen sie zu Hause die eigenen Männer 
fragen." Es ist also gewissermassen eine Anleitung 
dazu, wie die Frauen zu Mitverantwortung in der 
Gemeinde kommen können. Das ist etwas ganz 
anderes als das, was üblicherweise aus den Worten 
herausgelesen wird. Denken Sie, dass es im ersten 
Jahrhundert etwas Ausserordentliches, Revolutio­
näres war, dass man die Frauen an kirchlichen Ver­
sammlungen teilzunehmen aufforderte. Wenn ich 
mich an das erinnere, was Herr Meister gestern über 
eine Kirchgemeindeversammlung in seiner Gemeinde 
sagte, muss ich allerdings leider feststellen, dass wir 
in 2000 Jahren nicht sehr viel weiter gekommen sind 
und dass jene Gemeinde vor allem ein anderes 
Pauluswort, das im selben Kapitel des Korinther­
briefes steht, offenbar nicht genügend würdigt, 
nämlich die Aufforderung: ,,Lasst alles ehrbar und 
ordentlich zugehen." Ich stelle ausserdem fest, dass 
aus der Schilderung von Herrn Meister sicher her­
vorgeht, dass es erst durch das Verhalten der 
Frauen an der von ihm erwähnten Kirchgemeinde­
versammlung den Männern bewusst wurde, dass die 
Politik auch in der Kirche nur schmutzig ist. Es war 
also allerhöchste Zeit, dass ein paar Frauen an diese 
Kirchgemeindeversammlung kamen, um das zu 
sagen. Es ist direkt ein Beweis dafür, dass das 
Frauenstimmrecht eingeführt werden sollte. Ich 
wollte mich über die kirchliche Seite etwas weiter 
äussern, besonders auch, weil Herr Hackhofer gerade 
den gegenteiligen Standpunkt vertreten hat. 

Nun eine Bemerkung zur Statistik, wie sie in der 
bundesrätlichen Botschaft, Seite 55, enthalten ist. 
Die Herren Wiek und Hackhofer haben sich darauf 
berufen. Sie haben hervorgehoben, dass d~e pro­
zentuale Beteiligung der Frauen an der berufs­
tätigen Bevölkerung relativ zurückgehe. Das ist 
allerdings unbestreitbar. Aber eine Statistik belegt 
nur das, was vorhanden.ist; sie kann den Gründen 
einer solchen Entwicklung nicht nachgehen. Ich 
möchte deshalb die Frage aufwerfen, ob der Rück-
gang der Frauenarbeit bei den Volkszählungen 1930 
und 1941 nicht auf die Wirtschaftskrise zurück­
zuführen war, und weiterhin darauf, dass damals bei 
den knappen Arbeitsplätzen gerade die Frauen 
infolge ihrer Benachteiligung manchen Arbeitsplatz 
nicht erhalten konnten, den sie sonst erhalten 
hätten. Das darf hier angeführt werden. Ich frage 
weiter: Wie wird die gelegentliche Spett-, Wasch-
und Putzarbeit von alleinstehenden Frauen behan-
delt? Kommt sie in der Statistik zum Ausdruck? 
Ich denke nicht. Vor allem möchte ich darauf auf­
merksam machen - und das ist bezeichnend für 
unsere Einschätzung der Frauenarbeit - dass in 
dieser Aufstellung wohl das Dienstmädchen als 
berufstätig gewürdigt wird, nicht aber die Hausfrau, 
die dem Dienstmädchen die nötigen Griffe und 

sicher eine Statistik, die lange nicht alles beweist, , 
sondern aus der man sicher sehr viel mehr heraus· 

Kenntnisse in der Hausarbeit beibringt. Es ist 1 
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lesen sollte, als von den Herren Wiek und Hackhofer 
herausgelesen worden ist. Ich bemerke dazu aber, 
dass ich lieber eine Statistik habe, die nicht alles 
sagt, als eine Statistik, die alles sagt. Von einer 
solchen halte ich überhaupt nichts. 

Ein wesentliches Problem in der ganzen Frage, 
die uns beschäftigt, scheint mir die Verbreiterung 
der Basis unserer Demokratie· zu sein. Die bundes­
rätliche Botschaft enthält hierzu einige Ausfüh­
rungen, die sicher sehr interessant sind, die auch in 
der Debatte erwähnt und zitiert worden sind, vor 
allem die Stelle auf Seite 71, wo gesagt wird, ,,dass 
der Verzicht auf diese Verbreiterung der Basis, zu der 
andere Staaten übergegangen sind, weit mehr als 
aufgewogen werde durch die Vertiefung unserer 
Demokratie und durch die Intensität ihrer Betä­
tigung, die sie nicht nur von den Schein-Demokra­
tien unterscheidet." Auch auf Seite 53 wird in 
diesem Sinne argumentiert. Ich glaube, dass man 
hier fast davon ausgeht, dass es für eine Demokratie 
bezeichnend sei, dass, genau gleich von welcher Seite, 
einfach „eine gewisse Dosis an demokratischem 
Betrieb" herrscht. Das ist aber nicht richtig; denn 
aus den wesentlich grösseren Rechten, die die 
Männer in der Schweiz haben, glaube ich ableiten 
zu müssen, dass auch die Rechte der Frau bei uns 
und vor allem die politischen Rechte eben wesentlich 
grösser sein sollten, wesentlich umfangreicher im 
Vergleich zum Ausland. Wir müssen doch nahe­
liegendes vergleichen, wir müssen Frauenrechte mit 
den Rechten der Männer vergleichen, nicht mit den 
Rechten der Frauen und Männer in Honolulu oder in 
Feuerland. Wenn Sie mit dem Naheliegenden ver­
gleichen, dann - glaube ich - kommen Sie zu 
wesentlich andern Schlüssen. 

Herr Hackhofer hat vorhin zitiert, was der 
Bundesrat zur Steuerpflicht sagt. Ich stimme dem 
Bundesrat durchaus· zu, dass es im wesentlichen 
darauf ankommt, das Frauenstimmrecht auf die 
Anerkennung der Menschenwürde der Frauen zu 
begründen. Das hindert uns aber nicht1 beispiels­
weise gerade zur Steuerpflicht eine andere Auffas­
sung zu vertreten. Es gilt doch heute nun in bezug 
auf die Steuerpflicht gegenüber den Frauen der 
Spruch nicht: ,,Wer zahlt befiehlt", sondern „Wer 
zahlt, der soll sich auch befehlen lassen." Das hat 
nun ganz bestimmt seine psychologischen Aus­
wirkungen. Herr Kollega von Greyerz hat gestern 
schon erwähnt, dass Gefühlsmotive auch für das 
Frauenstimmrecht sprechen. Ich möchte darauf 
aufmerksam machen, dass solche Gefühle, denen 
wir nicht entgegenkommen, für uns· schon wieder­
holt negative Auswege gesucht haben, so dass das 
vielleicht einmal zu dramatischen Situationen 
führen könnte, so bin ich sehr erstaunt, dass über 
den Ausgang der Zivilschutzabstimmung vom 
3. März des letzten Jahres bis anhin noch gar nichts 
gesagt wurde. Der Zivilschutzartikel ist mit ziemlich 
grossem Ständemehr und knappem Volksmehr 
abgelehnt worden. Ich erinnere mich .noch genau an 
die Kommentare, die damals gefallen sind, insbe­
sondere auch an den Kommentar von Herrn 
Bundesrat Feldmann. Ich weiss, dass man die 
Situation damals ausserordentlich dramatisch be­
urteilte, und dabei ist es doch ganz ausgesprochen 
so, dass eine grössere Zahl von Stimmbürgern - ich 
bekenne mich zu diesen - dieser Zivilschutzdienst-

pflicht der Frauen nicht zustimmen konnten, weil 
das Korrelat des Stimmrechts fehlte. Man mag das 
als logisch oder nicht logisch ansehen, aber ich 
mache darauf aufmerksam, dass eben das Gefühl 
der Gerechtigkeit, welches auch die Beteiligung der 
Frau an der politischen Willensbildung erfordert, 
wenn sie schon obligatorischen Zivilschutzdienst 
leisten muss, eben verletzt wurde. Das ist sicher 
auch der schlagende Beweis dafür, dass die Fest­
stellung von Herrn Kollega Hackhofer nicht zu­
trifft, dass nämlich die Frauen diese Diskrimi­
nierung nicht empfinden würden. Sie wird als solche 
von Frauen und Männern empfunden. 

Es wird immer darauf hingewiesen, dass die 
Stellung der Frau in der Schweiz im ganzen ge-

. nommen wesentlich besser sei als in andern Staaten. 
Ich bin weit davon entfernt, die Schweiz als 
schwarzen Fleck auf der Landkarte zu betrachten. 
Aber berücksichtigen Sie zum Beispiel den Status 
der unehelichen Mutter in der Schweiz. Wenn hier 
nicht eine ganz wesentliche Diskriminierung gegen­
über den Männern als unehelichen Vätern vorliegt, 
dann weiss ich nicht mehr, was Diskriminierung 
heisst. Ich bin überzeugt, dass solche Diskrimi­
nierungen verschwinden würden, wenn Frauen bei 
der Gesetzgebung mitsprechen würden. Herr Dr. 
Hackhofer hat gefunden, dass bei der Einführung 
des Frauenstimmrechtes die Frau nicht mehr als 
Frau gewürdigt werde. Ich glaube, dass gerade in 
diesen kurz berührten Beziehungen die Frau noch 
mehr gewürdigt würde, und möchte zu seiner Be­
merkung bei dieser Gelegenheit noch sagen, dass 
wir auch bei Männern, die einer politischen Partei 
angehören, und so auch bei Herrn Dr. Hackhofer, 
nicht nur einfach die Partei sehen, sondern dass 
wir uns bemühen, durch die Partei hindurch auch den 
Mann zu sehen. Besonders bei meinen Kollegen von 
der konservativ-christlich-sozialen Fraktion lohnt 
sich heute dies Bemühen, weil ich genau ganz weiss, 
dass die Vertreter dieser Fraktion, die hier gespro­
chen haben, ja nicht die Meinung der geschlossenen 
Fraktion vertreten. 

Wir kommen doch beim Suchen nach dem posi­
tiven Grund, der für das Frauenstimmrecht spricht, 
immer wieder daraufhin, dass die Anerkennung der 
Menschenwürde das Mitentscheiden der Frau in 
öffentlichen Angelegenheiten erfordert. Was heisst 
das? Ich glaube, dass die menschliche Würde darin 
zum Ausdruck kommt, dass man vor einer höheren 
Instanz Verantwortungen übernehmen kann. Das 
scheint mir das Wesen der Würde des Menschen 
auszumachen, und dieser Verantwortung sind ganz 
bestimmt sowohl Frauen wie Männer fähig. Wenn 
man nun auf Grund der heutigen, angeblich 
schmutzigen Situation der Politik, der Frau sagt: 
„Du nimmst besser nicht teil", so schiebt man das 
Wesentliche, was die Menschenwürde ausmacht, 
nämlich die Fähigkeit, Verantwortungen zu über­
nehmen und zu tragen, einfach bei der Frau glatt 
auf die Seite. Die Teilnahme am politischen Leben 
soll ja mit Verantwortungen und Lasten verbunden 
sein, aber dadurch, dass man Verantwortungen 
übernehmen kann, soll eben die Würde des Men­
schen zum Ausdruck gebracht werden. Ich glaube, 
dass wir uns in 'diesem Punkte doch ganz bestimmt 
einigen könnten und dass es deshalb bestimmt auch 
nicht richtig ist, einfach zu sagen, die Würde der 

michael.tellenbach
Textfeld



Suffrage feminin. Introrduction 288 20 mars 1958 

Frau könne - im Unterschied zur Würde des Man­
nes - nur dadurch erhalten und geschützt werden, 
dass man sie von der Politik fern hält. 

Ich möchte mich abschliessend noch zu einein 
weitem Punkt äussern, nämlich zur Methode der 
zeitgemässen Interpretation. der Bundesverfassung. 
Meinerseits mache ich dem Vorschlag des Bundes­
rates absolut keinen Widerstand. Ich habe mich im 
Kanton Baselland auch für die stufenweise Ein­
führung des Frauenstimmrechtes ausgesprochen, 
weil ich alles unterstütze, was das Frauenstimm­
recht zur Verwirklichung bringen kann. Aber wir 
bleiben hier nun bei der Auslegung von Artikel 74 
der Bundesverfassung in einer rein historischen 
Interpretation stecken, und wenn wir das rechts­
geschichtlich würdigen, müssen wir eingestehen, 
dafs die historische Interpretation ursprünglich aus 
der Zeit des Absolutismus stammt, wo man sich 
nach dem Willen des Herrschers erkundigen 
musste, wenn man eine undeutliche Vorschrift aus­
legen wollte. Wie wollte man aber beispielsweise 
heute Artikel 74 der Bundesverfassung nach seiner 
Revision auslegen und den Willen des Gesetz­
gebers erforschen, wenn man die Botschaft des 
Bundesrates und die heutige Debatte zum Frauen­
stimmrecht zu Rate zieht? Ich glaube, hier schillert 
der Wille des Gesetzgebers derart verschiedenartig, 
dass man nicht anders kann, als vor allem auf die 
logische Interpretation abzustellen, auf eine Inter­
pretation, die auf die Postulate der Gerechtigkeit 
und auf christliche Grundsätze Rücksicht nimmt. 

Nun betrachten Sie nochmals die „Fahne", die 
wir erhalten haben. Sie ist gerade zu dieser Frage 
der Möglichkeit der Einführung des Frauenstimm­
rechtes durch die Methode der zeitgemässen 
Interpretation sehr aufschlussreich. Der Bundesrat 
hat für zahlreiche Artikel der Bundesverfassung 
vorgeschlagen, eine Wortlautänderung durchzu­
führen. Die Kommission hat nicht weniger als 
dreizehmnal Streichung beschlossen, weil sie der 
Ansicht ist, dass es ganz klar sei, dass eben hier 
neben dem Schweizer Bürger auch die Schweizer 
Bürgerin zu verstehen sei usw. Ich verstehe nicht, 
~ass man nun heim vierzehntenmal unbedingt die 
Anderung durchführen muss, genau wörtlich, näm­
lich bei Artikel 74 der Bundesverfassung. Wenn man 
sich demgegenüber immer wieder auf Artikel 4 der 
Bundesverfassung beruft, so muss ich dazu doch 
aufmerksam machen, dass die Nichterwähnung des 
Geschlechtes absolut nicht schlüssig ist. Beachten 
Sie doch, dass zum Beispiel auch die Gehurt er­
wähnt wird, und nachdem auch die Familien­
unterschiede erwähnt sind, kann auch mit der 
Geburt gar nicht allein nur der Standesunterschied 
durch die Familie gemeint se1n, sondern es kann 
darin genau so gut auch der Unterschied des 
Geschlechtes gemeint sein; genau so, ·wie Artikel 4 
der Bundesverfassung auch keine Unterschiede bei 
den Personen anerkennt. Ich glaube also, dass wir 
hier ausdrücklich feststellen müssen: der Weg der 
Interpretation ist nicht ausgeschlossen, wenn wir 
auch, wie der Sprechende, auf diese Vorlage ein­
treten. Wir haben schon ausserordentlich viel in 
Interpretation gemacht. Ich erinnere Sie an die 
Zollartikel unserer Bundesverfassung, auf denen ein 
riesiges Gebäude - beruhend auf Interpretation, 
vielleicht nicht einmal immer zeitgemässer -, er-

richtet wurde; ich erinnere Sie auch an den kürz­
lichen (gelungenen) Interpretationsversuch bei der 
Fernsehfinanzierung. 

Abschliessend aber noch eine Bitte, verbunden 
mit einem bescheidenen Antrag. Sie haben die 
Motion der Kommission vor sich, die mit den 
Worten beginnt: ,,Für den Fall der Annahme des 
Bundesbeschlusses ... " Mir passen diese ersten 
Worte nicht ganz. Ich neige sonst in politischen 
Dingen eher zum Pessimismus; diesmal möchte ich 
mich ausdrücklich zum Optimismus bekennen und 
Sie bitten, den Text der Motion wie folgt abzu­
ändern: ,,Nach der Annahme des Bundesbeschlusses 
über die Einführung des Frauenstimmrechtes ... " 

M. Gressot: Je me permettrai de vous rappeler 
simplement l'une ou l'autre verite premiere, en les 
approfondissant quelque peu et qui seront en meme 
temps une reponse a certaines argumentations des 
adversaires du projet qui nous est soumis. · 

Il faut reconnaltre que la femme n'est plus 
aujourd'hui cette eternelle mineure qu'elle fut 
pendant des siecles. C'est que, Dieu merci, les idees 
ont evolue dans le temps et que la femme a evolue 
dans les idees, et il semble que la femme ait evolue 
dans ces idees heaucoup plus rapidement que 
l'homme. En tout etat de cause, si la femme n'est 
plus cette eternelle mineure, elle n'est pas encore, du 
point de vue Code civil, son egale et du point de vue 
civique, du point de vue de l'homme, on la considere 
trop souvent commc une sorte de machine a faire 
des enfants et les elever, ou, si vous preferez, comme 
une sorte de meuble qui est devenu immeuhle par 
destination et, par consequent, est imrnuable dans 
son foyer. 

Enfin, si la femme reclame I' egalite des droits 
civiques et politiques, on la traite volontiers de 
suffragette, comme si ce stade n' etait pas largement 
depasse .. 

En realite, il s'agit de rcvendications qui 
trouvent une resonance croissante dans le monde 
feminin et masculin - il faut le reconnaitre - et qui 
s'appuient sur des arguments serieux puisqu'ils sont 
empruntes a I' arsenal meme des idees demo­
cratiques. 

La democratie, en effet, peut etre definie d'une 
maniere un peu massive, je le reconnais, comme un 
regime de souverainete populaire. Mais alors, le 
peuple se reduit-il au seul sexe masculin? Ne com­
prend-il pas aussi les femmes? Ne parait-il pas con­
traire a la regle essentielle de notre systeme poli­
tique de leur contester le droit de participer a cette 
vie politique? D'un tel refus, les femmes qui 
aspirent au droit de vote peuvent exiger une justifi· 
cation plus convaincante qu'une simple reference a 
la tradition et a l'etat actuel des choses. 

On a pu juger, lors de l'introduction du suffrage 
universel, les femmes inaptes a l'exercice du droit de 
vote. Ce jugement n'est-il pas, en tout etat de cause, 
susceptible de revision, soit que cette appreciation 
d'alors apparaisse aujourd'hui comme discutable, 
soit que l' evolution des peupl,es ait donne a la 
femme la maturite civique voulue? 

Au surplus, dans la perspective du developpe· 
ment de la democratie, on peut constater une corre· 
lation certaine entre la reconnaissance progressive 
des droits populaires et l'accroissement de la contri· 
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bution positive des citoyens aux affaires et aux 
charges de l'Etat. L'extension du champ d'action de 
t'Etat, la multiplication de ses taches ont integre de 
plus en plus la vie des particuliers dans celle de la 
societe politique; leur participation aux charges de 
l'Etat s'en est trouvee aggravee et, dans la meme 
mesure, leurs pretentions au contröle des affaires 
publiques ont trouve un fondement plus solide. 

Reconnaissez avec moi, en toute logique, que si 
les droits correspondent a une participation de plus 
en plus accentuee de l'individu aux charges et aux 
responsabilites de la SOciete · civile, On peut et Oll 
doit tirer de cette constatation des raisons justifiant 
actuellement le droit de vote des femmes. 

Plus que dans le passe, les temps actuels obligent 
l' ensemble des citoyens valides et en age de le faire 
a concourir par leur travail a la prosperite generale. 
Sous cet angle aussi, la situation de l'homme et de 
la femme tend vers l' egalite. A quelques exceptions 
pres, exceptions plus frappantes que nombreuses, la 
femme actuelle, dans le menage ou hors du menage, 
fournit un travail clont l'utilite n'est pas inferieure, 
d'une maniere generale, a celle de l'homme. Le temps 

_ des jeunes filles consacrees a la dentelle ou au tricot 
en attendant un mari, le temps des jeunes femmes 
trainant leur oisivete d'un salon a l'autre, ce 
temps-la est revolu. Dans leur menage, dans les 
ecoles, da,ns les bureaux, a l'usine, les femmes 
prennent, a l'egal des hommes, un rude contact avec 
les realites sociales et economiques et, sur ce plan 
aussi, leur situation ne differe pas tant qu'elle 
justifie encore une inegalite politique. 

Ces considerations en prejugent une autre: 
l'inegalite politique des sexes peut-elle se justifier 
par une difference dans l'aptitude a la participation 
a la vie publique? La nature de la femme la rend­
elle moins capable que l'homme d' emettre un avis 
judicieux sur les problemes qui sont soumis aux 
corps constitues ou aux assemblees populaires? 

II serait vain de vouloir repondre a cette 
question en partant d'une comparaison de l'intelli­
gence masculine et de l'intelligence feminine. Tout 

. y serait fonction du sentiment personnel. Une chose 
parait cependant evidente. Une difference de degre, 
rneme si elle existait, ne saurait fonder l'inegalite 
politique tant qu'un critere identique ne sera pas 
utilise pour eliminer de la vie politique les hommes 
a niveau intellectuel inferieur. Et, d'autre part, la 
difference d' orientation de l' esprit en elle-meme ne 
permettrait pas d'exclure la femme du droit devote. 
Si l'on s'accorde a reconnaitre que la femme est 
moins que l'homme tournee vers la speculation, 
vers l' abstraction, on ne lui conteste pas un sens 
pratique plus sur, une meilleure adaptation aux 
choses concretes. Or, c'est bien ce sens qui est le 
plus utile en politique. Pour juger des problemes 
civiques, le point de vue feminin apporterait un 
complement non negligeable a celui de l'homme. 

On· pourrait, en ·revanche, se demander si le 
travail de la femme, ses preoccupations, son röle 
dans la vie, en un mot sa fonction sociale, la destinent 
autant que l'homme au soin des affaires publiques. 

Un jugement objectif sur ce point doit tenir 
compte du fait qu' a !'heure actuelle la femme suisse 
ne beneficie pas de l'initiation politique que le 
citoyen masculin regoit des sa jeunesse. Sa situation 
a cet egard n'est pas sans rappeler la position de 

l'homme lorsque, au siecle dernier, on introduisit le 
suffrage universel. Parmi ceux qui, du jour au lende­
main, furent promus electeurs ou eligibles, bon 
nombre durent avoir quelque peine a s' orienter 
dans les maquis politiques. Ne pensez-vous pas que 
le bagage intellectuel amasse aujourd'hui par les 
femmes a leur entree dans la vie pratique est cer­
tainement superieur aux connaissances possedees 
par l'homme moyen du debut du siecle passe? 
D'autant plus que la femme a passe dans tous les 
secteurs de la vie publique et que, ma foi, elle s'y 
comporte fort bien. 

Sans doute, la vocation la plus naturelle de la 
femme est-elle le mariage et l' education des enfants. 
Mais la mere de famille, meme confinee dans la 
direction de son menage, se trouve, par l' evolution 
des temps, dans une tout autre situation que ses 
a'ieules. Dans les temps anciens, chaque maison 
etait le noyau d'une sorte d'economie autarcique 
ou l'on produisait presque tout ce qui etait neces­
saire a la consommation domestique. Pour remplir 
son röle de menagere, pour faire face aux besoins 
des siens, la femme n'avait, en somme, pas besoin 
de sortir de chez elle. 

Aujourd'hui, la division du travail est poussee a 
un tel point que les activites domestiques produc­
trices vont en decroissant. On ne fabrique plus son 
pain Oll ses etoffes. On les achete. On ne prepare 
plus son bois de feu, le chauffage se faisant par 
b atiment ou meme par bloc d'habitations. L' econo­
mie familiale n' est plus un vase clos et son principal 
agent, dans les relations exterieures, est devenu la 
femme. C' est elle qui, dans le cycle economique, 
constitue le facteur decisif du processus de consom­
mation. La famille, sauf peut-etre a la campagne, a 
disparu comme communaute de production. Elle 
n'est plus qu'une communaute de consommation 
etroitement dependante de J'economie generale et 
representee, dans les relations avec celle-ci, presque 
exclusivement par la femme. 

D'autre part, l'Etat moderne, Etat des services 
sociaux, intervient dans presque tous les domaines 
de la vie. Il cree des institutions, il prend des deci­
sions qui ont leurs repercussions dans le domaine 
qui releve traditionnellement de la mere de famille: 
ecole, services medicaux et hospitaliers, assurances 
sociales, fixation des prix de certaines denrees, etc. 

C' est dire que l' avis de la mere de famille, dans 
toutes les questions politiques qui ont une reper­
cussion sur les realites quotidiennes au milieu des­
quelles elle se debat, ne peut etre neglige. II se 
fonde sur une experience vecue et sur une conscience 
particulierement nette des besoins de la famille et 
des interventions souhaitables de l'Etat dans le 
domaine qui la concerne. 

II existe, il est vrai, une repartition normale des 
fonctions entre l'homme et la femme, lorsque celle-ci 
est mariee, ce qui n'est pas toujours le cas. On peut 
cependant soutenir sans temerite que cette repar­
tition ne depasse pas le cadre de la famille, ses em­
pietements sur le domaine politique etant purement 
accidentels. Dans l' organisation actuelle de la societe 
occidentale, la mere a normalement la charge du 
menage, tandis que le pere, par l'exercice d'une pro­
fession, procure les ressources necessaires a l'entre­
tien de la famille. 
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La vie professionnelle, sans doute, a ete une des 
causes principales du developpement des relations 
sociales et, par la, elle a prepare I' accession des 
hommes a l'activite politique. Mais il serait abusif 
d'en deduire que la fonction professionnelle est une 
justification necessaire et suffisante de la fonction 
politique.. D'une repartition traditionnelle des 
charges farriliales on ne saurait conclure a un ordre 
politique excluant toute participation active de la 
femme. Pour l'admettre, il faudrait au moins etablir 
que cette participation de la femme a la vie politique 
met obstacle a l'accomplissement de ses devoirs 
d'epouse et de mere. Mais la reconnaissance de 
l'egalite politique de la femme dans la plupart des 
pays qui connaissent le suffrage universel a fourni 
la preuve contraire. 

Je me resume en quelques mots. 
Le regime democratique adopte par notre pays 

convient a notre peuple. II n'est toutefois pas 
immuable et doit etre adapte aux conditions de 
notre te:rrps; supposant la participation a la for­
mation de la volonte de l'Etat de tous les elements 
aptes a l'exercice des droits politiques. par leur for­
rration intellectuelle et morale, nous devons re­
connaitre qu' a !'heure actuelle les femmes offrent, 
autant que les hommes et peut-etre plus qu'eux, des 
garanties de maturite civique suffisante. 

Rien ne justifie plus, aujourd'hui, l'inegalite 
politique des sexes. 

Le moment est venu d'accorder le droit de vote 
aux femmes et je vous invite a suivre les proposi­
tions de la majorite de votre commission, en ecar­
tant toute proposition contraire. 

Schuler-Zürich: Das grosse Argument gegen die 
Einführung des Frauenstimmrechtes wird in der 
Schweiz zweifelsohne die Tradition sein. Hat unsere 
Demokratie bisher nicht ganz leidlich funktioniert? 
Was wird sich mit der Einführung des Frauenstir m­
rechtes denn ändern? Nehmen wir damit nicht 
Risiken in Kauf, von denen wir uns heute noch 
keine Vorstellungen machen können? Das sind un­
gefähr die Fragen, die man immer wieder zu hören 
bekommt. Sie sind zum Teil auch in der bisherigen 
Eintretensdebatte aufgeworfen worden. Die Gegner . 
des Frauenstimmrechtes erklären uns, es werde 
nicht besser, es werde höchstens die Zahl der Stimm­
berechtigten verdoppelt und im übrigen der Apparat 
verteuert. 

Genügt aber das Argument der Tradition zur 
Rechtfertigung des Bisherigen in jedem Fall? 
Genügt die Tradition, selbst wenn mit dem Neuen 
ein gewisses Risiko verbunden ist? Ich glaube nicht. 
Das spüren doch wohl auch die Verfechter der These, 
dass man der Tradition zuliebe auf ungewisse Ex­
perimente verzichten solle und bringen deshalb eine 
grosse Zahl von Argumenten gegen das Frauen­
stimmrecht vor. Manche dieser Einwände sind aber 
ausgesprochene „Leichtgewichtler"; so etwa der 
Einwand, die Frauen verfügten nicht über das 
nötige Rüstzeug, oder die Frauen seien anfälliger 
gegenüber Führernaturen. Sogar Hitler wird in die­
sem Zusammenhang zitiert. Mit solchen Argumenten 
sich zu befassen, lohnt sich nicht; denn sie sind längst 
widerlegt, werden aber bestimmt auch in 20 Jahren 
noch in der Diskussion geistern, falls eine solche 
Diskussion dannzumal noch aktuell sein sollte. 

Neben solchen Einwänden gibt es allerdings 
gewichtigere, mit denen man sich auseinander­
setzen muss. Per Saldo aber halte ich dafür, dass 
die Gründe für das Frauenstimmrecht eindeutig 
überwiegen. Das hängt nicht nur mit meinem Jahr­
gang zusammen, obwohl nicht ganz zu übersehen 
ist, dass die Stellungnahme zum Problem des 
Frauenstimmrechtes ein Stück weit ein Generatio­
nenproblem darstellt. Ich möchte Ihnen kurz sagen, 
aus welchen drei Hauptgründen ich für das Frauen­
stimmrecht bin: 

1. Weil sich nach meiner Auffassung auch der 
Staatszweck und der Aufgabenbereich des Staates 
geweitet und damit im Akzent verschoben hat. 

2. Weil sich die Stellung der Frau in der Gesell­
schaft grundlegend verändert hat. 

3. Weil ich eine Verbreiterung der Basis unserer 
Demokratie nicht nur als wünschbar, sondern auf 
lange Sicht sogar als notwendig erachte. 

Inwiefern hat sich der Aufgabenkreis des Staates 
verschoben? Es ist eine Binsenwahrheit, dass wir 
uns in den letzten hundert Jahren vom blossen 
Ordnungs- und Polizeistaat immer mehr zum Wohl­
fahrts-, Wirtschafts- und Sozialstaat entwickelt 
haben. Aufgaben dieser Kategorien nehmen ,heute 
in der Schweiz einen Platz ein, der ihnen mindestens 
die gleiche Bedeutung zukommen lässt wie den 
traditionellen Staatszielen der äusseren Sicherheit 
und der Ruhe und Ordnung im Innern. Wenn man 
gegen eine direkte Beteiligung der Frauen an der 
politischen Willensbildung im Stadium der Staats­
werdung mit Recht den Einwand erheben kann, dass 
die Natur der Frau gegen eine solche Beteiligung 
spreche, so spielt dieser Einwand im heutigen 
Stadium nicht mehr. Im Stadium der Staatsbildung, 
der Staatswerdung, spielen die Unabhängigkeits­
kämpfe, meistens in Form von Kriegen nach aussen, 
und die sehr oft nicht zimperlich verlaufenden 
Auseinandersetzungen um die staatlichen Grund­
gesetze im Innern eine grosse Rolle. Dass die aktive 
Mitbeteiligung an solchen Kämpfen der Natur der 
Frau kaum gemäss wäre, braucht man nicht lange 
darzulegen; aber gegen eine Teilnahme der Frau am 
staatlichen Geschehen in einein Zeitpunkt, wo dieses 
Staatswesen weitgehend konsoldiert ist, wo es im 
Grunde genommen nicht mehr um innere und äus­
sere Kämpfe geht, sondern mehr um die innere 
architektonische Ausgestaltung eines feststehenden 
Staatsgebäudes, lässt sich von der Natur der Frau 
her meines Erachtens nichts mehr einwenden. Dies 
um so weniger, als in diesem Zeitpunkt ein grosser 
Teil der Probleme und Aufgaben, die sich dem Staate 
stellen, von solcher Art sind, dass man zugeben 
muss, dass die Frauen davon mindestens so viel 
verstehen wie wir. Ich denke hier an Sozialversiche­
rungs-Probleme, ich denke an den Familienschutz, 
an Probleme wie Radio, Film, Fernsehen usw. Diese 
Entwicklung darf man nicht übersehen. 

Der zweite Grund, warum ich für das Frauen­
stimmrecht bin; ist die grundlegende Veränderung 
der gesellschaftlichen Stellung der Frau auch in 
unserem Lande oder vielleicht gerade in unserem 
Lande. Darauf ist schon hingewiesen worden; ich 
will mich deshalb hier kurz halten und einfach er­
klären.: Das althergebrachte Ideal der Vorstellung 
von der im Hause waltenden Frau stimmt nicht 
mehr. Man mag es bedauern, aber man kann es nicht 
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ändern. Man braucht kein Gleichberechtigungs­
Fanatiker zu sein, um festzustellen, dass man 
einerseits der Frau immer mehr Aufgaben und 
Pflichten überbunden hat und überbinden musste, 
dass aber anderseits ihre politischen Rechte seit 
über hundert Jahren praktisch dieselben geblieben 
sind. Dass daraus eine Diskrepanz zwischen Rechten 
und Pflichten entstanden ist, die nach einer Korrek­
tur ruft, selbst wenn man nicht von egalitären 
Gleichberechtigungstheorien ausgeht, ist klar. 

Der Einwand, die Frauen hätten ja die Möglich­
keit, indirekt mitzuwirken, genügt nicht, um diese 
Diskrepanz aus der Welt zu schaffen. Wie steht es 
übrigens mit diesem indirekten Mitspracherecht der 
Frau? Zunächst ist zu sagen, dass nicht alle Frauen, 
nicht einmal die verheirateten, bei der ausgesproche­
nen Scheu vieler Schweizermänner, auch nur in den 
Verdacht zu kommen, sie hätten auf ihre Frau ge­
hört, dieses indirekte Mitspracherecht haben. Vor 
allem haben es die alleinstehenden Frauen nicht. 
Unter den alleinstehenden Frauen gibt es viele, die 
für ihre betagten Eltern oder für nichterwerbs­
fähige Geschwister zu sorgen haben. Oder dann vor 
allem jene, die allein für Unterhalt und Erziehung 
von einem, zwei oder mehr Kindern sorgen müs­
sen, unter anderem diese Kinder auch noch zu guten 
Staatsbürgern heranbilden sollten. Warum zum 
Beispiel, soll eine Witwe, die für zwei oder mehr 
Kinder sorgt, für ihre Bildung und berufliche Er­
tüchtigung und schliesslich noch für deren Erziehung 
zu guten Staatsbürgern sich einsetzt, in politischen 
Dingen nicht mitreden dürfen? 

Ein letzter Grund. Ich erachte eine Verbreite­
rung der Basis unserer Demokratie für wünschbar, 
auf die Dauer gesehen sogar für notwendig. Vlir 
klagen immer wieder über schlechte Stimmbeteili­
gung. Auch Herr Gnägi hat gestern erklärt, die 
schlechte Stimmbeteiligung sei zu bedauern. Er 
befürchtet allerdings, mit der Einführung des 
Frauenstimmrechtes werde diese Stimmbeteiligung 
nicht besser, sondern prozentual wahrscheinlich 
noch schlechter. Das mag stimmen, ist aber nicht 
sicher.· Aber es geht doch bei der Stimmbeteiligung 
nicht um ein statistisches Problem, sondern wir 
bedauern die schlechte Stimmbeteiligung deshalb, 
weil dadurch ein Teil der Aktivbürger sich der Ver­
antwortung entzieht und ein immer kleinerer Teil 
für die politischen Entscheidungen verantwortlich 
zeichnet. Haben wir aber das Recht zu bedauern, 
dass nur eine Minderheit die politische V erantwor­
tung tragen muss, solange wir uns darauf kapri­
zieren, die grössere Hälfte der erwachsenen Stimm­
bürger vom Stimmrecht von Verfassungs wegen 
auszuschliessen? Ich glaube nicht. Es kann uns 
sicher nicht gleichgültig sein, wie unsere Jugend 
reagiert. Auch hier hört man immer wieder die 
Klage, unsere Jugend interessiere sich nicht mehr 
für Politik, vielfach sei sie ausgesprochen apolitisch. 
In wessen Händen liegt die Erziehung dieser Jugend 
zum grössten Teil, und zwar heute in stärkerem 
Masse als früher, trotz der teilweisen ausserhäus­
lichen Pflichten der Mütter? Sind es nicht die 
Mütter, auf denen die Hauptlast der Erziehung 
liegt? Der Vater verbringt seine Zeit im Zusammen­
hang ·mit seinem Beruf grösstenteils ausserhalb des 
Heimes. Er hat für die Kinder verhältnismässig 
wenig Zeit. Also muss auch die staatsbürgerliche 
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Erziehung zum grössten Teil von der Mutter ge­
leistet werden. Wie nun aber soll die Mutter in 
einem Zeitalter, indem es eine Rolle spielt, ob sie 
von den Söhnen als für die politische Erziehung zu­
ständicr betrachtet wird, ihren Söhnen diese staats-o . 
politische Erziehung beibringen, wenn sie nach wie 
vor von Verfassungs wegen hierfür als unzuständig 
erklärt ist? Ich glaube, dass wir gerade mit der Zu­
erkennung der politischen Rechte an die Frauen der 
staatsbürgerlichen Erziehung unserer Jugend einen 
Dienst erweisen könnten, und dass wir damit nicht 
nur zu einer zahlenmässigen Verbreiterung unserer 
Demokratie kämen, sondern auch zu einer V er­
tiefung des staatsbürgerlichen Bewusstseins unserer 
Jugend. 

Das sind die Gründe, die mich eindeutig zum 
Befürworter des Frauenstimmrechtes machen. Die 
Gegenargumente können mich in der Auffassung 
nicht erschüttern, dass die Zeit des Frauenstimm­
rechtes gekommen ist. Ich bedaure keineswegs, dass 
die Zeit vorwärts schreitet; ich finde im Gegenteil, 
dass es unsere Pflicht ist, diesem Umstand Rech­
nung zu tragen. Ich bin der Auffassung, wir sollten 
dem Volk Gelegenheit geben, sich zu diesem Pro­
blem in klarer Fragestellung auszusprechen. Also 
in der Form: Frauenstimmrecht, ja oder nein? 
Eine Verkoppelung mit Nebenfragen und Neben­
problemen, wie Erhöhung des Quorums, unter Um­
ständen Reduktion unserer Demokratie auf das 
Wesentliche, möglicherweise auch noch Fragen 
eines eventuellen Stellvertretungsrechtes usw., 
lehne ich ab. Das sind sekundäre Angelegenheiten. 
Wenn die Hauptfrage: Frauenstimmrecht, ja oder 
nein?, entschieden ist, können wir auf die Neben-
fragen zurückkommen. Diesen Weg weist auch die 
Motion Ihrer Kommission. Für heute aber bin ich 
der Auffassung: Wir müssen auf die Vorlage des 
Bundesrates eintreten, und wir müssen der Fassung 
der Kommissionsmehrheit zustimmen, damit das 
Volk Gelegenheit erhält, zur Frage des Frauen-

' stimmrechtes unbelastet von Nebenpunkten Stel­
lung zu nehmen. 

M. Muret: Les arguments et les objections qu'on 
oppose a l'introduction du suffrage feminin out 
quelque chose de particulierement frappant: c'est 
leur extraordinaire inconsistance, c'est leur absence 
de fondernent sur le plan de la raison. 

Car les objections d'aujourd'hui, si elles ne sont 
plus les memes que celles d'il y a un demi-siecle, 
n'ont pas plus de valeur raisonnable qu'a l'epoque 
ou l'on s'opposait gravement au suffrage feminin 
au nom d'une pretendue difference de poids entre 
1e cerveau masculin et le cerveau feminin! Et d'ici 
tres peu d'annees nos enfants trouveront sans doute 
un leger parfum moyenageux aux savants debats 
auxquels le Parlement de la plus vieille democratie 
du monde se sera livre saus rire, dans la seconde 
moitie du vingtieme siecle, sur le caractere de la 
femme, sur sa pensee, sur son sexe, sur sa constitu­
tion pliysique et psychique, sur sa nature plus ou 
moins sentimentale, et ainsi de suite ! 

A l'heure actuelle, <<l'argument>>- et il faut placer 
ce mot entre guillemets - essentiel des adversaires 
du .suffrage feminin est celui qu' on resume en cette 
formule commode et fausse: <<La femme au foyer!» 
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Je ne vais pas reprendre tout ce qui a ete dit a 
cc sujet sur l'evolution du röle de la femme et de la 
famille du point de vue historique, juridique et 
economique. Je voudrais me borner a des constata­
tions de simple bon sens. 

Personne ne conteste le röle fondamental de la 
fcmme en taut que mere, en taut qu' educatrice, en 
tant qu'epouse. Personne ne conteste sou role essen­
tiel au foyer. Personne ne conteste le röle de la 
famille au sein de la societe. Et le Parti du travail, 
je le souligne, l'admet et l'affirme pleinement. Nous 
pensons meme, coutrairement a d'autres, contraire­
ment, par exemple, au message du Conseil federal, 
que loin· de s'acheminer vers une <<desagregation 
croissaute>> de la famille, l'humauite evolue progres­
sivement vers une conception plus elevee, vers une 
conception superieure de la famille, laquelle ne sera 
plus fondee sur des notions d'interet, sur des pre­
occupations d' ordre economique (heritage, affaires, 
etc.), mais qui est appelee a devenir, au stade du 
socialisme et du communisme, l'union d'etres libres 
et egaux, fondee exclusivement sur une eutente 
reciproque, sur des sentiments partages, sur des 
gouts et sur des besoins cornplementaires. 

Mais en quoi clone l'exercice des droits politiques 
par la femme l'empechera-t-il de jouer son röle au 
sein de la famille? Les adversaires du suffrage 

.feminin raisonnent toujours comme si d'un seul coup 
les 2 275 000 fernmes suisses allaient toutes con­
sacrer leur existence entiere a la vie politique, comme 
si elles allaient toutes ensemble entrer aux Cham­
bres, aux parlements cantonaux ou dans les autorites 
communales. 

Or, le bon sens le plus elementaire indique que 
les femmes exerceront leurs droits politiques dans 
les memes conditions, dans les memes proportions 
que les hommes. C'est-a-dire que ce qu'on appelle 
<<la politique>> ne sera, pour !'immense majorite 
d'entre elles, comme elle l'est actuellement pour 
l'immense majorite des hommes, qu'une occupation 
secondaire qui ne prendra qu'uue infime partie de , 
leur temps, de meme qu'elle ne prend aujourd'hui 
qu'une infime partie du temps de la grande masse 
des eitoyens masculins. 

II est clone parfaitement faux, sur le plan con­
cret, pratique, de la vie quotidienne, de pretendre 
que le suffrage feminin porterait prejudice au <<foyer>> 
et que la femme ne pourrait exercer ses droits 
politiques saus uegliger son activite familiale. 

Est-il besoin de faire remarquer, d'autre part, 
qu'il y a en Suisse une moitie des femmes majeures 
qui exercent une activite professionnelle ? Et que 
cette activite professionnelle est, par la force des 
choses, autrement plus absorbante que le depöt 
intermitteut d'un bulletin de vote dans l'urne ou 
meme que la participation, une ou deux fois par an, 
a une assemblee electorale? Or, on n'a pas encore 
remarque que cette circonstance ait entraine la 
disparition de la famille dans notre pays. Et pour­
tant, si o,n ecoutait les adversaires du suffrage 
feminin, il faudrait logiquement renvoyer a_u plus 
vite ces 850 000 femmes a leur foyer. Ils savent 
eux-memes que c'est materiellement impossible. 

Faut-il ajouter encore qu'il n'y a en Suisse que 
40% de femmes mariees? En quoi les autres - et 
en particulier le demi-million de femmes majeures 
qui sont celihataires - pourraient-elles, de toute 

fagon, porter prejudice au foyer qu'elles n'ont pas 
en exergant leurs droits politiques ? 

On feint de s'alarmer devant les affreux conflits 
qui, predit-on, vont resulter de divergences politi­
ques au sein de la famille. Mais on ne renonce pas 
au droit de vote masculin parce qu'il y a ou parce 
qu'il pourrait y avoir des discussions politiques entre 
freres d'opinions differentes ou entre pere et fils, ou 
entre oncle et neveu. Souhaitons seulement qu'il n'y 
ait jamais dans un menage de sources de conflits 
plus mesquines ou plus sordides que des divergenees 
politiques ... 

Les adversaires du suffrage feminin se lamentent 
aussi - on me permettra de dire que ee n'est pas 
sans une bonne dose d'hypoerisie - a l'idee que la 
femme va se <<gater>> en se melant a la lutte politi­
que. II est tout de meme singulier de ne voir invo­
quer une eonception aussi ideale et aussi etheree de 
la Femme, avee une majuscule, que lorsqu'il s'agit de 
lui eontester et de lui refuser ses droits les plus 
elementaires ! Parce qu' enfin, nombre de ceux qui 
pretendent ainsi vouloir proteger la femme eontre 
les promiscuites avilissantes de la lutte politique 
ne se preoccupent pas beaucoup d'elle lorsqu'elle est 
<<gatee>> par la lutte pour la vie, par les salaires de 
misere, par les travaux penibles, par l'insuffisance 
des assurances sociales, par une protection incom­
plete, par les inegalites flagrantes clont elle est vic­
time sur le plan professionnel, sur le plan juridique, 
sur le plan social ! 

Lors du debat au Conseil des Etats sur le projet 
gouvernemental, il s' est trouve un distingue repre­
sentant du canton d' Argovie qui a eu le merite de 
rassembler dans son intervention et de concentrer 
en quelque sorte toutes les especes de faux motifs et 
d' arguments irrationnels qui sont a -Ia base de l' oppo­
sition au suffrage feminin, y compris - chose admi­
rable - le <<travail supplementaire>> qu'imposerait le 
suffrage feminin a la malheureuse femme suisse ! 
Et cet honorable conseiller aux Etats, M. Stöckli, 
evoquant avec angoisse les som:bres perspeetives 
d'une participation des femmes et des filles d' Argo­
vie aux passions communales dechainees de son 
canton, conclut par cette exclamation pathetique 
et significative: << Que Dien nous garde, nous autres 
Argoviens, des consequences d'une telle extension 
de la democratie.>> (<< Gott behüte uns Aargauer vor 
den Folgen einer Ausweitung der Demokratie in der 
vorgeschlagenen Richtung!>>) 

Ainsi, tout en admettant bel et bien que le suf · 
frage feminin est une extension de la democratie, 
done une question d' equite et de justiee, il supplie 
le ciel d'empecher sa venue! On ne saurait demon· 
trer plus gentiment combien l'attitude de refus du 
droit de vote des femmes est depourvue d'element 
raisonnable et raisonne. 

C'est qu'en realite, ee refus ne revet plus, ·a 
!'heure actuelle, qu'une seule forme: eelle d'une 
opposition eonfuse, sentimentale, saus fondement 
justifiable, irraisonnee, fondee sur de vieux pre­
juges, sur de vieilles deformations, sur la erainte 
instinetive de troubler d'aneiennes habitudes trcip 
bien prises. 

Et c'est pourquoi il est en fait si difficile de dis­
cuter serieusement et valablement du probleme. 
Dans le canton de Vaud, par exemple, lorsque la 
question du droit de vote des femmes en matiere 
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communale a ete soumise a la votation populaire 
en Hl51, ses adversaires ont fait placarder une affi­
che illustree qui representait tout simplement des 
hommes a t.tables dans un cafe devant un << demi >> et 
qu'une femme irascible, debout devant eux, mena­
c;ait du doigt! C'est a cela et rien qu'a cela quese 
reduisait clone finalement la noble notion de la pro­
tcction de la fomille et de la femme ange gardien 
du foyer ! La demonstration manquait decidement 
de grandeur ... 

Le fait est que nous vivons encore sous le regime 
de la civilisation masculine qui consacre depuis 
des siecles la domination ou la predominance de 
l'homme sur la femme. Elle a eu sans doute sa raison 
d'&tre historique. Mais elle est aujourd'hui en retard 
sur l' evolution de la societe, sur le developpement 
de la production, sur les mceurs et sur les idees, 
sur les nouvelles necessites sociales. 

Il cst certain que d'importants progres ont etc 
accomplis en Suisse - davantage du reste dans cer­
tains cantons que sur le plan federal - du point de 
vue de l'egalite des droits entre les deux sexes, mais 
il n' en demeure pas moins qu' a nombre d' egards et 
dans des domaines decisifs, la femme suisse reste 
maintenue dans un etat d,'inferiorite indiscutable 
par rapport a l'homme. 

Sur le plan du droit civil, on peut en citer une 
serie d'exemples. C'est le mari qui, a l'exclusion de 
la femme, est le chef de l'union conjugale (art. 160 
Code civil). C'est le mari qui represente celle-ci et 
qui peut meme retirer a la femme, pratiquement 
sans contröle, les pouvoirs de representation res­
treints clont elle dispose (art. 162-164). Dam le 
domaine de l'education des enfants, a defaut d'en­
tcnte entre les parents, ce n'est pas la «fernme au 
foyer>>, mais bien le mari qui tranchel (art. 271i). La 
femrne ne peut exercer de profession ou d'industrie 
qu'avec le consentement du mari. Et, au surplus, 
elle ne peut passer outre a un refos qu' en prouvan t. 
devant le juge que l'exercice de sa profession est 
commande non pas par son interet propre, rnais par 
celui de la famille (art. 167). Quant au regime matri­
monial legal, il fait du mari un veritable patron. 
C'est le mari qui est le proprietaire et l'administra­
teur des biens matrimoniaux. Meme les revenus de 
la femme et les fruits de ses apports deviennent Ja 
propriete du mari. A la dissolution du mariage ou 
au deces d'un des conjoints, le mari ou ses heritiers 
ont droit aux deux tiers du benefice (parce qu'il doit 
y avoir un benefice dans. cette entreprise qu'est le 
mariage <<bourgeois>> ... ), la femme a un tiers (arti­
cles 195, 200, 214), etc., etc. 

Passons a la condition des tres nombreuses 
femmes qui exercent une activite professionnelle et 
plus particulierement a la condition des salariees. 
Le message du Conseil federal fixe leur nombre 
total a 640 000 pour 1950, c'est-a-dire a plus du 
tiers des femmes majeures. Mais si l'on se fonde sur 

· 1es donnees plus recentes de l' A. V. S., on constate 
que c' est a 850 000 dej a que ce chiffre s' est eleve 
en 1956, ce qui represente une augmentation de plus 
de 30% en l'espace de 6 ans. Et il est plus que pro­
bable, contraireroent a certaines considerations, que 
cette evolution va s'intensifier encore. 

Or le principe << a travail egal salaire egal» est 
tres loin d'etre applique en Suisse. Eton se souvient 
que c'est pour cette raison que la Confederation n'a 
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pas pu rat.ifier Ja conven Lion de l'Organisation in tcr­
nationale du travail sur l'egalite de rcrnuneration 
entre rnain-d'muvre masculine et rnain-d'muvre 
feminine. En effet, lcs salaires des femmes, pour un 
travail egal, sont inferieurs de 25%, de 30%, de 
40% et mcme davantage a ceux des hommes. 
L'ouvric1°e, l'employee de hanquc, Ja vendeuse, l'ins­
titutrice sont ainsi moins remunerees, souvent clans 
une proportion considerable quc lcurs collegues mas­
culins, pour des prestations de meme valeur. Et 
cela sans parler des salaires derisoires et scandalenx 
d'innombrables travailleuses a domicile. 

Il faut relever que cette difference de traitemen1. 
regne notammerrt avec rigueur au sein de l'adrninis­
tration federale. Des dispositions reglementaires, 
des normes diverses y placent, entre autres, syste­
matiquement, les ·femmes dans ]es classes les plus 
basses et les empechent· d'en sortir pour acceder il 
des fonctions superieures. 

D'une fa<;;on tres generale, et tout en tenant 
compte d'heureuses exceptions, on doit constater 
enfin que, du point de vue de la formation profes­
sionnelle, la femrne se voit destinee d'emblee il -des 
fonctions qui sont de preference d'ordre subalterne. 

On ne saurait, en resume, trop insister sur Ja 
lourde inferiorite de traitement clont la femme sala­
riee est encore l' objet en Suisse sur le plan profes­
sionnel et sur celui de la remuneration du travail. 

Et enfin, il est necessaire de faire allusion a une 
question qu'on oublie trop souvent, celle des fem­
mes seules. En effet, s'il est par definition une situa­
tion clifficile, meme dans notre petit pays, dans nos 
petites villes, dans le caclre de notre vie publique 
saus vastes remous, c' est bien celle de la femmc 
isolee, et plus encore lorsqu'elle a eharge d'enfants. 
La femmc seule, saus protection, sans appui, clont 
les ressources sont modestes et qui, au surplus, n'est 
meme pas une electrice - car cela compte, qu-'on le 
veuille ou non, dans un tel cas - est celle qui trouvc 
devant elle le plus de portes fermees, qui rencontre 
le plus d'indifference, qui se heurte aux plus lourdes 
difficultes. C'est si vrai quc c'est devenu une sorte 
d' axiome: « Que voulez-vous qu' elle fasse?, dit-on, 
c' est une femmc seule ! >> 

Or, en 1950, d'apres les statistiques officielles, 
on comptait en Suisse, sur 1 735 000 fernrnes majcu­
rcs, le nombre consiclerable de 722 000 femmes seu­
les, clont 465 000 celibataires, 212 000 veuves, 
45 000 divorcees, ce qui represente plus de 41 %, Et 
si l'on se livre au meme calcul pour les femmes de 
18 ans et plus, on obtient une proportion de 44% 
de femmes seules. C'est dire toute l'importance du 
probleme. 

11 est bien entendu que ce n'est pas l'introduc­
tion du suffrage feminin qui, a elle seule, permettra 
de remedier a cet ensemble de de:fauts ni de mettre 
un terme final aux inegalites juridiques, sociales, 
professionnelles clont la femme est victime. Ce serait 
s'abandonner a une illusion que de le supposer. 
Mais il est incontestable, par contre, qu'elle pourra 
largement et efücaceroent y contribuer. Il est bien 
evident que la seule entree en vigueur du droit cle 
vote des femmes permettra - ou meme imposera -
l'etude d'une serie de questions, qu'elle accelerera 
la solution de divers problemes, qu' elle forcera 
l'attention sur certains clomaines. Les femmes se 
preoccuperont necessairement de la protection de 
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la mere et de l' enfant, du developpement des creches 
et des jardins d' enfants, des allocations familiales, 
du logement, etc. Et il n'est pas interdit de penser 
que, peut-etre, l'assurance-maternite aurait deja 
trouve une solution si les femmes etaient electrices ... 

. Mais en dehors de ces considerations et avant 
toute autre chose, il y a trois raisons determinantes 
pour lesquelles le Parti du travail s'est toujours 
prononce, et continue a se prononcer, en faveur de 
l'introduction du droit de vote des femmes. 

C'est tout d'abord parce qu'il s'agit pour lui 
d'une question de justice et d'equite. II est inconce­
vable, en effet, que lorsqu'un jeune homme de 20 ans 
possede ses droits politiques, celle qui l'a concu, qui 
l'a mis au monde, qui l'a nourri, qui l'a eleve ne 
soit pas au moins son egale en droit. II est inconce­
vable, au XXe siecle, que le seul fait d'appartenir 
a un sexe different puisse faire d'un homme un 
citoyen libre et d'une femme une mineure. 

C'est ensuite parce que l'introduction du suf­
frage feminin permettra d' elever le niveau d'une 
democratie qui n' est encore que partielle et incom­
plete. Parler de suffrage universel tant qu'il ne 
s'etend pas aux femmes est un non-sens. Obliger 
les femmes a payer des impots sans leur donner le 
droit devote, ce n'est pas autre chose qu'une trahi­
son de la democratie dans un pays ou le citoyen actif 
a le droit de decider lui-meme du regime fiscal. Un 
ordre social democratique ne peut pas, aujourd'hui, 
ne pas reconnaitre aux femmes, dans les faits, le 
droit de participer directement a la vie politique, 
a l'elaboration des lois, a l'administration des affai­
res publiques. 

Et enfin, la troisieme raison qui determine 
l'attitude du Parti du travail, c'est qu'il s'agit d'ac­
complir un progres politique et social qui est inse­
parable du developpement meme de la societe 
humaine. Qu' on · le veuille ou non, que d' antiques 
prejuges s'y opposent ou pas, la femme suisse con­
querra tot ou tard ses droits politiques comme les 
femmes de l'ecrasante majorite des autres Etats 
dans le monde ont dej a conquis les leurs. II n' est 
au pouvoir de personne de les en empecher. Ce sont 
les lois de l'histoire, les lois de l'evolution sociale qui 
l'imposeront et qui, du reste, ont dej a largement 
commence a l'imposer. Vouloir freiner ce mouve­
ment est non seulement vain, c'est commettre la 
faute de s'opposer a la marche irresistible du progres 
humain. 

Nous voterons clone les propositions du Conseil 
federal et de la majorite de la commission. Nous 
nous rallierons egalement a la proposition de la 
majorite de ne pas augmenter le nombre des signa­
tures requises pour le referendum et !'initiative. 
Ceci parce qu'il est necessaire, a notre avis, que le 
peuple Iie se prononce, lors de la votation a venir, 
que sur la seule question de principe de l'introduc­
tion du suffrage feminin. Ce serait une erreur que 
de Iui soumettre en meme temps un autre probleme. 
Lorsque sa volonte sera connue sur l'objet precis 
du droit devote des femmes, il sera toujours temps 
de revenir, comme le demande la motion de la com­
mission, sur le nombre des signatures a prevoir. Le 
Parti du travail votera l'entree,en,matiere et le projet. 

M. Chamorel: Les partisans et les adversaires du 
suffrage feminin se jettent a la tete un certain 

nombre d'arguments, qui sont toujours les memes, 
et qui ont ete dej a abondamment discutes. 

Je ne reprendrai pas ici ces arguments, pour les 
combattre ou pour les invoquer. J'ai la conviction, 
en effet, qu'ils ne jouent dans le debat qu'un röle 
tout a fait secondaire et que ni les uns ni les autres 
ne sont determinants. 

Peu importe, en effet, que, selon les uns la femme 
doive avant tout se consacrer a son foyer et a ses 
enfants, du moment qu'une quantite de femmes ne 
sont pas mariees et n' ont, par consequent, ni en­
fants a elever, ni foyer a garder. Peu importe egale­
ment que, selon les autres, la femme d'aujourd'hui 
soit emancipee et qu'elle participe a la vie profes­
sionnelle au meme titre que les hommes. II convient 
de ne pas generaliser et cet etat de choses est encore 
bien loin de constituer chez nous une regle absolue. 
Peu importe, enfin, qu'aux dires des adversaires du 
suffrage feminin la femme ne soit pas mure pour 
I' exercice des droits politiques. Cela est vrai sans 
doute de la plupart des femmes mais, a l'epoque, 
c'etait aussi le cas de la plupart des hommes, et a 
}'heure actuelle encore nombre d'entre eux pour­
raient donner lieu a la meme observation. 

La question ne saurait etre resolue a l'aide de 
considerations de ce genre ou de donnees statis­
tiques. En realite, le probleme est ailleurs: il est dans 
l'idee qu'on se fait, dans la conception que l'on a 
de la vie, des mreurs et de la vocation humaine. 
Aux yeux des uns, les hommes et les femmes obeis­
sent a un destin qui n'est pas identique, mais bien 
complementaire. Chacun d'eux, par consequent, a 
ici-bas sa mission a remplir. Pour les autres, au con­
traire, de telles conceptions appartiennent a des 
temps revolus. Ceux-la appellent de leurs vreux de 
nouvelles formes sociales, vers lesquelles nous sem­
blons d'ailleurs nous acheminer et ou, toutes bar­
rieres abolies, on verra les hommes et les femmes, 
telles des fourmis superieures, accompli.r cote a cöte 
des besognes identiques, dans un monde livre au 
collectivisme integral. 

Je n'entends pas prendre parti dans cette contro­
verse et me faire ici le champion des conceptions 
traditionnelles ou des idees nouvelles qu' on veut 
leur opposer. J'entends simplement souligner que 
c'est la, a mon avis, que git le veritable probleme. 
Ce probleme est, au fond, d'ordre moral, philoso­
phique, je dirai meme religieux. Chacun le resout 
des lors a sa maniere, d'apres ses convictions person­
nelles et intimes. C'est pourquoi la question souleve 
et soulevera toujours d'interminables discussions. 

Cela dit, il me para:it necessaire de dire ici quel­
ques mots de l' argument numero un des feministes, 
cet argument qu' on nous ressasse a· loisir et qui 
consiste a invoquer l'exemple de I'etranger. On nous 
dit: <<Le suffrage feminin a ete introduit dans la plu­
part des Etats, en Europe et.ailleurs; non seulement 
il existe chez nos proches voisins, mais de jeunes 
Etats, tels que I' Inde, les Philippines ou le Pakistan 
l'ont introduit a leur tour. Et la Suisse demeure 
seule refractaire, en compagnie de I' Arabie Seoudite 
et du Nicaragua.>> Et c' est tout juste si I' on ne nous 
represente pas la chose comme un opprobre et une 

. honte, comme une tache dans notre honneur na -
tional! 

Rien n'est plus artificiel que cette facon de pre­
senter les choses. II faut rappeler tout d'abord que 
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si le suffrage feminin n'a pas reussi jusqu'ici a s'im­
planter: en Suisse, c'est parce qu'il s'est heurte a des 
obstacles d' ordre politique et constitutionnel qui 
existent chez nous, et qui n'existent pas ailleurs. 
Mais ensuite et surtout, il ne faudrait pas oublier 
que pour etre significatives et valables, les institu­
tions doivent refleter reellement un certain etat des 
mceurs. Une republique negre peut instituer le suf­
frage feminin, elle n'en restera pas moins une repu­
blique negre. Tandis que la Suisse a multiplie les 
signes et les preuves de sa maturite politique, alors 
meme que les femmes n'y votent pas. 

Des lors, et si nous sommes demeures plus at­
taches qu' ailleurs a certains modes de vivre ou de 
penser, je ne vois pas qu'il y ait la quelques chose 
de honteux ou de deshonorant. Nous avons d'autant 
moins de raison d' en rougir que la condition des 
Suissesses, que je sache, n'est certainement pas infe­
rieure a celle des autres femmes, meme si cette con­
dition n'est pas assortie du titre d'electrice. La ou 
ce titre est decerne, d'ailleurs, il ne recouvre souvent 
qu'une realite fort mince; il est meme parfois pure­
ment illusoire. Mieux vaut dans certains cas etre 
l'elue d'un seul homme que celle de 20 000 elec­
teurs, et jene donnerais pas les droits d'une Suissesse 
qui ne vote pas contre ceux d'une electrice des pays 
satellites, par exemple. Peu importe, par consequent, 
ce qui se fait a l'etranger. Ce qui iniporte, c'est de 
savoir si, chez nous, etant donne nos institutions 
particulieres, notre fagon de vivre et nos mceurs, il 
serait normal aujourd'hui que les femmes aient le 
droit de vote. Une chose en tout cas est certaine, 
c' est que la question se pose, qu' elle se pose meme 
depuis longtemps, et que l' on ne saurait tarder 
davantage a la soumettre au vote du peuple et des 
cantons. La reponse sera probablement negative, 
mais elle nous fournira d'utiles indications sur l' etat 
de l' opinion: la ou le suffrage feminin aura reuni 
une imposante majorite, il faudra l'introduire dans 
la commune ou le canton; et dans les regions ou il 
se heurtera a une forte opposition, la preuve au 
moins sera faite que la, en tout cas, il ne repond 
pas plus a un desir qu'a une necessite. C'est dans ce 
sens et dans cet esprit que, pour ce qui me concerne, 
je voterai le projet du Conseil federal. 

Apres ces considerations d' ordre general, per­
mettez-moi maintenant de formuler quelques re­
serves sur un point particulier: il s'agit du droit de 
vote des etrangeres qui acquierent la nationalite 
suisse par l'effet du mariage. Le Conseil federal s'est 
preoccupe de cette question. Tout en declarant que 
celle-ci releve davantage de la loi d'application que 
du texte constitutionnel, il nous a laisse entrevoir 
cependant la solution qu'il envisage de lui donner. 
Cette solution consiste a imposer un delai d'attente 

. a ces nouvelles compatriotes, mais cela pour l'eligi­
bilit6 seulement, et non pour le droit de vote et pour 
le droit d'elire. Je ne saurais en aucune maniere me 
declarer d'accord avec une telle reglementation. Je 
ne vois pas, en effet, ce qui peut justifier cette dis­
crimination dans l' exercice des droits politiques; et 
je ne vois pas non plus pourquoi on autoriserait en 
pareil cas l'exercice immediat d'une partie de ces 
droits. Le Conseil federal fonde sa maniere de voir 
sur le fait que, d'apres lui, les electrices de cette cate­
gorie ne representeront qu'une tres faible partie du 
corps electoral: -leur contingent annuel serait de 

l'ordre de 5000, ce qui ne represente guere qu'une 
proportion de 2 pour 1000. Or, ce qui importe dans 
le cas particulier, ce n' est pas le contingent annuel 
de ces nouvelles electrices mais bien le nombre total 
qu'elles atteindront durant la periode d'adaptation. 
Si l'on admet que cette periode doit etre d'une duree 
egale a celle qui est imposee en cas de naturalisation, 
c' est environ 60 000 electrices d' origine etrangere, 
soit une proportion superieure au 5% des femmes 
exergant le droit devote qu'il nous faut prendre en 
consideration. Et cette proportion est encore plus 
forte si l'on tient compte des Suissesses qui, durant 
la meme periode, auront inversement perdu leur 
qualite de citoyennes par suite de leur mariage avec 
un etranger. Comme ces electrices, au surplus, ne 
seront pas reparties d'une fagon uniforme sur le terri­
toire de la Confederation, il pourra fort bien arriver 
qu'ici ou la, dans tel canton ou dans tel autre, elles 
constituent une partie nullement negligeable du 
corps electoral. 

A eux seuls, messieurs, ces chiffres sont de na­
ture a faire reflechir. Mais ce qui me parait surtout 
determinant, ce n'est pas le nombre de ces electrices. 
C'est la question de principe que souleve leur partici­
pation immediate et soudaine a la vie publique de 
notre pays. II n'est pas admissible qu'au lendemain 
de son mariage avec un Confedere, une etrangere qui 
n'a jamais vecu chez nous puisse d'emble.e y exercer 
le droit de vote. Pour acquerir c~ droit, les hommes 
d'origine etrangere doivent remplir, eux, toute une 
serie de conditions: ils doivent etre fixes dans le pays 
depuis douze ans au moins, ils doivent franchir 
ensuite le triple cap de l'autorisation federale, de 
l'agregation a la bourgeoisie et de l'octroi du droit 
de cite cantonal. Et lorsqu'ils arrivent au bout de 
ces formalites longues et couteuses, il leur arrive 
parfois d' essuyer un echec. 

Personne, messieurs, n'a jamais conteste la legiti­
mite de ces diverses precautions, qui sont d'ailleurs 
indispensables. 11 ne saurait etre question, par ail­
leurs, de donner sans autre formalite le droit devote 
aux etrangers qui ont epouse des Suissesses. Et pour­
tant, une telle mesure ne serait pas plus illogique que 
celle ~ laquelle le Conseil federal se propose de 
recourir. 

11 me parait necessaire que le gouvernement 
veuille bien nous donner des maintenant a ce sujet 
des assurances formelles. La question revet, en effet, 
une certaine importance, et il serait regrettable 
qu'apres avoir vote l'article constitutionnel nous 
soyons exposes a avoir des surprises sur ce point. 

Präsident: Die Rednerliste ist damit erschöpft. 
Herr Leuenberger verzichtet auf das Wort, in der 
Annahme, dass die Meinungen gemacht seien und 
nicht mehr sehr viel Neues beizufügen sei. 

Bringolf-Schaffhausen, Berichterstatter: Ich 
danke allen, die sich an der Diskussion beteiligt 
haben, vor allen Dingen den Herren Wiek, Rohr und 
Hackhofer, das heisst also jenen Herren, die sich für 
Nichteintreten aussprachen, weil sie durch ihre 
Haltung und durch ihr Votum dem Rate Gelegen­
heit gaben, sich auch mit den ablehnenden Auf -
fassungen auseinanderzusetzen. Ich selbst habe 
keine geschichtlichen und rechtsphilosophischen 
Betrachtungen mehr anzustellen. Die Dis-
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kussion hat das erschöpfend besorgt. Es ist tatsäch­
lich so, dass es schwierig wäre, zu der Häufung von 
teilweise guten, manchmal sogar ausgezeichneten 
Argumenten Neues beizutragen. 

Wenn ich also noch einige Bemerkungen mache, 
so erheben sie nur den bescheidenen Anspruch, 
allgemeiner Natur zu sein. Ich bin immerhin über­
rascht, dass die Herren, die Eintreten ablehnen, die 
Mitglieder unseres Rates und die StimmberecJi­
tigten unseres Volkes, beinahe, nicht vollständig, 
sich in zwei Gruppen aufteilen. Nach ihrer Auf­
fassung sind alle diejenigen, die für Eintreten sind, 
die für eine Entscheidung über den Verfassungs­
artikel plädieren, die für die politische Gleichberech­
tigung der Frau überhaupt sich einsetzen, nicht 
in der Lage, das Gefühlsleben der Frau, ihr tieferes 
und tiefes Wesen, ihre besondere Eigenart und des­
halb auch ihre besondere Stellung in unserem Lande 
zu begreifen. Ich würde auch zu denen gehören, die 
gar kein oder zum mindesten nur ein begrenztes 
Verständnis für die Feinheit, für die Zartheit, für 
die Tiefe der Gemütsveranlagung der Frau be­
sitzen; im Gegenteil, ich würde also, wenn ich recht 
verstanden habe, zu denen gehören, die brutal und 
rücksichtslos die Frau aus ihrer, ich möchte fast 
sagen traumhaften Stellung in unserem Lande 
herunterreissen wollen in die Tiefen der Politik, in 
den Sumpf der eidgenössischen Alltäglichkeit, in 
all das, was wir Männer täglich und stündlich sozu­
sagen als ein fast etwas übles und schmutziges Hand­
werk betreiben. Sie werden sagen, das sei leicht 
übertrieben. Aber als ich unsern verehrten Kol­
legen Wiek hörte, ist mir die ganze Romantik des 
19. Jahrhunderts erschienen, die Romantik, die 
an Schiller und seine wunderbaren Verse über 
die Frau und ihre Rolle im Hause und ausser­
halb des Hauses, die an Goethe, den alten wie den 
JU~gen, aber mehr noch den alten Goethe 
ermnert, die an Heinrich Heine und seine 
schmerzlichen Lieder erinnert, von einem uns 
allen einst besonders sympathischen Gefühlsüber­
schwang, die aber auch erinnert an die Ro­
mantiker des 19. Jahrhunderts überhaupt, also 
an eine Zeit, da wir noch nicht in der Lage 
waren, wenn wir nach Hause kamen, den 
elektrischen Schalter zu drehen, um Licht zu haben, 
den elektrischen Schalter zu drehen, um den Koch­
herd eingeschaltet zu haben, oder da wir auch noch 
darauf verzichten mussten, mit Vehikeln, wie die 
Motorisierten es sind, in der Welt herumzufahren, 
gar nicht zu reden von dem Fehlen anderer wich­
tiger Institutionen und Einrichtungen der Zivili­
sation, auf die wir heute nicht mehr verzichten 
können. Da habe ich niir natürlich · in der 
vergangenen Nacht ernstlich an die Brust geklopft 
und mir gesagt: Du bist doch wahrscheinlich schon 
ganz tief hinabgestiegen in die Abgründe unseres 
eidgenössischen Alltags, und vielleicht findest du den 
Weg gar nicht mehr hinauf in die Höhen, in die uns 
die Gegner des Eintretens führen wollen! Aber dann 
habe ich wieder ein anderes Bild vor meinen Augen 
gesehen, besonders als ich an das Wort unseres ver­
ehrten Kollegen Herrn Rohr dachte, der von der 
königlichen Frau und ihrer heutigen Stellung in 
unserer Gemeinschaft sprach. Ich sah einige könig­
liche Frauen - nicht nur Direktionssekretärinnen 
(Heiterkeit)-, aber ich sah Frauen, die in der Eisen-

industrie arbeiten und die in der Mittagspause von 
der Arbeit an Gesicht und Händen geschwärzt 
sind, weil sie neben den Gussputzern arbeiten; 
Frauen, die zu Hause Mütter sind, die Kinder 
haben, die ich verehre, die aber leider nicht 
darauf verzichten können, neben ihrem Manne bei 
harter Arbeit mitzuhelfen, ihr Brot zu verdienen. 
Ich sah Frauen, die den Königinnen als Wasch­
frauen dienen, vielleicht weil man noch nicht in der 
Lage war, eine moderne, bequeme Waschmaschine 
anzuschaffen, weil man es noch vorzieht, dass 
Waschfrauen und Spettfrauen zu Diensten stehen 
gegen einen bescheidenen Lohn. Ich sah Frauen, die 
mit Lauge und Bürste Bauten reinigen, öffent­
liche Gebäude in Ordnung halten, wenn wir nach 
Arbeitsschluss die Büros verlassen und nach Hause 
gehen, zu unseren Frauen, zu den Königinnen un­
serer Herzen. Denken Sie doch auch ein bisschen 
daran, dass mit der Romantik allein das Bild der 
Realität unserer Zeit nicht erfasst wird. 

Ich würde mich ja freuen, wenn es so wäre, dass 
alle Männer unseres Landes - ich sage alle, gleich­
gültig ob sie Anhänger oder Gegner des Frauen­
stimmrechtes sind - nach dieser Debatte hier im 
Nationalrat dafür eintreten wollten, nicht nur in 
ihrem eigenen Familienkreis ( das nehme ich ohnehin 
an, und daran zweifle ich nicht im geringsten), son­
dern auch ausserhalb dieses Kreises, dass die Männer 
unseres Landes ihre Frauen immer und zu allen 
Zeiten so behandeln, als ob sie - die Männer -
geborene Gentlemen wären, dass sie den Frauen nie 
und zu keiner Zeit ein Unrecht tun, sondern immer 
Verständnis haben für ihre schwierige Lage, ihre 
Aufgabe und ihre Arbeit innerhalb und ausserhalb 
des Hauses und sie vor allen Dingen nie etwa -
entschuldigen Sie den Ausdruck - dadurch herab­
würdigen, dass sie sich abends von zuhause verab­
schieden, um ihrem Spiel, dem landesüblichen Jass, 
nachzugehen und die Frau zuhause mit den Kindern 
sitzen lassen; dass diese Männer aber auch nie 
irgendwo dabei sind, in Stadt oder Land, wo über 
die Frauen leicht abfällige, leicht humoristische 
oder leicht verletzende Bemerkungen gemacht 
werden, deshalb nämlich, weil diese Männer alle 
Gentlemen sind und das nicht ertragen, weil sie 
eben die Frauen schätzen, achten und ehren. 

Sehen Sie, man sollte meines Erachtens einige 
derartige Schlussfolgerungen aus einer solchen De­
batte ziehen, und man sollte eine leichte Gewissens­
erforschung vornehmen und sich dann vielleicht 
fragen: Habe ich wirklich das Recht, in dieser Art 
und Weise Stellung zu nehmen (gleichgültig ob 
dafür oder dagegen) ? Wenn man dann vor seinem 
eigenen Gewissen diese Frage bejahen kann, um so 
besser, um so erfreulicher. Dies einige allgemeine 
Bemerkungen. 

Darf ich noch eine kleine Bemerkung anbringen 
zu den begreiflichen und für mich verständlichen 
Ausführungen unseres geschätzten Kollegen Oder­
matt, als besorgter Angehöriger und Vertreter eines 
Landsgemeindekantons? Ich bemühe mich, Ver­
ständnis zu haben, aber ich muss leider Herrn Oder­
matt sagen: Seine Meinung, wonach die Lands­
gemeinde keine Änderung ihrer heutigen Struktur und 
ihres heutigen Wesens verträgt, lässt sich doch wohl 
kaum mit unserer Zeit und mit der Entwicklung 
vereinbaren. Ich bemühe mich auch, obwohl ich 
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nicht aus einem Landsgemeindekanton stamme und 
mir das vielleicht etwas schwerer fällt als Herrn 
Odermatt, die Gefühle und die traditionellen 
Empfindungen des Vertreters eines Landsgemeinde­
kantons zu verstehen. Aber auch vor den Lands­
gemeindekantonen hält die Zeit nicht still; ob in 50 
oder 100 Jahren die Landsgemeindekantone noch 
immer den Frauen die politische Gleichberechtigung 
verweigern können, ist eine ganz andere Frage. 

Schauen Sie doch unsere heutige Jugend an. 
Sie ist nicht schlechter und nicht besser als die 
Jugend zu allen Zeiten; Ich würde in dieser Be­
ziehung alle anderen Feststellungen, Behauptungen 
oder Klagen ablehnen. Aber wenn ich so über Land 
gehe (nicht nur in den Städten) muss ich doch zu­
geben, dass unsere jungen Mädchen vom 14. Alters­
jahre an (ich rede jetzt gar nicht von den jungen 
Knaben) sich ganz anders kleiden, als das der Fall 
war, als wir 14 oder 15 Jahre alt waren. Wenn rein 
äusf:lerlich in der Bekleidung und der Frisur, der 
Art und Weise des Sichgebens in unserer Zeit, als 
wir 14-, 15- oder 16jährig waren, der Widerspruch 
zwischen jung und alt so gross gewesen wäre, wie 
er heute ist, so wäre - davon bin ich überzeugt -
durch unser Land ein Klagelied über die „ Ver­
derbnis der Jugend" gegangen. Keine Rede von 
einer Verderbnis, die Jugend ist durch die Zeit 
und die Entwicklung anders geworden. Wenn 
heute in einer Familie, deren Vater und Mutter 
ehrenwerte Bürger sind und die Tradition hoch­
halten, die Tochter in Hosen und mit einem 
Rossschwänzli antritt, dann erschrickt niemand 
mehr in der Familie, während man vielleicht 
früher erschrocken wäre; und wenn sie mit einem 
Klämmerlisack herumläuft, findet man das durch­
aus in Ordnung. Man sagt sich höchstens, das hätten 
wir in unserer Jugend wahrscheinlich nicht getan; 
aber die Zeiten haben sich geändert. Wenn unsere 
Jungen besser Bescheid wissen über die Automarken 
als wir Alten, Obwohl wir vielleicht selbst Auto­
fahrer sind, liegt doch auch darin ein Zeichen der 
Zeit, und ich sage: Diese Jugend, ich denke jetzt 
an die jungen Mädchen, erwartet von uns (auch 
wenn sie noch nicht reif sind, um das, worum es 
hier geht, voll zu würdigen und zu verstehen), die 
wir hier sitzen, Verantwortungen übernommen 
haben und Verantwortungen tragen, dass wir vor­
ausschauend erkennen, was richtig und notwendig 
ist, und dass wir nicht in unserer Gedankenwelt und 
unserer Vorstellungswelt rückwärts orientiert die 
Probleme behandeln und entscheiden, sondern vor­
ausschauend zu begreifen versuchen, was kommen 
wird und was kommen muss und in diesen Zu­
sammenhängen die politische Gleichberechtigung 
von· Frau und Mann verstehen. 

Die Zeit - wir haben es während der ga·nzen 
Debatte wiederholt festgestellt - steht nicht still 
und wird nicht stille stehen, und die Stunde ist 
gekommen, um auch in unserem Lande, mit unseren 
Mitteln und gemäss unseren Methoden eine Ent­
scheidung iu treffen. Eine grosse Verantwortung 
ist in die Hände und in die geistige Haltung der 
Männer gelegt. Mit Recht - Sie haben mein Ein­
tretensvotum gehört - lehnen wir Vergleiche mit 
dem Ausland ab, wenn man uns kritisiert, weil wir 
angeblich noch etwas im Rückstand sind in der 
politischen Gleichberechtigung von Frau und Mann. 

Anderseits aber bitte ich Sie, daran zu denken, dass 
gerade weil die Entscheidungen in unserem Lande 
gemäss unseren Institutionen und unseren ver­
fassungsmässigen Voraussetzungen getroffen werden 
müssen, die Verantwortung der Männer, die das 
Stimmrecht haben, um so grösser wird. Ich glaube, 
wenn darüber gründlich nachgedacht wird, wenn 
die Überlegungen darüber auch in die Tiefe und 
Weite gehen, dann kann die Entscheidung nur für 
die politische Gleichberechtigung der Frau mit dem 
Manne ausfallen. 

M. Primborgne, rapporteur: Nous ne pouvons pas 
reprendre point par point les discours de nos col­
legues qui se sont exprimes contre l'entree en ma­
tiere. Cela equivaudrait a exposer a nouveau les 
arguments contenus dans notre rapport, concluant 
a accorder les memes droits et les memes devoirs aux 
Suisses et aux Suissesses, en mutiere d' elections et 
de votations federales. 

Sur l'idee que nous nous faisons de la situation 
de la femme dans la societe contemporaine, nous 
divergeons, et le debat auquel nous avons assiste 
n' a certainement pas beaucoup modifie nos convic­
tions reciproques. Les uns la voient par trop reim~ 
du foyer, les autres par trop dans les usines. Un fait. 
est certain, c'est que sa condition s'est profonde­
ment modifiee. 

Les orateurs se sont, du reste, mutuellement re­
pondu, en sorte que le rapporteur de la majorite, 
clont on connait l'option, ne saurait trancher le debat. 

II est pourtant clair, nous semble-t-il, que, tout 
en etant tres sensible a des objections d'ordre moral, 
on ne peut retenir pour convaincants les arguments 
qui font etat des dangers courus par les femmes, la 
famille et son unite, si le peuple decide de ce 
changement dans nos habitudes ! Ainsi que nous 
l'avons remarque, ces craintes laissent entendre que 
l'exercice des droits politiques pour les femmes serait 
vraiment tres different de celui des hommes. Dans 
leur immense majorite, ces derniers ne sont guere 
genes dans leurs activites professionnelles et leurs 
devoirs familiaux par l'exercice de la democratie, 
telle que nous la connaissons. Compte tenu des diffe­
rences sur lesquelles nous nous sommes largement 
exprimes, il serait quand meme paradoxal qu'il en 
fut autrement pour les femmes ! De meme, nous 
avons parle de l'egalite de traitement sans omettre 
de vous rappeler qu'il serait faux de sacrifier a une 
extension exageree, qui pretende taut traiter egale­
ment ! 
· On nous a paru dispose, dans quelques-uns des 
exposes entendus, a consi.derer les revendications 
feminines en vue de l'obtention des droits politiques 
comme une revendication tendant au nivellement.. 
En realite, il s'agit uniquement de savoir si l'appar­
tenance au sexe feminin est une inegalite de fait 
essentielle, dans le sens ou l'entend le Tribunal 
federal, c'est-a-dire <<d'apres les principes reconnus 
de l'ordre juridique et etatique en vigueur». 

Nous nous sommes assez longuement exprime 
sur ce point et de maniere detaillee, dans notre rap­
port, pour nous dispenser d'y revenir. Nous estimons 
pouvoir resumer fort bien cet aspect du probleme 
par deux phrases du professeur Kägi: 

<<D'apres les conceptions juridiques actuelles, 
l'inegalite de fait tenant au sexe ne peut plus etr_e 
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consideree comme une inegalite <<essentielle>> au sens 
de l'article 4 de la Constitution et propre a justifier 
l'exclusion de la femme des droits politiques.>> 
<<Aujourd'hui, l'egalite politique de la femme est un 
principe fondarnental de tout Etat de droit derno­
cratique; il est reconnu comme tel par le droit 
public de presque tous les Etats du monde. En droit 
des gens egalement, ce principe est largernent re­
connu sur le plan europeen et sur le plan universel.>> 

Notre collegue, M. Gnägi, a fait une proposition, 
qui n'a pas ete etudiee par votre commission. 
Date~ du 17 mars; elle demande de <<renvoyer le 
projet au Conseil federal avec mandat d'examiner, 
en liaison avec la question du suffrage feminin, celle 
d'une application plus reservee de la democratie 
directe.>> 

Nous estimons pouvoir relier cela aux preoccu­
pation~ de vos commissaires, qui ont traite du 
probleme de l'augmentatiön du nombre des signa­
tures requises pour I' exercice du droit de referen­
dum et d'initiative! Une majorite d'entre eux a 
insiste pour qu'aucun autre probleme ne soit lie a la 
consultation populaire qui nous occupe. 

Si les idees developpees par notre collegue de­
vaient retenir l' attention de ce conseil, c' est pour 
elles-memes et non en relation avec nos presentes 
preoccupations qu'elles devraient l'etre. Mais si l'on 
se refere a nos discussions en seances de commission, 
il nous parait fort peu probable. que vous accordiez 
votre appui aux desirs de notre collegue. En tout 
etat de cause, et saus porter de jugement sur les 
idees presentees, nous estimons que ce probleme, 
comme celui de l'augmentation du nombre des 
signatures - dont nous reparlerons tout a !'heure -
comporte des aspects politiques et psychologiques · 
qui doivent etre examines en d'autres circonstances. 
C'est pourquoi nous pensons qu'il est indique de ne 
pas suivre la proposition qui nous est faite. 

Permettez-moi quelques reflexions au sujet de 
l'intervention de M. Odermatt, qui a plaide la cause 
des cantons a <<Landsgemeinde>>. Il s'est dit peu 
rassure par l'alinea 4 de l'article 74 que nous sou­
mettrons a vos suffrages. 

Vu la position prise par la majorite de la com­
mission, il n' est guere possible d' offrir des assurances 
supplementaires a notre collegue. Dans notre 
rapport sur l'entree en matiere, nous n'avons fait 
qu'une allusion a ce probleme, en faisant remarquer 
que l'introduction du suffrage feminin sur le plan 
federal n' etait pas la plus bouleversante pour nos 
habitudes. Cette solution, en effet, n'atteint pas des 
coutumes auxquelles nous comprenons qu'on soit 
profondement attache. Nous souhaitons, si le peuple 
se prononce favorablement, que de telles traditions 
cantonales ne soient pas mises en discussion. Elles 
ne pourraient l'etre que par des populations qui les 
consiäerent actuellement comme un patrimoine 
sacre; c' est dire combien la menace d'un changement 
reste relative. 

L'intervention de notre collegue M. Clottu a 
deja fait l'objet de notre attention dans le rapport 
sur l'entree en matiere. Nous avons dit que la 
position de la majorite de la commission ne nous 

. permettait qu'une seule attitude: <<en prendre acte>>. 
En l'occurrence, on peut bien le dire, c'est <<ou bien 
ceci, ou bien cela>>: Ou bien la Confederation 
institue le suffrage feminin en matiere federale saus 

s'occuper du regime en vigueur dans les cantons, ou 
bien elle attend qu'un certain nombre de cantons 
aient instaure ce suffrage. Que la seconde des 
solutions, c'est-a-dire <<cette reception d'institu­
tions cantonales par la Confederation>> soit tradition­
nelle, nul n'en disconvient. Toutefois, bien que les 
consultations cantonales donnent regulierement des 
resultats qui montrent que la cause du suffrage 
feminin progresse, on ne peut conclure qu'un 
nombre eleve de cantons se determineront favo­
rablement ces prochaines annees. 

M. Clottu, qui est un partisan du suffrage 
feminin, est aussi preoccupe par le sort qui sera 
fait au projet sur le plan federal Oll nous le defen­
dons. C'est tout le probleme consistant a trouver une 
conviction dans la grande masse qui est en jeu ici. 
Celui, en somme, du quantum d'action, qui veut 
qu'une cause ait une certaine ampleur pour etre 
admise par la majorite des citoyens. A ce titre, 
nous pensons qu' en engageant la procedure que 
comporte l'institution du suffrage femininen matiere 
federale, saus attendre que quelques cantons aient 
pris les devants, on encouragerait la cause, pour le 
cas Oll cette innovation n'aboutirait pas du premier 
coup. C'est un phenomene frequent dans les demo­
craties et il ne signifie nullement que les causes 
discutees manquent de grandeur ou d' opportunite. 

Pour les raisons que je viens d'indiquer, avancees 
egalement par le president de la commission, je vous 
recommande, apres l'expose de M. Feldmann, con­
seiller federal, de voter le projet tel qu'il vous est 
soumis par la majorite de cette commission. 

Bundesrat Feldmann: Der Bundesrat hat in 
seiner Botschaft seinen Standpunkt dargelegt; ich 
freue mich darüber, dass von allen Seiten die 
Objektivität der Botschaft anerkannt wurde. Es 
kann sich nun sicher nicht darum handeln, hier den 
Inhalt der Botschaft gleichsam zu rekapitulieren. Es 
kann sich auch nicht darum handeln, von diesem 
Platze aus Argumente zu wiederholen, die von 
Ratsmitgliedern vertreten wurden, die auf der 
Seite des Entwurfes stehen. Ich habe mich mit den 
Einwänden, die gegen die Vorlage des Bundesrates 
vorgebracht wurden, auseinanderzusetzen. 

Eine erste Vorfrage: Die Herren Nationalräte 
Grendelmeier und Lejeune haben neuerdings die 
Frage aufgeworfen, ob nicht das Frauenstimm- und 
-wahlrecht auf dem Wege der Interpretation ein­
geführt werden könne. Sie haben zur Begründung 
dieses Standpunktes auf Beispiele hingewiesen, die 
dartun sollen, dass man schon in andern Fällen den 
Weg der Interpretation beschritten habe. Diese 
Beispiele sind für die Angelegenheit, die wir hier 
behandeln, nicht schlüssig. Ihr Gegenstand lässt 
sich nicht vergleichen mit einer Frage von der 
fundamentalen Bedeutung des Frauenstimm- und 
-wahlrechtes, das zur Diskussion steht. Eine ein­
lässliche Untersuchung der Justizabteilung über 
diese besondere Seite des Problems hat zu folgenden 
Schlüssen geführt: Das Bundesgericht hat die 
Einführung des Frauenstimmrechtes in kantonalen 
Angelegenheiten auf dem Wege der Interpretation 
immer, zuletzt im Juni 1957, auf das bestimmteste 
als unzulässig bezeichnet, und dabei hingewiesen auf 
die analoge Rechtslage bei der Auslegung von Arti­
kel 74 der Bundesverfassung, für die es nicht 
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zuständig ist. Der Bundesrat hat weiter die Ein­
führung des Frauenstimmrechtes in eidgenössischen 
Angelegenheiten durch blosse Auslegung der ent­
sprechenden Bundesgesetze ebenfalls konsequent ab­
gelehnt. Ferner hat die Bundesversammlung eben­
falls die Einführung des Frauenstimmrechtes in 
eidge1c1össischen Angelegenheiten durch blosse Aus­
legung der Bundesverfassung stets abgelehnt. 
Sowohl für das eidgenössische wie für das kantonale 
Recht vertritt im weiteren die wissenschaftliche 
Literatur sozusagen einstimmig die Auffassung, dass 
der Weg der blossen Interpretation nicht zulässig 
sei; sie hält dafür, dass die Einführung des Frauen­
stimmrechtes in eidgenössischen Angelegenheiten 
nur auf dem Wege einer Verfassungsän1erung mög­
lich sei. Es kann also nach unserer Überzeugung 
kein Zweifel darüber bestehen, dass die Einführung 
des Frauenstimmrechtes nur über den Weg der 
Revision der Bundesverfassung, das heisst mit 
Zustimmung von Volk und Ständen erfolgen kann. 
Abgesehen von diesen rechtlichen Erwägungen geht 
es auch politisch gesehen nicht an, eine Neuerung 
von der gTundsätzlichen Tragweite des Frauenstirnm­
und -wahlrechtes gleichsam durch eine Hintertüre in 
unser schweizerisches Staatsrecht hineinzuprakti­
zieren. Die Herren Kommissionsreferenten haben 
auf diese Seite der Sache eindringlich aufmerksam 
gemacht. Wir kommen nun ein?1al nicht darum 
herum, heute die stimmberechtigte Bürgerschaft 
vor eine klare Situation und damit vor ihre. Verant­
wortung zu stellen. 

Eine zweite Vorfrage: Aus den Voten der Herren 
Nationalräte Wiek und Gnägi konnte man entneh­
men, dass eigentlich der Bundesrat mit seiner 
Botschaft vom 22. Februar 1957 und dem kon­
kreten Antrag über die ihm gestellten Aufgaben 
hinausgegangen sei. Die Postulate, die denAus~angs­
punkt für die Botschaft des Bundesrates bil~en, 
hätten nicht eine konkrete Vorlage, sondern einen 
Bericht über die Angelegenheit verlangt. Wie liegen 
die Dinge? Artikel 102 der Bundesverfassung ordnet 
die Befugnisse und Obliegenheiten des Bundesrates: 

Der Bundesrat hat innert den Schranken der 
~egenwärtigen Verfassung vorzüglich folgende Be­
fugnisse und Obliegenheiten: 4. Er schlägt der 
Bundesversammlung Gesetze und Beschlüsse vor 
und begutachtet die Anträge, welche von den Räten 
des Bundes oder von den Kantonen an ihn ge­
langen." Der Bundesrat kann also jederzeit aus 
eigener Initiative, auch oh_ne Beauftragung ~urch 
eine Motion, auch wenn kerne Postulate vorliegen, 
der Bundesversammlung Gesetze, Beschlüsse, auch 
Beschlüsse über Verfassungsänderungen, vorlegen, 
wenn er das für richtig und notwendig hält. Man darf 
sich also in diesem Punkte beruhigen; das Vorgehen 
des Bundesrates entspricht voll und ganz der 
Verfassung. 

Nun zur Sache selbst. Aus der Debatte von 
gestern und _heute haben sich all~n. M~inun~s­
verschiedenheiten zum Trotz doch emige uberem­
stimmende Gesichtspunkte ergeben, nämlich: 

1. Die ganz erhebliche grundsätzliche .staats­
politische Bedeutung des Entscheides, der zu treffen 
ist, wird allgemein, ich möchte sagen hüben und 
drüben, anerkannt. 

2. Vergleiche mit dem Ausland sind in vernünf­
tigen Proportionen zu halten. Die Schweiz als stark 
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ausgebaute Referendumsdemokratie mit allen Vor­
zügen aber auch allen Erschwerungen, ist ein 
Sond:rfall auch in der Frage des Frauenstimm- und 
-wahlrechtes. 

3. Die Behauptung, die Schweizer Frauen seien 
gegenwärtig p_olitisch :ollst~ndig rec?tlo~, besässen 
überhaupt kerne Möglichkeit, auf die Bildung des 
Staatswillens einzuwirken, trifft nicht zu. Auch die 
Schweizer Frauen sind heute schon im Besitze der 
Freiheitsrechte, als da sind zum Beispiel die Glau­
bens- und Gewissensfreiheit, die Vereins- und 
Versammlungsfreiheit, die Freiheit der Presse? und 
sie machen, und mit Fug und Recht und erfreulicher­
weise, auch ausgiebig davon Gebrauch. Diese Tat­
sache ist hervorzuheben, namentlich gegenüber dem 
Versuch, die Schweizer Frauen im Vergleich zu 
autoritär-totalitär regierten Staaten als benach­
teiligt hinzustellen. Es gilt gerade in dieser Bezie­
hung die richtigen Massstäbe zu wahren. 

4. Das Schweizer Bürgerrecht steht bei den 
Schweizer Frauen heute schon, ohne Frauenstirnm­
und -wahlrecht, hoch im Kurs. Das zeigen vor allem 
die Erfahrungen mit den zugunsten der Frauen 
wirkenden Bestimmungen des neuen Bürgerrechts­
gesetzes. Über alle diese Punkte besteht Überein­
stimmung. 

Die Meinungsverschiedenheiten beginnen bei 
folgendem Sachverhalt; die Schweizer Frau kann 
heute in öHentlichen Angelegenheiten zwar mit­
reden; aber sie kann in Sachfragen nicht mitent­
scheiden, und sie kann nicht in eidgenössische Be­
hörden gewählt werden. Soll darin eine Änderung 
eintreten, oder soll es beim alten bleiben? Daran 
scheiden sich nun eben die Geister. 

Die Kritik an der Vorlage des Bundesrates bewegt 
sich im wesentlichen in zwei Richtungen : Sie richtet 
sich gegen eine Einführung des Frauenstimmrechtes 
und Frauenwahlrechtes überhaupt, und sie richtet 
sich gegen den vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Weg, deri Schweizer Frauen in eidgenössischen An­
gelegenheiten das Stimm- und Wahlrecht einzu­
räumen. In der Vertretung der oppositionellen 
Standpunkte ist mir ein gewisser Widerspruch auf­
gefallen: Man empfiehlt den Weg „von unten nach 
oben", das heisst von der Gemeinde über den 
Kanton zum Bund; aber gleichzeitig wird geltend 
gemacht, dass es in Gemeinden und Kantonen aus 
diesen oder jenen Gründen eben nicht gehe. Man 
warnt uns davor, mit der politischen Gleichberech­
tigung der Frau mit dem Manne auf eidgenössischem 
Boden die Frau in den „Staub der politischen 
Arena herabzuzerren", bleibt uns aber die Antwort 
schuldig auf die Frage: Ja, gibt es denn in den 
Kantonen und Gemeinden keine politische Arena, in 
der es zuweilen ja auch recht heftig und lebhaft 
zugeht, wovor man die Frauen auch behüten müsste, 
wenn man die Frauen von allen politischen Aus­
einandersetzungen prinzipiell fernhalten will? 

Es ist geltend gemacht worden, die Einführung 
des Frauenstimm- und -wahlrechtes auf eidgenössi­
schem Boden könnte einer gewissen Müdigkeit in 
der Ausübung unserer Volksrechte Vorschub leisten. 
Vor allem Herr Nationalrat Gnägi hat in dieser 
Richtung argumentiert und die Befürchtung aus­
gesprochen, die an sich schon schlechte Stimm­
beteiligung könnte-noch schlechter werden mit der 
Gleichberechtigung der Schweizer Frau. Die Beur-
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teilung dieser Frage ist eine Angelegenheit des Er­
messens. Man kann sich auf der andern Seite sehr 
wohl auch vorstellen, dass mit der politischen 
Gleichberechtigung der Frau unser politisches 
Lehen auch einen frischen Impuls erhalten könnte. 
Sei dem wie es wolle: auf die Dauer wird doch ein 
Zustand nicht tragbar, unter dem einige hundert­
tausend stimmberechtigte Bürger aus Gleichgültig­
keit auf die Ausübung ihres Bürgerrechtes verzich­
ten, zur gleichen Zeit da man Frauen, die sich für 
das Wohl unserer staatlichen Gemeinschaft interes­
sieren und für dieses Wohl einsetzen, die gleichen 
Bürgerrechte verweigern will. 

Zum Antrag des Herrn Nationalrat Gnägi ist 
im übrigen folgendes auszuführen: Herr Nationalrat 
Gnägi beantragt, die Vorlage an den Bundesrat 
zurückzuweisen mit dem Auftrag, im Zusammen­
hang mit der Einführung des Frauenstimmrechtes 
eine Entlastung der direkten Demokratie in Er­
wägung zu ziehen. Der Antrag geht offenbar von 
der Voraussetzung aus, dass die Frauen, einmal im 
Besitze des eidgenössischen Stimm- und Wahl­
rechts, sich gleichsam wie eine kompakte Masse am 

· politischen Leben beteiligen würden. Diese Annahme 
beruht doch wohl auf einem Irrtum. Es wird auch 
bei den Frauen verschiedene Kategorien geben, 
wenn sie einmal das Stimm- und Wahlrecht be­
sitzen; Interessierte und Nichtinteressierte, poli­
tisch Gleichgültige. Ich habe vor einigen Tagen 
einer Frau unter. Hinweis auf die Verhandlungen im 
Parlament die Frage gestellt, wie sie sich zum 
Frauenstimmrecht stelle. Sie hat mir geantwortet: 
„Nur das nicht!" Ich fragte: ,,Warum?" ,,Mein 
Vater ist auch nie stimmen gegangen; ich weiss des­
hälb nicht, weshalb ich nun stimmen sollte." 
(Heiterkeit.) Das war ein Ausschnitt aus dieser 
ersten Kategorie. Es wird chronische Nein-Stim­
merinnen geben; es wird Frauen geben, die sich um 
ein besonderes Problem interessieren, und es wird 
Frauen geben, die nach Parolen stimmen werden, 

· und es wird Frauen geben, die ein eigenes Urteil 
erarbeiten und nach ihrem eigenen Urteil entschei­
den werden, genau das gleiche Bild, das auch die 
männliche stimmberechtigte Bürgerschaft bietet. 
Man verlange doch von den Frauen nicht mehr, als 
wir von uns selber verlangen. 

Der Antrag des Herrn Nationalrat Gnägi leidet 
noch an einem andern Mangel: Er zeigt nicht, in 
welcher Richtung eine Entlastung der Referendums­
Demokratie angestrebt werden soll. In der Begrün­
dung wurde eine einzige Andeutung vorgebracht: 
man sollte die Frage prüfen, ob man unter Umstän­
den nicht auf das obligatorische Referenium bei 
Verfassungsrevisionen verzichten könnte. Uber die 
praktischen Aussichten eines solchen Vorgehens 
macht sich wohl auch der Herr Antragsteller 
keinerlei Illusionen. Man kann die Einführung des 
Stimm- und Wahlrechtes der Frauen unmöglich 
gleichsam erkaufen mit einem derart massiven Ab­
bau der Referendumsdemokratie. Aus diesen Grün· 
den muss ich Sie bitten, den Rückweisungsantrag 
des Herrn Nationalrat Gnägi abzulehnen. 

In der Diskussion ist von Herrn Nationalrat 
Meister darauf hingewiesen worden, dass in der 
praktischen Durchführung des Stimm· und Wahl­
rechtes für die Frauen auf dem Lande Benach­
teiligungen entstehen würden gegenüber den Frauen 

in der Stadt. Diese Frage ist auch in der stände­
rätlichen Kommission erörtert worden. Ein bäuer­
licher Vertreter, Herr Ständerat Ullmann, hat zu 
dieser Frage mit folgendem Votum Stellung ge­
nommen: ,,Es wurde darauf hingewiesen, dass die 
Frauen keine Gelegenheit hätten, an den Abstim­
mungen teilzunehmen. In der Regel sind aber die 
Urnen auch nach dem Gottesdienst geöffnet, so dass 
die Frauen die Geschäfte nach dem Gottesdienst 
erledigen können. Das ist in erster Linie eine Frage 
der Organisation." 

Von den Anregungen des Herrn Nationalrat 
Chamorel, die sich auf die Stellung der Ausländerin­
nen beziehen, vor allem jener Ausländerinnen, die 
einen Schweizer heiraten (ich verweise auf S. 109 ff. 
der Botschaft), nehme ich Kenntnis zuhanden der 
Gesetzgebung, die auf Grund von Artikel 74, Ab­
satz 3, in der Fassung der Kommission zu erlassen 
sein wird. 

Ein sehr schwer. wiegendes Argument ist das­
jenige aus föderalistischen Überlegungen. Die Herren 
Nationalräte Clottu und Odermatt haben auf diese 
Schwierigkeit hingewiesen. Ich habe volles Ver­
ständnis für die Schwierigkeiten, die zum Beispiel 
in Landsgemeindekantonen entstehen könnten dann, 
wenn in den Kantonen das Frauenstimm· und 
-wahlrecht eingeführt werden sollte. Aber ich darf 
verweisen auf Absatz 4 des Artikels 74 in der 
Fassung der Kommission, wo klar und deutlich ge­
schrieben steht: ,,In Angelegenheiten eines Kan­
tons oder einer Gemeinde beurteilt sich die Stimm­
und Wahlfähigkeit nach dem Rechte des Wohn­
sitzes. Die Einführung des Frauenstimm- und 
-wahlrechtes in solchen Angelegenheiten bleibt den 
Kantonen weiterhin freigestellt." Der Kommis­
sionsreferent französischer Sprache hat auf diese 
Bestimmung hingewiesen; ich möchte das unter­
streichen. Die Landsgemeinden behandeln kanto­
nale Wahl- und Sachgeschäfte, und wenn die Lands­
gemeinde auf die Dauer genügend Lebenskraft be­
sitzt, so wird sie sich behaupten, auch wenn in eid­
genössischen Angelegenheiten die Schweizerinnen 
eines Landsgemeindekantons an der Urne mitent­
scheiden. 

Herr Nationalrat Clottu hat die Befürchtung 
ausgesprochen, es könnte angesichts von Artikel 74, 
Absatz 4, zwar kein rechtlicher, aber ein moralischer. 
Zwang auf die Kantone ausgeübt werden. Dem­
gegenüber möchte ich folgende Frage stellen: Soll 
man wirklich warten mit der politischen Gleichbe­
rechtigung der Frau in eidgenössischen Angelegen­
heiten, bis Gemeinden und Kantone diese Gleich­
berechtigung in ihrem Bereich eingeführt haben? 
Soll man warten, obschon die Frage der politischen 
Gleichberechtigung der Schweizerinnen in eidge­
nössischen Angelegenheiten nicht erst heute, nicht 
erst seit gestern oder vorgestern, sondern seit Jahr­
zehnten zur Diskussion steht? Soll man wirklich 
warten auf eidgenössischem Boden, ohne Rücksicht 
auf die unbestrittene Tatsache, dass sich in den 
letzten 50 Jahren das eidgenössische Recht in voller 
Breite und Tiefe entwickelt hat, so dass sich dieses 
Recht immer intensiver auswirkt auch auf die 
Rechtsstellung der Frau? Ich verweise auf das 
Zivilgesetzbuch, auf das Obligationenrecht und das 
Strafgesetzbuch, alles Gesetze, die sich heute in 
Teilrevisionen befinden und nach ihrem Inhalt die 
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Frauen sehr interessieren müssen. Ich verweise auch 
auf das in vollem Fluss befindliche Sozialversiche­
rungsrecht, auf das Wirtschaftsrecht. Es gibt kaum 
mehr einen Bereich der eidgenössischen Gesetz­
gebung, der nicht in irgendeiner Form in den 
Interessenbereich der Frau eingreift. Sollen wir 
wirklich warten, bis Kantone und Gemeinden vor­
ausgegangen sind, angesichts der Vorgeschichte der 
Vorlage, die uns heute hier beschäftigt? Ich ver­
weise Sie auf Seite 33 der Botschaft. Sie ersehen 
dort die Geschichte der zur Diskussion stehenden 
Vorlage. Die Gleichberechtigung der Frau in eid­
genössischen Angelegenheiten wurde zur Diskussion 
gestellt in den Jahren 1874, 1913, 1919, 1923, 1928, 
1.929, 1938, 1944, 1949, 1950, 1951, 1952, 1954. 
Soll sich an diese Zahlenreihe eine neue Zahl an­
schliessen? Sollen diejenigen, die nach uns kommen 
werden, sagen müssen: Auch die eidgenössischen 
Behörden von 1958 konnten sich in der Frage der 
politischen Gleichberechtigung der Frau zu keiner 
Stellungnahme und zu keinem klaren Entschluss 
durchringen? Sollen wir in dieser Frage an Ort 
treten, in einer der wichtigsten Fragen unserer 
innerstaatlichen Existenz? Das kann doch wohl 
kaum unsere Aufgabe sein. Nun sind endlich einmal 
Entschlüsse und Entscheidungen fällig. 

Herr Nationalrat Wiek hat in der Begründung 
des Antrages auf Nichteintreten angedeutet, im 
Grunde genommen könnte man aus der Botschaft 
des Bundesrates den Eindruck erhalten, auch der 
Bundesrat selbst sei eigentlich materiell nicht posi­
tiv zum Frauenstimm- und \Vahlrecht in eidge­
nössischen Angelegenheiten eingestellt. Darf ich 
Ihnen in Erinnerung rufen, was auf Seite 107 der 
Botschaft zu lesen steht ? 

„Die Besserstellung der Frau bedeutet nicht nur 
den konsequenten weiteren Ausbau des demokra­
tischen Gedankens, den die Schweiz je und je hoch­
gehalten hat. Die Unterschiede des Geschlechts 
können nach den eingetretenen tiefgreifenden V er­
änderungen heute auch in der Schweiz nicht mehr 
als erheblich genug betrachtet werden, um den 
Ausschluss der Frau von den politischen Rechten zu 
rechtfertigen. Damit wird die Einführung des 
Frauenstimmrechtes in Bundesangelegenheiten zu 
einem Gebot der Gerechtigkeit. Die Frage, ob das 
Frauenstimm- und -wahlrecht in Bundesangelegen­
heiten einzuführen sei, ist deshalb mit Ja zu be­
antworten." 

Das ist auch heute noch die Meinung des Bundes­
rates. Zu dieser Meinung steht er, und er wird -
daran zweifle ich keinen Augenblick - auch vor dem 
Volke zu dieser Auffassung stehen. 

Die Herren Nationalräte Wiek, Rohr und Hack­
hofer haben den Nichteintretensantrag mit interes­
sant vorgetragenen weltanschaulichen Motiven be­
gründet. Auch Herr Nationalrat Chamorel hat ein­
dringlich auf die weltanschauliche Basis der ganzen 
Diskussion hingewiesen. N am entlieh die Herren 
Wiek und Rohr haben aus der besonderen Stellung 
der Frau in der Familie, in der Gesellschaft und im 
Staat ihre Überzeugung abgeleitet, dass dem Antrag 
des Bundesrates nicht Folge geleistet werden könne. 
Man kann aber gerade aus weltanschaulichen Grün­
den auch zu gegenteiligen Schlüssen gelangen. Herr 
Nationalrat Verda hat gestern einen Zeugen aufge­
rufen, Herrn Bundesrat Motta. Am 17. Juni 1934 

hat Bundesrat Motta an der Jubiläumsfeier des 
Schweizerischen Verbandes für Frauenstimmrecht 
folgendes ausgeführt - ich zitiere aus der Sammlung 
seiner Reden Testimonia Tempornm, 2. Serie, Reden 
aus dem Jahre 1932 bis 1936 - : 

,, Über die Frage der Berechtigung der Frauen­
stimrnrechtsforderung sollte man nur einer Meinung 
sein. Der Staat ist nicht die ausschliessliche 
Sache der Männer, er ist die Sache aller volljährigen 
mündigen Volksgenossen. Ich könnte deshalb bei 
einer Totalrevision der Bundesverfassung nie zu­
geben, dass die Mutter im Staat weniger gelten 
sollte, als ihr kaum erwachsener, unreifer Sohn. Es 
ist auch schwer zu begründen, dass die erwerbs­
tätige Frau bei Entscheidungen, die ihr Los fest­
legen und bestimmen, kein Mitspracherecht haben 
soll. Auch ist es nicht leicht, den Fremden zu er­
klären, warum die Schweiz, die stets als fortschritt­
licher Staat gegolten und die die zivilrechtliche 
Gleichheit der Frau in ihr Zivilgesetzbuch aufge­
nommen hat, in der Frage der politischen Gleich­
berechtigung so stark zurückgeblieben ist. 

Ich weiss wohl: Gott hat Mann und Frau ver­
schieden geschaffen: der eine Teil soll den andern 
ergänzen. Die Frau ist Gemüt, Gefühl, Hingabe, 
Aufopferung, stille Arbeit, Menschenliebe. Der 
Mann ist Kraft, Verstand, Initiative, Mut und 
Herrschertrieb. Warum sollten aber bei dem Manne 
diese Eigenschaften das politische Recht begründen, 
während bei der Frau die genannten Eigenschaften 
das gleiche Recht ausschliessen? 

Die Frau gehört in die Familie, wenn immer 
möglich. Die Mutterschaft, die physische wie die 
geistige, ist ihr Privileg, und es gibt nichts auf der 
Welt, das an Schönheit, Würde und Bedeutung 
dieses Vorrecht übertreffen könnte. Warum aber 
nicht gerade durch die Frau der Familie im staat­
lichen Leben eine höhere Geltung verleihen? Ich 
appelliere - nicht als Bundesrat, sondern als Schwei­
zer und Bürger - an die männliche Jugend unseres 
Landes, über diese Fragen nachzudenken. Es wäre 
sonderbar und erstaunlich, wenn unsere Verfassung 
bei einer Neugestaltung die Frage der Gleichberech­
tigung der Geschlechter ungelöst lassen würde ... 

Las·sen Sie sich nicht entmutigen! 
Ihre Misserfolge sind nur ein Schein. In Wahr­

heit ist die geistige Vorbereitung für das Frauen­
stimmrecht da. Eine Bresche in die Festung und 
sie wird fallen!" 

Fünf Jahre später hat wiederum Bundesrat 
Motta in seinem Werk „Die Schweiz im Spiegel der 
Landesausstellung'' am 31. Dezember 1939 sich so 
ausgesp1•ochen: 

,,Nach dem Kriege wird es uns eine selbstver­
ständliche Pflicht scheinen, auf viele Fragen zu­
rückzukommen, auf welche wir schon den Blick ge­
richtet hatten, ohne zu einem bestimmten Ent­
schluss gelangt zu sein. Ich stelle mir zum Beispiel 
vor, dass unsere Demokratie, gereift durch natür­
liche Entwicklungen, langsam und fortschreitend, 
es sich zur Ehre anrechnen wird, auch die politische 
Gleichberechtigung der Frauen anzuerkennen. Seit 
dem Tage, als wir sahen, wie sich unsere Töchter und 
Schwestern militärisch organisierten, um unser 
Land zu schützen, besteht kein . triftiger Grund 
mehr, der Frau das zu verweigern, was ihr aus 
Billigkeit und Verdienst zukommt. 
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Ich weiss sehr wohl, dass unsere tapferen Frauen 
noch nicht alle von der Wahrheit dessen, was ich 
hier ausdrücke, überzeugt sind, aber ich appelliere 
an alle, dan,it sie davon durchdrungen werden. Die 
schweizerische Politik würde sich dadurch auf das 
Niveau anderer Länder stellen, welche unter ver­
schiedenen Gesichtspunkten weniger fortschrittlich 
sind als wir; die Teilnahme der Frau am politischen 
Lehen würde für den Staat ein sichtbarer Nutzen 
sein und wird von allen mit Ehrerbietung und 
Respekt angenommen werden müssen. 

Es wäre kühn, das Geheimnis dessen, was uns 
noch nicht sichtbar ist, zu zerreissen: aber man darf 
doch vermuten, dass die Schweiz von morgen sich 
vom Schein befreien wird und demokratischer sein 
wird, als sie es bisher war; sie wird also viel wach­
samer, viel solidarischer und viel brüderlicher sein. 
Mein inständiger Wunsch geht deshalb dahin, dass, 
wenn die Unsicherheit und die Nebel der gegenwär­
tigen Zeiten sich zerstreut haben werden, unser 
Vaterland lerne, immer freier und würdiger zu sein, 
als Beispiel zu gelten." 

Das war die Meinung von Bundesrat Motta, eines 
eidgenössischen Staatsmannes, dem man jedenfalls· 
nicht nachsagen kann, dass er kein Verständnis für 
die föderalistische Struktur unseres Bundesstaates, 
für die staatspolitische und kulturpolitische Bedeu­
tung der Farrilie, für die Ehrfurcht vor der Würde 
der Frau, ihrer Eigenart und ihre besonderen Auf­
gaben gehabt habe. Einern solchen Zeugnis gegen­
über kommt die Mahnung, man müsse die Frau und 
ihren Charakter von den verderblichen Auswir­
kungen der Politik bewahren, ganz einfach nicht 
auf. Es kommt schliesslich immer wieder darauf an, 
was man unter Politik versteht. Wahlrecht und 
Stimmrecht sind ja keineswegs Selbstzweck. Die 
politischen Rechte dienen in ihrer letzten und. 
obersten Zielsetzung der Gemeinschaft. Sie sollen 
dazu dienen, die menschliche Gemeinschaft zu 
pflegen, sie zu gestalten, sie namentlich fortgesetzt 
weiterzuentwickeln in der Richtung auf ein Ideal: 
auf das Ideal einer vernünftigen, gerechten, men­
schenwürdigen Ordnung. Der freie Volksstaat 
schweizerischer Prägung beruht auf einem Wagnis 
und einem Vertrauen, auf dem Vertrauen darauf, 
dass immer genug Menschen da sind, welche mit 
ihrer Einsicht, ihrem Verantwortungsgefühl, mit 
ihrem Sinn für die Gemeinschaft den freien Volks­
staat zu tragen und zu gestalten vermögen. \Voher 
nehmen wir das Recht, unseren schweizerischen 
Frauen ganz allgemein diese Einsicht, dieses Ver­
antwortungsgefühl, dieses Verständnis für die An­
forderungen der menschlichen Gemeinschaft abzu­
sprechen, indem wir ihnen das Recht vorenthalten, 
aktiv, aktiver als bisher an der Gestaltung unseres 
freien Staates mitzuwirken? 

Aristoteles hat einmal den Satz geprägt: ,,Ein 
Stück der Freiheit ist damit gegeben, dass man ab­
wechselnd gehorcht und befiehlt." Diese Erkenntnis 
des griechischen Staatsphilosophen hat ihre Bedeu­
tung auch für die schweizerische Referendumsdemo­
kratie; bald ist man bei der Mehrheit, bald ist man 
bei der Minderheit, und es muss einer es schon sehr 
konsequent einrichten, dass er in Abstimmungen 
über Sachfragen immer bei der Minderheit ist 
(Heiterkeit). Bald ist man bei der Mehrheit, die be­
fiehlt, bald bei der Minderheit, die gehorcht. Solange 

die Frauen keine Befugnis besitzen, mitzuentschei­
den, werden sie ohne Unterlass einem Recht unter­
worfen, zu dem sie im Augenblick der Entscheidung 
nichts zu sagen haben. Es geht in der Frage, die uns 
hier beschäftigt, wieder einmal mn einen staats­
politischen Entscheid im höchsten, im besten Sinne 
des Wortes, man möchte sagen: um einen staats­
politischen Entscheid in seiner klassischen Form. 
Soll man nach jahrzehntelangen Diskussionen, Re­
solutionen, Petitionen, Motionen, Postulaten, Inter­
pellationen noch einmal dem Entscheid ausweichen? 
Wir sind der Meinung: nein. Die schweizerische De­
mokratie ist stark genug, um auch Entscheidungen 
von fundamentaler Tragweite zu treffen, sogar dann, 
wenn solche Entscheidungen ein Risiko in sich 
schliessen. Bundesrat und Ständerat haben ihre 
Verantwortung übernommen. Heute ist es Sache 
des Nationalrates, das gleiche zu tun, und dann 
wird, wenn Sie dem Ständerat zustimmen, der 
Souverän unter seiner Verantwortung, die stimm­
berechtigte Bürgerschaft unter ihrer Verantwortung 
entscheiden müssen: \Vollen die Männer die Be­
fugnis, auf eidgenössischem Boden die Behörden zu 
bestellen und über Recht und Gesetz zu entscheiden, 
wie bisher ausschliesslich allein für sich in Anspruch 
nehmen, oder wollen sie die Schweizer Frauen als 
politisch mündige, gleichberechtigte Bürgerinnen 
anerkennen und daraus die praktische Folgerung 
ziehen ? Von diesem E:µtscheid wird es abhängen, ob 
es gelingt, die schweizerische Demokratie, den 
schweizerischen Volksstaat im ganzen Volke zu ver­
ankern, im ganzen Volke, das nun einmal nicht nur 
aus Männern, sondern aus Männern und Frauen be­
steht. Es geht in der Tat - darum kommt nach 
unserer Überzeugung niemand herum, der die Dinge 
so nimmt, wie sie sind - um eine Frage der Ge­
rechtigkeit. Ich empfehle Ihnen mit der Mehrheit 
der Kommission, dem Ständerat zuzustimmen und 
alle andern Anträge abzulehnen. (Beifall.) 

Abstimmung - V ote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Für den Rückweisungsantrag Gnägi 
Dagegen 

118 Stimmen 
45 Stimmen 

29 Stimmen 
114 Stimmen 

Artikelweise Beratung - Discussion des articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Titre et p1'eambule 
Proposition de la commission 

Adherer a la decision du Conseil des Etats. 

Angenommen - Adoptes 

Abschnitt I, lng1·ess 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Chapitre I, preambule 
Proposition de la commission 

Adherer a la decision du Conseil de l'Etat. 

Angenommen - Adopte 
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Art. 43, Abs. 1, 2, 4 und 5 
Art. 44, Abs. 1 

Art. 45, Abs. 1 und 6 
Art. 66 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Art. 43, al. 1, 2, 4 et 5 
Art. 44, al. 1 

Art. 45, al. 1 et 6 
Art. 66 

Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats. 

Bringolf, Berichterstatter: Die Kommission be­
antragt Ihnen, in Ziffer Ibis und mit Artikel 66 dem 
Ständerat zuzustimmen. In bezug auf den franzö­
sischen Text wird von Artikel 89 an eine kleine 
Änderung eintreten und auch die Differenz zwischen 
der Mehrheit der nationalrätlichen Kommission und 
den Beschlüssen des Ständerates zu behandeln sein. 
Vorher aber wäre Artikel 74, das heisst die Haupt­
sache, zu bereinigen. Ich schlage Ihnen vor, bis und 
mit Artikel 66 den Anträgen bzw. Beschlüssen des 
Ständerates zuzustimmen, den Verfassungstext in 
allen diesen Punkten nicht zu ändern, entgegen der 
ursprünglichen Auffassung des Bundesrates. 

M. Primborgne, rapporteur: La majorite de votre 
commission vous propose d'approuver la redaction 
de l'article 74, telle qu'elle resulte des deliberations 
de la commission du Conseil des Etats. Anime par 
le desir de trouver une solution simple, ce conseil a 
accepte les propositions faites, auxquelles se rallie 

·egalement le Conseil federal. Nous aurions alors la 
situation suivante: 

En lieu et place des dix-huit modifications consti­
tutionnelles primitivement proposees par le Conseil 
federal, le Conseil des Etats en retient seulement 
six. Cette simplification est due a la redaction de 
l'article 74 telle que nous la proposons a notre tour. 
Puis, lors de l'examen du texte de la motion finale 
que votre majorite vous presente, nous vous invi­
terons a ne pas entrer en discussion sur cinq des 
modifications constitutionnelles maintenues par 
l'autre Chambre et qui ont trait a l'augmentation 
du nombre des signatures necessaires en cas de 
referendum et d'initiative. Ainsi resterait en defini­
tive une modification constitutionnelle, celle de 
l'article 74 sur laquelle la majorite de votre com­
mission vous prie de vous prononcer. 

Angenommen - Adoptes 

Art. 74 
Antrag der Kommission 

Mehrheit 
Abs.1 

Bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen 
haben Schweizer und Schweizerinnen die gleichen 
politischen Rechte und Pflichten. 

Abs. 2-4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 
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Minderheit 
(Wiek, Bruhin, Clottu, Gnägi, Hackhofer, 

Hess-Thurgau, Schirmer) 
Ablehnung. 

Art. 74 
Proposition de la commission 

Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats. 
(La modification a l'aiinea premier ne concerne 

que le texte allemand.) 

Minorite 
(Wiek, Bruhin, Clottu, Gnägi, Hackhofer, 

Rejet. 
Hess-Thurgovie, Schirmer) 

Bringolf, Berichterstatter: Bei Artikel 74 schlägt 
Ihnen die Kommission eine kleine redaktionelle 
Änderung zu Absatz 1 vor. In der Fassung des 
Ständerates lautet Absatz 1: ,,Bei eidgenössischen 
Abstimmungen und Wahlen besitzen Schweizer und 
Schweizerinnen die gleichen politischen Rechte und 
Pflichten." Die nationalrätliche Kommission schlägt 
Ihnen vor, an Stelle von „besitzen" zu sagen 
,,haben". 

Wenn ich mich gleich zum ganzen Artikel 74 
äussern darf - obwohl man eventuell eine abschnitt­
weise Beratung in Betracht ziehen könnte -, dann 
darf ich Ihnen mitteilen, dass die Mehrheit der 
nationalrätlichen Kommission Ihnen empfiehlt, im 
übrigen in allen vier Abschnitten des Artikels 74 
den Beschlüssen des Ständerates zuzustimmen. 

Präsident: Der Rat ist damit einverstanden, 
dass wir den ganzen Artikel 74 beraten. · 

M. Primborgne, rapporteur: Dans la nouvelle 
redaction, le mot <<devoir>> appelle quelques explica­
tions : Si la Constitution contient quelquefois I' ex­
pression <<droits politiques>>, il n'y est par contre pas 
question des devoirs politiques, ces derniers ne devant 
pas etre confondus avec les devoirs civiques et le 
service militaire. Du reste, << devoirs politiques et 
devoirs civiques>> fait remarquer le Departement de 
justice et police, <<ne se couvrent pas. La derniere 
expression (devoirs civiques) represente un champ 
plus vaste >>. 

Definir les <<devoirs politiques>> est plus compli­
que; le Departement federal de justice et police 
s' est exprime a ce propos en ces termes: 

<< Sont en tout cas des devoirs politiques ceux 
qu'il faut considerer comme corollaires des droits 
politiques, tels que le droit de vote, l'electorat et 
l'eligibilite. Par consequent, le devoir de participer 
aux votations ou aux elections et le devoir d'accep­
ter une fonction publique doivent ~tre consideres 
comme des devoirs politiques.>> 

Cette definition jette une lumiere suffisante ~ur 
le mot <<devoirs>> inclus dans la nouvelle redact10n 
car, malgre l'absence de contrainte, l'exercice _du 
droit devote, ainsi que l'acceptation d'une fo?c:t10n 
publique, constitue1;1t un dev?i;· Dans notre re~11;11~, 
l' expression du sent1ment poht~que repose, en defm1-
tive, sur l'acte personnel du c~toyen: . 

Ayant rappele que les devo1rs poht1qu_es ne com­
prennent que Ies devoir~ corr~spondant d1:ectement 
aux droits politiques (so1:t dro1.t _de. vote ,~t elec~orat), 
mentionnons que Je servrne m1hta1re, n etant pas un_ 
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devoir politique, n'est pas lie au droit de vote. Il 
n' est clone pas necessaire de faire une reserve a ce 
suje!· ~uant a I?- protection, civile, on la q~alifie. ~' 
<<obhgat1011 pubhque>>; eilen est pas un service mil1-
taire, au sens de l'article 18 de la Constitution. La 
encore, il est superflu de faire une reserve. 

Quant au dernier alinea, il a pour but d'eviter 
taute contestation dans le cas Oll une femme, origi­
naire d'un canton qui lui reconnalt les droits politi­
ques, demanderait a exercer ces derniers dans un 
canton oll eile a elu domicile et qui meconna'lt le 
suffrage feminin; c'est clone le droit du lieu de domi­
cile qui s'applique, saus equivoque. 

La derniere phrase (<<Les cantons restent libres 
d'instituer le suffrage feminin en matiere cantonale 
ou communale>>) a ete inseree afin d'eviter une oppo­
sition avec l'article 6, alinea 2, de la Constitution, 
qui prevoit que la garantie federale n'est accordee 
a une constitution cantonale qu' en tant que celle-ci 
assure I' exercice des droits politiques selon les for­
m es democratiques. 

Le suffrage feminin, qu'il est queslion d'intro­
duire en matiere federale, constituant une extension 
des droits democratiques, il ne faudrait clone pas 
qu'un canton qui I'ignore se voit reprocher d'avoir 
une Constitution inacceptable, ce qui reviendrait a 
imposer, bon gre mal gre, le suffrage feminin par 
une voie detournee. 

Präsident: Wünscht die Minderheit sich noch 
auszusprechen zu Artikel 74? Es ist nicht der Fall. 
Die Diskussion wird nicht benützt. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Antrag der Kommission 
Art. 75 

86 Stimmen 
11 Stimmen 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Art. 89, Abs. 2 und 3 
Art. 89bis, Abs. 2 

Streichen. 

Art. 96 Abs. 1 
Art. 108, Abs. 1 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Art. 120, Art. 121, Abs. 2 
Streichen. 

Art. 121, Abs. 5 
Art. 123, Abs. 1 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Proposition de la commission 
Art. 75 

Adherer a la decision du Conseil des Etats. 

Biffer. 

Art. 89, al. 2 et 3 
Art. 89bis, al. 2 

Art. 96, al. 1 
A1·t. 108, al. 1 

Adherer a la decision du Conseil des Etats. 

Art. 120, cirt. 121, al. 2 
Biffer. 

Art. 121, a.l. 5 
Art. 123, al. 1 

Adherer a la decision du Conseil des Etats. 

Bringolf, Berichterstatter: Bei Artikel Z5 emp­
fiehlt Ihnen die Kommission, wiederum in Uberein­
stimmung mit dem Ständerat, Streichung, mit 
andern Worten: Belassen der ursprünglichen, heute 
noch geltenden Fassung. 

Bei Artikel 89, Absatz 2, ist eine Änderung nur 
im französischen Text vorgesehen; der deutsche 
Text bleibt gleich. Im französischen Text (Herr 
Primborgne wird Ihnen das erläutern) wird der Aus­
druck , Stimmberechtigte" bzw. ,,personnes" er-

' 'f " I h setzt durch den Ausdruck „citoyens act1 s . c 
erwähne das mehr der Orientierung halber, weil 
diese Änderung dann auch im Artikel 89bis, Ab­
satz 2, und später noch einmal im Artikel 120 er­
scheint. Im deutschen Text - ich darf das vorweg­
nehmen wiederum in Übereinstimmung mit dem 
Ständer~t - beantragt Ihnen die nationalrätliche 
Kommission überall Zustimmung zum Ständerat, 
ausgenommen die Differenz, von der ~eh be~eits im 
Eintretensvotum gesprochen habe. Diese Differenz 
zwischen Ständerat und Mehrheit der nationalrät­
lichen Kommission besteht darin, dass die Mehrheit 
der Kommission Ihnen vorschlägt, den Artikel 7 4, 
den Sie soeben beschlossen haben, den Stimm­
berechtigten allein, ohne weitere zusätzliche „Be­
lastuno-" - um diesen Ausdruck zu gebrauchen -
vorzul:gen, das heisst nicht gleichzeitig mit dem 
Entscheid über den Artikel 74 auch noch die Frage 
der Erhöhung des Quorums für Referen~u~ u?d 
Initiative zu entscheiden. In der Kommiss10n 1st 
über diese Frage einlässlich gesprochen worden, und 
die gro~~e Mehrheit glaubt, ma1;1 kann soga_r sagen 
ist der Uberzeugung, dass der Stimmberechtigte vor 
eine eindeutige, klare Situation zu stellen sei. Das 
ist d1;um möglich bzw. geschieht dann, wem~ der 
Artikel 7 4 ohne Beiwerk dem Stimmberechtigten 
zu einem Ja oder Nein vorgelegt wird. In der Kom­
mission selbst ist man der Auffassung, dass die 
Frage der Erhöhung des Quorums für Referendum 
und Initiative ( der Bundesrat hat 60 000 an Stelle 
von bisher 30 000 Stimmberechtigten für das Refe­
rendum und 8 Kantone vorgesehen, ferner 100 000 
an Stelle von bisher 50 000 Stimmberechtigten für 
eine Totalrevision der Bundesverfassung) in aller 
Ruhe, aber separat, einer Prüfung unterzogen wer­
den sollte. 

Darum empfiehlt Ihnen die Ko~missio~1 d~e 
Motion zur Annahme, zu der Herr LeJeune, wie Sie 
gehört haben, einen optimistischen Abänderungs­
antrag stellte. Die Kommissi?n ~vorsichti_g, wie sich 
das füi' einen durchschmtthchen Eidgenossen 
schickt) hat im Blick auf das unsiche~e Re~ultat ~er 
Abstimmung über den Verfassungsartikel die Mot10n 
eingeleitet mit den Worten: ,,Für den Fall der An­
nahme des Bundesbeschlusses ... ". Herr Lejeune 
hat Ihnen vorgeschlagen, an Stelle der Worte „Für 
den Fall der Annahme" zu sagen „Nach Annahme". 
An sich ist das eine unwesentliche Änderung, und 
obwohl ich die Kommissionsmitglieder nicht mehr 
konsultieren konnte, könnte ich von mir aus sagen, 
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dass ich mit dieser Abänderung einverstanden 
bin. Sie beeinträchtigt ja den materiellen Gehalt 
der Motion in keiner Weise. Wesentlich ist - das ist 
die Meinung der Kommissionsmehrheit - die Tren­
nung der beiden Sachfragen: Entscheidung über die 
Einführung der politischen Gleichberechtigung der 
Frau einerseits und die Erhöhung des Quorums für 
Referendum und Initiative anderseits. Ich füge noch 
bei, ich habe das schon gestern in meinem Ein­
tretensreferat erwähnt: Die Erhöhung des Quo­
rums könnte diskutiert werden ganz unabhängig 
von der Zustimmung zu Artikel 74 der Bundesver­
fassung (neu), weil schliesslich, seitdem diese Ver­
fassungsbestimmungen in Kraft getreten sind, auch 
die Zahl der männlichen Stimmberechtigten nahezu 
1 % Millionen erreicht hat gegenüber ungefähr der 
Hälfte, als diese Zahlen für Referendum und Initia­
tive festgelegt wurden. 

Wir bitten Sie also, in diesem Sinne eine Diffe­
renz mit dem Ständerat zu schaffen. Im Namen der 
Mehrheit der Kommission bitte ich den Ständerat 
von dieser Stelle aus, eine andere Möglichkeit besteht 
für mich nicht, dem Nationalrat zuzustimmen. Herr 
Bundesrat Feldmann hat in der Kommission er­
klärt, der Bundesrat mache aus dieser Frage keine 
Prestigeangelegenheit. Wenn die Räte in dem 
Sinne, wie ihn die Mehrheit der nationalrätlichen 
Kommission vorschlägt, vorgehen, würde sich der 
Bundesrat diesem Vorgehen anschliessen. 

Präsident: Herr Bringolf hat sich auch über die 
Motion ausgesprochen. Wir werden die Motion for­
mell behandeln, wenn die Gesamtabstimmung statt­
gefunden hat. 

M. Primborgne, rapporteur: Je vous propose de 
ne pas entrer en discussion sur les articles 89, alineas 
2 et 3, 89bis, alinea 2, 120 et 121, alinea 2, pour 
les raisons que j'ai deja expliquees, a savoir que la 
motion que nous vous proposons supprime ces 
articles. 

La proposition du Conseil federal visant a aug­
menter le nombre des signatures pour les referen­
dums et les initiatives populaires, de 30 000 a 60 000 
pour le referendum et de 50 000 a 100 000 pour 
l'initiative, etait fondee sur le fait que le nombre des 
personnes ayant le droit de vote serait plus que 
double en cas d'institution du suffrage feminin. 

En outre, il y a lieu de remarquer que ces droits 
populaires ont ete facilites par l' accroissement de 
la population. Aux chiffres proposes par le Conseil 
federal - ils sont donc doubles par rapport a ceux de 
la Constitution en ses articles 89, alinea 2, 89bis, 
alinea 2, 120, chiffre 1, et 121, chiffre 2 - la commis­
sion du Conseil des Etats a fait deux propositions 
differentes : 50 000 signatures pour le referendum 
et 70 000 signatures pour !'initiative populaire. 

Le C6nseil des Etats n'a pas suivi sa commission 
et a confirme les chiffres preconises par le Conseil 
federal, c'est-a-dire: 60 000 signatures pour le refe­
rendum et 100 000 pour !'initiative populaire. 

Votre commission ne pense pas creer une impor­
tante divergence avec le Conseil des Etats en vous 
demandant de ne pas modifier la Constitution en ce 
domaine a l'occasion d'un vote sur l'introduction 
du suffrage feminin. 

Nous avons estime qu'il etait preferable de trai­
ter le probleme de l' elevation des voix necessaires 
a l'exercice du droit de referendum et d'initiative 
a une autre occasion. 

Bien que, depuis 1935, les initiatives aient toutes 
recueilli un nombre de signatures depassant tres 
largement les exigences de la Constitution, nous 
preferons vous demander de ne pas mettre ce pro­
bleme de l' elevation de leur nombre en discussion 
simultanee avec celui de l'introduction du suffrage 
feminin. 

S'il ne s'agissait que d'un probleme comptable, 
comme on l'a ecrit, nous raisonnerions differem­
ment. Mais, en depit de l'apparente logique militant 
en faveur d'une modification fondee d'une part sur 
l'augmentation de la population et, d'autre part, 
sur la possihle introduction du suffrage feminin, 
nous croyons qu'il s'agit davantage d'un probleme 
politique et psychologique a examiner en d'autres 
circonstances. · 

C'est pourquoi nous proposons a votre appro­
bation la motion de la commission, dont je vous 
rappelle la teneur: 

<<En cas d'acceptation par Je peuple et les can­
tons de l'arrete federal sur l'institution du suffrage 
feminin en matiere federale, le Conseil federal est 
charge de presenter aux Chambres federales un 
rapport et des propositions tendant a augmenter le 
nombre des signatures requises pour les initiatives 
et les referendums. >> 

Il est possible qu'on fasse valoir que notre rai­
sonnement, pour etre plus consequent, gagnerait a 
ne prevoir que le maintien des normes constitution­
nelles actuelles. 

Cette motion serait-elle superflue? Nous ne le 
pensons pas. Elle vise a distinguer deux problemes 
mais ne peut pretendre declarer inutiles les propo­
sitions du Conseil federal et du Conseil des Etats. 
Elle en demande l' examen ulterieur si le suffrage 
feminin est accepte. 

Notre collegue M. Lejeune nous a propose, afin 
de montrer son optimisme quant au prohleme que 
nous traitons, de modifier quelque peu les termes 
de notre motion et de dire << apres l' acceptation par 
le peuple et les cantons ... >> au lieu de <<en cas d'ac­
ceptation>>. Puisque le president de la commission 
s'est declare d'accord, je ne vois pas, pour ma part 
et du point de vue du texte frangais, d'inconvenient 
a l'adoption de cet amendement. 

Präsident: Die Kommission beantragt die Artikel 
75 bis 123, Absatz 1, teilweise in Übereinstimmung 
mit dem Ständerat, teilweise gegen den Ständerat, 
zu streichen. Es wird zu diesen Artikeln kein anderer 
Standpunkt vertreten. Der Rat hat so beschlossen. 

Angenommen - Adopte 

Abschnitt II 
Antrag der Kommission 

Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Minde1'heit 
(Wiek, Bruhin, Clottu, Gnägi, Hackhofer, Hess­

Thurgau, Schirmer) 
Ablehnung. 
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Chapitre II 
Proposition de Ja commission 

Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats. 

Minorite 
(Wiek, Bruhin, Clottu, Gnägi, Hackhofer, Hess­

Thurgovie, Schirmer) 
Rejet. 

Präsident: Hier ist die Mehrheit für die Fassung, 
wie sie vorliegt. Die Minderheit ist für Ablehnung. 
Wünscht die Minderheit noch eine Abstimmung 
oder anerkennt sie ihre zahlenmässige Unterlegen­
heit? Das ist der Fall. Der Rat hai der Kommissions­
mehrheit und dem Bundesrat zugestimmt. 

Gesamtabstimmung - V ote sur l' ensemble 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 95 Stimmen 
Dagegen 37 Stimmen 

Motion der Kommission 
Für den Fall der Annahme des Bundesbeschlus­

ses über die Einführung des Frauenstimm- und 
-wahlrechtes in eidgenössischen Angelegenheiten 
durch Volk und Stände wird der Bundesrat beauf­
tragt, den eidgenössischen Räten Bericht und Antrag 
einzubringen über die Erhöhung der für das 
Zustandekommen eines Referendums oder einer 
Initiative erforderlichen Unterschriftenzahl. 

Motion de Ja commission 
En cas d'acceptation par le peuple et les cantons 

de l' arrete federal sur l'institution du suffrage 
feminin en matiere federale, le Conseil federal est 
charge de presenter aux Chambres federales un 
rapport et des propositions tendant a augmenter le 
nombre des signatures requises pour les initiatives 
et les referendums. 

Präsident: Wir haben noch die Motion zu behan­
deln. Die Herren Referenten haben sich darüber 
bereits ausgesprochen. Wird das Wort zu dieser 
Motion gewünscht? 

M. Gressot: Qu' on le veuille ou non, la motion 
qui nous est presentee par la commission est en 
relation sinon directe, du moins indirectement 
directe - si vous permettez cette expression -
( Rires) avec le droit de suffrage feminin. 

A mon avis, elle pourrait, cette motion, nuire a la 
votation populaire qui succedera au vote parle­
mentaire, c'est-a-dire que certains electeurs, s'ils 
votent, pourront se dire: Si nous votons pour le 
suffrage feminin, nous aurons inevitablement une 
augmentation du quorum, du point de vue du 
referendum et du point de vue de !'initiative. 

C' est partir de premisses erronees que de vouloir 
proceder a une augmentation schematique du 
nombre des signatures pour le cas ou serait introduit 
le vote des femmes, avec l'important acc1•oissement, 
je le reconnais, du nombre des electeurs qui en 
decoulera, puisqu' on parle de chiffres qui seraient 
doubles. 

Comme le demontre en effet l'histoire des deux 
institutions fondamentales de la democratie suisse, 

on n'a jamais fait dependre !'initiative et le refe­
rendum du nombre des electeurs. C'est ainsi qu'en 
1891, lorsque fut introduite !'initiative pour une 
revision partielle de la Constitution, on a repris sans 
autre le chiffre de 50 000 signatures, tel qu'il avait 
ete fixe en 1848 pour !'initiative en revision totale 
et cela bien que le nombre des electeurs eilt tres 
considerablement augmente. 

De meme, le nombre de 30 000 prevu en 1874 
pour le referenclum legislatif a ete fixe a ce niveau 
pour des motifs essentiellement politiques. C' est 
pourquoi aussi on a fini par prevoir, au lieu de 
cinq cantons comme c' etait le cas primitivement, on 
a fini par envisager le nombre de huit Etats pour le 
lancement d'un referendum. 

Enfin, lors de l'introduction,. en 1929, du refe­
rendum sur les traites internationaux, de meme que 
lors de l'adoption de !'initiative pour le retour a la 
democratie directe, en 1949, le quorum de 30 000 
signatures a ete maintenu malgre une augmentation 
tres sensible du nombre des citoyens. 

Le droit public cantonal enregistre pour sa part 
une semblable evolution. Dans de nombreux 
canto.ns, malgre l'augmentation du nombre des 
electeurs, le nombre de signatures necessaire pour le 
lancement d'un referendum a ete reduit. 

On doit relever aussi que, du point de vue 
theorique tout au moins, etant donne que le 
ref erendum peut etre demande egalement par huit 
cantons, on ferait pencher la balance en faveur des 
parlements cantonaux si l' on doublait le nombre des 
electeurs ou si on en augmentait fortement le chiffre 
sans accroitre parallelement le nombre necessaire 
des cantons pour le lancement d'une initiative. 

Et la doctrine est unanime a considerer que le 
referendum et !'initiative, qui sont des institutions 
essentiellement originales de notre democratie 
suisse, ne sont capables de fonctionner que lorsque 
le nombre des signatures n'est pas fixe a un niveau 
trop eleve, afin que tous ceux qui desirent lancer un 
ref erendum n' aient pas besoin de contracter des 
depenses elevees et de monter une lourde organisa­
tion pour obtenir les signatures necessaires. 

D'ailleurs, !'Ostschweiz du 17 juillet 1957 re­
marque tres justement a ce propos qu'on ne peut pas 
faire des mathematiques en matiere d'initiative et 
de referendum. 

Je pense aussi qu'il serait regrettable d'augmen­
ter le quorum, surtout pour les petits partis et les 
petites organisations politiques et que ce serait trop 
favoriser les partis de masse, les organisations de 
masse si l'on augmentait encore le quorum du point 
de vue du referendum et du point de vue de !'ini­
tiative. 

C'est pourquoi j'ai de tres grandes hesitations 
en face de cette motion et je vous prie devoter con­
tre, purement et simplement avec l'arriere-pensee 
que nous pourrons la reprendre plus tard si le 
besoin s'en fait reellement sentir .. 

Orendelmeier: Ich möchte Sie bitten, dem An­
trag Gressot zuzustimmen. Wenn wir schon einmal 
die Gelegenheit schaffen wollen, das ganze Schwei­
zervolk (natürlich nur das männliche Geschlecht) 
über das Frauenstimmrecht zu interpellieren, sollten 
wir eine klare, unzweideutige Frage stellen, damit 
wir eine ebenso klare und unzweideutige Antwort 
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vom Volke erhalten können. Es wäre daher nichts so 
falsch, als zwei Dinge miteinander zu verkoppeln, 
auf die es nur eine Antwort gibt. Nun haben Sie 
glücklicherweise vorhin mit grossem Mehr diese 
Verkoppelung abgelehnt, offenbar aus der gleichen 
Überlegung heraus, dass das Volk einmal auf eir~e 
klare Frage soll klar antworten können. Wenn wir 
nun aber mit der Motion kommen, müssen wir uns 
klar sein, was diese bedeutet. Die Motion fordert für 
den Fall der Annahme des Bundesbeschlusses die 
Erhöhung der Unterschriftenzahl bei Referendum 
und Initiative. Der Stimmberechtigte, der also 
unter Umständen bereit wäre, der Vorlage zuzu­
stimmen muss sich sagen: Wenn ich zustimme, dann 
stimme ich halbwegs schon der Revision zur Er­
schwerung des Referendums- und des Initiativ­
rechtes zu. Er kann dadurch unter Umständen, 
wenn er diese Erschwerung nicht will, in eine 
Zwickmühle geraten und nicht mehr frei entscheiden, 
ob er zum Frauenstimmrecht ja oder nein sagen 
soll. Ich selber bin durchaus bereit, später über 
diese Frage zu diskutieren. Es ist klar, dass wir uns 
über diese Frage aussprechen müssen. Ich halte es 
aber für grundfalsch, auch nur so~usagen a_ls_ Schat­
ten an der Wand von der zukünftigen Rev1S1on und 
Erschwerung des Referendums- und Initiativrechtes 
zu sprechen, so dass der Bürger nicht mehr weiss : 
Soll ich oder soll ich jetzt nicht? 

Aus diesem Grunde würde ich Ihnen raten, 
wenigstens zurzeit diese Motion abzulehnen und erst 
wenn tatsächlich das Frauenstimmrecht angenom­
men worden ist, hierüber neu zu diskutieren. Wir 
verlieren dabei keine Zeit. 

Bringolf-Schaffhausen, Berichterstatter: Ent­
schuldigen Sie, wen~ ich noch?1als das W o;t ver­
lange. Ich bemühe mich auch hier, obwo_hl mir noch 
einiges einfallen würde, ganz kurz zu sem. 

Ich bitte Sie, der Mehrheit der Kommission zu­
zustimmen und die Motion, so wie sie nun empfohlen 
worden ist anzunehmen. Icll. sehe gar keine Beden­
ken· denn 'in der Abstimmung wird die Motion ab­
seit~ der Dinge sein. Sie wird nur gel~gentlich_ von 
einem Referenten erwähnt werden. Wir alle Wissen 
- darüber brauchen wir uns nicht belehren zu las­
sen -, dass die Motion, .wenn sie angenomm~n ist, 
einen Auftrag an den Bundesrat darstellt. Wir alle 
wissen aber ebenso gut, auch wenn der Bundesrat 
diesen Auftrag ausführt und uns eine Vorlage im 
Sinne der Motion unterbreitet, dass es bei uns liegt, 
ja oder nein zu sagen, ·so dass wir also auf alle Fälle 
das letzte Wort in dieser Frage haben werden. 
Anderseits liegt es uns, nämlich der Mehrheit der 
Kommission ~ aus der nun Herr Kollega Grendel­
meier, wenigstens in dieser Frage, ausgetreten ist -
daran mit dem Ständerat eine Annäherung zu 
suche~ und wenn möglich eine Übereinstimmung 
zu finden. Wir glauben, dass die Annahme der 
Motion in unserem Rate ein Mittel dazu ist, um 
diesen Zweck zu erreichen. 

M. Primborgne, rapporteur: J'ai deja dit dans 
mon rapport que des a~is opposes pourr~ient ~tre 
presentes quant a 1~ logique de cett: moti~n. 

Apres notre president et comme i1;1terpre.te de la 
majorite de la commission, je vous prie de bien con­
siderer que nous avons vise a distinguer et non pas 
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a declarer inutile le point de vue d~ Conseil federal 
et du Conseil des Etats. 

Ainsi que l' a dit le president de la commission, 
nous donnons un mandat au Conseil federal. Cela 
n'a rien d'absolu, ni de definitif. Le projet qui sera 
presente par le Conseil federal pourra faire l'objet 
d'une large discussion, apres laquelle, s'il en juge 
ainsi, le Conseil national pourra le refuser. 

Pour le moment, je vous invite a maintenir cette 
motion, que la commission a adoptee par 24 voix 
contre 4. 

Bundesrat Feldmann: Die Initiative wurde 1891 
eingeführt mit 50 000 Unte~schriften! das Refe~en­
dum 1874. Damals hatte die Schweiz, glaube ich, 
ungefähr 1,8 Millionen Einwohner, heute 5 Millionen. 
Die Ziffern sind die gleichen geblieben. Das Problem 
stellt sich mit oder ohne Frauenstimmrecht, dass 
einmal diese Ziffern überprüft werden müssen. Es 
ist aber vollkommen klar, dass bei der Annahme der 
Vorlage über das Frauenstimm- und -wahlrecht der 
Stimmkörper verdoppelt, ja mehr als verdoppelt 
wird und es ist ein Gebot der Loyalität und Ehr­
lichkeit gegenüber dem Souverän, dass er in die~em 
Augenblick sich dessen bewusst ist, dass man ihm 
sagt, welche Konsequenzen in Betracht fallen. 

Nun beauftragt die Motion den Bundesrat, 
Bericht und Antrag einzubringen über die Erhöhung 
der für das Zustandekommen eines Referendums 
oder einer Initiative erforderlichen Unterschriften­
zahl. Es ist vollkommen selbstverständlich, dass es 
dann Sache des Parlamentes sein wird, darüber zu 
entscheiden wie es diese Vorlage ausgestalten will. 
Es wäre ab'er meiner Meinung nach nicht richtig, 
wenn man dem Souverän in dem Moment, da man 
ihm diese Vorlage über das Frauenstimm- und 
wahlrecht unterbreitet, nicht wenigstens sagen 
würde, dass auch das andere Problem zur Diskussion 
gestellt werden muss. 

Herr Nationalrat Grendelmeier hat den Stand­
punkt vertreten, man m~sse de~ Souverän vor eine 
einfache, klare Frage stellen. ~mverstan~en. Dazu 
gehört aber auch, dass man ihn auf die Konse­
quenzen auf dem Gebiete der Unterschriftenza~l 
aufmerksam macht. Aus diesem Grunde haben wir 
im Bundesrat der Motion Ihrer Kommission zuge­
stimmt. Ich bitte Sie, hier diese Motion zum Be­
schluss zu erheben. 

Präsident: Die Diskussion ist damit geschlossen. 
Herr Lejeune wünscht die Worte „Für den Fall der 
Annahme" zu ersetzen durch „Nach der Annal?:me". 
Ich betrachte dies als eine rein reda~~ionelle An~e­
rung. Wird gegen diese redaktionelle Anderung Ein­
spruch erhoben? - Das ist nich~ der ~all. . . 

Dann stimmen wir ab über die Motion mit dieser 
kleinen redaktionellen ;\nderung. 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Motion 
Dagegen 

94 Stimmen 
12 Stimmen 

An den Ständerat - Au Conseil des etats 

_J 
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formellen Neuordnung auch eine angemessene Er­
höhung der ·witwen- und Waisenrenten geplant ist. 

Ich beantrage Zustimmung zu den Artikeln 7 
und 8. 

· Angenommen - Adoptes 

IV. Schluss- und Übergangsbestimniungen 

Art. 9-11 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates. 

IV. Dispositions transitoires et finales 

Art. 9-11 
Proposition de Ia commission 

Adherer a la decision du Conseil national. 

Auf der Maur, Berichterstatter: Die Artikel 9, 
10 und 11 enthalten die erforderlichen Übergangs­
bestimmungen. Sie ersetzen die bisherigen Artikel 9, 
13 und 14. Die Artikel 10, 11 und 12 der jetzigen 
Ordnung sind überholt und können daher weg­
gelassen werden. 

Ich beantrage Ihnen Zustimmung zu den Ar­
tikeln 9, 10 und 1i. 

Angenommen - Adoptes 

Gesamtabstimmung - V ote sur l' ensemble 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 30 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

Vormittagssitzung vom 5. Juni 1958 
Seance du 5 juin 1958, matin 

Vorsitz - Presicende: Herr Stähli 

7338. Franenstimmrecltt. Einführung 
SuJfrage feminin. Introdnction. 

Siehe Jahrgang 1957, Seite 388 - Voir annee 1957, page 388 

Beschluss des Nationalrates vom 20.1\färz 1958 
Decision du Conseil national du 20 mars 1958 

Differenzen - DifJergences 

Art. 74, Abs. 1, Art. 89, Abs. 2, 3, Art. 89bis, Abs. 2, 
Art. 120, Art. 121, Abs. 2 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates. 

Art. 89, al. 2 et 3, art. 89bis, al. 2, art.120, art. 121, 
al. 2 · 

Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national. 
(La modification de l'article 74 ne concerne 

que le texte allemand.) 

Berichterstattung- Rapport general 

Vaterlaus, Berichterstatter: Die Beratungen 
des Bundesbeschlusses über die Einführung des 
Frauenstimm- und -Wahlrechtes in eidgenössischen 
Angelegenheiten im Nationalrat haben folgende 
Differenzen zu den Beschlüssen unseres Rates er­
geben: 

1. In Artikel 74, Alinea 1, schlägt der National­
rat rein redaktionell vor, auf der ersten Linie das 
Wort „besitzen" durch „haben" zu ersetzen. Statt: 
„Bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen 
besitzen Schweizer und Schweizerinnen die gleichen 
politischen Rechte und Pflichten" soll es nun heis­
sen: ,,Bei eidgenössischen Abstimmungen und Wah­
len haben Schweizer und Schweizerinnen die glei­
chen politischen Rechte und Pflichten." Diese 
Änderung betrifft nur den deutschen Text. Ihre 
Kommission beantragt, dieser redaktionellen Ände­
rung zuzustimmen. 

Eine zweite Differenz besteht in der grundsätz­
lichen Frage, ob mit der Einführung des Frauen­
stimm- und -Wahlrechtes auch die Volksrechte des 
Referendums und der Initiative erschwert werden 
sollten, indem der grösseren Zahl der Stimmberech­
tigten entsprechend die für Initiative und Referen­
dum erforderlichen Unterschriftenzahlen zu er­
höhen seien. Ich habe in meinem Eintretensreferat 
seinerzeit ausgeführt, dass diese Volksrechte seit 
ihrer Einführung eine zahlenmässige Abwertung 
erfahren haben. Währenddem sich die Einwohner­
zahl seit dem Jahre 1874 beinahe verdoppelt hat, 
sind die für Initiative und Referendum erforder­
lichen Unterschriften immer gleich geblieben. Es ist 
darum sachlich durchaus gerechtfertigt, einmal die 
erforderliche Korrektur anzubringen, dies um so 
mehr, als ja mit der Einführung des Frauenstimm­
rechts die Zahl der Stimmberechtigten nochmals 
verdoppelt wird. Dass eine solche Anpassung ge -
macht werden muss, ist unbestritten. Es ist aber 
eine politisch-psychologische Frage, und es sind ab­
stimmungstaktische Erwägungen, in welchem Zeit­
punkt dies zu geschehen hat. Für diese notwendige 
Anpassung kommen folgende Möglichkeiten in 
Betracht: erstens eine Behandlung der beiden 
Materien - Einführung des Stimm- und Wahlrech­
tes der Frau und Erhöhung der Zahl der Unter­
schriften für Referendum und Initiative - in der 
gleichen Vorlage, wie dies Bundesrat und Ständerat 
vorgeschlagen haben. Zweitens eine Trennung der 
beiden Vorlagen, die aber der Volksabstimmung 
gleichzeitig unterbreitet würden. Drittens eine 
Trennung der beiden Vorlagen, die dann auch zeit­
lich getrennt zur Abstimmung vorgelegt würden. 

Der Nationalrat hat sich für den dritten Weg 
entschieden, indem er die Streichung aller Bestim­
mungen beschlossen hat, die für Referendum und 
Initiative die Zahl der Unterschriften festlegt. Es 
handelt sich um Artikel 89, Absatz 2, Artikel 89bis, 
Absatz 2, Artikel 120, Artikel 121, Absatz 2. 

Gleichzeitig hat der Nationalrat mit 94: 12 Stim­
men einer Motion zugestimmt, die den Bundesrat 
beauftragt, nach Annahme des Bundesbeschlusses 
über. die Einführung des Frauenstimm- und -Wahl 
rechtes in eidgenössischen Angelegenheiten durch 
Volk und Stände den eidgenössischen Räten Bericht 
und Antrag einzubringen über die Erhöhung der für 
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das Zustandekommen eines Referendums oder einer 
Initiative erforderlichen Unterschriftenzahl. Nach 
den Beschlüssen des Nationalrates würde der 
Grundsatz der politischen Gleichberechtigung der 
Frau in dem einzigen Artikel 74 verankert werden. 
Volk und Stände hätten dann nur zu dieser einzigen 
Frage, ob sie der Frau das Stimm- und Wahlrecht 
in eidgenössischen Angelegenheiten erteilen wollen, 
Stellung zu nehmen. Der Bundesrat stimmt den 
Beschlüssen des Nationalrates zu. Diese so verein­
fachte Vorlage hat sicher den grossen Vorteil, dass 
das Resultat der Volksbefragung uns ein klares 
Bild geben wird, ob in unserem Lande in eidgenös­
sischen Angelegenheiten der Frau die politische 
Gleichberechtigung erteilt werden will. 
.. Ihre Kommission beantragt Ihnen aus diesen 
Uberlegungen, bei zwei Enthaltungen, den Be­
schlüssen des Nationalrates sowie der Motion zuzu­
stimmen. 

Angenommen - Adoptes 

Motion des Nationalrates 
Für den Fall der Annahme des Bundesbeschlus­

ses über die Einführung des Frauenstimm- und 
-Wahlrechts in eidgenössischen Angelegenheiten 
durch Volk und Stände wird der Bundesrat beauf­
tragt, den eidgenössischen Räten Bericht und An­
trag einzubringen über die Erhöhung der für das 
Zustandekommen eines Referendums oder einer 
Initiative erforderlichen Unterschriftenzahl. 

Motion du Conseil national 
Eu cas d'acceptation par le peuple et les can­

tons de l'arrete federal sur l'institution du suffrage 
feminin en matiere federale, le Conseil federal est 
charge de presenter aux Chambres federales un rap­
port et des propositions tendant a augmenter le 
nombre des signatures requises pour les initiatives 
et les referendums. 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zur Motion. 

Proposition de la commission 
Aclherer a la motion. 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Motion 24 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

165 Interna tiona.1.es Patentbüro 

Vormittagssitzung vom 6. Juni 1958 
Seance du 6 juin 1958, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Stähli 

7538. Rebbau. Vodhergehende Massnahmen 
Mesures temporaires en fävenr de la vigne 

Siehe Seite 152 hiervor - Voir page 152 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 3. Juni 1958 
Decision du Conseil national du 3 juih 1958 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 39 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

Nachmittagssitzung vom 10. Juni 1958 
Sfance du 10 juin 1958, apres-midi 

Vorsitz - Presidence: Herr Stähli 

7447. Internationales Patentbüro. Abkommen 
Institut international des brevets. Accord · 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 24. Juni 1957 
(BEI I, 1417J 

Message et projet d'arrete du 24 juin 1957 (FF I, 1433) 

Beschluss des Nationalrates vom 5. März 1958 
Decision du Conseil national du 5 mars 1958 

Antrag der Kommission 
Eintreten. 

Proposition de la commission 
Passer a la discussion des articles. 

Berichterstattung - Rapport general 

Schoch, Berichterstatter: Das vorliegende Ge­
schäft ist von ungleich grösserer Tragweite, als der 
Beitritt zur europäischen Übereinkunft über Form­
erfordernisse bei Patentanmeldungen. Bei der Schaf­
fung des neuen Bundesgesetzes betreffend die Er­
findungspatente vom 25. Juni 1954 stand das Pro­
blem der amtlichen Vorprüfung der zur Patentie­
rung angemeldeten Erfindungen eigentlich im Mit­
telpunkt der Diskussion. Von verschiedenen Seiten 
wurde das Postulat aufgestellt, dass bei der Neu­
ordnung des Patentgesetzes auch in unserem Lande 
die amtliche, d. h. die obligatorisch amtliche Vor-

. prüfung eingeführt werden sollte, wie sie schon in 
verschiedenen Ländern, besonders in Industrie­
staaten, besteht. Mit Recht wurde gesagt, dass es 
eine starke Aufwertung des schweizerischen Paten­
tes bedeuten müsste, wenn die vom Amt vorzu­
nehmende Prüfung der angemeldeten Erfindungen 
sich nicht nur auf im wesentlichen formelle Erfor· 
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! 7338. Franenstimmrecltt. Einführung 

Suffrage feminin. Introdnction 

Siehe Seite 254 hiervor - Voir page 254 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 13. Juni 1958 
Decision du Conseil des Etats du 13 juin 1958 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 96 Stimmen 
Dagegen 43 Stimmen 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

7591. Milchprodukte. 
Befristete zusätzliche Finanzierung 

Placements de produits laitiers. 
Financement complementaire 

Siehe Seite 316 hiervor - Voir page 316 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 11. Juni 1958 
Decision du Conseil des Etats du 11 juin 1958 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 124 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

Vormittagssitzung vom 17. Juni 1958 
Seance du 17 juin 1958, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Bratschi 

7 593. Spielbanken 
Maisons de jen 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 10. März 1958 
(BBl I, 581) 

Message et projet d'arrete du 10 mars 1958 (FF I, 621) 

Antrag der Kommission 
Eintreten. 

Proposition de la commission 
Passer a la discussion des articles. 

Berichterstattung.- Rapports generaux 

M. Berger-Neuchatel, rapporteur: Avant tout 
autre expose, il me paratt utile d'observer que le 
projet dont nous sommes saisis ne modifie en rien ni 
les principes, ni la structure de la reglementation 
actuelle. 

Rappelons que cette reglementation interdit 
l' ouverture et l' exploitation Ade maisons .,;,_ de j eu, 

donnant toutefois aux gouvernements cantonaux, 
sous certaines conditions bien determinees et sous 
reserve de l'approbation du Conseil federal, la fa­
culte d'autoriser des jeux d'agrement dans les 
kursaals. 

La revision proposee tend simplement a aug­
menter le maximum de la mise actuelle de 2 francs 
pour le porter a la somme de 5 francs. 

Cette modification appelle les observations sui­
vantes : Il est incontestable que le tourisme repre­
sente pour notre pays une extreme importance. 
Dans les cantons pauvres en industries, dans les 
regions ou l'agriculture et le commerce n'ont qu'un 
champ d'activite restreinte, il constitue souvent la 
ressource unique de nombreux de nos compatriotes. 
Ce sont sans doute en premier chef les beautes natu­
relles et les traditions de notre hötellerie qui attirent 
chez nous les etrangers. Cette constatation ne doit 
toutefois pas nous faire perdre de vue que lorsqu'il 
est appele a choisir l'endroit ou il passera ses va­
cances, le touriste tiendra egalement campte des 
distractions qui lui sont offertes. C'est alors que le 
kursaal exercera un röle non negligeable dans le 
choix du lieu de villegiature, apportant ainsi sa con­
tribution nece13saire a l'encouragement et au deve­
loppement de notre tourisme. Mettant a disposition 
de ce dernier des lieux de reunion et de distraction, 
organisant des concerts et d'autres manifestations, 
assurant l'amenagement de la station et subvenant 
dans une large mesure a la propagande, le kursaal 
est souvent l' ame de la vie touristique d'une localite. 
Les ressources necessaires a l'accomplissement de 
ces multiples taches proviennent essentiellement, 
mieux encore exclusivement, de l'exploitation des 
jeux. Or, si le produit de ces derniers a augmente 
dans une certaine mesure au cours des annees, il est 
incontestable que cette augmentation est loin de 
compenser la depreciation de la monnaie qui s'est 
manifestee depuis 1928. Par ailleurs, les charges des 
kursaals se sont notamment accrues et ces. derniers 
devront encore faire de gros efforts au cours des 
prochaines annees pour ameliorer leurs prestations 
et entreprendre des renovations s'ils veulent pleine­
ment remplir leur tache au service des interets 
generaux du tourisme. 

Si la mise est augmentee, le jeu exercera cer­
tainement un attrait plus grand sur le touriste et 
il s'en suivra une augmentatioü de recettes qui doit 
permettre a nos kursaals de faire utilement face a 
leurs nombreuses taches. 

Ce relevement de la mise est-il de nature - c'est 
une objection qui se presente a l'esprit - a faire 
perdre aux jeux en usage dans nos kursaals leur 
caractere anodin ? 

Si nous tenons campte de la depreciation de la 
monnaie intervenue depuis 1928 et du fait que le 
revenu net du peuple suisse a passe de 9,9 milliards 
en 1929 a 24,7 milliards en 1956, il faut objective­
ment reconnattre que le relevement propose cons­
titue une simple adaptation aux conditions ac­
tuelles. 

Il serait d'autant moins justifie de faire obstacle 
a cette adaptation alors que les grandes loteries, qui 
se sont considerablcment developpees, permettent 
d'acquerir des billets en nömbre illimite et que les 
enjeux du sport-toto ne sont pas restreints. La pro­
pagande, les possibilites de gains importants, la 
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Präsident: Ich stelle fest, dass ein Antrag auf 
Gutheissung des Volksbegehrens nicht gestellt ist, 
so dass wir in der Abstimmung den Antrag von 
Kommission und Bundesrat dem Antrag von Herrn 
Ständerat Tschudi gegenüberstellen können. 

Gesamtabstimmung - Vote sur l' ensemble 

Für den Antrag der Kommission 33 Stimmen 
Für den Antrag Tschudi 5 Stimmen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

Vormittagssitzung vom 13. Juni 1958 
Seance du 13 juin 1958, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Stähli 

7535. Eidgenössische Technische Hochschule. 
Versicherung der Professoren 
Ecole polytechniqoe federale. 

Assnrance des professeurs 
Siehe Seite 159 hiervor - Voir page 159 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 13. Juni 1958 
Decision du Conseil national du 13 juin 1958 

Schlussabstimmung - V ote final 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 39 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

7338. Frauenstimmrecht. Einführung 
Snft"rage feminin. Introdnction 

Siehe Seite 164 hiervor - Voir page 164 ci-devant 

Schlussabstimmung - V ote final 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 26 Stimmen 
Dagegen 12 Stimmeii 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

7591. Milchprodukte. Befristete zusätzliche 
Finanzierung des Absatzes 

Placement de prodnits laitiers. 
Financement complementaire 

Siehe Seite 171 hiervor - Voir page 171 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 13. Juni 1958 
Decision du Conseil national du 13 juin 1958 

Sr:hlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 40 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

Vormittagssitzung vom 19. Juni 1958 
Seance du 19 juin 1958, marin 

Vorsitz - Presidence: Herr Stähli 

Zn 7539. 44-Stnnden-Woche. Motion des 
Nationalrates 

Semaine de 44 henres. Motion du 
Conseil national 

Siehe Seite 192 hiervor - Voir page 192 ci-devant 

Text der Motion 
Der Bundesrat wird beauftragt, die Vorlage für 

ein Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Hand­
werk, Handel, Verkehr und verwandten Wirtschafts­
zweigen (Arbeitsgesetz) derart zu fördern, dass sie 
im Laufe des Jahres 1959 den eidgenössischen 
Räten unterbreitet werden kann. Darin ist für alle 
dem Gesetz unterstellten Arbeitnehmer eine Rege­
lung der Arbeitszeit vorzusehen, die der wirtschaft­
lichen Entwicklung entspricht. 

Antrag der Kommission 
Zustimmung. 

Texte de Ja motion 
Le Conseil federal est invite a activer la prepara­

tion d'un projet de loi sur le travail dans l'industrie, 
l'artisanat, le commerce, les transports et les 
branches economiques similaires (loi sur le travail) 
de telle sorte qu'il puisse etre soumis aux Chambres 
federales au cours de l'annee 1959. Le projet devra 
prevoir, pour toutes les categories de travailleurs 
soumises a la loi, une reglementation de la duree du 
travail conforme a I' evolution economique. 

Proposition de Ja commission 
Adhesion. 

Berichterstattung - Rapport general 

Speiser, Berichterstatter: Am Schlusse seiner Be­
ratungen über die Initiative für die Einführung der 
44-Stunden-Woche hat der Nationalrat eine Motion 
gutgeheissen,. die die Ausarbeitung des Arbeitsge­
setzes betrifft. Die Motion lautet: 

„Der Bundesrat wird beauftragt, die Vorlage für 
ein Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Hand­
werk, Handel, Verkehr und verwandten Wirtschafts­
zweigen (Arbeitsgesetz) derart zu fördern, dass sie 
im Laufe des Jahres 1959 den eidgenössischen Räten 
unterbreitet werden kann. Darin ist für alle dem 
Gesetz unterstellten Arbeitnehmer eine Regelung 
der Arbeitszeit vorzusehen, die der wirtschaftlichen 
Entwicklung entspricht." 

Ihr Büro hat dieses Geschäft der gleichen Kom­
mission zugewiesen, die seinerzeit die Initiative über 
die 44-Stunden-Woche behandelte. Ich möchte 
gleich zu Beginn auf eine Differenz in den Texten 
hinweisen. Im deutschen Text heisst es „Der Bun­
desrat wird beauftragt", im französischen aber 
,,Le conseil federal est invite". Ich glaube, da be­
steht ein Unterschied, eine Nuance; denn ein Auf-
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Bundesblatt 
109. Jahrgang Bern, den 7. März 1957 Ban,d I 

Erscheint wöchentlich. Preis 80 F1-anken im fahr, 16 Franken im Ha/,/Jjahr zuzüglich 
Nachnahme- und Poscbestellungsgebühr 

Einrüc"kungsgebühr: 50 Rappen die Petitzeile oder deren Raum. - Inserate franko an 
Stämpfli &, Cie. in Bern 

7338 Botschaft 
des 

Bundesrates an die Bundesversammlung 
über die Einführung des Frauenstimm• und -wahlrechts 

in eidgenössischen Angelegenheiten 

(Vom 22. Februar 1957) 

Herr Präsident! 
Hochgeehrte Herren! 

Wir beehren uns, Ihnen nachstehend unsere Botschaft über das Postulat 
Picot vom 17. September 1952 und das Postulat Grendelmeier vom 
5.Dezember 1952 vorzulegen, die das Problem der politischen Rechte der 
Schweizerfrauen, insbesondere die Frage der Einführung des Stimm- und Wahl­
rechts der Frauen in Bundesangelegenheiten aufwerfen. 

Einleitung 
1. Am 17. September 1952 hat Herr Ständerat Picot folgendes Postulat 

eingereicht: 
<<Nach den Verhandlungen und Abstimmungen des Jahres 1951 in den 

beiden Räten hat die Öffentlichkeit weiterhin lebhaftes Interesse flir die 
politischen Rechte der Frau gezeigt. 

In der Botschaft des Bundesrates vom 2.Februar 1951 (Nr.5996) ist 
nur ein Teil des Problems geprlift worden, während wichtige Fragen offen 
blieben. Der Bundesrat wird eingeladen, einen eingehenden Bericht zu er­
statten, der das Problem der politischen Rechte der Schweizerfrau im 
weiten Rahmen abklärt, so wie er dies z.B. in der Botschaft vom 10.0ktober 
1944 über den Familienschutz getan hat. 

Dieser Bericht wird dazu beitragen, die Behörden und die Stimmberech­
tigten einer Lösung dieses Problems, das gelöst werden muss, näher zu 
bringen.>> 

Bundesblatt. 109. Jahrg. Bd. I. 45 

michael.tellenbach
Textfeld

michael.tellenbach
Textfeld



666 

Dieses Postulat wurde am 16. Dezember 195:2 einlässlich begründet. In 
seiner Begründung ha~ Ständerat Picot die Erwartungen, die er an diesen Be­
richt knüpft, in folgende sechs Punkte zusammengefasst: 

1. Welche Erfahrungen hat man mit dem Frammstimmrecht bisher in ana­
logen Staaten gemacM? 

2. Wie verhält sich das Frauenstimmrecht zur grossen Anzahl der Abstim­
mungen und Wahlen in der Schweiz und zur Landsgemeinde ? 

8. Zu berücksichtigen sindl auch die geistigen Aspekte (religiöse, ethische 
und ökonomische Gesichtspunkte). 

4. Ebenso die wirtschaftliche Stellung der Frau. 
5. Zu prüfen ist ferner, ob eine Befragung der Prauen notwendig sei, even­

tuell ob diese auf eim, andere Weise als durch ein,3 Probeabstimmung durch-
geführt werden könnte. . 

6. Endlich ist zu ·cmt,ersuchen, ob man zuerst auf kantonalem Boden vor­
gehen soll. 

Der Vertreter des Bundesrates antwortete darauf, der Bundesrat sei bereit, 
den gewünschten Berieht zu erstatten. Im Interesse einer sachlichen Abklärung 
dieses staatspolitisch und kulturpolitisch höchst bedeutungsvollen Problems 
habe er beschlossen, ö.as Postulat entgegenzunehmen. Da es nicht bestritten 
wurde, war es stillschweigend angenommen. 

Inzwischen war am S.Dezember 1952 im Nationalrat ein entsprechendes 
Postulat Grendelmeier, unterstützt von 44 Mitunterzeichnern, eingereicht 
worden, das wie folgt :iautet: 

<<Die am 80: November 1952 in Genf unter den Frauen durchgeführte 
Probeabstimmung hat eindeutig ergeben, dass der bisherige Haupteinwand 
gegen die Einführung des Frauenstimmrechts nicht stichhaltig ist, wonach 
die Frauen selber d.iese Rechte nicht wünschten. 

Es rechtfertigt sieh deshalb, Volk und Ständen auf dem Wege der Re­
vision der Bundesverfassung und der einschlägigen Bundesgesetze Gelegen­
heit zu geben, sicl:: g:rundsätzlich zur Frage des Stimm- und Wahlrechts 
der Schweizerfrauen in eidgenössischen Angelegenheiten auszusprechen. 

Der Bundesrat w::rd daher eingeladen, zu prüfen und darüber Bericht, 
zu erstatten, ob nun nicht eine entsprechende Revision der Verfassung und 
der bezüglichen Bu::tdesgesetze anhand zu nehmen und den Räten zu unter­
breiten sei.>> 
Aus der Begründung dieses Postulates geht hervor, dass es namentlich auf 

den Grundsatz der Rochtsgleichheit als Grundlage der Demokratie abstellt, 
sowie auf den Vergleich mit der Rechtsstellung der ]'rau in andern Staaten und 
auf die Annahme, es stehe nunmehr fest, dass die Frauen selbst das Stimmrecht 
mehrheitlich wünschen. 

Auch dieses Postu'1at wurde vom Vertreter des :Bundesrates mit einer ana­
logen Begründung entgegengenommen. Es blieb ebenfalls unbestritten und wurde 
am 24.März 1954 vom National.rat angenommen. 
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Die Postulate Picot und Grendelmeier weichen zwar in der Motivierung 
voneinander ab. In ihrem materiellen Gehalt stimmen sie aber insofern überein, 
als beide einen Bericht des Bundesrates über die Einführung des Stimm- und 
Wahlrechts der Schweizerfrauen in eidgenössischen Angelegenheiten verlangen. 
Das Postulat Picot beschränkt sich jedoch nicht hierauf, sondern wünscht ganz 
allgemein, dass das Problem der politischen Rechte der Frauen im weiten Rahmen 
abgeklärt werde. Auch lässt es die Frage offen, auf welchem Wege die vorge­
schlagene Neuerung einzuführen wäre, während das Postulat Grendelmeier aus­
drücklich den Weg einer Revision der Bundesverfassung und der einschlägigen 
Bundesgesetze in Aussicht nimmt. Das Postulat Grendelmeier beschränkt sich 
überdies auf das Stimm- und Wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten, 
während das Postulat Picot von den politischen Rechten der Frau im allgemeinen 
spricht. 

D~mit ist das Problem des Stimmrechts und des aktiven und passiven 
Wahlrechts der Schweizerfrauen wieder zur Diskussion gestellt, das schon den 
Gegenstand zahlreicher Vorstösse aus der Mitte der beiden Räte (Motionen, 
Postulate und Interpellationen) und aus dem Volke (auf dem Wege der Petition 
und anderer Eingaben) gebildet hat, die jedoch bisher ohne Erfolg geblieben sind. 
Diese früheren Vorstösse haben aber nicht als anhängig im parlamentarischen 
Sinne zu gelten. Die vorliegende Botschaft hat daher nur zu den beiden Postu­
laten Picot und Grendelmeier Stellung zu nehmen. Dabei werden allerdings die 
bereits früher gemachten Anregungen als Tatsachen zu berücksichtigen sein. 

2. Zu seinem Bedauern war es dem Bundesrat nicht möglich, seine Bot­
schaft in einem früheren Zeitpunkt vorzulegen, wie das nicht nur von Frauen­
seite, sondern in weiteren öffentlichen Kreisen ·erwartet worden ist. Diese 
Hinausschiebung ist nicht bloss in der Tatsache begründet, dass das mit den 
Vorbereitungsarbeiten betraute eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement 
mit vielen anderen, ebenfalls sehr wichtigen und zum Teil äusserst dringlichen 
Angelegenheiten stets überlastet war. Schwerer ins Gewicht fallen die folgenden 
mit der Sache selbst näher zusammenhängenden Gründe: 

Nachdem der Schweizerische Verband für Frauenstimmrecht ein wissen­
schaftliches Gutachten von Professor Dr. W.Kägi in Aussicht gestellt und den 
Wunsch geäussert hatte, dass der Bericht des Bundesrates sich mit seinen 
Thesen auseinandersetze, sah das Departement sich veranlasst, mit der wei­
teren Ausarbeitung bis nach Einreichung des Gutachtens zuzuwarten, um un­
nütze Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Dieses Gutachten enthält eine interes­
sante, tiefschürfende wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Kernfrage 
des Problems, nämlich mit der Frage, ob die Beschränkung der politischen 
Rechte ,auf die Männer heute noch vereinbar sei mit dem Prinzip der Rechts­
gleichheit, was eindeutig verneint wird. Das Gutachten könnte aber - was bei 
der W eitschichtigkeit des Themas nicht verwunderlich ist - erst Encte Juli 1955 
vorgelegt werden. 

Ausserdem ist noch folgendes in Betracht zu ziehen: 
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Einmal darf niclr; übersehen werden, dass es um eine der wichtigsten 
Fragen geht, zu der der Bundesstaat seit seiner Gründung Stellung zu nehmen 
hatte. Mit Recht hat Prof. Carl Hilty sie zu Beginn dieses Jahrhunderts als 
<< die weitaus grösste der noch zur Lösung ausstehenden Staatsfragem bezeichnet, 
handelt es sich doch um nichts geringeres als darum, der Hälfte unserer erwach­
senen Bevölkerung d,rn Recht zuzuerkennen, künftig das Schicksal des Staates 
als aktive Bürger mitbestimmen zu können. Damit würde unsere Demokratie -
im. Sinne des weiteren Ausbauios des Gedankens der Rechtsgleichheit, auf dem 
sie beruht - auf eine b.reitere Basis gestellt. Das berührt nicht bloss die Interes­
sen der Frauen, denen die verlangte Neuerung zugute kommen soll; es kann 
sogar für die Zukunft des Bundes überhaupt von schicksalshafter Bedeutung 
sein. Überdies ist zu ,•,nva,rten, dass die zu treffende Entscheidung auf die Ent­
wicklung in den Kant,men und in den Gemeinden einen wesentlichen Einfluss 
haben wird. Es ist klar, dass Fragen einer derartigen Tragweite einer besonders 
sorgfältigen Erdauerung und Überprüfung bedürfen. 

Anderseits stellen sich der Prüfung und Beurteilung dieser Probleme ganz 
besondere Schwierigkeiten entgegen. Es hängt mit der Natur des Gegenstan­
des zusammen, dass fast alle Gebiete unserer Rechtsordnung, des öffentlichen 
und des privaten Rechts, und unserer sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
von ihm tangiert werden. Daraus ergibt sich eine Menge rechtlicher, gesetz­
geberischer, politischn, sozialer, psychologischer und anderer Fragen. Die 
Hauptschwierigkeit z,oigt.e sich aber in der Tatsache, dass wir auf diesem Ge­
biete über wenig Erfahrung verfügen, so dass es schwer hält, die Auswirkungen 
zu beurteilen, welche die Einführung des Frauenst.imm- und -wahlrechts oder 
gar die völlige Gleichberechtigung der Frauen im öffentlichen und privaten 
Recht auf den Bund, die Kantone und die Gemeinden hätte. Ebenso schwierig 
ist es, die Rückwirklng@ dieser neuen politischen Ordnung auf die Frauen 
selbst, die Familie und die gesamte Wirtschaft vorauszusehen. Unter diesen 
Umständen sind wir auf diesem Gebiete in besonderem Masse auf die Erfah­
rungen anderer Staaten angewiesen, auch wenn diese wegen der Verschiedenheit 
der rechtlichen Struktur der Staaten und der sozialen und wirtschaftlichen 
Voraussetzungen nur bedingt auf unsere Verhältnisse übertragen werden dü:r;fen. 
Da auch die ;Erfahrungen der ausländischen, für einen Vergleich hauptsächlich 
in Betracht fallenden Startten noch jung sind, waren trotz der sehr umfangreichen 
Frauenrechtsliteratur bis vor kurzem sehr wenig zuverlässige Unterlagen er­
reichbar, welche über die in diesen Staaten bereits gemachten Erfahrungen mit 
dem Frauenstimm- und -wahlrecht genügend Auskunft hätten geben können. 

In neuester Zeit sind nun chei Publikationen herausgekommen, welche 
über einen grossen Teil dieser Schwierigkeiten hinweghelfen. Von besonderer 
Bedeutung ist in dieser Hinsicht das Erscheinen des <<Lexikon der Frau>>, das 
in den Jahren 1953 und.1H54 im Encyclios Verlag AG in Zürich unter der Leitung 
von Dr. Gustav KeckE-is und Dr. Blanche Christine Olschack, sowie unter Mit­
wirkung eines grossen Mitarbeiterstabes aus fast allen Kulturstaaten in zwei 
starken Bänden herausgekommen ist. Aufschlussrnich' sind neben zahlreichen 

michael.tellenbach
Textfeld



669 

Aufsätzen über Frauenrechtsfragen namentlich die_ Länderberichte über alle 
für den Vergleich in Frage kommenden Staaten. Sie sind von Sachkennern aus 
dem betreffenden Land bearbeitet und vermitteln einlässliche und zuverlässige 
Auskünfte. Auf dieses Werk kann sich die vorliegende Botschaft immer wieder 
berufen. Die von ihm geleistete Pionierarbeit kommt ihr zugute. 

Für die Beurteilung der Auswirkungen des Frauenstimmrechts fehlte es 
bisher an Vergleichsmaterial, das sich auf systematisch durchgeführte wissen- · 
schaftliche Untersuchungen stützen konnte. Diese Lücke auszufüllen hat die 
UNESCO unternommen, indem sie durch spezielle Kommissionen, denen ein 
Stab wissenschaftlicher Mitarbeiter zur Verfügung steht, in 15 Staaten zu dieser 
Frage das erforderliche Tatsachenmaterial sammeln und systematisch auswerten · 
lässt. Diese Arbeiten, die als Material auch für die vorliegende Botschaft äus­
serst wertvoll wären, sind ~och nicht abgeschlossen. Indessen sind doch 
wenigstens die unter Leitung von Prof. Maurice Duverger in vier Staaten 
(nämlich Frankreich, Westdeutschland, Norwegen und JugoslawieIJ.) durch­
geführten Arbeiten kürzlich publiziert und der allgemeinen Öffentlichkeit zu­
gänglich gemacht worden. Dies·e mit grosser Sachkenntnis und Sorgfalt, sowie 
mit bemerkenswerter Sachlichkeit durchgeführten Untersuchungen enthalten 
eine Menge wertvollen Materials, das gerade für die Beurteilung der hier zu 
prüfenden Fragen mit Nutzen vergleichsweise herangezogen werden kann (vgl. 
Maurice Duverger: La participation des femmes a la vie politique, herausgegeben 
von der UNESCO, Paris 1955). Einen einlässlicheren Bericht über die Unter­
suchungen, die speziell in Frankreich durchgeführt wurden, enthält das gleich­
zeitig herausgekommene Buch von Dogan et Narboi:me: <<Les frarn;iaises face a 
la politique>>. 

In der Zwischenzeit ist auch in einer andern Hinsicht eine gewisse Abklä­
rung eingetreten, die der Botschaft zugute kommt, nämlich durch mehrere 
Volksabstimmungen in den Kantonen. In den Jahren 1952-1956 sind in 
einer Reihe von Kant<;men (in Genf, Zürich, Baselstadt, Baselland und Bern) 
Männerabstimmungen und in zwei Kantonen (Genf und Baselstadt) Frauen­
abstimmungen durchgeführt worden. Hinzu kommt die statistische Befragung 
der Frauen in der Stadt Zürich vom 25.August 1955, welche .die Einstellung 
der Frauen - nach Alter, Zivilstand und Berufstätigkeit geordnet - zur Frage des 
Frauenstimmrechts erforscht und eine Menge von Aufschlüssen gibt, die für 
die hier zur Prüfung stehenden Probleme von besonderer Bedeutung sind. 

Die statistische Auswertung dieser Feststellungen ist in der Broschüre von 
Dr. Käthe Biske und Dr. U. Zwingli <<Zürcher Frauenbefragung 1955>> (Sonderab­
druck aus den Zürcher statistischen Nachrichten, Heft 4, 1955) behandelt worden. 
Mit Rücksicht auf ihre Bedeutung mussten diese Ergebnisse abgewartet werden. 

Angesichts dieser Tatsachen ist es sicher nicht bloss entschuldbar, sondern 
es diente der Sache selbst, dass diese Botschaft, auf die man in den interes­
sierten Kreisen mit begreiflicher Ungeduld wartet, nicht schon früher vor­
gelegt wurde. Dies umsomehr, als es nicht bloss um theoretische Erörterun­
gen geht, sondern um die Festlegung eines Grundsatzes in der Verfassung, 
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dessen Berechtigung in der Rechtso.berzeugung des Volkes verankert sein muss, 
wenn Aussicht auf Verwirklichung bestehen soll . 

. s. Bald nach Annal::me des Postulates Picot, also schon vor Eingang des 
Gutachtens von Prof. :r(ägi und sogar vor der Annahme des Postulates Grendel­
meier, wurde mit den Vorarbeiten begonnen. Das Justiz- und Polizeideparte­
ment, das schon auf Grund einer Umfrage vom Jahre 1934 von den schweize­
rischen Gesandtschaften wertvoHes Vergleichsmaterial erhalten hatte, wandte 
sich anfangs April 196B erneut an diese Gesandtschaften mit dem Wunsche um 
Ergänzung des Materiüls. Insbesondere ersuchte es sie um Aufschlüsse über die 
Entstehung des Frauenstimmrechts im betreffenden Staate, über den gegen­
wärtigen Stand der politischen Frauenrechte und namentlich über die bis dahin 
mit ihnen gemachten E:rra.hrungen. Auf diese Weise wurde ein reichhaltiges und 
aufschlussreiches Materia,l zusammengetragen. Ergänzt wurde dieses Material 
durch die fortlaufende::t Berichte über die Arbeiten der Vereinigten Nationen auf 
diesem Gebiet, speziel:l der Commission de la condition de la femme, welche sich 
mit der gesamten Rec:l::tsstellung der Frau im Staate und mit ihren politischen 
Rechten befasste. Inzv,ischen hatte sich das Departement auch an die Kantons­
regierungen gewendet, um ergänzendes Material über die Entwicklung der 
Frauenbewegung in den Kantonen und über den Stand der politischen Frauen­
rechte zu erhalten. Das Departement setzte sich ferner mit dem Verband für 
Frauenstimmrecht in Verbindung und ersuchte ihn um Beschaffung von weiterem 
Material. Bereits im Mai 1958 stellte dler Verband solches in verdankenswerter 
Weise zur Verfügung. In einer miindlichen Ausspraohe vom l.Juli 1953 erhielt 
er ausserdem Gelegenheit, seine Ansichten darzulegen. Auch einige andere 
Frauenvereinigungen, darunter der <<Bund Schweizerischer Frauenvereine>> und 
der <<Staatsbürgerliche Verband katholischer Schweizerinnen>> haben Eingaben 
an den Bundesrat geri,~h,\et, in welchen sie die Einführung des Frauenstimm-
rechts befürworten. 0 

4. Aus den beiden Postulaten ergibt sich eine wichtige Beschränkung 
des Gegenstandes: Weder das eine noch das andere Postulat wirft die Frage 
der Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne gchlechthin auf, welche das 
letzte Ziel der Frauenbewegung zu sein scheint. Ihre Anregung geht nicht über 
die Prüfung der politischen Stellung der Frau hinaus. Nach dem Postulat 
Grendelmeier würde sogar eine Erörterung des Stimm- und Wahlrechts genügen. 
Ausserhalb des Rahmens der nachstehenden Ausführungen bleibt daher im 
Prinzip die privatrechtliche Gleichstellung der Frau mit dem Manne. Ob­
wohl des öftern auch diese verlangt wird - etwa unter dem Stichwort der völligen 
Gleichberechtigung der Geschlechter-, erweist es sich in der Tat als zweckmässig, 
diese Frage vorderhan:l. aus dem Spiele zu lassen, um die ohnehin äusserst 
schwierigen Probleme der politischen Gleichstellung nicht unnötigerweise mit 
ihr zu belasten. Ein offizielles Begehren in diesem Sinne ist denn auch nie ge­
stellt worden. 

Zu prüfen wird in diesem Zusammenhang lediglich sein, ob der Umstand, 
dass die Frauen auf die Gestaltung der Privatrechtsordnung keinen direkten 
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Einfluss haben, sich gegen sie in so unbilliger Weise auswirkt, dass sich daraus 
ein Argument mehr zugunsten der Erweiterung der politischen Rechte der 
Frauen ergeben würde. Die Frage einer künftigen Änderung des Zivilgesetz­
buches im Sinne einer Besserstellung der Frau ka~n daher offen gelassen werden. 
Es mag genügen, auf die Ab~andlung von Professor Dr. A. Egger zu dieser 
Frage hinzuweisen (<<Die Gleichberechtigung'von Mann und Frau in der jüngsten 
familienrechtlichen Gesetzgebung>>, in der Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
1954, S.1 ff.). 

Ausser Betracht fällt hier ferner die Auswirkung der Eheschliessung qnd 
-scheidung auf die Staatsangehörigkeit der Ehefrau. 

Nicht zu den politischen Rechten gehören die Freiheitsrechte des Indi­
viduums gegenüber der Staatsgewalt, obwohl sie öffentlichrechtlichen Charakter 
tragen und ihre allgemeine Anerkennung auf den Gedanken der allgemeinen 
Würde und Freiheit des Menschen als vernunftbegabtes Wesen zurückzuführen 
ist, ähnlich wie dies für das allgemeine Stimm- und Wahlrecht und für die 
Gleichstellung mit dem Manne überhaupt zutrifft. Alle diese Rechte sind des­
wegen nicht zu den hier in Frage stehenden politischen Rechten zu rechnen, 
weil sie dem Berechtigten nicht ein Recht geben, bei der Ausübung der Staats­
hoheit mitzuwirken. 

Nicht zu erörtern sind hier ferner die frauenrechtlichen Begehren, die in 
die Formel zusammengefasst werden: gleicher Lohn bei gleicher Leistung. 

Entsprechendes ist zu sagen vom Recht der Frau auf gleiche Bildungs­
möglichkeiten, insbesondere Zulassung zum Hochschulstudium und zu den 
akademischen Berufen. 

Auszuschalten sind hier - obwohl zum öffentlichen Recht gehörend - aus 
den gleichen Gründen die Fragen des Steuerrechts und des Strafrechts. 

5. Wie weit ist nun der Rahmen der nachstehenden Erörterungen positiv 
zu umschreiben? Nach dem Postulat Picot sollen <<die politischen Rechte der 
Frauen im weitesten Rahmen>> behandelt werden, während das Postulat Grendel­
meier nur die Behandlung des Stimm- und Wahlrechts verlangt. Das sind aber 
bei näherem Zusehen nur zwei verschiedene Formulierungen ein und desselben 
Gedankens. Denn das allgemeine Stimm- und Wahlrecht des Volkes ist in der 
Demokratie die Grundlage und der Kern aller politischen Rechte des Volkes in 
dem Sinne, dass alle politischen Rechte von ihm abhängen. So ist z.B. das Recht 
der Initiative und des Referendums mit dem Stimmrecht ohne weiteres 
gegeben. Der Bundesrat kann deshalb seine Untersuchungen auf das Stimm­
und Wahlrecht ( das wir im folgenden abgekürzt als das<< Stimmrecht>> bezeichnen) 
konzentrieren und sich im übrigen damit begnügen, auf die Zusammenhänge 
mit besonderen politischen Rechten hinzuweisen. Das Stimm- und Wahlrecht ist 
dabei aber im weitesten Sinne zu verstehen, so dass es das Stimmrecht und das 
aktive und passive W ablrecht umfasst. 

Die Botschaft wird sich ferner bloss mit der Frage zu befassen haben, ob 
bundesrechtlich etwas vorgekehrt werden soll, um die politische Rechtsstel-
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lung der Frau zu veroessern. Denn nur so weit reicht die Zuständigkeit der 
Bundesbehörden. Das Postulat Grendelmeier verlangt 0denn auch eine Prüfung 
des Frauenstimrn- und -wahlrechts lediglich in eidgenössischen Angelegenheiten. 

Es kann endlich auch nicht Sache dieser Botschaft sein, Lösungen für 
die einzelnen Kantone vorzusehen, sei es für die Einführung des Frauen­
stimm- und 1Vahlrechts im Kanton selbst oder in den Gemeinden, sei es für die 
gänzliche oder bloss teilweise Gleichstellung der Frau mit dem Manne. Trotz­
dem wird es unvermeidlich sein, die Entwicklung und den heutigen Stand der 
politischen Rechte der Frauen in Kanton und Gemeinde zu erörtern. Das hat 
nicht nur den Sinn einer materiellen Rechtsvergleichung, die sich hier wegen der 
engen Verknüpfung der Gegenstände aufdrängt. Vielmehr stellt sich auch die 
politisch und abstimrnungstaktisch wichtige Frage, ob nicht die Einführung des 
Stimm- und Wahlrechts der Frauen in Kanton und Gemeinde der bundesrecht­
lichen Regelung als Vorstufe vornusgehen müsse. 

Demnach stellt sich die Frage so, ob bundesrechtlich eine Regelung an­
zustreben sei, welche der Schweizerfrau das Stimm- und Wahlrecht in eidgenös­
sischen Angelegenheitim einräumt, unter gänzlicher oder teilweiser Gleichstellung 
mit dem Manne. Eventuell fragt es sich, in welcher Weise das geschehen soll. 
und welcher Weg dabei einzuschlagen wäre. 

6. Diese Fragen sollen im folgenden in vier Hauptabschnitten behandelt 
werden. Der erste (A) gibt einen Überblick über die Entwicklung des Stimm­
und Wahlrechts der Männer und der Frauen und übor den gegenwärtigen Stand 
der politischen Rechte der Frauen im Ausland und in der Schweiz. Der zweite 
Hauptabschnitt (B) befasst sich mit der Kernfrage, ob die Einführung des 
Frauenstimm- und -wahlrechts in eidgenössischen Angelegenheiten sich emp­
fehle. Der dritte Hauptabschnitt (C) behandelt die Frage, ob die gänzliche 
oder teilweise Gleichbehandlung der Frau mit dem Manne vorgeschlagen wer­
den soll. Der vierte und letzte Hauptabschnitt (D) setzt sich mit der Ver­
fahrensfrage auseinander, auf welchem Wege gegebenenfalls die vorgeschlagene 
Neuerung durchgeführt werden soll, insbesondere ob der Z(:)itpunkt für eine 
bundesrechtliche Regelung bereits gekommen sei. Abschliessend wird der Bun­
desrat Ihnen seine Anträge stellen und im Anhang einen Entwurf zu einem 
Bundesbeschluss vorlegen. 

A. Rechtsgeschichtlliches. und Rechtsvergleichendes 
Da zu untersuchen ist, ob die gänzliche oder !,eilweise Gleichstellung der 

Frau mit dem Manne hinsichtlich des Stimm- und Wahlrechts und anderer 
Rechte zu empfehlen sei, muss vorerst festgestellt werden, worin diese Rechte 
der Männer bestehen. Für die Beurteilung der Frage, ob und allenfalls in welcher 
Weise der gegenwärtigo Zustand geändert und das Stimmrecht auf die Frauen 
ausgedehnt werden soll, wird es notwendig sein, das geschichtliche Werden 
dieser Rechte zu betrachten und die schweizerische Rechtswirklichkeit zu ver­
gleichen mit derjenigen anderer Staaten, insbesondere solcher, welche ähnliche 
politische, soziale und kulturelle Verhältnisse aufweisen wie die Schweiz. 
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Es. kann sich hier nicht darum handeln, die historische Entwicklung des 
allgemeinen Stimm- und Wahlrechts der Männer darzustellen. Hiefür wäre es 
notwendig, die Geschichte der Entstehung und des Ausbaues des demokra­
tischen Staates zu schreiben. Denn dieser letztere ist nichts anderes als die 
Selbstherrschaft des Volkes, die durch das allgemeine Stimm- und Wahlrecht 
des Volkes zum Ausdruck kommt. Für die Zwecke der vorliegenden Botschaft 
mag es genügen, auf die allgemeinen Richtlinien der Entwicklung 
hinzuweisen, die auch für die Einführung des Frauenstimmrechts aufschluss­
reich sein können. 

Das allgemeine und gleiche Stimm- und Wahlrecht der Männer, wie es heute 
in der Schweiz in Geltung steht, ist das Ergebnis eines harten Kampfes, den das 
Volk durch Jahrhunderte um seine Gleichberechtigung bei der Bildung des 
Staatswillens und der Führung der Staatsgeschäfte bis in die neueste Zeit geführt 
hat. Das geschah mit wechselndem, aber stets zunehmendem Erfolg. 

In den demokratischen Verfassungen des Altertums handelte es sich um 
die sogenannte unmittelbare oder direkte Demokratie, in welcher das Volk 
seinen Willen in Sachfragen unmittelbar, nicht durch blosse Vertreter, kund­
gibt. Das Stimmrecht spielt hier eine verhältnisrnässig grosse Rolle, während 
das Wahlrecht im Prinzip auf die Bestellung der Verwaltungs- und Gerichts­
behörden beschränkt bleibt. Später begegnen wir dieser Form in schweizerischen 
Kantonen. Diese Form der Demokratie hat sich -nur in Kleinstaaten mit leicht 
übersehbaren und einfachen politischen VArhältnissen durchzusetzen vermocht 
und ist namentlich in unseren Landsgemeindekantonen lebendig geblieben. 

Demgegenüber ist die heute allgemein anerkannte Form der Volksherr­
schaft die mittelbare oder repräsentative Demokratie, bei welcher die Mit­
wirkung des Volkes sich im wesentlichen auf die Wahl von Vertretern beschränkt, 
die in seinem Namen und Auftrag im Parlament durch Mehrheitsbeschlüsse die 
Verfassung und die Gesetze schaffen und die· nötigen Staatsorgane bestellen. 
Die Mitwirkung des Volkes bei der Bildung des Staatswillens und der Führung 

· der Staatsgeschäfte erschöpft sich hier meistens in der Ausübung des Wahlrechts, 
wobei es sich in der Regel nur um die Wahl von Parlamentsvertretern handelt. 
Von Bedeutung ist deshalb in solchen Staaten hauptsächlich das Wahlrecht des 
Bürgers, während das Stimmrecht des Volkes keine wesentliche Rolle spielt. 
In der Referendums-Demokratie schweizerischer Prägung hat der Bürger 
des öftern auch zu Sachfragen Stellung zu nehmen, so dass das Stimmrecht als 
ebenbürtig neben das Wahlrecht tritt. 

Die Demokratie - auch die repräsentative - kennzeichnet sich dadurch, 
dass dieses Wahlrecht dem ganzen Volk zusteht. Sie unterscheidet sich damit 
namentlich von der Aristokratie und der Oligarchie, wo das Wahlrecht .nur be­
schränkten (durch Geburt, Besitz, insbesondere Grundbesitz, Beruf, Bildung 
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usw.) privilegierten Kreisen gegeben ist. Dieses allgemeine, gleiche und geheime 
Wahlrecht hat seinen Siegeszug durch die Welt von der französischen Revo­
lution vom Jahre 1789 aus genommen. Diese hatte ihre theoretische Grundlage 
in der Ideologie der Naturrechtslehre (Locke: Two treaties of civil government, 
1689) und namentlich in der Lehre Rousseaus (Discours sur l'origine et les fonde­
ments de l'inegalite parmi les hommes, 1753, und Contrat social, 1762), nach 
welcher alle Menschen gleich und frei geboren sind, die Souveränität beim Volke 
liegt, so dass das Wahlrecht als angeborenes Naturrecht des Menschen (soge­
nannte Menschenrechte) erscheint und daher allen Bürgern ohne Unterschied 
zustehen muss. So schrieb die Revolution die Devise <<Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit>> auf ihre Fahne. Einer der wichtigsten Programmpunkte, der 
daraus abgeleitet wurde, war das allgemeine, gleiche und geheime Wahlrecht, 
das dem gesamten Vofäe zustehen sollte; unter diesiim verstand man damals nur 
die Gesamtheit der erwachsenen Bürger männlichen Geschlechts. Schon die 
amerikanische Unabhängigkeitserklärung vom Jahre 1776 hatte proklamiert: 
<< Wir halten diese Wahrheiten für selbstverständlich: alle Menschen sind gleich 
geschaffen; sie alle sind von ihrem Schöpfer mit be3timmten, unveräusserlichen 
Rechten, darunter das Recht auf Leben, Freiheit und Streben nach Glück, be­
gabt; die Regierungen sind zur Sicherung dieser Rechte eingesetzt; sie leiten ihre 
berechtigten Gewalten aus der Zustimmung der :Regierten her.>> Und die Er­
klärung der Menschen· und Bürgerrechte der französischen Nationalversamm­
lung vom August 178\l hatte u.a. den Grundsatz festgelegt: <<Alle Bürger haben 
das Recht, persönlich oder durch ihre Repräsentanten an der Schaffung des Ge­
setzes mitzuwirken. Sie sind alle in seinen Augen gleich und auch gleichmässig 
für alle Würden, Ämtor und öffentlichen Beschäftigungen zuzulassen.>> Die Ver~ 
wirklichung dieser Gndanken konnte sich allerdings erst auf Grund der Revolu­
tionen von 1830 und 1848 auf breiterer Basis durchsetzen. Eine sehr erhebliche 
Förderung erfuhr der Gedanke der Demokratie uncl damit jener des allgemeinen 
Wahlrechts durch die beiden Weltkriege und die anschliessende Entwicklung. 

Heute ist das allgemeine und gleiche Wahlrecht in den Verfassungen der 
meisten zivilisierten selbständigen Staiiten verankert. Die Charta der Vereinigten 
Nationen (Art.55c und 56) hat in ihren Empfehlungen vorgesehen, dass die 
Mitgliedstaaten die allgemeine Achtung und Rücksichtnahme auf Menschen­
rechte ohne Unterschied von Rasse, Geschlecht, Sprache oder Glauben gemein­
sam oder einzeln fördern sollen. Die Entwicklung geht heute dahin, bisher ab­
hängigen Völkern, selbst solchen auf geringerer Kulturstufe, die Selbständigkeit 
in dem Sinne zu geben, dass die Souveränität des Volkes anerkannt wird und 
im allgemeinen Wahlrecht zum Ausdruck kommt. 

2. Die geschichtliche Entwicklung cles Männersti1n1nrechts in der Schweiz 

Der bekannte englische Staatsrechtslehrer James Bryce schrieb vor etwa 
drei Jahrzehnten in seinem Werke <<Modeme Demokratie>> (Bd.1, S. 355): 
« Unter den modernen Staaten, die wirkliche Demokratien sind, hat die Schweiz 
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das höchste Anrecht darauf, studiert zu werden. Sie ist die älteste Demokratie; 
deilll sie umfasst Gemeinwesen, in. denen die Volksherrschaft weiter zurück­
reicht als irgendwo sonst in der Welt. In der Schweiz sind die demokratischen 
Ideen weiter fortgeschritten und konsequenter durchgebildet als in irgendeinem 
anderen europäischen Staat. Dazu kommt, dass sie als Bundesstaat innerhalb 
ihrer verhältnismässig engen Grenzen eine grössere Verschiedenheit von Ein­
richtungen, auf demokratischen Prinzipien beruhend, bietet als irgendein anderes 
Land, sogar in noch höherem Grade als die Bundesstaaten Amerika und Austra­
lien.>> Trotzdem - fügt Bryce bei - seien die drei V olkss,tämme zu einem der ein­
heitlichsten Völker und sicher zum patriotischsten in ganz Europa verschmolzen. 

. Der Ursprung der schweizerischen Demokratie geht auf die germanische 
Zeit zurück. In den Landsgemeindekantonen der alten Eidgenossenschaft hatte 
sich die Volksherrschaft zu erhalten vermocht. Das war der Fall in den Kantonen 
Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden, Appenzell Inner- und Ausserrhoden, Glarus 
und im wesentlichen im Kanton Zug. Die Versammlung aller waffenfähigen 
Bürger hatte hier über Krieg und Frieden zu entscheiden, Staatsverträge und 
Bündnisse abzuschliessen, Gesetze zu erlassen und die Regierung zu wählen. Zu 
den waffenfähigen Bürgern gehörten, mit Ausnahme der <<Ehr- und Gewehr­
losen>>, alle erwachsenen Männer, die das Landrecht besassen, die sogenannten 
<<Landleute>>. Sie waren alle unter sich gleichberechtigt, wenigstens in ihrer 
Heimatgemeinde. Die <<Beisässen>> hingegen, d.h. die nicht in ihrer Heimat­
gemeinde wohnhaften Landleute, unterstanden gewissen Einschränkungen, 
während die <<Hintersässem, d.h. die niedergelassenen Nachkommen von Aus­
ländern, der meisten politischen Rechte entbehrten. Ähnlich verhielt es sich in 
der Referendumsdemokratie Graubünden und in den autonomen Zehnten des 
Oberwallis. Das gleiche und allgemeine Stimm- und Wahlrecht galt also in 
unseren Bergen, lange bevor die Naturrechtslehre und die französische Revo­
lution die politischen Volksrechte als allgemeine Menschenrechte proklamierte. 

Wie die Demokratie im Gebirge, herrschte die Aristokratie in der Ebene. 
Das Schwergewicht des politischen Lebens lag in den Räten der Städtekantone. 
Diese Kantone sind dadurch gekennzeichnet, dass eine herrschende Stadt einer 
untertänigen Landschaft gegenüberstand. Zu ihnen gehörten die Zunftaristo­
kratien Basel, Zürich, Schaffhausen und die zugewandte Stadt St. Gallen. Hier 
war die Ratsfähigkeit von der Zugehörigkeit zu einer Zunft abhängig. Die andere 
Gruppe bildeten die Patrizierstaaten Bern, Luzern, Freiburg und Solothurn; 
d9rt war die Ratsfähigkeit auf eine geschlossene Anzahl regimentsfähiger 
Familien beschränkt, während alle andern Einwohner wenig oder gar keine 
politischen Rechte besassen. 

Länder- und Städterepubliken herrschten überdies über Untertanenland­
schaften, deren Einwohner keine politischen Rechte hatten und zum Teil noch 
Leibeigene waren. 

Dieser Rechtszustand wurde 1798 abgelöst durch die von der französischen 
Regierung diktierte, wenn auch durch ·kantonale Nationalversammlungen oder 
sonstige Volksausschüsse bestätigte erste helvetische Verfassung; diese brachte 
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den Einheitsstaat und erteilte allen Schweizerbürgern nach vollendetem 
20.Altersjahr das aktive Bürgerrecht. Das Wahlrecht war nicht mehr abhängig 
von einem Vermögenserfordernis, noch von der Wehrpflicht, noch von der Steuer­
pflicht oder von einer bestimmten Konfession, und. es stand auch Untertanen, 
Hintersässen und Beisässen zu. Im Juni 1802 wurde die zweite helvetische Ver­
fassung der Volksabstimmung unterstellt; das war die erste allgemeine schwei­
zerische Volksabstimmung. Auf Grund dieser Volksabstimmung wurde die Ver­
fassung als angenommen erklärt, obwohl die Zahl der· ablehnenden Stimmen 
grösser war als die der aJ:>gegebenen Ja-Stimmen. Man behalf sich damit, dass 
die Enthaltungen als Zustimmungen gezählt wurden. 

Schon im :März 1803 wurde diese Verfassung unter dem Drucke Frankreichs 
durch die Mediationsverfassung ersetzt; der helvetische Senat gab dem Vor­
schlag des ersten Konsuls Bonaparte seine Zustimmung. An Stelle der helve­
tischen Republik trat wieder die schweizerische Eidgenossenschaft mit 19 gleich­
berechtigten Kantonen. Die demokratischen Kantone konnten wieder zu ihren 
alten Einrichtungen zurückkehren. In den aristokratischen Städtekantonen 
mussten hingegen gewisse demokratische Errungenschaften beibehalten werden. 
Das Stimmrecht wurde aber wieder auf die Kantonsbürger beschränkt und an 
einen Zensus gebundon. Ausserdem waren die VI/ ahlen nur zum Teil direkt, 
während ein Teil durch das Los bestimmt wurde. Der Grosse Rat wählte aus 
seiner Mitte die Regierung. Eine dritte Gruppe bildeten die neuen Kantone; sie 
erhielten eine repräsentative Verfassung. Das Wahlrecht war aber auch hier 
durch einen Zensus, aUerdings einen niedrigeren, beschränkt. 

Mit der Aufhebung der Mediationsakte Ende 1813 trat ein Rückschlag ein. 
Die Landsgemeindekantone konnten zwar ihre alten Einrichtungen vollständig 
wiederherstellen; in den Städtekantonen wurde aber ohne Mitwirkung des 
Volkes die Herrschaft der Aristokratie wieder errichtet. Die neuen Kantone 
hielten teilweise an den Errungenschaften der Revolution fest, beschränkten 
aber die Rechte des Volkes auf ein indirektes Wahlrecht. Nur Graubünden ver­
langte auch weiterhin, dass jedes Gesetz und jede Verfassungsänderung den 
Gemeinden unterbreitet werde. · 

Der BundE1svertrag vom 7.August 1815 führte die frühere föderalistische 
Ordnung wieder ein; seine Annahme erfolgte durch Zustimmung aller Tag­
satzungsabgeordneten. Diese stimmten nach Instruktionen. Volksabstimmungen 
wurden zu diesem Zwocke nicht durchgeführt. 

Im Zusammenhang mit der Julirevolution vom Jahre 1830 entwickelten 
sich die Verfassungskämpfe in den Kantonen: In den 30er und 40er Jahren ver­
folgte der Radikalismus seine auf die Ausdehnung des Wahlrechts gerichteten 
Postulate. Schon im Jahre 1830 nahm das Tessi:c1ervolk eine demokratische 
Verfassung mit unmittelbaren Volkswahlen an. In den Kantonen Solothurn, 
Luzern, Freiburg, Basel, Zürich, St. Gallen, Thurgau, Aargau, Schaffhausen, 
Waadt und Bern kam es 1831 zu Abstimmungen über neue Verfassungen auf der 
Grundlage der repräsentativen Demokratie. Infolge der Opposition extremer 
Demokraten,' denim die vorgeschlagenen Reformen zu wenig weit gingen, be-
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stand aber nicht überall Aussicht auf Annahme der Verfassung. Die Verfassungs­
räte einzelner Kantone sahen sich daher veranlasst, durch besondere Dekrete 
zu bestimmen, dass die Nichtstimmenden als Annehmende zu zählen seien, wie 
das schon bei der Einführung der Helvetik so gehalten worden war. In den 
Kantonen St. Gallen, Baselland, Luzern und Thurgau erhielt das Volk überdies 
das Recht des sogenannten Veto, während im Kanton Bern ein solches abgelehnt, 
dafür aber das Abberufungsrecht des Volkes gegenüber dem Grnssen Rate in 
die Verfassung aufgenommen wurde. Zum Zweck der Durchführung der Ab~ 
stimmung über die Verfassung wurde im Kanton Bern durch eine spezielle Ver­
ordnung allen Bernern, die das 20.Altersjahr zurückgelegt hatten, das Stimm­
recht ohne alle früheren Zensusbeschränkungen eingeräumt. Diese Verfassung 
wurde darauf mit grosser Mehrheit angenommen. Zwanzig Jahre später wurde 
durch Verfassungsrevision das obligatorische Referendum eingeführt und der 
Stimmzwang abgeschafft. 
· Die Annahme der Bundesverfassung vom Jahre 1848 stiess auf besondere 
Schwierigkeiten, da es an einer Grundlage fehlte, die einen blossen Mehrheits­
beschluss vorsah. Nachdem der Entwurf von der Tagsatzung durchberaten war, 
stimmten nur 13Y2 Kantone zu. In den Übergangsbestimmungen war in Art.1 
folgende Vorschrift aufgenommen worden: << Über die Annahme gegenwärtiger 
Bundesverfassung haben sich die Kantone auf die durch die kantonalen Ver­
fassungen vorgeschriebene, oder - wo die Verfassung hierüber keine Bestimmung 
enthält - auf die durch die oberste Behörde des betreffenden Kantons festzu­
setzende Weise auszusprechen.>> Auf Grund dieser Bestimmung wurde der Ent­
wurf den Kantonen zur definitiven Stellungnahme vorgelegt. In der Folge fanden 
in allen Kantonen Volksabstimmungen statt; mit Ausnahme des Kantons Frei­
burg, der einer solchen für eine Verfassungsänderung nicht bedurfte. Nur 
15Y2 Kantone nahmen die Verfassung an, während 6~ Kantone sie verwarfen. 
Die geringe Stimmbeteiligung erklärt sich in den radikalen Kantonen aus der 
Tatsache, dass viele Bürger eine weitergehende Zentralisierunggewünschthätteh. 
Die Tagsatzung beschloss darauf am 12. September 1848 mit 16 ganzen und zwei 
halben Stimmen, ohne Gegenstimme, die Verfassung sei angenommen. Damit 
erhielt jeder Schweizer, der das 20.Altersjahr zurückgelegt hatte und nach der 
Gesetzgebung seines Wohnsitzkantons nicht vom aktiven Bürgerrecht aus­
geschlossen war, das Stimm- und Wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten. 
Dieses bestand damals im aktiven und passiven Wahlrecht und im Stimmrecht 
bei Verfassungsrevisionen. Die Verfassung verlieh überdies 50 000 stimmberech­
tigten Bürgern das Recht der Initiative auf Totalrevision der Bundesverfassung. 

Die Verfassungsrevision vom Jahre 1874 fügte diesen Volksrechten das 
Recht des fakultativen Referendums gegen Gesetzesvorlagen hinzu; dieses 
Volksrecht wurde im Jahre 1921. auf langfristige Staatsverträge ausgedehnt. 
Das Recht der Verfassungsinitiative wurde durch Verfassungsrevision vom 
Jahre 1891 auf Teilrevisionen anwendbar erklärt. Abgelehnt wurden hingegen 
das obligatorische Gesetzesreferendum, die Gesetzesinitiative und die Wahl des 
Bundesrates durch das Volk. 
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Seit dem Bestehen des Bundesstaates erfolgten alle Abänderungen des 
Stimm- und Wahlrechts in eidgenössischen Angelegenheiten auf dem ordent­
lichen Wege der Verfassungs- und Gesetzesänderung. Nur die Entstehung des 
Bundesstaates selbst, d.h. die Umwandlung des Staatenbundes in einen Bundes­
staat, konnte sich nicht auf eine einheitliche Rechtsgrundlage stützen. Denn 
auch der Bundesvertrag vom Jahre 1815 enthielt keine entsprechenden Vor­
schriften; die erwähnte Überga:ngsbestimmung war ein Teil der erst zu schaffen­
den Bundesverfassung und konnte erst nach der,3n Annahme Anspruch auf 
Geltung erheben. Notwendig war daher - da es sich um eine Abänderung des 
Bundesvertrages vom Jahre 1815 handelte - die Zm,timmung aller Kantone. In 
fünf Kantonen (nämlich Uri, Schwyz, Zug, Tessin und W allis) und drei Halb­
kantonen (Obwalden, Nidwalden und Appenzell Innerrhoden) hatten sich aber 
ablehnende Mehrheiten ergeben. Drei Kantone und ein Halbkanton waren bereit, 
sich einem Mehrheitsbeschluss zu unterwerfen. Die Tagsatzung erklärte sicli 
hierauf für befugt, über die Annahme der Verfassungsvorlage durch Mehrheits­
beschluss zu entscheiden. In der darauffolgenden AbBtimmung in der Tagsatzung 
stimmten 16 Kantone und zwei Halbkantone für die Verfassung, während drei 
Kantone und drei Halbkantone sich ablehnend äusserten, ohne aber dagegen 
zu stimmen. Auf Grund dieser Abstimmung erklärte die Tagsatzung die Ver­
fassung als angenommen, obwohl nicht alle Stände rn.it Ja gestimmt hatten. Sie 
fasste diesen Beschluss in der Überzeugung, dass das Zustandekommen des 
Bundesstaates ein Gebot der dringlichen Notwendigkeit sei. Ausserdem berief 
sie sich darauf, dass die überwiegende Mehrheit - nach Köpfen und nach Stän­
den - sich für die neue Verfassung ausgesprochen hatte, wie es die neue Ver­
fassung als genügend erklärte. Die zustimmenden Kantone umfassten nämlich 
eine Bevölkerung von l 897 887 Einwohnern, d. h. die grosse Mehrheit der 
schweizerischen Bevölkerung. Die nach damaligem Recht erforderliche Ein­
stimmigkeit der Kantone war jedoch nur dann erreicht, wenn die Stimmenthal­
tungen als Zustimmungen gerechnet werden. Von Bedeutung ist in diesem Zu­
sammenhang aber, dass der Widerstand nicht der Erweiterung des Stimm- und 
Wahlrechts galt. überdies gab die neue Verfassung den Stimmberechtigten die 
Möglichkeit, auf dem Wege der Verfassungsinitiative eine Abänderung des 
Stimm- und Wahlrechts zu verlangen. 

Die früheren eidgenössischen Verfassungen und die darin enthaltene Regelung 
des Stimm- und .Wahlrechts - die übrigens nur von kurzer Dauer waren - waren 
auf Diktat oder Druck von ausS(lll zustandegekommtin. 

Dagegen wurden die Änderungen der kantonaien Verfassungen in der Re­
generationszeit und die mit ihnon verbundene Erweiterung der Volksrechte fast 
immer durch V olksabstimmung(m eingeführt. Indessen hatte das Volk allerdings 
diese Frage nie für sich allein zu beantworten, sondern nur im Zusammenhang 
mit einer allgemeineren Reform. Auch begnügte man sich gelegentlich - wie 
bereits erwähnt - mit einer bloss fiktiven Mehrl).eit. 

Die Initiative und die Fühmng bei der Erweite:rung der politischen Rechte 
des Volkes aber lag - abgesehen von den Fällen des Zwanges von aussen - stets 
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bei den Kantonen. Der Bund übernahm in der Folge jene Ne11erungen, die sich 
in den Kantonen bewährt hatten. 

II. Die Entstehung der politischen Rechte der Frau in andern Staaten 

Da die Familie die Urquelle des menschlichen Gemeinschaftslebens über­
haupt und insbesondere des Staates darstellt, steht die Rechtsstellung der Frau 
als Staatsbürgerin, d.h. ihr Recht auf Mitwirkung bei der Willensbildung des 
Staates und bei der Führung der Staatsgeschäfte, in einer engen Beziehung zu 
ihrer Stellung in der Familie. Ein Blick auf die geschichtliche Entwicklung zeigt 
denn auch die gegenseitige Abhängigkeit dieser Fragen. 

1. Bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts war man der Auffassung, 
dass die Familie stets unter der Herrschaft oder wenigstens Vorherrschaft des 
Mannes, auf dem sogenannten Patriarchat, aufgebaut gewesen sei, und dass die 
Frau auch im Gemeinwesen nicht mitzureden habe. Erst das im Jahre 1861 
herausgekommene, Aufsehen erregende zweibändige Werk des Basler Historikers 
und Geschichtsphilosophen Johann Jakob Bachofen, <<Das Mutterrecht, eine 
Untersuchung über die Gynaikokratie der alten Welt nach ihrer religiösen. und 
rechtlichen Natur>> (8. Aufl. 1948) stellte die These auf, dass die Form der mensch­
lichen Familie eine variable, von Kultur, Geschichte und Religion abhängige 
Erscheinung sei. Nach seiner Auffassung stand nicht das Patriarchat am Anfang 
der Entwicklung, sondern das Mutterrecht oder Matriarchat, das auf der Herr­
schaft der Frau beruhte. Die anfängliche Promiskuität der Geschlechter habe 
ihre erste Ordnung und die Überführung in eine eheliche Gemeinschaft durch die 
Frau erfahren. Sie sei es gewesen, die begonnen habe, den Acker zu bebauen, um 
sich und ihre Angehörigen zu ernähren. Damit sei sie die tragende Säule und der 
Mittelpunkt einer Familie geworden, die sich un;i sie gruppiert und auf sie einge­
stellt habe. Dieses sogenannte Mutterrecht sei dann aber durch das dritte und 
letzte soziologische Stadium, nämlich das Patriarchat, abgelöst worden. 

Die späteren Forschungen haben diese Feststellungen nur zum Teil bestätigt; 
sie haben einige nicht unwesentliche Korrekturen angebracht. Vor allem darf das 
Mutterrecht nicht identifiziert werden mit dem Matriarchat. Mutterrecht be­
deutet lediglich die Mutterfolge, d.h. die Aufnahme des Kindes in den Clan der 
Mutter und die Berechnung der Abstammung nach der weiblichen Linie, was 
besonders für die Namensgebung und für das Erbrecht von Bedeutung ist. Es ist 
naheliegend, dass eine solche Ordnung in ganz primitive Verhältnisse Platz greifen 
musste, solange es überhaupt keine eheliche Gemeinschaft oder nur Gruppenehen 
oder Vielmännerei gab, so dass die Verwandtschaft nur über die Mutter festgestellt 
werden konnte. Angeblich sollen Elemente des Mutterrechts heute noch in ge­
wissen Gegenden Vorderindiens nachweisbar sein. Dagegen hat sich die Vermu­
tung, dass das Mutterrecht auch im alten Wallis gegolten habe, nicht bestätigt. 

Weiter reichen die Rechte der Frau im Matriarchat. Hier führte die Frau 
und die Mutter die Herrschaft in Familie und Gesellschaft; der Mann übersiedelte 
nach der Heirat ins Haus und in die Familie seiner Frau, wo die Gattin dominierte; 

<III 
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sie war Besitzerin des Hauses und des Bodens. Dieser Umstand wirkte sich aus 
auf ihre Stellung im Gemeinwesen; die Frau genoi:,8 eine grössere Freiheit und 
Selbständigkeit und konnte auch Ämter, z.B. das Amt einer Priesterin, bekleiden. 
Unter den Naturvölkern sind angeblich Frauen auch als Häuptlinge aufgetreten. 
Eine solche verstärkt~ Rechtsstellung der Frau bnn aber nicht aus der Tatsache 
allein erklärt worden, class man den Vater nicht kannte.Man suchte die Erklärung 
daher anderswo und fand sie in der wirtschaftlich starken Stellung der Frau: Die 
Frau sei es gewesen, die den Acker bebaut und ihre Angehörigen ernährt habe. 
Die neuesten Untersuchungen bestreiten jedoch Bolche Zusammenhänge und 
lassen es sogar als zweifelhaft erscheinen, ob es je einen weitverbreiteten Kultur­
kreis gegeben habe, der das Matriarchat kannte. Aber auch in der matriarchali­
schen Familie spielte 1:in Mann eine grosse Rolle, nämlich der Onkel mütterlicher­
seits, d.h. der Bruder der Mutter: Dieser übte die väterliche Gewalt aus. Das 
Reich der Amazonen ö?,ber gehört dem Mythos an. 

2. Abgesehen v011 dieser zeitlich und örtlich sehr beschränkten und längst der 
Vergangenheit angehörenden Herrschaft des 11atria,rchats, gilt bis in die neueste 
Zeit die eindeutige Vorherrschaft des }Iannes: in der Familie das Vaterrecht, im 
Gemeinwesen der Männerstaat. Es ist naheliegend, dass die Frau keine politi­
schen Rechte ausüben konnte, solange sie privatrechtlich nicht als eine Person 
eigenen Rechts galt m:d insbesondere die verheiratetE1 Frau unter der Geschlechts­
vormundschaft des M.annes stand. Das will allerdings nicht heissen, dass die Frau 
von der Mitwirkung im Staate gänzlich ausgeschlossen war. Nicht nur, dass 
Frauen mitunter sogar auf d13m Herrscherthrone anzutreffen sind. Auch ein 
gewisses allgemeines Wahlrecht der Frau bestand vereinzelt in jener Zeit, als 
qieses noch allgemein mit dem Grundbesitz verbunden war. So konnte die Grund­
besitzerin z.B. in den beiden amerikanischen Staaten Virginia und l\fassachusetts 
von 1691 bis 1780 das Wahlrecht ausüben. Auch in England hatten die Frauen 
unter den gleichen Voraussetzungen das politische vVahlrecht, bis das Gemeinde­
verfassungsgesetz vom Jahre 1835 sie ausdrücklich ausschloss. Vor der Vereini­
gung Italiens zu einem Nationalstaat hatten die Frauen auch in der Lombardei, 
im Veneto und in der Toscana auf Grund von Manifesten aus den Jahren 1813 bis 
1816 das Gemeindewahlrecht. ]'erner besassen in Österreich die Steuerträgerinnen 
seit 1849 das Gemeindewahlrecht und seit 1861 das Landtagswahlrecht, verloren 
aber beide Rechte Ende der 1880er Jahre. In diesem Zusammenhang ist das 
Gemeindegesetz des Kantons Bern vom Jahre 183B zu erwähnen; es verlieh den 
Frauen, die ein bestimmtes Vermögen versteuerten, das Stimmrecht in der Ge­
meinde; sie konnten es jedoch nur durch einen ms.nnlicben Vertreter ausüben. 
Dieses Recht wurde aber in den 1880er Jahren als unvereinbar mit der Bundes­
verfassung aufgehoben. 

In der Folge führte die Entwicklung überall dahin, dass die Frauen in Ver­
fassungen und Gesetzen ausdrücklich vom aktiven und passiven Wahlrecht 
ausgeschlossen wurden. Bemerkenswerterweise verlief diese Entwicklung Hand 
in Hand mit der Ausdehnung des Wahlrechts der :Männer auf weitere Schichten 
der Bevölkerung, also - paradoxerweise - parallel mit dem Siegeszug, den der 
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demokratische Gedanke seit der französischen Revolution - mit wechselndem 
Erfolg - zu verzeichnen hatte. Das Ergebnis war, dass um die Mitte des 19. Jahr­
hunderts die Frau wohl nirgends ein Stimm- und Wahlrecht beeass. 

3. Die Gegenbewegung, die auf die Gleichberechtigung der Frau mit dem 
Manne gerichtet war, und die man als Frauenbewegung oder Feminismus 
bezeichnet, hatte schon lange vorher, nämlich Ende des 18. Jahrhunderts, einge­
setzt, wenn auch erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts namhafte Erfolge zu ver­
zeichnen sind. Die französische Revolution, welche die Prinzipien der Freiheit 
und Gleichheit aller Menschen proklamierte und sie aus der natürlichen Gleichheit 
und Menschenwürde ableitete, bildete natürlicherweise auch für die Forderung 
der Gleichstellung der Frau mit dem Manne den Ausgangspunkt. Schon im Jahre 
1789hatte die Französin Olympe de Gougesinihrer<<Erklärung derFrauenrechte>> 
die politische Gleichberechtigung der Geschlechter, d.h. das aktive und passive 
Wahlrecht der Frau und ihre Zulassung zu den öffentlichen .Ämtern verlangt. 
Grösseren Einfluss übte das Buch der Engländerin Wollstonecraft <<Vindication 
of Rights of Womem (1792) aus. Auf allgemeines Verständnis stiessen diese 
Forderungen aber erst, als die Frauen - zum Teil infolge der zunehmenden 
Industrialisierung- sich in vermehrtem Masse ins Berufsleben einschalteten und 
aus Partnerinnen zu Konkurrentinnen der Männer geworden waren. Parallel 
damit ging der Kampf der Frau um gleiche Bildungsmöglichkeiten. 

a. Voran gingen die anglo-amerikanischen und die nordischen 
Staaten. 0 ' 

In den USA hatte die nach der Unabhängigkeitserklärung (1776) ange­
nommene Unionsverfassung die Regelung der Wahlberechtigung den Einzel­
staaten überlassen. Alle diese schlossen die Frauen zunächst vom Wahlrecht 
gänzlich aus. Trotzdem spielten die Frauen schon um das Jahr 1840 eine führende 
Rolle in der Antisklavereibewegung. In diesem Zusammenhang wurde ihnen das 
Fehlen der Wahlberechtigung erst voll bewusst; dies führte zur Forderung der 
Einführung des Frauenwahlrechts. Hiefür wurden Frauenorganisationen ge­
gründet, die den Kampf um dieses Postulat aufnahmen; sie wurden im Jahre 
1869 zur <<National American Women Suffrage Associatiorn> zusammengeschlos­
sen. Es zeigte sich aber bald, dass in der 0 Union die Einführung des Wahlrechts 
auf dem Wege der Interpretation der Verfassung nicht möglich sei, und dass 
auch eine Abänderung der Verfassung keine A1:1ssicht auf Erfolg versprach. 
Deshalb richtete man die Bemühungen auf die Einführung in den Einzelstaaten .. 

In der Zeit zwischen 1869 und 1917 erhielten dann die Frauen in 15 Staaten 
das Wahlrecht in irgendeiner Form. Vorwiegend war es zunächst nur ein be­
schränktes Wahlrecht, und zwar hauptsächlich auf Schulangelegenheiten oder,­
viel seltener - auf Gemeindeangelegenheiten beschränkt. Ein volles Wahlrecht 
hatten die Frauen bis zum Jahre 1910 nur in 4 Staaten erreicht, nämlich in 
Wyoming (1869), Utah (1870), Colorado (1893) und Idaho (1896). In der Union 
selbst hatte ein neuer Vorstoss erst im Jahre 1920 Erfolg. Unter dem Eindruck der 
im ersten Weltkrieg gemachten Erfahrungen und aus Dankbarkeit gegenüber den 
Frauen für ihre Haltung während des Krieges nahmen das :Repräsentantenhaus 
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und der Senat den Zusatz vom 26.August 1920 zur Verfassung (19.Amendment) 
über die Einführung des Frauonwahlrechts an, der auch von der erforderlichen 
Mehrheit von % der Staaten ratifiziert wurde. Er hat folgenden Wortlaut: << Das 
Wahlrecht der Bürger darf nicht wegen des Geschlechts verweigert werden. Das 
Wahlrecht der Bürger der Vereinigten Staaten darf weder durch die Vereinigten 
Staaten noch durch irgend einen Staat wegen des Geschlechts verweigert oder 
eingeschränkt werden.>> Die Zahl der gewählten Frauen blieb aber bisher gering, 
wenn sie auch im Verlaufe der Zeit zugenommen hat. 

In Grossbritannien begann die Frauenbewegung in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts konkrete Formen anzunehmen. Die aktive Teilnahme der 
Fmuen an philanthropischen Bewegungen, die sich gegen die zunehmende Ver­
elendung der Massen durch die fortschreitende Industrialisierung wandten, 
übte einen starken Einfluss aus. Die Frauen schlossen sich unter der Führung 
opferbereiter Frauen, wie z.B. von Florence Kightingale, der bekannten Re­
formerin der Krankenpflege, zusammen, um zunächst private Wohltätigkeit zu 
üben. In der Folge wandten sie sich an die Öffentlichkeit und verlangten die 
Möglichkeit, im Staate mitzusprechen. Damit nahm die Bewegung politischen 
Charakter an. Im Jahre 1866 unterzeichneten 1446 Frauen die erste Frauenrechts­
petition. Der Philosoph und Nationalökonom John Stuart :Mill, der bereits im 
Jahre 1861 in seinem Buche <<Representative Government>> das aktive und passive 
W ahlrecbt der Frauen verlangt hatte und auf die:,er Plattform ins Parlament 
gewählt worden war, legte dio Petition gern Unterbaus vor. Schon im Jahre 
1869 wurde den unverheirateten und steuerzahlenden Frauen ein Stimmrecht 
in Gemeindesachen gewährt. Ein Erziehungsgesetz vom Jahre 1870 gab ihnen das 
aktive und passive Wahlrecht in Schulangelegenheiten. Obwohl die Mitwirkung 
der Frauen in den Gemeindebehörden sich als nützlich erwiesen hatte, wurden die 
Vorstösse für ein allgemeines Wahlrecht im Parlament mehrmals abgelehnt (z.B. 
1883, 1884, 1887 und 1895). 

In dieser Zeit setzte jene militante FrauenrechtE1bewegung ein, die man unter 
der Bezeichnung <<Suffragettenbewegung>> kennt. Unter der Führung von Frau 
Silvia Pankhurst und Frau M.G.Fawcett bildeten sich Frauenstimmrechtsver­
einigungen, die mit Protestakt;ionen und Gewalttätigkeiten sich Anerkennung 
verschaffen wollten. Die übergrosse Mehrheit der Frauen setzte sich aber auch 
jetzt noch für das Vorgehen auf verfassungsmässigern Wege ein. Trotzdem blieben 
neue Vorstösse im Jahre 1910 und 1911 ohne Erfolg. Mit dem Ausbruch des Krieges 
im Jahre 1914 trat ein Stillstand ein. Die Tatsache aber, dass eine grosse Anzahl 
Frauen den Beruf ihrer an der Front kämpfenden Männer weiterführten oder 
öffentliche Dienste leisteten, brach den Widerstand gegen das Frauenstimmrecht. 
Die <<Representation of the People Act, 1918>> gab nun auch den Frauen das 
Wahlrecht. Da jedoch die Zahl der Frauen jene der Männer um ein beträchtliches 
überstieg, befürchtete man die Vorherrschaft der Frauen und beschränkte das 
Wahlrecht auf jene Frauen, die das 80. Altersjahr überschritten hatten und ausser­
dem entweder selbstii.ndige Haushälterinnen oder Frauen von selbständigen 
Haushaltungsvorstehern waren. Ins Parlament gewiihlt wurde aber keine einzige 
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Frau. Erst bei einer Ersatzwahl im Jahre 1919 kam die erste Frau (Lady Astor) 
ins Parlament. Als im Jahre 1924 die konservative Partei an die Regierung kam, 
die sich für die politische Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne ver­
pflichtet hatte, setzte sie sich für ein neues Wahlrecht ein. Das Gesetz vom Jahre 
1928 anerkannte die volle politische Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne. 
Es wurde im Unterhaus (mit. 887 gegen 10 Stimmen) angenommen. Die Befürch­
tung einer ·vorwiegenden Herrschaft der Frauen erwies sich als unbegründet. Der 
Einfluss der Frauenstimmen wirkte sich namentlich dahin aus, dass die männ­
lichen Kandidaten auf die von Seite der Frauen gestellten Anträge und Wünsche 
fo vermehrtem Masse Rücksicht nahmen. 

Dem Mutterlande waren einige Dominions bereits vorausgegangen, so 
Neuseeland (1898), das australische Commonwealth (1902), nachdem in Süd­
australien das Frauenwahlrecht bereits im Jahre 1895 eingeführt worden war. 
Kanada gab den Frauen das Wahlrecht im Gesamtstaat während des ersten 
Weltkrieges. Im Jahre 1917 war dieses Recht aber noch beschränkt auf die Ehe­
frau und Mutter von Soldaten. Schon zwei Jahre später wurde jedoch das allge­
meine Frauenwahlrecht für das Unterhaus und im Jahre 1928 auch für den 
Senat eingeführt. 

Schon lange vorher hatte die Frauenbewegungindennordischen Staaten 
eingesetzt. Im Jahre 1845 war die Frauenrechtlerin Frederike Bremer aus Amerika 
nach Schweden zurückgekehrt und hatte dort mit der Gründung von Frauen­
organisationen begonnen. Der Gedanke der Gleichberechtigung der Frauen mit 
den Männern traf in den nordischen Ländern auf lebhaftes Interesse und fand 
in den Werken einiger bedeutender Schriftsteller (wie z.B. Ibsen, Björnson und 
Camilla Collet) eine starke Stütze. 

Im Jahre 1901 führte Norwegen als erster Staat in Europa das Frauenwahl­
recht ein. Zunächst war das allerdings nur ein Zensuswahlrecht, das überdies 
beschränkt war auf Gemeindeangelegenheiten. Es wurde jedoch im Jahre 1907 
auf Parlamentswahlen ausgedehnt. Das allgemeine, vom Zensus unabhängige 
Wahlrecht erhielten die Frauen im Jahre 1910 für Gemeindeangelegenheiten 
und im Jahre 1918 auch für das Parlament. Die Zahl der gewählten Frauen 
blieb a.ber gering. 

Inzwischen hatten die Frauen in Finnland im Jahre 1906 gleichzeitig mit 
den Männern das allgemeine Wahlrecht erhalten, nachdem sie um die Jahrhundert­
wende am passiven Widerstand gegen das zaristische Regime sich lebhaft betei­
ligt hatten. In der Verfassung vom Jahre 1919 wurde dieses Recht niedergelegt. 

Dagegen waren in Schweden die ersten Vorstösse zur Einführung des 
Frauenwahlrechts (1884 und 1889) erfolglos geblieben. Erst nach Beendigung 
des ersten Weltkrieges erhielten die Frauen ein Wahlrecht, das vorerst noch auf 
Gemeindeangelegenheiten beschränkt war, aber im Jahre 1921 durch das allge­
meine Wahlrecht in Staat und Gemeinde ersetzt wurde. 

In Dänemark hatten die Frauen schon im Jahre 1908 das aktive und passive 
Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten erhalten. Hinzu kam im Jahre 1915 
noch das Wahlrecht in die beiden Kammern des Reichtages. 
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b. Einen allgemeinen Umbruch in den Auffassungen und in der gesetzlichen 
Regelung brachte erst der erste Weltkrieg. 

Zuerst war dies der Fall in Russland. Schon im Jahre 1917 proklamierte die 
Revolutionsverfassung der USSR die völlige Gleichberechtigung der Geschlech­
ter, entsprechend der kommunistischen Lehre. Da aber die politischen Rechte 
der Männer nur formellen Charakter hatten, war damit für die politische Stellung 
der Frau nicht viel gewonnen. 

Bald folgten die Nachbarländer Lettland (1920), Polen (1921) und Li­
tauen (1922). 

Inzwische11 hatte auch in Deutschland die Frauenbewegung eingesetzt. 
Anfangs des 20. Jahrhunderts begannen eine Reihe von Frauenvereinigungen, 
die sich zum <<Bund deutscher Frauenvereine>> zusammenschlossen, eine regere 
Tätigkeit zu entfalten, um die Gleichstellung der Frauen mit den Männern zu 
erlangen. Namentlich waren es aber einzelne.Frauen (wie z.B. Marie Braun, 
Gertrud Bäumer, Marianne Weber, Julie Bassermann, Helene Böhlau und Ga­
briele Reuter), die in diesem Sinne publizistisch und literarisch wirkten. Bald 
sahen sich einzelne politische Parteien, namentlich die Sozialdemokraten, unter 
der Führung von August Bebel, veranlasst, das Frauenstimmrecht auf ihr 
Programm zu nehmen, ohne dass aber zunächst positive Resultate sichtbar 
wurden. Erst die Revolution vom Jahre 1918 brachte den Erfolg; den Frauen 
wurde mit einem Schlag das volle aktive und pasflive Wahlrecht zugestanden. 
Dießer Grundsatz wurde in der Weimarer Verfassung vom 11.August 1919 
(Art. 22) niedergelegt und ging von dort in die Verfassungen der Länder und der 
Gemeinden über. Im nationalsozialistischen Reich wurde das Frauenstimmrecht 
formell nicht aufgehoben. Dies erschien überflüssig, nachdem mit der Beseitigung 
der Demokratie auch das Wahlrecht der Männer seinen materiellen Gehalt ver­
loren hatte. Es wurden neue Frauenvereinigungen ins Leben gerufen, die aber 
nunmehr den Totalitätsansprüchen des Staates zu dienen hatten. 

Nach Beendigung des Krieges traten an ihre Stelle wiederum andere Ver­
einigungen, die sich neuerdings Frauenrechtsfragen zuwandten. Das <<Bonner 
Grundgesetzi> vom 8.Mai 1949 geht nun noch weiter, als die Weimarer Verfassung 
gegangen war, und anerkennt nicht bloss die politische Gleichberechtigung, 
sondern die Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne schlechthin. Diese 
erstreckt sich somit auch auf das Privatrecht. Für die Durchführung dieses 
Grnndsatzes in der Privatrechtsgesetzgebung musste dem Gesetzgeber eine Frist 
eingeräumt werden. Diese ist am 31. März 1953 abgelaufen, ohne dass es aber 
bisher gelungen wäre, die Gesetzesänderung durchzuführen. Für die verlangte 
:Bjrstreckung der Frist konnte jedoch die erforderliche Zweidrittelsmehrheit nicht 
erreicht werden. Die Zahl der gewählten Frauen blieb gering. , 

In der Deutschen Demokratischen Republik erhielt die Frau mit 
der Errichtung des Staates die Gleichberechtigung mit dem Manne, entspre­
chend der Rl;lgelung in Sowjetrussland. 

In Holland hatten schon im Jahre 1883 einzelne Frauen versucht, auf die 
Wahllisten zu kommen. Der Oberste Gerichtshof erklärte aber, das sei unzu-, ' 
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lässig, weil nur männliche Staatsbürger das passive Wahlrecht besitzen. Die 
Bestrebungen der Frauenvereinigungen (insbesondere des << Vereins für Frauen­
wahlrecht» und des <<Bundes für Frauenwahlrecht>>) hatten zunächst wenig 
Erfolg, obwohl die Linksparteien dafür eintraten. Erst während des ersten Welt­
krieges (im Jahre 1917) wurde ihnen, im Zusammenhang mit der Einführung 
des allgemeinen Wahlrechts für Männer, zuerst das passive Wahlrecht und im 
Jahre 1919 auch das aktive Wahlrecht auf dem Wege der ordentlichen Gesetz­
gebung eingeräumt. 

Im alten Österreich hatte zu Beginn der 90er Jahre das Buch Berta von 
Suttners <<Die Waffen nieder» eine Friedensbewegung ausgelöst und die poli­
tischen Interessen der Frauen geweckt. Der von Mar_ianne Hainisch im Jahre 
1899 gegründete <<Bund österreichischer Frauenvereine>> setzte sich für die 
Gleichberechtigung der Frauen ein. Von den politischen Parteien nahm aber 
nur die sozialdemokratische dieses Postulat in ihr Programm auf. Wie in Deutsch­
land, trat auch hier der Erfolg erst mit dem Zusammenbruch der Monarchie ein. 
Das Wahlordnungsgesetz vom 12.November 1918 gab der Frau das aktive und 
passive Wahlrecht und anerkannte im Prinzip ihre völlige Gleichberechtigung 
mit dem Manne. Diese Regelung wurde im Bundesverfassungsgesetz vom 1. Ok­
tober 1920 bestätigt. Die sozialdemokratische Partei, welche das Frauenstimm­
recht besonders befürwortet hatte, geriet bei der ersten Wahl, an welcher sich 
Frauen beteiligten, ins Hintertreffen. 

Gleichzeitig wurde das Frauenstimmrecht in der Tschechoslowakei 
.eingeführt; die erste tschechoslowakische Verfassung vom Jahre 1918 verlieh 
der Frau die gleichen politischen Rechte wie dem Manne. Schon bei den ersten 
Wahlen wurden Frauen ins Parlament gewählt. 

Dagegen erhielten die Frauen in Ungarn in den Jahren 1925 und 1938 
zunächst nur das passive Wahlrecht, das überdies an beschränkende Voraus­
setzungen geknüpft war. Wählbar waren nämlich nur jene Frauen, die das 30. 
Altersjahr erfüllt hatten und ausserdem eigenes Vermögen besassen oder beruf­
lich tätig waren; die letztgenannte Voraussetzung fiel bei Frauen mit einer 
Reifeprüfung weg. Die kommunistische Volksrepublik proklamierte 1949 die 
volle Gleichberechtigung der Frauen. 

Eine Reihe weiterer Staaten ging in den Jahren zwischen 1918 und 1934 
zum Frauenwahlrecht über, nämlich Luxemburg, Kenia, Rhodesia, Neufund­
land, Süd-Afrika, Indien, die Türkei, Uruguay und Brasilien. 

c. Nach Beendigung des zweiten Weltkrieges, in welchem die 
Frauen grosse Dienste geleistet und sich bewährt hatten, wurde das Frauen­
wahlrecht auch in den meisten jener Staaten anerkannt, die bisher noch ge­
zögert hatten. 

In Frankreich hatte - wie bereits erwähnt - die Frauenbewegung schon 
im Jahre 1789, mit dem Ausbruch der Revolution, durch die Erklärung der 
Frauenrechte von Olympe de Gouges begonnen, welche den Grundsatz der 
Rechtsgleichheit namentlich auf die Stellung der Frau bezog. Der Sozialphilo­
soph Saint Simon und seine Anhänger hatten den Gedanken wieder aufgenom-
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men, jedoch zunächst mit geringem Erfolg. Erst vor Beginn des ersten Welt­
krieges befasste sich die Öffentlichkeit etwas mehr mit der Frage des Frauen­
wahlrechts. Zwischen den beiden Weltkriegen wurde der Gedanke namentlich 
von zwei Frauenverbii,nden proklamiert, nämlich von der << Union franQaise pour 
le suffrage des femmes>> und von der <<Ligue nationale>>. Eine erste Konzession 
an die Forderungen der Frauen wurde im Jahre 1936 gewährt, indem der <<Front 
populaire>> zwei Frauen in das KabinettLeonBlum berief. Das aktive und passive 
Wahlrecht erhielten die Frauen aber erst, als de Gaulle Präsident der provi­
sorischen Regierung war. Die Verfassung vom 27.0ktober 1946 räumte ihnen 
im Prinzip die volle Gleichberechtigung ein. . 

Besonderen Schwierigkeiten begegnete die Frauenbewegung in Italien, 
wo ·sie in besonderem Masse gegen die traditionsgebundene öffentliche Meinung 
zu kämpfen hatte. Obwohl den Frauen in einzelnen Provinzen Oberitaliens 
schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts das Gemeindewahlrecht zugestanden 
wurde, zeigten die Italienerinnen wenig Interesse für die Frauenbewegung. 
Mehrere Vorstösse erfolgten in der Zeit zwischen 1872 und 1920. Sie blieben 
aber alle ohne Erfolg. Mussolini erwies sich als Gegner des Frauenwahlrechts, 
obschon er den Frauen im Jahre 1923 in einer Rode ein sog. administratives 
Stimmrecht in Aussicht gestellt hatte. Der Faschismus verwies die Frauen in 
der Folge auf ihre traditionelle Stellung als Mutter zurück und hob die bestehen­
den Frauenvereinigungen auf. Als es dann gelungen war, unter Mithilfe von 
Frauen den Faschismus in den Partisanenkämpfen zu beseitigen, wurde den 
Frauen auf Antrag des Ministerrates durch ein Gesetzesdekret des Königs vom 
1. Februar 1945 das Wahlrecht zuerkannt. Dieses Dekret wurde in der Verfassung 
verankert, welche die Gleichberechtigung beider Geschlechter anerkannte. 

In Belgien entstanden Ende des 19. und anfangs des 20. Jahrhunderts 
verschiedene Frauenorganisationen, die sich zum <<Conseil National des Femmes 
Belges>> zusammenschlossen, aber nur geringe Erfolge erzielten. Erst im Jahre 
1919 wurde den Witwen und verwitweten Müttern im Krieg gefallener Soldaten 
und hingerichteter Zivilisten, sowie den wegen patriotischen Taten verurteilten 
Frauen das Wahlrecht gegeben. Aber schon durch Gesetz vom Jahre 1920 
erhielten die Frauen ein auf Gemeindewahlen beschränktes allgemeines Wahl­
recht. Ein Gesetz vom l 4. Februar 1921 verlieh den Frauen überdies unter ge­
wissen Voraussetzungen die Wählbarkeit in den Gemeinden. Im Jahre 1948 
endlich nahm das Parlament mit grosser Mehrheit das allgemeine Wahlrecht 
der Frauen für Parlamentswahlen an. 

In Griechenland gab ein Dekret vom Jahre 1930 den Frauen über 
30 Jahren, die lesen und schreiben können, da.s Gemeindewahlrecht. Die 
Aitersgrenze wurde später auf 25 Jahre herabgesetzt. Durch ein Sondergesetz 
vom Jahre 1952 erhielten die Frauen das allgemeine Wahlrecht. 

Zur Zeit der republikanischen Herrschaft wurden die Frauen auch in 
Spanien im Jahre 1931 dem :.Wanne politisch gleichgestellt und nahmen an den 
Wahlen lebhaften Anteil. Praktisch üben sie aber heute die ihnen formell zu­
stehenden politischen Rechte nicht mehr aus. 
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Im gleichen Jahre erhielten die Frauen in Portugal ein beschränktes 
Wahlrecht. Wahlberechtigt sind dort nämlich nur jene Frauen, die sich über eine 
gewisse Bildung ausweisen können oder mindestens 100 Escudos Steuern aus 
Berufserwerb oder Vermögensertrag bezahlen; ausserdem wird Mündigkeit vor­
ausgesetzt. Dieses Erfordernis schliesst einen grossen Teil der Frauen aus, näm­
lich die verheirateten Frauen und jene Töchter, die von Verwandten unterstützt 
werden. 

In Japan erhielt die Frau das aktive und passive Wahlrecht unter völliger 
Gleichstellung mit dem Manne. 

Ferner sind noch jene Staaten zu nennen, die mit dem Übergang zum 
Kommunismus das Wahlrecht der Frau anerkannten. Aber auch in jenen 
Ländern wurden wenig Frauen gewählt. 

Seit dem Jahre 1940 haben auch neun Staaten in Zentral- und Südamerika 
und einige andere das Wahlrecht der Frauen eingeführt. 

Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über diese Entwicklung. 

Land 

Albanien .. 
Argentinien. 
Australien 
Belgien . 
Brasilien . 
Bulgarien 
Burma. 
Ceylon. 
Chile .. 
China . 
Costa Rica 
Cuba .. 
Dänemark 
Deutschland 
Dominikanische Republik 
Ecuador .. 
Finnland ... 
Frankreich . . 
Griechenland . 
Grossbritannien und Nordirland. 
Indien . 
Irland . 
Island . 
Israel . 
Italien . 
Japan . 

Kommunales 
Wahlrecht seit 

1921-1927 
1861-1886 
1920 

1922 

1931 

1908 

1925-1949 

1919-1935 
1907 
1902 

1925 

Allgemeines 
politisches 

Wahlrecht seit 

1946 
1947 
1902 
1948 
1932 
1947 
1947 
1931 
1949 
1947 
1949 
1934 

.1915 
1918 
1942 
1929 
1907 
1944 
1952 
1918 
1935 
1918 
1915 
1948 
1945 

.1946 
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Land 

Jugoslawien 
Kanada 
Korea .. . 
Liberia .. . 
Luxemburg. 
Mongolei .. 
Neuseeland. 
Niederlande 
Norwegen 
Österreich 
Pakistan. 
Panama . 
Philippinen. 
Polen .. 
Rumänien . 
Saargebiet . 
San Salvador . 
Schweden .. 
Sowjetunion . 
Südafrikanische Union . 
Thailand ... . 
Ungarn ... . 
Tschechoslowakei 
Türkei . . . . . 
Ukrainische SSR 
Uruguay ... . 
Venezuela .. . 
Vereinigte Staaten . 

Kommunales 
Wahlrecht seit 

1884-1892 

1910 

1951-1952 

1929 

1862-1918 
1917 

1930 

1869-1918 

Allgemeines 
politisches 

Wahlrecht seit 

1946 
1917 
1948 
1945 
1918 
1924 
1893 
1917 
1913 
1919 

1946 
1937 
1919 
1946 
1919 
1946-1950 
1921 
1917 
1930-1946 
1932 
1920-1949 
1919 
1934 
1917 
1932 
1947 
1920 

4. Der gegenwärtige Stand des Frauenstimmrechts kann folgen­
dermassen zusammengefasst werden. 

Von den 83 selbständigen Staaten der Welt gewähren 61 Staaten, darunter 
alle Großstaaten und die grossen Nachbarstaaten der Schweiz, den Frauen das 
Stimmrecht unter den gleichen Bedingungen wie den Männern. Ein differen­
ziertes Stimmrecht haben die Frauen heute noch in 6 kleineren Staaten. In 
Portugal und Guatemala haben die Frauen nämlich den Nachweis einer gewissen 
Bildung zu erbringen, obwohl ein solcher von den Männern nicht verlangt wird. 
In Portugal müssen sie überdies Familienoberhaupt sein. In andern Staaten 
können sie nur an den örtlichen Wahlen teilnehmen (Monaco, Haiti und Peru). 

Dagegen gewähren 15 Länder den Frauen überhaupt kein Stimm- und Wahl­
recht, während die Männer ein solches haben. Zu dieser Gruppe gehört in Europa 
ausser der Schweiz nur das Fürstentum Liechtenstein. Ausserhalb Europas sind 
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es die Länder Abessinien, .Ägypten, Afghanistan, Kambodscha, Kolumbien, 
Honduras, Iran, Irak, Jordanien, Laos, Lybien, Nicaragua und Paraguay. Dazu 
kommen die Länder, in denen auch die Männer kein Wahlrecht haben (wie 
Saudi-Arabien und Jemen). 

Auf internationalem Boden hatte schon der Völkerbund in seiner Satzung 
vom Jahre 1919 (Art. 7) erklärt, dass die Frauen zu allen Stellen gleichberechtigt 
mit den Männern zugelassen seien. Auch die Satzung der Vereinigten Na­
tionen vom Jahre 1945 (Art.8) anerkennt die Gleichberechtigung der Frauen 
in der Zulassung zu allen Posten. Darüber hinaus hat die Charta der Vereinigten 
Nationen allen Mitgliedstaaten unter Berufung auf die Menschenrechte die Ein­
führung der Gleichberechtigung der Frau mit c:J.em Manne empfohlen. In der 
<<Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte>>, von der Generalversammlung 
der Vereinigten Nationen am 10. Dezember 1948 verkündet, wurde (vor allem 
in Art. 2) erneut der Grundsatz der politischen Gleichberechtigung der Frau ver­
treten. 

5. Es zeigt sich also, dass das Stimm- und Wahlrecht bis zum Beginn des 
20. Jahrhunderts fast ausschliesslich dem Manne vorbehalten war. Dann aber 
begann der rasche politische Aufstieg der Frauen. Nachdem schon einige ameri­
kanische Einzelstaaten und einige nordische Staaten das Frauenstimmrecht auf 
dem ordentlichen Wege der Gesetzgebung eingeführt hatten, nahm die Entwick­
lung nach Ausbruch des ersten Weltkrieges einen fast stürmischen Verlauf, so 
dass die Frauen beute in weitaus den meisten Staaten die volle politische Gleich­
berechtigung mit dem Manne erreicht haben. Das geschah unter dem Eindruck 
der in den beiden Weltkriegen gemachten Erfahrungen und im Zusammenhang 
mit dem Siegeszug des demokratischen Gedankens,jedoch oft, unter Ausschaltung 
des ordentlichen Weges der Verfassungs- und Gesetzesrevision, durch einen 
revolutionären Akt. 

III. Die geschichtliche Entwicklung 
und der heutige Stand der politischen Rechte der Frau in der Schweiz 

1. Frauenvereinigungen, die sich Frauenrechtsfragen widmeten, entstanden 
in der Schweiz erst gegen das Ende des 19. Jahrhunderts. Auch waren diese 
zunächst nicht unmittelbar auf politische Ziele, sondern auf gemeinnützige Auf­
gaben, auf eine Verbesserung der Bildungsmöglichkeiten (gewerbliche Ausbil­
dung und Hochschulstudium) und der sozialen Lage der Arbeiterinnen gerichtet. 
So wurde im Jahre 1888 der << Schweizerische gemeinnützige Frauenverein» 
gegründet, der praktische Aufgaben des allgemeinen Wohls verfolgt un heute 
202 Sektionen umfasst. -Eine Reihe. weiterer Vereinigungen wandte sich nun 
mehr den besonderen Fraueninteressen zu. Sie schlossen sich im Jahre 1900 zum 
<tBund schweizerischer Frauenvereine>> zusammen. Die· Initiative dazu war 
namentlich von Helene von Mülinen, der ersten Präsidentin, und ihrer Freundin 
Emma Pieczynska-Reichenbach ausgegangen. Als Dachverband der meisten 
schweizerischen Frauenverbände, dem heute zirka 240 schweizerische, kantonale 
und lokale Vereine und 17 Frauenzentralen angeschlossen sind, bezweckt dieser 
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politisch und konfessionell neutrale Verein die Vertretung der Fraueninteressen 
gegenüber Volk und Regierung. Im Vordergrund steht heute die politische 
Besserstellung der Frau. Die erste Vereinigung, die sich speziell die Förderung des 
Frauenstimmrechts zur Aufgabe machte, war die im Jahre 1884 gegründete 
<< Union für Frauenbestrebungen in Zürich>>. In den ersten Jahren dieses Jahr­
hunderts folgten Gründungen in Bern, Genf, Lausanne, Neuenburg, La Chaux­
de-Fonds, Le Locle und Olten. Diese Vereinigungen schlossen sich im Jahre 1909 
zum << Schweizerischen Verband für Frauenstimmrecht>> zusammen. Dieser 
parteipolitisch unabhängige Verband umfasst heute 83 Sektionen und verfolgt 
das Ziel, die Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne auf sämtlichen Ge­
bieten des öffentlichen Lebens in Bund, Kantonen und Gemeinden, insbesondere 
das Stimmrecht und das aktive und passive Wahlrecht. der Schweizerbürgerinnen, 
durchzusetzen. 

Schon lange vorher war der Gedanke der politischen Gleichberechtigung der 
Frau in einer Reihe von Schriften und Abhandlungen in der Schweiz verbreitet 
worden. Als einer der ersten hat Bodmer Ende des 18. Jahrhunderts die Aus­
schliessung der Frau aus dem öffentlichen Leben als eine Unbilligkeit bezeichnet. 
Einen ersten praktischen Vorstoss für die Gleichstellung unternahm der Berner 
J. von Lerber im Jahre 1830; in einer an den Grossen Rat des Kantons Bern 
gerichteten Bittschrift verlangte er die volle Gleichstellung des weiblichen mit dem 
männlichen Geschlecht, da es nicht angehe, der Mutter die Rechte vorzuenthalten, 
die dem jungen Sohne zustehen. Grundlegend hat sich fast ein Jahrhundert 
später der Lausanner Philosoph Charles Secretan in seinen Schriften <<Le droit 
de la femme>> (1886) und <<Le droit de l'humanite>> (1892) mit der Frage des 
Frauenstimmrechts auseinandergesetzt und ist für die Gleichberechtigung der 
Frau eingetreten. Ähnliche Gedanken vertrat bald darauf der Genfer Louis 
Bridel in seinen <<Melanges feministes>> (1897). Zugunsten des Frauenstimmrechts 
äusserten sich auch der Staatsrechtler Jakob Dubs, der spätere Bundesrat, in 
seinem Werk «Das öffentliche Recht der Schweiz>> (1878) und der Berner Staats­
rechtslehrer Professor Carl Hiltv im Politischen Jahrbuch der schweizerischen 
Eidgenossenschaft vom Jahre 1897. Auf der Grundlage der Menschenrechte trat 
Auguste Morsier in seiner Schrift <<Pourquoi nous demandons le droit de vote 
pour la femme ?>> (Genf, 2.Auflage 1916) für das Frauenstimmrecht ein, da es ein 
Unrecht sei, die Frauen auf Gesetze zu verpflichten, an deren Entstehung sie 
keinen Anteil haben. Der jurassische Schriftsteller und spätere Bundesrichter 
Virgile Rosse! leitete das Frauenstimmrecht in seiner Schrift <<La democratie et 
son evolution>> (1905) aus dem Gedanken der Demoiratie ab. Und der Kultur­
philosoph Auguste Fore! hat in seinen Schriften <<Kulturbestrebungen der 
Gegenwart>> (1910) und <<Les Etats unis de la Terre>> (1915) die bestehende Rechts­
ungleichheit als grosses Unrecht bezeichnet und 1tuf die Notwendigkeit der 
sozialen Zusammenarbeit beider Geschlechter hingewiesen. 

Aus den Kreisen der Frauen wurde der Gedanke des Frauenstimmrechts 
durch die inzwischen gegründeten Frauenvereinigungen und die von ihnep her-· 
ausgegebenen zwei Schriften propagiert. Zu erwähnen ist in diesem Zusammen-
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hang namentlich das Werk der Bernerin Emma Graf; sie trat als Redaktorin 
der <<Schweizer Lehrerinnenzeitung>> und der Zeitschrift <<Die Bürgerin>>, ebenso 
durch Herausgabe des<< Jahrbuches der Schweizerfrau>> in den Jahren 1915-1919 
und in der Schrift << Geschichtliche Grundlagen der Schweizerfrauenbewegung>> 
für die politische Gleichberechtigung der Frau ein. Einen grösseren Umfang 
nahm die Frauenrechts-Literatur erst in den letzten drei Jahrzehnten an; haupt­
sächlich waren es Frauen, welche in Dissertationen, Broschüren, Aufsätzen in 
Zeitschriften und Zeitungen usw. zu den Frauenrechtsfragen Stellung nahmen. 
Tore Krönung hat diese Literatur in dem bereits erwähnten, kürzlich in Zürich 
herausgegebenen <<Lexikon der Frau>> gefunden. 

Die Frauenvereinigungen, namentlich der << Schweizerische Verband für 
Frauenstimmrecht» und der <<Bund schweizerischer Frauenvereine>> haben sich 
in einer Reihe von Petitionen und zahlreichen andern Eingaben oder durch Ver­
mittlung einzelner Parlamentarier immer wieder an die eidgenössischen Räte 
und den Bundesrat, sowie an die kantonalen Parlamente und Regierungen ge­
wandt, um die Einführung des Stimm- und Wahlrechts im Bund oder in den 
Kantonen oder in den Gemeinden, eventuell auf Grund einer Ermächtigung der 
Gemeinden, oder die Durchführung von Pr.obeabstimmungen unter den Frauen 
anzuregen. 

2. Die Vorstösse zur Einführung des Frauenstimmrechts auf kan­
tonalem Boden gehen auf die Zeit vor der Gründung des Bundesstaates zu­
rück. Wie bereits erwähnt, beantragte schon im Jahre 1830 Beat von Lerber der 
Regierung des Kantons Bern bei der Einführung des allgemeinen Stimmrechts 
der Männer die Gleichstellung der Frauen. Unter der Einwirkung der damaligen 
demokratischen Bewegung gab der Kanton Bern in dem, auf Grund der ersten 
demokratischen Verfassung erlassenen Gemeindegesetz vom Jahre 1833 den 
Frauen das Stimmrecht im Prinzip unter den gleichen Voraussetzungen wie 
den Männern. Die Frauen waren nämlich, wie die Männer, in der Gemeinde dann 
stimmberechtigt, wenn sie dort gewisse Werte besassen oder steuerpflichtig 
(<<tellpflichtig>>) waren; bloss konnten sie an der Gemeindeversammlung nicht 
persönlich teilnehmen, sondern mussten sich durch einen Mann .vertreten lassen, 
der nach ihrer Instruktion zu stimmen hatte. Dieses Recht der Frau wurde aber 
selbst durch das Gemeindegesetz vom Jahre 1852 wieder etwas eingeschränkt, 
und zwar auf jene steuerpflichtigen Frauen, die eigenen Rechts waren, d.h. auf 
die Ledigen und Witwen. Schon im Jahre 1887 wurde dieses Frauenstimmrecht 
gänzlich beseitigt, indem der Regierungsrat die Gemeinden in einem Kreisschrei­
ben anwies, die Frauen nicht mehr zur Stimmabgabe zuzulassen. Die Begrün­
dung lautete dahin, dass dieses Stimmrecht mit dem in Artikel 4 der Bundes­
verfassung festgelegten Grundsatz der Rechtsgleichheit nicht vereinbar, also 
durch diesen aufgehoben sei; denn die Tatsache, dass ein Teil der Frauen stim­
men könne, der andere aber nicht, bedeute eine rechtsungleiche Behandlung. 
Ob diese Begründung stichhaltig war oder nicht, ist hier nicht. zu prüfen. Da 
auch eine Einsprache beim Grossen Rat keinen Erfolg hatte, und kein weiteres 
Rechtsmittel ergriffen wurde, blieb es bei dieser Lösung. Zu erwähnen ist in 
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diesem Zusammenhang, dass im Kanton Tessin die Gemeindebürgerinnen seit 
1918 das Stimmrecht und das aktive und passive Wahlrecht in den Korporationen 
mit Güterbesitz (den sog. patriziati) besitzen. · 

Die Frage des allgemeinen Stimm- und Wahlrechts der Frauen erhielt aber 
erstmals einen starken Auftrieb durch den ersten Weltkrieg und die von ihm 
bewirkte Umgestaltung der politischen und sozialen Verhältnisse in den am 
Krieg beteiligten Stae,ten. In einer Reihe dieser Staaten, so in· Deutschland, 
Österreich, England, Russland und den USA, hatten die Frauen die volle poli­
tische Gleichstellung mit dem Manne erhalten. In der Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen wurden in sieben Kantonen zehn Volksabstimmungen über die 
Einführung des vollen oder eines beschränkten Frauenstimmrechts durchge­
führt; sie verliefen jedoch alle negativ. 

Nach Beendigung des zweiten Weltkrieges setzte unter dem Eindruck der 
Kriegsereignisse, der sozialen und politischen Umwälzungen und des Sieges­
zuges des Frauem,timmrechts in der übrigen Welt eine neue Welle ein; sie führte 
in 9 Kantonen zu 15 Volksabstimmungen, jedoch ebenfalls ohne Erfolg. Ins­
gesamt sind bisher 25 Volksabstimmungen durchgeführt worden, die sich auf 
9 verschiedene Kantone und zwei Halbkantone veneilen. 

Dagegen ist es in 9 Kantonen (nämlich Luzern, Uri, Schwyz, Zug, Schaff­
hausen, Graubünden, Aargau, Thurgau und Wallis) und in 4 Halbkantonen 
(nämlich Obwalden, Nidwalden, Appenzell A.-Rh. und Appenzell I.-Rh.) nicht. 
einmal zu einer Volksabstimmung gekommen. So ist im Kanton Luzern im 
Februar 1946 eine Motion auf Einführung des allgemeinen Frauenstimmrechts 
vom Grassen Rat zwar erheblich erklärt, dann aber nicht weiter verfolgt worden. 
Im Kanton Freiburg wurde im November 1945 ebenfalls eine solche Motion ein­
gebracht und im November 1950 eine weitere; es wurde ihnen aber keine Folge 
gegeben. Auch eine im Grossen Rat des Kantons Wallis eingebrachte Motion 
hatte keinen Erfolg. Im Kanton Aargau hat der (hosse Rat einen vom Re­
gierungsrat im Januar 1947 gestellten Antrag auf Einführung des Frauenstimm­
rechts in Gemeindeangelegenheiten mit 88 gegen fü Stimmen abgfllehnt. Eine 
im Kanton Thurgau im Grossen Rat eingereichte Motion wurde mit Rücksicht 
auf den negativen Ausgang verschiedener kantonaler Abstimmungen vom 
Motionär zurückgezogen. Auch ein im Landrat von Baselland im März 1951 ein­
gebrachter Antrag auf Ergreifung einer Standesinitüttive an den Bund für die 
Einführung des Frauenstimmrechts blieb ohne Erfolg. Noch nicht erledigt ist 
hingegen das vom Stadtrat Zürich am 7. Oktober 1H55 auf Grund der Frauen­
befragung an den Kantonsrat gerichtete, in die Form einer einfachen Anregung 
gekleidete Begehren, dem Volk erneut eine Vorlage ü:t>er das Stimm- und Wahl­
recht' der ~rauen zu unterbreiten, ebenso das Gesuch um Ermächtigung zur 
Einführung des Frauenstimmrechts, das der Basler W eitere Bürgerrat anfangs 
Juli 1956 an den Regierungsrat richtete. 

In andern Kantonen kam es erst nach erfolglosen Anregungen zu einer 
Volksabstimmung. So ist im Kanton Bern im Februar 1943 ein Vorschlag auf 
Einführung des Frauenstimmrechts in den Gemeinden vorn Grossen Rat ab-
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gelehnt worden. Auch ~iner im Mai' 1945 eingereichten, auf das gleiche Ziel ge­
richteten Petition mit 50 118 Unterschriften (wovon 38 263 von Frauen stamm­
ten) wurde zunächst keine Folge gegeben. Erst das Volksbegehren (Initiative) 
vom 7. Juli 1953, das ebenfalls das Frauenstimmrecht in den Gemeinden ver­
langte und 33 655 gültige Unterschriften trug, gab Veranlassung zu einer Volks­
abstimmung. Der Grosse Rat nahm einen Gesetzesentwurf an, der die Forderung 
des Volksbegehrens dahin abschwächte, dass die Einführung des Frauenstimm­
rechts in Gemeindeangelegenheiten den Gemeinden fakultativ überlassen 
wurde. Die Vorlage wurde in der Volksabstimmung vom 4. März 1956 mit 
63 051 Nein gegen 52 927 Ja abgelehnt. · 

Da in den Abstimmungskämpfen über die Einführung des Frauenstimm­
rechts immer wieder der Einwand erhoben wurde, dass die Frauen selbst in 
ihrer überwiegenden Mehrheit das Frauenstimmrecht gar nicht wünschen, 
schlug man die Durchführung von sog. Probeabstimmungen unter den 
Frauen vor. Solche wurden in der Folge im Kanton Genf (am 29./30. November 
1952) und im Kanton Baselstadt (am 20./21.Februar 1954) durchgeführt. Eine 
weitere Probeabstimmung war für den Kanton Zürich angeregt worden. Nach­
dem aber selbst die Frauenorganisationen eine ablehnende Stellung einnahmen, 
kam sie nicht zustande. Dagegen benutzte die Stadt Zürich die eidgenössische 
Betriebszählung vom 25.August 1955, um den für das Stimmrecht in Frage 
kommenden Frauen im Sinne einer Statistik die Frage zu unterbreiten, wie sie 
sich zum Problem der Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts stellen. 

Über die Ergebnisse sowohl der sog. Mä~erabstimmungen wie der Frauen­
abstimmungen geben die nachstehenden Tabellen zahlenmässig genauere Auf­
schlüsse. Sie sind der bereits erwähnten Broschüre von Dr. Käthe Biske und 
Dr. V.Zwingli, mit Zustimmung der Verfasser, entnommen. 

Am stärksten beteiligt sind an diesen Volksabstimmungen (unter den 
Männern) die Kantone Zürich, Baselstadt und Genf, in denen je 4 Volksabstim­
mungen durchgeführt wurden. Je 3 Volksabstimmungen fanden in den Kan­
tonen Baselland und Neuenburg statt. Im Kanton St. Gallen waren zwei Volks­
abstimmungen zu verzeichnen, in den Kantonen Bern, Glarus, Solothurn, 
Tessin und Waadt nur je eine. Dagegen hat das Völk in. allen andern Kantonen 
noch nicht Gelegenheit erhalten, in dieser Sache seinen Willen kundzutun. 

In allen Abstimmungen haben die Stimmberechtigten die Einführung des 
Frauenstimm- und -wahlrechts mit eindeutiger Mehrheit abgelehnt. Das gilt 
nicht nur für die volle politische Berechtigung der Frauen, sondern auch für ein 
sachlich beschränktes Stimm- untl'\Vahlrecht, das die Frauen zur Stimmabgabe 
in Angelegenheiten des Kantons, des Bezirks und der Gemeinden nur für be­
stimmte Sachgebiete (wie z.B. in Schul- und Armensachen) berechtigt hätte. 
Aber selbst ein auf Gemeindeangelegenheiten beschränktes Stimmrecht oder ein 
Stimmrecht, dessen Einführung den Gemeinden fakultativ überlassen wurde, 
konnte bisher die erforderliche einfache Mehrheit im Volke nicht erringen. 

Dagegen zeigen die Zahlen deutlich, dass das Frauenstimmrecht in den 
Abstimmungskantonen an Boden gewonnen hat. Dabei darf allerdings nicht 
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Volksabstimmungen und Frauenbefragungen 
------------------------------------

Datum 

1920 8.Febr. 
1923 18.Febr. 
1947 30.Nov. 

1954 5.Dez. 

1956 4.März 
C 

1921 l.Mai 

1948 14.Nov. 

1920 8.Febr. 
1927 15.Mai 
1946 16.Juni 
1954 5.Dez. 

1926 11. Juli 
1946 7. Juli 
1955 15.Mai 

1921 4.Sept. 
1925 13.Sept. 

1946 3.Nov. 

1951 25.Febr. 

1919 29.Juni 
1941 9.Nov. 
1948 14.März 

1921 16.0kt. 
1940 1.Dez. 
1946 29.Sept 
1953 SO.Nov. 

Vorlagen 

Männer 
1----------------------------·-

Kanton Zürich 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Wahlrecht und Wählbarkeit für Bezirks- und Gemeindebehörden 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Wahlrecht und Wählbarkeit für Bezirks- und Gemeindebehörden 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 

Kanton Bern 
Fakultative Einführung des Stimm- und Wahlrechtes in den Gemein-

den .......... . 
Kanton Glarus 

Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Kanton Solothurn 

Stimm- und Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten. 
Kanton Basel-Stadt 

Volles Stimm- und Wahlrecht. 
>) 

)) 

l) 

)) 

)) 

)) 

l) 

)) 

>) )) )) >) 

Kanton Basel-Land 
Stimm- und Wahlrecht in Schul- und Armensachen 4 ) • 

Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Stufenweise Einführung des Stimm- und Wahlrechtes 

Kanton St. Gallen 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Stimm- und Wahlrecht in konfessionellen Angelegenheiten 

Kanton Tessin 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 

Kanton Waadt 
Fakultative Einfülu·ung des Stimm- und Wahlrechtes in Gemeinde­

angelegenheiten . . . . . . . . . . . . . . . . 
Kanton Neuenburg 

Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Stimm- und Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten. 
Stimm- und Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten. 

Kanton Genf 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 

>) 

)) 

>) 

>) 

>) 

)) 

>) 

)) 0 

>) 

1------------------------------------

1955 

1954 

1952 

25.Aug. 

21.Febr. 

30.Nov. 

Frauen 
1----------------------------, 

Stadt Zürich 
Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Stimm- und Wahlrecht in Angelegenheiten der Schule, Kirche und 

Fürsorge ... 
Kanton Basel-Stadt 

Volles Stimm- und Wahlrecht. 
Kanton Genf 

Volles Stimm- und Wahlrecht. 

1) Im Prozenten der Stimmberechtigten -- 1) In Prozenten der abgegebenen Ja- Ullld 
• 4) Für die evangell11che K onfe811lon 
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über die Einführung des Frauenstimmrechtes 

Stimm-
Abgegebene Stimmen ') 

Stimm-
berechtigte im 

1 1 1 

Leer, beteiligung 
ganzen Ja Nein ungültig % 

abstimmungen 

135 751 112 983 21 631 88 595 2757 83,2 
140 636 109 569 28 615 76 413 4541 77,9 
228 564 177 484 39 018 134 599 3 867 77,7 
228 564 177 484 61360 112176 3 948 77,7 
248 043 177 717 48143 119 543 10 031 71,6 

250 485 119 087 52 927 63 051 3109 47,5 

50 378 20 315 9 353 9 535 1427 40,3 

29119 19 392 6 711 12 455 226 66,6 
35 855 21283 6152 14 917 214 59,4 
53 568 31795 11709 19 892 194 59,4 
62 361 38 699 17 321 21123 255 62,1 

22788 7 276 3164 3 332 780 31,9 
30 249 14468 3 784 10 480 204 47,8 
35 282 12 882 5496 7 070 316 36,5 

66 629 43 932 12114 26166 5 652 65,9 
68 673 49 209 18 227 23 867 7115 71,7 

50 905 19168 4174 14093 901 37,7 

113 927 59453 23127 35 890 436 52,2 

33 893 17 605 5 365 12 058 182 51,9 
36 836 23197 5 589 17 068 540 63,0 
39 827 22 442 7 316 14 982 144 56,2 

38 437 21 012 6 634 14169 209 54,7 
50 883 27 284 8 439 17 894 951 53,6 
54783 25 230 10 930 14 076 224 46,1 
61303 32169 13 419 17 967 783 52,5 

befragungen 

{ 
52 865 

} 157 800 132 800 25 655 1662 84,2 
52722 

76 701 45 593 33166 12 327 100 59,4 

72 516 42 865 35 972 6 436 457 59,1 

Nein-Stimmen - ') An der. Lands11emelnde mit grossem Mehr verworfen -
auch In Klrc)lensacben 

695 

') 

1 
Nein· 

Datum Stimmen 
% 

80,4 8.Febr. 1920 
72,8 18. Febr. 1923 
77,5 30,.Nov. 1947 
64,6 
71,3 5.Dez. 1954 

ü 

54,4 4.März 1956 

3) 1.Mai 1921 

50,5 14.Nov. 1948 

65,0 8.Febr. 1920 
70,8 15.Mai 1927 
62,9 16.Juni 1946 
54,9 5.Dez. 1954 

51,3 11. Juli 1926 
73,5 7.Juli 1946 
56,3 15.Mai 1955 

68,4 4. Sept. 1921 
56,7 13.Sept. 1925 

77,2 3.Nov. 1946 

60,8 25.Febr.1951 

69,2 29. Juni 1919 
75,3 9.Nov. 1941 
67,2 14.März 1948 

68,1 16. Okt. 1921 
68,0 1.Dez. 1940 
56,3 29. Sept. 1946 
57,2 SO.Nov. 1953 

{ 
32,7 

25.Aug. 1955 
32,7 

27,1 21. Febr. 1954 

15,0 SO.Nov. 1952 
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Gleiches mit Ungleichem, d.h. eine Volksabstimmung über das volle Stimm.recht 
nicht mit einer solchen über ein beschränktes Stimmrecht verglichen werden. 
In den Entscheidungen über das volle Stimmrecht sind z.B. im Kanton Zürich 
die Nein-Stimmen von 80,4 Prozent im Jahre 1920 auf 71,3 Prozent im Jahre 
1954 zurückgegangen. Dabei handelte es sich bei dieser letzteren um eine 
Initiative der Partei der Arbeit, welche selbst von Frauenorganisationen zur 
Ablehnung empfohlen worden war, was die Zahl der Nein-Stimmen nicht un­
wesentlich erhöht haben dürfte. Im· Kanton Baselstadt gingen in der gleichen 
Zeit die Nein-Stimmen von 65 Prozent auf 54,9 Prozent und im Kanton Genf 
von 68,1 auf 57 ,2 Prozent zurück. Am wenigsten Widerstand begegnete das 
Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten. Im Kanton Solothurn sprachen sich 
nur 50,5 Prozent der Abstimmenden und im Kanton Bern (hinsichtlich der 
fakultativen Einführung durch die Gemeinde) 54,4, Prozent gegen ein solches 
Stimmrecht der Frau aus. Gegen ein sachlich beschränktes Stimm.recht stimm­
ten im Kanton Baselland im Jahre 1926 (bei einer Stimmbeteiligung von bloss 
31,9%) nur 51,3 Prozent. Die Differenz in absoluten Zahlen betrug bei dieser 
letzteren Abstimmung 168 Stimmen, während bei der Abstimmung im Kanton 
Solothurn vom Jahre 1948 betreffend das Stimm- und Wahlrecht in Gemeinde­
angelegenheiten (bei einer Stimmbeteiligung von 40,3%) die verwerfende Mehr­
heit 182 Stimmen ausmachte. Das Frauenstimmrecht hat also auch bei den 
Männern stetig an Boden gewonnen, wenn auch nur in einem recht gemässigten 
Tempo. 

Die Stimmbeteiligung variierte bei diesen Abstimmungen zwischen 83,2 
Prozent und 31,9 Prozent, bei einem Durchschnitt von 57 ,8 Prozent. In der Volks­
abstimmung des Kantons Bern z.B., die nur die fakultative Einführung des 
Stimm- und Wahlrechts in den Gemeinden zum Gegenstand hatte, betrug die 
Stimmbeteiligung bloss 47 ,5 Prozent, so dass sich nicht einmal die Hälfte der 
Stimmberechtigten ausgesprochen bat. Zugestimmt haben 21,37 Prozent aller 
Stimmberechtigten, während 25,22 Prozent abgelehnt haben. 

Demgegenüber haben die Befragungen der Prauen eine klare Bejahung 
des Frauenstimmrechts ergeben, wenn man die der Abstimmung ferngebliebenen 
ausser Betracht lässt. Jm Kanton Genf stimmten nämlich (bei einer Stimmbetei­
ligung von 59,1 %) nur 15 Prozent der Abstimmenden gegen das Frauenstimm­
recht, während 85 Prozent sich zu seinen Gunsten aussprachen. Auf die Ge­
samtzahl der für das Stimmrecht in Frage kommenden Stimmen bezogen, er­
gibt die Zahl der Zustimmenden 49,5 Prozent. Im Kanton Baselstadt stimmten 
(bei einer Beteiligung von 59,4%) 27,l Prozent der Abstimmenden gegen das 
Frauenstimmrecht und 72,9 Prozent dafür. Auf die Gesamtzahl der Stimmen 
berechnet haben also 43,3 Prozent zugestimmt. 

Im Gegensatz zu diesen Frauenbefragungen in den Kantonen Genf und 
Baselstadt ist jene in der Stadt Zürich nicht in der Form einer Probeabstim­
mung, sondern einer statistischen Aufnahme durchgeführt worden. Dieses Vor­
gehen brachte den Vorteil, dass ein besonders hoher Prozentsatz, nämlich 84,2 
Prozent, erfasst we~den konnte. Hier sprachen sich 19,3 Prozent gegen jedes 
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Frauenstimmrecht aus, während 79,5 Prozent sich dafür erklärten, und zwar zu 
"fast genau gleichen Teilen für das Stimmrecht im Kanton (39,8%) und für jenes 
in der Gemeinde (39,7%)- Auf die Gesamtzahl der Stimmen bezogen haben 
66,9 Prozent, d.h. mehr als zwei Drittel der Frauen der einen oder andern Form 
des Frauenstimmrechts zugestimmt, wogegen 16,2 Prozent es ablehnten. 

3. Parallel mit diesen Vorstössen in den Kantonen liefen die Bestrebungen 
im Bund zur Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts. · 

Schon bei den Vorarbeiten zur Totalrevision der Bundesverfassung vom 
Jahre 1874 war ein Antrag auf vollständige politische Gleichstellung der Frau 
gestellt worden, dem aber keine Folge gegeben wurde. Ein neuer, ebenfalls 
erfolgloser Vorstoss erfolgte erst im Jahre 1913 im Nationalrat durch die Motion 
des Sozialdemokraten Johannes Huber, welche dazu aufforderte, die in den 
Frauen liegenden Kräfte dem öffentlichen Leben dienstbar zu machen. Einen· 
starken Impuls erhielt die Sache des Frauenstimmrechts auch im Bund durch 
die im ersten Weltkrieg gemachten Erfahrungen, durch die in seinem Gefolge 
im Ausland eingetretenen sozialen und politischen Umwälzungen und durch 
die Tatsache, dass den Frauen in einigen grossen Staaten, darunter auch 
Deutschland und Österreich, die Gleichberechtigung eingeräumt worden war. 
Als das Oltener Aktionskomitee im Generalstreik vom Jahre 1918 die Forderung 
aufstellte, dass das Frauenstimmrecht eingeführt werde, wurde diese vom. 
Schweizerischen Verband für das Frauenstimmrecht in einem an den Bundesrat 
gerichteten Telegramm unterstützt. Mit dem Zusammenbruch des Generalstreiks 
fiel dieses Begehren dahin. Gleich darauf setzte eine ganze Reihe neuer Vorstösse 
ein, die j-edoch alle resultatlos verliefen. Schon im Jahre 1918 verlangte die 
Motion Scherrer-Füllemann eine Totalrevision der Bundesverfassung, 

· mit welcher auch das Frauenstimmrecht einzuführen sei. Im Dezember des glei­
chen Jahres wurden im Nationalrat die Motion Göttisheim und die Motion 
Greulich eingebracht, welche die Einführung des gleichen Stimm- und WahJ­
rechts für die Frau auf dem Wege der Teilrevision der Verfassung anregten. 
Beide Motionen wurden unterstützt durch eine im Juni 1919 eingereichte Pe­
tition, die von 158 Frauenverbänden unterzeichnet war. 

Wenige Jahre später wurden - wie bereits im Bericht vom Jahre 1951 aus­
geführt - von privater Seite Versuche unternommen, das Frauenstimmrecht auf 
dem Wege der Auslegung des Artikels 74 der Bundesverfassung durchzusetzen. 
So wurde 1923 in Bern und 1928 in Genf das Gesuch um Eintragung von Frauen 
ins Stimmregister gestellt, da die Frauen auch << Schweizer>> im Sinne der Ver­
fassungsvorschrift seien. Beide Gesuche wurden aber in allen Instanzen, zuletzt 
vorn Bundesgericht, abgewiesen. Bald nachher verlangte Dr. Jenny in Genf. 
vom Bundesrat den Erlass einer Verfügung, dass Frauen ins Stimmrechts­
register eingetragen werden können. Der Bundesrat lehnte jedoch ab. Auch eine 
Beschwerde an die Bundesversammlung hatte keinen Erfolg. 

Unterdessen hatte die <<Zentrale Frauenagitationskommission der 
sozialdemokratischen Partei der Schweiz>> in der Öffentlichkeit eine 
lebhafte Propaganda zugunsten des Frauenstimmrechts entfaltet. Sie führte zu 
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der an die Bundesversammlung gerichteten Petii;ion vom 6.Juni 1929, 
die von 170 397 Frauen und 78 840 Männern (namentlich aus den Kantonen 

. Bern, :Zürich, Waadt, Basel und Genf) unterzeichnet war; sie lautete: << Die 
unterzeichneten volljährigen Schweizer und Schweizerinnen sind der Überzeu­
gung, dass das Mitbestimmungsrecht und die Mitarbeit der Frau in öffent­
lichen Angelegenheiten in unserem demokratischen Staate eine Forderung der 
Gerechtigkeit und eine Notwendigkeit ist, und ersuchen daher die hohe Bundes­
versammlung, eine Ergänzung der schweizerischen Bundesverfassung in die 
Wege zu le1ten, durch welche den Schweizerfrauen das volle Stimm- und Wahl­
recht zuerkannt wird.>> Die Petitionskommission des Nationalrates ersuchte den 
Bundesrat in einer Motion, über die Motionen Greulich und Göttisheirn, über 
den Beschluss der beiden Räte vorn 28. Septernber/21. Dezember 1928 und über 

. die eingereichte Petition Bericht und Antrag einzuhringen. Beide Räte nahmen 
diese Motion an. 

Auch Gegenstimmen meldeten sich. Die <<Schweizerische Liga gegen 
das politische Frauenstimmrecht>> richtete am 4.Dezernber 1931 eine 
Eingabe an den Bundesrat. Sie wandte sich gegen die Verpolitisierung der 
Schweizerfrauen und erklärte, die Forderung der politischen Gleichstellung der 
beiden Geschlechter sei für unsere schweizerischen Verhältnisse weder ein Akt 
der Gerechtigkeit noch der Notwendigkeit. Dagegen wurde ,der Bundesrat er-

~ sucht, Mittel und Wege zur Sicherung eines vermehrten Mitsprache- und Mit­
beratungsrechts der Schweizerfrauen bei Verfassungs- und Gesetzesvorlagen zu 
suchen. Anderseits drt.ngte die Zentrale Frauenagitationskommission der sozial­
demokratischen Partei der Schweiz in einer Eingabe vorn 13.Febru[),r 1932 auf 
baldige Erledigung der Petition. 

Inzwischen hatte aber bereits die schwere Wirtschaftskrise der Dreissiger­
jahre eingesetzt; und bald bega.nnen auch die internationalen politischen Span­
nungen, die in den zweiten Weltkrieg ausmündeten. An die Behörden traten 
nun andere Aufgaben heran, welche die Existenz der ganzen Volkswirtschaft 
und schliesslich des Staates selbst berührten und keinen Aufschub duldeten. 
So sah sich der Bundesrat gezwungen, die Frage des Frauenstimmrechts noch 
einmal zurückzustellen, auch als er im Jahre 1938 durch den Nationalrat neuer­
dings eingeladen wurde, <<so rasch als möglich über die Frage des Frauenstimm­
rechts Bericht und Antrag einzubringem. 

Aber schon vor Kriegsende erfolgten zwei neue Vorstösse. In einem Postu­
lat vom 20. September 1944 verlangte der freisinnige Nationalrat Urs Die tschi 
eine vermehrte Zuziehung von Frauen in ausserparlamentarische Kommissionen; 
es wurde angenommen und ist nicht wirkungslos geblieben. 

Am 16.Juni 1944 reichte der sozialdemokratische Nationalrat Oprecht 
sein Postulat ein, das von 38 Frauenverbänden unterstützt wurde. Es .hat 
folgenden Wortlaut: <<Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen;ob nicht ver­
fassungsrechtlich das Frauenstimrn- und -wahlrecht zu gewährleisten sei.>> Es 
wurde erst nach Beendigung des Krieges, am 12.De.zember 1945, angenommen. 
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Anlässlich der Jahrhundertfeier für die Bundesverfassung fand am 2.1\faj 
1948 in Bern eine Gedenkfeier <<Hundert Jahre schweizerische Demokratie>> 
von Schweizerfrai'.ien statt. Bei diesem Anlass wurde eine Resolution gefasst, 
welche die politische Gleichberechtigung mit dem Manne verlangte und eine 
Reihe weiterer Postulate betreffend die Besserstellung der Frau aufstellte. Das 
schweizerische Komitee für das Frauenstimmrecht leitete sie an den Bundesrat 
weiter. 

Am 27. Oktober 1949 schlug das schweizerische Aktionskomitee für Frauen­
stimmrecht in einer Eingabe an den Bundesrat vor, es sei den Räten zu empfehlen, 
den Frauen nur das Stimmrecht, mit Einschluss des Rechts auf Unterzeichnung 
einer Initiative oder eines Referendurnsbegehrens, aber nicht das .aktive und 
passive Wahlrecht zu erteilen. 

Bald darauf, am 21.Dezember 1949, reichte der katholisch-konservative 
Nationalrat von Roten ein Postulat folgenden Wortlautes ein: <<Der Bundes­
rat wird eingeladen, den Räten Bericht zu geben über den Weg, auf dem die 
politischen Rechte der Schweizerfrauen ausgedehnt werde1_1 können.>> 

Eine neue Wendung gab der <<Schweizerische Verband für Frauen­
stimmrecht>> der Frauenrechtsfrage durch eine Eingabe an den Bundesrat -
vorn 25. November 1950. An die bereits früher von anderer Seite gemachten 
Versuche anknüpfend, das Frauenstimmrecht nicht auf dem Wege der Ver­
fassungsrevision, sondern ihrer neuen Interpretation einzuführen, -schlug der 
Verband nun vor, es seien dem Artikel 10 des Bundesgesetzes vorn 17. Juni 1874 
betreffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse zur 
Präzisierung des Wortes <<Schweizer>> lediglich die Worte beizufügen <<ob Mann 
oder Frau>>. Darni_t würde diese Bestimmung folgenden Wortlaut erhalten: 
<<Stimmberechtigt ist jeder Schweizer, ob Mann oder Frau, welcher das 
zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung 
des Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrecht 
ausgeschlossen ist.>> 

Trotz der zahlreichen Vorstösse, die von Seiten der Frauen zugunsten der 
Einführung des Frauenstimmrechts unternommen wurden, war die Frage noch 
unabgeklärt geblieben, ob die Frauen selbst das Frauenstimmrecht in ihrer 
Mehrheit wünschen. Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement stellte 
fest, dass es rechtlich möglich wäre, durch eine Probeabstimmung unter 
den Frauen im Sinne einer Statistik hierüber Klarheit zu schaffen. Über die 
Zweckrnässigkeit einer solchen Abstimmung holte es in einem Kreisschreiben 
zunächst die Auffassung der kantonalen Regierungen ein, denen die Ausführung 
zugefallen wäre. Acht ganze Kantone (Zürich, Luzern, Glarus, Freiburg, Schaff­
hausen, St. Gallen, Thurgau und Tessin) und fünf Halbkantone (Nidwalden, Ob­
walden, Baselstadt und beide Appenzell) sprachen sich ablehnend aus, nament­
lich weil eine solche Abstimrµung ein unrichtiges Bild ergäbe. Denn es sei vor­
auszusehen, dass ein grosser Teil der gegnerisch eingestellten Frauen an der 
Probeabstimmung nicht teilnehmen würde. Als wünschenswert ist diese Ab­
stimmung nur von den Kantonen Waadt, Uri, Schwyz und Basellandschaft 

michael.tellenbach
Textfeld



700 

bezeichnet worden, wobei die beiden letzteren noch gewisse Vorbehalte machten. 
Die Regierung des Kantons W allis bemerkte, dae,s die W alliserfrauen im all­
gemeinen nicht viel futeresse für diese Frage zeigen. Angesichts dieser Ergebnisse 
beschloss der Bundesrat, den Räten zu empfehlen, von der Durchführung einer 
Probeabstimmung abzusehen. 

fu seinem Bericht vom 2.Februar 1951 <<über das für die Einführung 
des Frauenstimmrechts einzuschlagende Verfahren,> tat der Bundesrat dar, dass 
die Einführung des Frauenstimmrechts nur auf dem Wege einer Verfassungs-

. revision möglich sei. Weder eine andere Auslegung der Verfassung noch die vor­
geschlagene Ergänzung des Bundesgesetzes würde genügen. Und zwar würde es 
dem Aufbau der Schweizerischen Eidgenossenschaft besser entsprechen, wenn 
vorerst in Fragen der Kirchgemeinde, des Vormundschaftswesens, in Bereichen 
des Armenwesens sowie der Erziehung in Gemeinde und Kanton den Frauen das 
Stimmrecht eingeräumt würde; ihre Erfahrungen, :ihre Kenntnisse, ja ihre ganz 
besondere Eignung für solche Aufgaben liessen es als begründet erscheinen, dass 
sie vor allem dort stimm- und wahlberechtigt sein sollten. Unter diesen Umstän­
den hielt der Bundesrat dafür, dass der Zeitpunkt noch nicht gekommen sei, 
um über die materielle Frage zu entscheiden, ob das Frauenstimm- und -wahl­
recht in eidgenössischen Angelegenheiten einzuführen sei. Zuerst sollte es in 
den Gemeinden und in den Kantonen Eingang finden; erst wenn Erfahrungen auf 
diesem Gebiete gesammelt sein werden, werde man mit einiger Aussicht auf 
Erfolg daran gehen können, das Frauenstimmrecht in der Eidgenossenschaft 
zu übernehmen . 

. Die Priorität für die Beratung kam dem Nationalrat zu. Die Kommission 
des Nationalrates gab am 15.März 1951 unter dem Vorsitz von Nationalrat 
Wiek einigen Vertreterinnen des Verbandes für Frauenstimmrecht Gelegenheit, 
ihren Standpunkt mündlich zu vertreten. Sie beschloss dann, dem Rate zu emp­
fehlen, in zustimmendem Sinne v:om Bericht Kenntnis zu nehmen. Gleichzeitig 
nahm sie folgende Motion an: <<Um Volk und Ständen Gelegenheit zu geben, 
sich grundsätzlich zur Frage des Stimm- und Wahlrechts der Frauen in eidgenös­
sischen Angelegenheiten auszusprechen, wird der Bundesrat eingeladen, den 
eidgenössischen Räten Bericht und Entwurf für eine entsprechende Partial­
revision der Bundesverfassung vorzulegen.>> 

Schon wenige Tage später, am 26.April 1951,. reichte Nationalrat von 
Roten eine Motion ein, mit welcher er den Bundosrat einlud, <<den eidgenössi­
schen Räten einen Entwurf zu unterbreiten für die Revision des Bundesgesetzes 
vom 17. Juni 1874 betreffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bun­
beschlüsse in dem Sinne, dass die politischen Rechte auf die Frauen ausgedehnt 
werden>>. Der Nationalrat behandelte den Bericht des Bundesrates am 13. Juni 
1951 sehr eingehend, wobei man sich aber nicht auf die Verfahrensfrage be­
schränkte, sondern weitgehend auch materiell diskutierte. fu der Abstim­
mung nahm er mit 128 gegen l l Stimmen in zustimmendem Sinne Kenntnis 
vom Bericht. Ferner nahm er die Motion der Kommission mit 85 gegen 56 
Stimmen an, lehnte aber die Motion von Roten mit 114 Nein gegen 8 Ja ab. 
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Auch die Kommission des Ständerates, unter dem Vorsitz von Stände­
rat Picot, gab in ihrer Sitzung vom 5. September 1951 den Vertreterinnen des 
Verbandes für Frauenstimmrecht Gelegenheit zu mündlichen Erörterungen. 
Sie stimmte dem Bericht des Bundesrates einmütig zu, nahm aber die Motion 
des Nationalrates nur mit 4 gegen 8 Stimmen an. 

In seiner Sitzung vom 20. September 1951 nahm der Ständerat ebenfalls 
in zustimmendem Sinne, mit 86 gegen 1 _Stimme, vom Bericht des Bundes­
rates Kenntnis. Die Motion des Nationalrates lehnte er aber mit 19 Nein gegen 
17 Ja ab. 

Kurz vor Beginn der Beratungen im Ständerat hatte der Präsident der 
Kommission, Ständerat Picot, sein auf eine Probeabstimmung gerichtetes 
Postulat vom 18. September 1951 eingereicht, mit welchem der Bundes­
rat eingeladen werden sollte, <<zu prüfen, ob nicht vor einer Abstimmung der 
männlichen Stimmberechtigten über das Frauenstimmrecht eine Befragung 
der volljährigen Schweizerinnen mit Wohnsitz in der Schweiz durchgeführt 
werden sollte, um abzuklären, ob sie das Stimmrecht in Gemeinde-, Kantons­
und Bundesangelegenheiten ausüben wollen>>. Dieses Postulat wurde aber mit 
18 Nein gegen 15 Ja abgelehnt. 

Ein Jahr später reichte der gleiche liberal-konservative Postulant das hier 
zu behandelnde Postulat Picot vom 17. September 1952 betreffend 
politische Rechte der Frau ein, das am 16.Dezember 1952 angenommen wurde. 
Im Nationalrat wurde ein im Dezember desselben Jahres von einem Vertreter des 
<<Landesrings der Unabhängigell)), Nationalrat Grendelmeier, eingereichtes· 
Postulat im März 1954 angenommen. Eine neue Anregung von Nationalrat 
Nicole auf Durchführung einer Frauenbefragung wurde dagegen abgelehnt. 

Im März 1955 wurde der Bundesrat durch eine sozialdemokratische Inter­
pellation Rodel befragt, auf welchen Zeitpunkt die Botschaft über das 
Frauenstimmrecht zµ erwarten sei. Der Bundesrat wies darauf hin, dass das 
Gutachten von Prof. Kägi habe abgewartet werden müssen. Dieses sei in­
zwischen Ende Juli 1955 eingetroffen; die Botschaft könne auf Ende 1956 in 
Aussicht gestellt werden. 

4. Welches ist nun das Ergebnis dieser Entwicklung, d.h. der heutige 
Stand der politischen Rechte der Frau in der Schweiz? Weder im 
Bund, noch in einem Kanton, noch in einer politischen Gemeinde steht heute 
den Frauen, das allgemeine Stimm- oder Wahlrecht zu. Zwar hat der Kanton 
Zürich schon im Jahre 1911 eine Bestimmung in seine Verfassung (Art. 16, Abs. 2) 
aufgenommen, wonach die Gesetzgebung zu bestimmen hat, <<inwieweit bei der 
Besetzung öffentlicher Ämter das Stimmrecht und die Wählbarkeit auch 
Schweizerbürgerinnen verliehen werden können>>. Ein Ausführungsgesetz, wel­
ches das allgemeine Stimm- oder Wahlrecht einführen sollte, ist aber bisher nicht 
erlassen worden. Die Frauen können daher in Bund, Kanton 11nd Gemeinde an 
Sachabstimmungen (über die Revision der Verfassung, die Gesetzgebung, die 
Staatsverträge, die Einräumung von Krediten usw.) nicht teilnehmen, und es 
steht ihnen auch das Recht der Initiative und des Referendums nicht zu. Eben-
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sowenig können sie mitwirken bei der Wahl der Behörden, insbesondere des 
Parlaments (Nationalrat, Ständerat, Kantonsrat, Stadtrat usw.) oder der Re­
gierung (Bundesrat, ::.~egierungsrat, Gemeinderat) oder der Gerichte. In diese 
Behörden können die Frauen auch nicht gewählt werden. Nur für kantonale 
Gerichte haben die Frauen in einzelnen Kantonen das passive und zum Teil auch 
das aktive Wahlrecht. 

Allerdings verhält es sich nicht so, dass die Frauen von jeder Mitwirkung 
im öffentlichen Lebe21 ausgeschlossen wären. Seit Beginn dieses Jahrhunderts 
zeigt sich vielmehr die - durch die beiden Weltkriege stark geförderte -Tendenz, 
die Frauen nicht nur stärker ins Wirtschaftsleben einzuschalten, sondern sie 
immer mehr auch am politischen Geschehen teilnehmen zu lassen und sie zur 
:Mitarbeit heranzuziehen. 

So namentlich in Kantonen und Gemeinden. Am weitesten fort­
geschritten sind die Hechte der Frau in den reformierten Kirchgemeinden. 
·Jn sieben Kantonen (nämlich Baselstadt, Bern, Freiburg, Genf, Graubünden, 
Neuenburg und Waadt) besitzen die Frauen das unbeschränkte Stimmrecht 
und aktive Wahlrecht. Auch die Wählbarkeit in kirchliche Behörden ist ihnen 
in diesen Kantonen im allgemeinen zugestanden. Als Geistliche können sie aber 
z.B. im Kanton Bern nicht gewählt werden. In vier weiteren Kantonen (Appen­
zell A.-Rh., Solothurn, Thurgau und Schaffhausen) ist den Gemeinden fakultativ 
überlassen, den Frauen das Stimm- und Wahlrecht einzuräumen. Ausserdem 
besitzen die Frauen in einigen christkatholischen Kirchgemeinden das Stimn:i­
und Wahlrecht. 

In einem beachtlichen Masse ist ferner die Wählbarkeit der Frauen in die 
Gerichte anerkannt: Im Kanton Waadt sind die Frauen schon seit dem Jahre 
1947 zu sämtlichen Richterstellen wählbar, im K&nton Baselstadt seit dem 
Jahre 1954. In andern Kantonen ist ihre Wählbarkeit nur für besondere Ge­
richte gegeben. In don Kantonen Aargau, Bern, Genf, Luzern, Neuenburg, 
St. Gallen und Zürich können Frauen in die Gewerbegerichte gewählt werden. 
In einzelnen dieser Kantone (so in den Kantonen Bern und Genf, sowie Basel­
stadt) haben sie auch das aktive Wahlrecht für die Gewerbegerichte. Im Kanton 
Genf sind die Frauen wählbar als Geschworene. fo 17 Kantonen können sie 
auch in die Jugendgerichte gewählt werden. In einz,::!lnen erhalten sie durch die 
Wahl allerdings nur eine beratende Stimme. Der tatsächliche Anteil der Frauen 
ist aber auch da, wo sie gewählt werden können, verhältnismässig gering, ins­
besondere wenn ihnen nicht zugleich das aktive Wahlrecht zusteht. 

Am verbreitetsten ist die :Mitwirkung der Frauen in verschiedenen kan­
tonalen und kommuna1en Kommissionen, für wolche die Frauen besondere 
Fähigkeiten, Neigungen und Erfahrungen mitbringen. Das trifft namentlich 
zu für Fragen der Erziehung, der Fürsorge und für andere mit den Aufgaben der 
Frau als Hausfrau und Mutter zusammenhängendeTä1,igkeiten(Schulkommission, 
Fürsorgekommission, Gesundheitskommission, Vormundschafts- und Jugend­
kommission usw.). Alle Kantone haben auf einem oder mehreren dieser Gebiete 
Frauen zur Mitarbeit in den Kommissionen zugelassen. Der tatsächliche zahlen-
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mässige Anteil der Frau ist aber auch auf diesem Gebiete bisher in einem eher 
bescheidenen Rahmen geblieben. 

In noch geringerem Ausmass hat sich die Mitwirkung der Frauen in Bun­
desangelegenheiten durchgesetzt. Hier ist die Frau nur zur Mitarbeit in 
Expertenkommissionen und in ausserparlamentarischen Kommissionen heran­
gezogen worden, und zwar im Sinne einer Expertin bei Vorlagen, an denen 
die Frauen besonders interessiert sind. Es ist zu erinnern an die Mitwirkung der 
Frauen in den Expertenkommissionen über folgende Gegenstände: Revision 
des Bürgschaftsrechts, Teilrevision des Strafgesetzbuches (Jµgendstrafrecht), 
Mutterschaftsversicherung, Revision der Kranken- und Unfallversicherung, 
Bundesgesetz über die Arbeit im Handel und in den Gewerben, Bundesgesetz 
über die Arbeitslosenversicherung, Bundesgesetz über Erwerb und Verlust des 
Schweizerbürgerrechts, Studienkommission für den Eintritt der Schweiz in die 
UNO. Ferner sind Frauen Mitglieder verschiedener ständiger Kommissionen der 
eidgenössischen Verwaltung, denen gewisse Verwaltungsfunktionen zukommen, 
die aber keine vollziehende Gewalt ausüben. Heute sind die Frauen in 32 stän­
digen Fachkommissionen mit 1-2 Mitgliedern vertreten. Wir erwähnen z.B. die 
eidgenössische Fabrikkommission, die Preiskontrollkommission, die beratende 

. Kommission für die Durchführung des Landwirtschaftsgesetzes, die eidgenös­
sische Alters- und Hinterbliebenenversicherungskommission, die Unescokom­
mission, die Lebensmittelkontrollkommission, die schweizerische Filmkammer 
und die Kommission für Fernsehfragen. · 

B. Frauenstimm- und -wahlrecht: Ja oder Nein? 

Damit stellt sich die schwerwiegende materielle Frage: Soll das Frauen­
stimm- und -wahlrecht in Bundesangelegenheiten eingeführt werden, und soll 
. das gegebenenfalls geschehen unter völliger politischer Gleichstellung der Frau 
mit dem Manne oder bloss mit gewissen Vorbehalten und Beschränkungen? 
Das ist die Kardinalfrage, zu welcher diese Botschaft Stellung zu nehmen hat, 
jene Frage, die über den künftigen politischen Status der Schweizerin entschei­
det und damit geeignet ist, auf die politische Zukunft des Landes überhaupt 
einen massgebenden Einfluss auszuüben. Die Dinge liegen keineswegs so klar 
zutage, dass bei objektiver Betrachtung die Bejahung der Frage oder ihre Ver­
neinung sich aufdrängt. Die Problemstellung ist viel verwickelter. Ein Blick in 
die Presse zeigt denn auch, dass es um eine der am meisten und am heftigsten 
umstrittenen Fragen geht. Zahlreiche und darunter sehr schwerwiegende Ar­
gumente werden - nicht nur von Frauen, sondern auch von Männern - zugunsten 
des Frauenstimmrechts mit Überzeugung und Temperament vorgetragen. 
Ihnen werden aber mindestens ebenso zahlreiche und oft nicht leicht zu nehmende 
Gegenargumente - sowohl von Frauen wie ;on Männern - mit ernsten Bedenken 
entgegengehalten. Zur Gewinnung eines sachlich begründeten Urteils ist es un­
vermeidlich, sie einander gegenüberzustellen und auf ihre Richtigkeit und ihr 
Gewicht zu überprüfen. 
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I. Die zugunsten des Frauenstimmrechts geltend gemachten Gründe 
1. Die eifrigsten Befürworter des Frauenstimmrechts betrachten mitunter 

den Vergleich mit dem Ausland als eines ihrer schlagkräftigsten Argu­
mente zugunsten des Frauenstimmrechts;· ein Vergleich, der für die Schweiz 
gelegentlich recht unfreundlich ausfällt. Die Tatsache, dass bei uns den Frauen 
das politische Stimm- und Wahlrecht noch immer versagt ist, wird unserer 
Demokratie etwa als Makel angerechnet oder gar als eine gegen die Freiheit und 
Würde des Menschen verstossende Missachtung der Frauen hingestellt, so dass die 
Schweiz auf der 'f eltkarte als dunkler Fleck auf hellem Grund dargestellt wurde. 

a. Diese allzu vereinfachende Betrachtungsweise, die sehr wesentliche 
Gesichtspunkte ausser Betracht lässt, ist weit davon entfernt, ein objektives 
Bild zu geben. Sie ist vielmehr geeignet, alle jene, welche die tatsächlichen Ver­
hältnisse und ihre Zusammenhänge nieht kennen, irre zu führen und die Schweiz 
als einen in politischer Hinsicht rückständigen Staat erscheinen zu lassen. Der 
Sache selbst wird mit derartig verzerrten Darstellungen ein schlechter Dienst 
erwiesen. 

Den Ausländer, in dessen Heimat das Frauenstimmrecht eine bereits selbst­
verständliche Tatsache ist, mag es aUerdings ehrlich verwundern, dass gerade 
die Schweiz zu einer<< Insel» geworden ist, auf der die Frau die politische Gleich­
berechtigung noch nicht erlangt hat, jenes Land, in dem der demokratische 
Gedanke nicht nur am längsten zu Hause, sondern auch stärker als in einem 
andern europäischen Staate ausgebaut und tief im Bewusstsein des Volkes ver­
ankert ist. In der Tat ist unser Land, abgesehen vom Fürstentum Liechtenstein; 
heute der eim;ige Staat in Europa, in dem die Frau nicht einmal ein beschränk­
tes Stimm- und Wahlrecht besitzt, weder im Bundl, noch im Kanton, noch in 
der Gemeinde·. Auf der ganzen Welt gibt es - wenn man von den Ländern ab­
sieht, in denen auch die Männer kein Stimm- und vVahlrecht haben - neben der 
Schweiz nur noch 15 Staaten, welche den Frauen keine politischen Rechte zu­
gestehen. Darunter befindet sich keiner der grösseren Kulturstaaten, deren po­
litische, soziale und kulturelle Verhältnisse den schweizerischen vergleichbar sind. 
Neben südamerikanischen Staaten sind es namenUich Staaten, die sich zum 
mohammedanischen Glauben bekennen, welcher der Emanzipation der Frau 
nicht günstig ist. 

Das sind Tatsachen, die in der Tat weder übersehen, noch leicht genommen 
werden dürfen. Obschon es richtig ist, dass die Schweiz ihren eigenen politischen 
Weg zu gehen hat und ihre politischen Einrichtungen nicht nach dem Vorbild 
der andern zu gestalten gewöhnt ist- sie war stets ei.n <<Sonderfall>>-, besteht sie 
doch nicht beziehungslos neben den andern Ländem und von den Vorgängen, 
welche die ganze übrige Welt bewegen, wird auch sie berührt. Immer haben die 
grossen politischen Bewegungen im übrigen Europa auch bei uns ihre Wellen 
geschlagen und uns gezwungen, uns mit ihnen auseinanderzusetzen. Wir haben 
das jeweils auf unsere eigene Weise getan und fremde Ideen nicht unbesehen 
und ohne Rücksicht auf unsere Verhältnisse übernommen, jedenfalls nicht, ohne 
sie auf unsere Besonderheiten zuzuschneiden. 
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Es darf denn auch nicht ausser acht gelassen werden, dass das Beispiel der 
andern Staaten für sich allein nicht entscheidend. sein kann. Vielmehr müssen 
auch alle übrigen ins Gewicht fallenden, namentlich die besonderen schweize­
rischen Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Das führt zur Frage, welche 
Gründe dazu geführt haben, dass die Schweiz hinsichtlich des Frauenstimm­
rechts mit den meisten andern Staaten nicht Schritt gehalten hat, und ob weiter­
hin Gründe bestehen, welche es rechtfertigen, in der Schweiz den Frauen die 
politischen Rechte auch in Zukunft zu versagen. 

b. Eine grosse, spezifisch schweizerische Schwierigkeit - die auch künftig 
bestehen wird und nicht umgangen werden kann, sondern überwunden werden 
muss - liegt für die Einführung des Frauenstimmrechts im Bund in der Not­
wendigkeit einer Verfassungsänderung, die im Bund bekanntlich der 
Zustimmung der Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden Männer, so­
wohl nach Köpfen als nach Ständen berechnet, bedarf. Wenn diese Mehrheit 
bisher bei uns nicht erreichbar war, so steht die Schweiz damit nicht allein da. 
Die geschichtliche Betrachtung zeigt, dass - abgesehen von einigen Ausnahmen 
in den ersten Anfängen - das Frauenstimmrecht überhaupt nirgends durch eine 
Volksabstimmung, also mit Zustimmung der Mehrheit der Männer, eingeführt 
worden ist. In vielen Fällen geschah das sogar durch einen revolutionären Akt 
einer Revolutionsregierung, so dass nicht einmal ein Beschluss des Parlaments 
voranging. Höchstens erfolgte in solchen Fällen eine nachträgliche Bestätigung 
durch das Parlament, das nicht mehr in der Lage war, das Rad zurückzudrehen. 
Das war nicht nur beim Umbruch und Übergang zum künftigen Staat der Fall 
(wie z.B. in Sowjetrussland und der seiner Herrschaft unterworfenen Staaten), 
sondern auch in andern Staaten (wie z.B. Frankreich). Aber auch da, wo das 
Frauenstimmrecht auf dem ordentlichen Wege der Verfassungsrevision oder 
der Gesetzgebung eingeführt wurde, fanden keine Volksabstimmungen statt; 
es genügte vielmehr ein Mehrheitsbeschluss des Parlaments. Das traf für die 
meisten Staaten zu, insbesondere auch z.B. für Deutschland, Österreich, Italien, 
England und die nordischen Staaten. In den USA musste der Beschluss des 
Parlaments noch durch eine qualifizierte Mehrheit der Einzelstaaten bestätigt 
werden. Sogar um die Mehrheit in den Parlamenten zu erhalten, bedurfte es 
oft mehrerer Vorstösse und einer jahrzehntelangen Entwicklung. 

Das sind übrigens Schwierigkeiten, die nicht nur der Einführung des Frauen­
,itimmrechts entgegenstehen und die mit der Tatsache zusammenhängen, dass 
die Männer darüber zu entscheiden haben, ob sie ihre politischen Rechte mit den 
Frauen teilen wollen. Denn auch bei der Einführung des allgemeinen Stimm­
und Wahlrechts der Männer waren ähnliche Hemmungen zu überwinden. So 
ha.t man sich - wie auch in diesem Zusammenhang hervorgehoben sei - gerade 
auch in der Schweiz mitunter veranlasst gesehen, eine negativ verlaufene Volks­
abstimmung durch die Fiktion zu korrigieren, dass die Nichtstimmenden als 
Zustimmende gerechnet wurden. Diese Schwierigkeiten qualifizieren sich aber 
als rein tatsächliche Hindernisse. Als Argumente gegen die Einführung des 
Frauenstimmrechts können sie nur insofern gewertet werden, als die Ablehnung 
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in der Volksabstimmung der Männer den Schluss rechtfertigt, dass dieser neue 
Gedanke ins Volksbewusstsein noch nicht so tief eingedrungen war, dass er 
zu einem Verfassungsgrundsatz erhoben werden konnte. 

c. Aus dem Fehlen des Frauenstimmrechts werden oft Rückschlüsse auf 
den allgemeinen Status der Schweizerfrau gezogen. Manche Befür­
worter der politischen Gleichberechtigung der Frau erblicken in der Verweigerung 
dieser Rechtsstellung nichts anderes als den Ausdruck der allgemeinen Miss­
achtung der Frau. Daraus wird geschlossen, dass die Schweizerin auch auf allen 
andern Gebieten benachteiligt, und dass sie insbesondere schlechter gestellt sei 
als ihre Schwestern in andern Staaten. Der Schluss liegt dann nfahe, dass sie in 
besonderem Masse auf die Einführung des Frauenstimmrechts angewiesen sei, 
weil das die einzige Möglichkeit darstelle, den Status zu erringen, den die Frau 
in andern Ländern bereits besitzt. Wenn das zutreffend wäre, so wäre das aller­
dings ein sehr starkes Argument zugunsten des Frauonstimmrechts. Es fragt 
sich daher, ob und allenfalls in welchem Umfang diese Auffassung zutrifft. 

Eine differenzierte Behandlung von Mann und Frau ist in der schweizeri­
schen Gesetzgebung auf verschiedenen Gebieten anzutreffen. Diese fällt aber 
nicht durchwegs zum Nachteil der Frau aus. Es gibt vielmehr Fälle, in denen difi 
Frau günstiger behandelt wird; in andern wird sie dem Manne gleichgestellt, 
während in einer dritten Gruppe von Vorschriften die.Frau eine schlechtere 
Stellung einnimmt als der Mann. 

aa. Eine Begünstigung der Frau besteht offenkundig bei der Wehr­
pflicht. Nach Artikel 18 BV ist jeder Schweizer wehrpflichtig, wobei unter 
<< Schweizer>> nur der Mann schweizerischer Staatsangehörigkeit zu verstehen ist. 
Die Frau kann daher nicht zur Leistung von Militärdienst - im rechtlichen 
Sinne - gezwungen wei'den. Sie ist nicht einmal zur Bezahlung der Militärpflicht­
ersatzsteuer verpflichtet. Zwar kann sie militärische Hilfsdienste leisten. Dieser 
Dienst beruht aber auf Freiwilligkeit. Daran vermag auch die T:1tsache nichts 
zu. ändern, dass die Frau nach der Übernahme der Dienstpflicht r;.icht mehr frei 
ist, sie zu erfüllen oder nicht zu .erfüllen. Auch die im neuen Artikel 22bls der 
Bundesverfassung in Aussicht genommene Zivilschutzdienstpflicht der Frauen 
in den <<Hauswehrem ist mit der Wehrpflicht der Männer nicht vergleichbar. 

In der Steuerpflicht werden Mann und Frau im allgemeimn zwar gleich 
behandelt; soweit aber Ausnahmen gemacht werden, geschieht das zugunsten 
der Frau. So ist die verheiratete Frau für ihr Einkommen und für ihr Vermögen 
in der Regel nicht selbständig steuerpflichtig und haftet mitunter nur subsidiär. 

In einzelnen Kantonen werden der Witwe unter gewissen Voraussetzungen 
sogar erhöhte steuerfreie Abzüge vom steuerpflichtigen Vermögen gewährt. 
Auch hat die geschiedene Frau nach einigen kantonalen Steuorgesetzen die 
Unterhaltsbeiträge des Ehemannes nicht als Steuereinkommen im versteuern. 

Sehr zahlreich sind sodann die zum ·v orteil der Frauen ·aufgestellten Vor­
schriften des Bundes im Gebiete des Arbeitsrechts, der Sozialver:,icherung und 
der Fürsorge, auf welchem Gebiet die schweizerische Gesetzgebung oft vor­
bildlich war. Es mag hier genügen, die wichtigsten derselben zu ,3rwähnen. Im 
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übrigen kann auf die Ausführungen im Bericht <<Für die Familie>> (BBl 1944, 
S. 940 ff., 1006 ff.) verwiesen werden. 

So wird der Frau in der Sozialversicherung besondere Rücksicht ge­
tragen. Bei der Kranken- und Unfallversicherung haben beide Geschlechter die 
gleichen Prämien zu bezahlen, während die Leistungspflicht der Versicherung 
gegenüber der Frau in einzelnen. Punkten etwas weiter geht als gegenüber dem 
Manne: Der Witwer einer verunfallten weiblichen Versicherten hat nämlich 
einen Rentenanspruch nur, wenn er dauernd erwerbsunfähig ist, wogegen der 
Rentenanspruch der Frau nicht an diese Voraussetzung gebunden ist. Auch hat 
die geschiedene Frau eines Verunfallten Anspruch auf eine Witwenrente, wäh­
rend dem geschiedenen Mann ein solcher nicht zukommt. Das Wochenbett ist 
hinsichtlich der Versicherungsleistungen einer versicherten Krankheit gleich­
gestellt und die statutarischen Leistungen werden während sechs Wochen seit 
der Geburt ausgerichtet. Ausserdem besteht ein Rechtsanspruch auf ein Still­
geld. Erheblich weiter geht in dieser Richtung die im Entstehen begriffene 
Mutterschaftsversicherung. Es ist allerdings richtig, dass die an die Frau ge­
leisteten Beträge geringer sind als beim Mann. Das rührt aber davon her, dass 
die Frauenlöhne dl\rchschnittlich niedriger sind. Wichtig ist sodann, dass die 
Krankenkassen von gesetzeswegen verpflichtet sind, Frauen aufzunehmen und 
sie gleich wie die Männer zu behandeln (Art. 6 KUVG). Zu erwähnen ist in die­
sem Zusammenhang noch die Pensionsberechtigung der Witwe eines Bundes­
beamten oder eines bei der Militärversicherung versicherten Wehrmannes. 

Ähnlich verhält es sich bei der Alters- und Hinterbliebenen versiehe­
rung. Hier erfährt die Frau schon hinsichtlich der Versicherungsbeiträge gewisse 
Begünstigungen. Während diese Beiträge im allgemeinen für beide Geschlechter 
nach dem gleichen Maßstab berechnet werden, haben die nicht erwerbstätigen 
verheirateten Frauen, sowie die im Betrieb des Ehemannes ohne BarlohQ ar­
beitenden Frauen und· die nicht erwerbstätigen Witwen keine Beiträge zu leisten, 
und der geschiedenen Ehefrau werden die Ehejahre trotz fehlender eigener Bei­
träge für die Berechnung der Altersrente angerechnet. Die Versicherungslei­
stungen sind im allgemeinen für beide Geschlechter dieselben. Die verheiratete 
Frau wird aber nicht erst mit 65, sondern schon mit 60 Jahren rentenberechtigt, 
falls der Ehemann 5 Jahre älter ist. Die Frau hat überdies Anspruch auf eine 
Witwenrente, während der Mann keinen entsprechenden Anspruch besitzt. 
Auch geschiedene Frauen sind in der Weise begünstigt, dass diese beim Tode des 
geschiedenen Ehemannes im Rahmen der gesetzlich festgestellten Alimenten­
ansprüche rentenberechtigt sind. Die kürzlich beschlossene Verbesserungen der 
AHV werden die Frauen noch weiter begünstigen. 

Bei der Arbeitslosenversicherung ist die Frau dem Manne durchaus 
gleichgestellt. 

Ein anderes Gebiet, auf dem die Frau begünstigt wird, ist der Arbeit­
nehmerschutz. Die schweizerische Gesetzgebung steht eindeutig auf dem 
Boden des Spezialschutzes der Arbeiterin und ist auf diesem Gebiete bahnbre­
chend gewesen. Bundesrechtlich enthalten besondere Schutzvorschriften für die 
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Frauen das Fabrikgesetz, das Bundesgesetz über die Arbeitszeit i:rn Betriebe der 
Eisenbahnen, das Bundesgesetz über die wöchentliche Ruhezeit, d0,s Heimarbeits­
gesetz, der Bundesratsbeschluss über die Arbeit in der nicht l'abrikmässigen 
Uhrenindustrie und dlas Bundesgesetz über die Arbeit der Jug·endlichen und 
weiblichen Personen. Daneben bestehen in den meisten Kantom:n Gesetze, die 
einen Spezi!tlschutz der Frau in allen, also auch den nicht fabrikmässigen Be­
trieben vorsehen. Dieser Schutz besteht teils darin, dass Frauen zu gewissen be­
sonders gefährlichen oder beschwerlichen oder der Gesundheit oder Sittlichkeit 
nachteiligen Arbeiten nicht zugelassen werden. Zugunsten der Arbeiterin be­
stehen ferner spezielle Bestimmungen hinsichtlich der Überzeitarbeit, der Nacht­
ruhe und der Nacht- und Sonntagsarbeit in Fabriken und zum Teil in nicht 
fabrikmässigen Gewerben. In diesem Zusammenhang darf ferner erwähnt wer­
den, dass die schweizerische Gesetzgebung auch zugunsten der Wöchnerinnen 
besondere Schutzmassnahmen vorsieht, indem z.B. das Fabrikgesetz für sie 
ein Arbeitsverbot während sechs Wochen seit der Niederkunft stafoiert und für 
Schwangere das Recht, die Arbeit vorübergehend zu verlassen oder von ihr 
wegzubleiben. Ähnliche Schutzbestimmungen bestehen zugunsten der Wöchne­
rinnen bei kleinen Betrieben der Uhrenindustrie und für die be:i den Bundes­
bahnen arbeitenden Frauen. Für die in nicht fabrikmässigen Bet:rieben beschäf­
tigte Frau ist in 12 Kantonen eine 4-6wöchige Schonzeit der Wöchnerinnen vor­
geschrieben. Auch die V orsclu·iften über die Heimarbeit dieni3n neben dem 
Schutz der Kinder hauptsächlich demjenigen der Frau (Art. 7, Abs.8). 

Da die Schweiz sowohl in Fragen der Sozialversicherung wie des Arbeit­
nehmerschutzes zu den fortgeschrittensten Staaten gehört, darf fostgestellt wer­
den, dass die Frauen in der Schweiz nicht nur ebensogut, sondern erheblich besser 
gestellt sind, als in den meisten · Staaten, die das Frauenstimmrecht besitzen. 

Endlich si.nd auch die im Strafgesetz buch enthaltenen Differenzierungen 
zwischen den· Geschlechtern ausschliesslich zugunsten der Frau aufgestellt 
worden. Das Gese.tz enthält mehrere Bestimmungen, di~ speziell dem Schutz der 
Frau dienen. Es ist zu erinnern an den Tatbestand der Entführung einer Fi;au 
(Art.188 ff.), der Notzucht (Art.187), der Schändung (Art.189), der Unzucht 
mit Schwachsinnigen (Art.190), der Verführung (Art.196), des Missbrauchs der 
Notlage oder Abhängigkeit einer Frau (Art.197), des Frauen- und Kinderhandels 
(Art.202), der Zuhälterei (Art.201), der Vernachlässigung von Unterstützungs­
pflichten (Art. 217) und des Vedassens einer Geschwängerten (Art.218). Auch 
die Bestimmung über die Überanstrengung von Kindern und Untergebenen 
(Art.185) nimmt auf das weibliche Geschlecht besondere Rücksicht. 

bb. Auf andern Gebieten haben die Frauen die gleichen Rechte wie die 
Männer. 

Es gilt dies vor allem für Freiheitsrechte des Individuums gegen­
über der Staatsgewalt. Dazu gehören die Handels- und Gewerbefreiheit (Art.81 
ff. BV), die Niederlassungsfreiheit (Art.45), die Glaubens- und Gewissensfrei­
heit (Art.49 ff.), das Recht zur Ehe (Art.54), die Pressefreihei1; (Art.55) und 
die Vereins- und Versammlungsfreiheit (Art.56). Hin.zu kommen einige Schutz-

michael.tellenbach
Textfeld



709 

bestimmungen der Verfassung, wie das Verbot der Ausweisung eines Schweizers 
(Art.44), das Petitionsrecht (Art.57), die Garantie des Gerichtsstandes (Art.59) 
und das Verbot der Todesstrafe wegen politischer Vergehen und der körperlichen 
Strafe (Art.65). Auf allen diesen Gebieten steht die Gleichberechtigung der 
Frau mit dem Manne wohl ausser Zweifel. Auch der Grundsatz der Rechtsgleich­
heit (Art.4) steht für die Frauen in uneingeschränkter Geltung. Nach der heute 
geltenden Regelung wird aber angenommen, das weibliche Geschlecht sei ein 
Moment, das eine unterschiedliche Behandlung hinsichtlich der politischen 
Rechte rechtfertigt. Ob an dieser Auffassung festzuhaJten sei, ist in .den nach­
stehenden Darlegungen zu untersuchen. 

Zu einem wichtigen Postulat der Frauenrechtsbewegung gehört die Ein­
räumung gleicher Bildungsmöglichkeiten für die Frau, insbesondere die 
Zulassung der Frau zum Universitätsstudium und zu den akademischen Be­
rufen. Das ist deshalb von besonderer Bedeutung, weil die Frau ohne diese Vor­
aussetzungen im Wirtschaftskampf gegenüber dem Manne erheblich benach­
teiligt und in ihrer Selbständigkeit beeinträchtigt ist. Die Schweiz hat aber auf 
diesem Gebiete sogar bahnbrechend gewirkt. Nachdem das Bundesgericht noch 
im Jahre 1887 erklärt hatte, eine kantonale Vorschrift, welche eine Frau von der 
Ausübung der Rechtsanwaltschaft ausschliesse, verletze die Rechtsgleichheit 
nicht (BGE 18, 1), vertrat es im Jahre 1923 die Auffassung, die Rechtsgleich­
heit verlange, dass die Frau zu jeglicher Berufsausübung zugelassen werde, so­
weit nicht der Beruf selber nach seiner Eigenart die Ausübung durch die Frau 
ausschliesse (BGE 49 I 16); die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft dürfe nicht 
vom Geschlecht abhängig gemacht werden. Heute besteht hier keine Benach­
teiligung der Frau mehr, und es dürften auch keine weitergehenden Postulate in 
Frage kommen. 

Entsprechendes gilt für die Ausübung eines Gewerbes durch die Frau, 
wenn man von den zivilrechtlichen Bestimmungen und vom Beamtenverhältnis 
absieht, wovon aber an anderer Stelle zu sprechen sein wird. 

cc. Demgegenüber gibt es Gebiete, auf welchen die Frau schlechter 
gestellt ist als der Mann. 

Die Schweiz ist bisher der modernen - mit der Emanzipation der Frau über­
haupt zusammenhängenden - Strömung nicht gefolgt, wonach die Eheschlies­
sung auf die Staatsangehörigkeit der Ehefrau keinen Einfluss haben 
soll. In der Schweiz mit ihrem hohen Prozentsatz an Ausländern stösst diese 
Lösung auf besondere Schwierigkeiten. Im Interesse der Einheit der Familie 
hat das schweizerische Recht daher am klassischen Prinzip festgehalten, dass 
die Ausländerin durch die Heirat mit einem Schweizer das Schweizerbürger­
recht erwirbt, und dass die Schweizerin es im Prinzip verliert, wenn sie einen 
Ausländer heiratet und dessen Staatsangehörigkeit erwirbt. Gegen diese letztere 
Regelung richtete sich seit einigen Jahren der Kampf der Frauen: Die Schweizerin 
soll trotz der Heirat mit einem Ausländer das Schweizerbürgerrecht beibehalten. 
Das Bürgerrechtsgesetz vom 29. September 1952 hat nun dieses Problem (in 
Art. 9) in der Weise gelöst, dass die Schweizerin den Verlust des Schweizer-
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bürgerrechts dadurch vermeiden kann, dass sie während der Verkündigung oder 
bei der Trauung die Erklärung abgibt, das Schweizerbürgerrecht beibehalten 
zu wollen. In einer Übergangsbestimmung (Art.58) ist gebürtigen Schweizerin­
nen, die schon vorher ihr Schweizerbürgerrecht durch Heirat verloren hatten, 
innerhalb eines Jahres nach dem fukrafttreten diesei: Bestimmung Gelegenheit 
gegeben worden, auf blosses Gesuch hin unentgeltlich wieder ins Schweizer­
bürgerrecht aufgenommen zu werden. Hievon ist in einer grossm Anzahl von 
Fällen Gebrauch gemacht worden. Weitere Verbe11serungen sind durch das 
Bundesgesetz vom 7.Deiember 1956 in die Wege geleitet, für dfas gegenwärtig 
die Referendumsfrist läuft (BBl 1956, II, 1006). 

Während die Zulassung der Frauen zum Studium und zur Berufsausübung 
im allgemeinen keinen besonderen Beschränkungen unterliegt, b3stehen solche 
in der Beamtenfähigkeit der Frau. Im Bund betreffen diese allerdings im 
Prinzip nur die verheiratete Frau. Die unverheiratete Frau hingegen ist zu 
sämtlichen Stellen der Bundesverwaltung wählbar und hat Anspruch auf die 
gleiche Entlöhnung. In Wirklichkeit stehen aber die Frauen schor. zahlenmässig 
weit zurück. Namentlich bleiben sie - von wenigen Ausnahmen abgesehen - auf 
die untern Gehaltsklassen beschränkt. Das erklärt sich nur zum 'Teil durch das 
frühzeitige Ausscheiden vieler infolge Verheiratung. Zum Teil beruht dieser Um­
stand auf dem geringeren Angebot an weiblichen Arbeitskräften mit höherer 
Vorbildung und Verwaltungserfahrung. 

Im kantonalen Recht gehen die Bes!)hränkungen der Frau teils weiter, teils 
weniger weit. So ist die Frau in einzelnen Kantonen von der kantonalen Ver­
waltung überhaupt ausgeschlossen, während in andern auch die veriieiratete Frau 
zugelassen ist. Vom Pfarramt ist sie in den meisten Kantonen im Prinzip aus­
geschlossen; immerhin lässt die Praxis gelegentlich und auf Zusehen hin weib­
liche Pfarrer zu. Dagegen ist die Frau als Lehrerin-weitgehend 1mgelassen. In 
einzelnen Kantonen gilt, allerdings eine Ausnahme für die verheirntete Lehrerin 
oder hinsichtlich der höheren Schulstufen. . 

Es mag zutreffen, dass die Frau auch in einigen nicht kommunistischen 
Staaten auf diesem Gebiete weniger zurückgesetzt ist. Allgemein kann das aber 
wohl nicht gesagt werden. 

Auch bei den Lohnverhältnissen in der Privatwirtschaft zeigt 
sich eine Benachteiligung der erwerbstätigen Frau. Nach einer Statistik aus 
dem Jahre 1951 betragen, verglichen mit den Löhnen gelernter und ungelernter 
Arbeiter (= 100%), diEi Frauenlöhne durchschnittlich 62 Prozent, die Löhne 
ungelernter Arbeiter dagegen 84 Prozent. Das ist aber das Ergebnis des freien 
Spiels von Angebot und Nachfrage, nicht die Folge einer differenzierten ge­
setzlichen Regelung. Verlangt werden hier denn auch besondere fichutzbestim­
mungen zugunsten der Frau. Auf dem Wege der staatlichen Gesetzgebung ist 
das jedoch unter dem Regime der Handels- und Gewerbefreiheit nur schwer zu 
verwirklichen. Auch die auf internationalem Boden angestrebte Regelung ist 
bisher ohne Erfolg geblieben (vgl. Bericht des Bundesrates an die B1.:mdesver­
sammlung über die S,!. Tagung der internationalen Arbeitskonferenz vom 
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12.Dezember 1952, BBl III 819 sowie über.weitere Tagungen: BBl 1953 III 
981, 1954 II 1101, 1955 II 1301). Die eidgenössischen Räte haben in der Früb­
jahrssession 1953 die Ratifikation der internationalen Konvention betreffend 
die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte bei gleich­
wertiger Arbeit abgelehnt. Gleichzeitig wurde aber ein Postulat angenommen, 
das den Bundesrat beauftragt, über die Auswirkungen dieses Grundsatzes auf 
die schweizerische Wirtschaft Bericht zu erstatten. Der Bericht ist, verbunden mit 
der Berichterstattung über die 38. und 39. Tagung der internationalen Arbeits­
konferenz, vom Bundesrat am 21. Dezember 1956 der Bundesversammlung 
unterbreitet worden (BBl 1956 II 893); · er gelangt zu nachstehenden Schluss­
folgerungen : 

<<Die Gleichheit der Entlöhnung für- Mann und Frau bei gleicher Leistung 
gehört zu den Bestrebungen nach sozialer Gerechtigkeit. Da aber bei der Lohn­
bildung stets ökonomische Faktoren mitspielen, können kaum alle nicht leistungs­
bedingten Lohndifferenzen ganz ausgeebnet werden. Das schliesst nicht aus, 
dass die Lohngerechtigkeit immer mehr verfeinert wird. Erhebliche Ungleich­
heiten, soweit solche noch bestehen, bleiben nicht verborgen und werden im 
Zeitalter eines wachen sozialen Empfindens auch behoben, sei es durch sorg­
fältige Bewertung des Arbeitsplatzes und der persönlichen Leistung und ent­
sprechende Lohnordnungen, sei es durch Gesamtarbeitsvertrag. 

Der Staat kann die im Gang befindliche Entwicklung nur begrüssen. Sie 
wird begünstigt durch die fortschreitende berufliche Ertüchtigung der Frau 
sowie allgemein durch eine vermehrte Anerkennung ihrer Persönlickeit. Der 
Wandel der Anschauungen über die Berufstätigkeit der Frau und die Höher­
wertung der Frauenarbeit entspricht durchaus der Bedeutung, welche der 
Tätigkeit der Frau im Rahmen der heutigen Volkswirtschaft zukommt.>> 

In der Expertenkommission, welche den vom Bundesamt für Industrie, 
Gewerbe und Arbeit ausgearbeiteten Entwurf zu diesem Bericht zu begutachten 
hatte, waren auch die Frauen vertreten. 

Am stärksten tritt der Vorrang des Mannes im Zivilrecht in Erscheinung. 
Im Erbrecht sind zwar nur noch vereinzelt Überreste einer Benachteili­

gung der Frau zu finden. Ins Gewicht fällt da und dort der Ortsgebrauch, als 
dessen Ausdruck das bisherige kantonale Recht zu gelten hat (Art. 5 ZGB). Aus­
serdem enthält das bisherige Erbrecht eine Benachteiligung der Töchter, indem 
diese zur Übernahme des Landwirtschaftsgewerbes erst berechtigt sind, wenn 
keiner der Söhne das Gut zum Selbstbetrieb übernehmen will (Art.621, Abs.3 
ZGB). Diese Zurücksetzung wird aber dadurch etwas gemildert, dass für die 
Übernahme nicht nur die Eignung der Töchter selbst genügt, sondern auch jene 
ihrer Ehemänner. Wichtiger ist, dass das Zivilgesetzbuch den überlebenden Ehe­
partner erbrechtlich besser stellt, als die Rechte der meisten andern Staaten. Das 
gilt zwar für beide Ehegatten in gleicher Weise, ist aber für die Frau praktisch 
von besonderer Bedeutung. Sie hat heute nicht nur einen gesetzlichen Anteil am 
Erbe des Mannes, sondern sogar einen Pflichtteilanspruch im Ausmass zwischen 
einem Viertel und der Hälfte des Nachlasses. Durch Verfügung von todeswegen 
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an n der überlebende Teil im Verhältnis zu den gemeinsamen Kindern noch 
w.Jit er begünstigt werden. Es kann ihm nämlich neben 3/ 18 des Nachlasses zu 
Eig3 ntum der ganze restliche Nachlass zu lebenslänglicher Nutzniessung zu­
gewiesen werden. Wenn der Mann von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, hat 
die Frau nicht bloss ihr eigenes Vermögen, sondern sie hat ausserdem 3/ 18 vom 
Verm5gen des Mannes zu Eigentum und den Rest zu lebenslänglicher Nutz­
nie3mng. Von dieser Möglichkeit, die nur zu wenig bekannt ist, wird mehr und 
mehr Gebrauch gemicht. 

Anders im Ehe- und Kindschaftsrecht. Hier stellt sich das Problem 
des Verhältnisses zwischen Mann und Frau unter besondern Gesichtspunkten, 
weil es um die engste menschliche Lebensgemeinschaft geht. Die Familie er­
greift die Personen der Ehegatten und ihrer Kinder, sowie das Vermögen und 
bildet nach christlicher Auffassung die Grundlage des Staates. Neben den 
Interessen aller dieser Beteiligten sind jene zu berücksichtigen, welche der 
Staat an einer gesunden und starken Pamilie besitzt. 

Bis zum Ende des ersten Weltkrieges galt überall unangefochten das autori­
täre Prinzip des Patriarchates: der Ehemann war das Haupt der Familie; er 
gab ihr den Namen und das Bürgerrecht; er hatte allein für die Familie zu 
sorgen, sie zu vertreten und für sie den letzten Entscheid zu treffen. Die extreme 
Form dieser Regelung stellte die Frau während der :Ehe unter die Geschlechts­
vormundschaft des Mannes. Das galt bei uns und auch in andern Staaten bis ins 
20. Jahrhundert. 

Demgegenüber brachte das Zivilgesetzbuch eine Besserstellung der Frau, 
die als kühne Neuerung Aufsehen erregte und über alle damaligen Rechte hin­
ausging. Eugen Huber, der Schöpfer des Gesetzes, erblickte seine Aufgabe darin, 
das Recht der Persönlichkeit beider Ehegatten, insbesondere auch der Frau, in 
Einklang zu bringen mit den Interessen der Gemeinschaft. So wurde die Frau 
nicht nur von der Geschlechtsvormundschaft des Mannes befreit, sondern sie 
tritt ihm nun ~ls gleichberechtigt zur Seite, soweit das mit den Interessen der 
Gemeinschaft nach der damaligen Auffassung vereinbar erschien. In diesem 
Sinne erhielt die Prau - im Prinzip und mit gewissen Beschränkungen - die 
Handlungs- und Prozessfähigkeit, die Vertretung der Gemeinschaft (sog. 
Schlüsselgewalt), das Recht der selbständigen Ausübung eines Berufes oder eines 
Gewerbes, den Anspruch auf standesgemässen Unterhalt und auf Schutz der 
ehelichen Gemeinschaft, Anteil an der elterlichen Gewalt, den Anspruch auf 
Beibehaltung und Sicherung ihres eingebrachten Gutes, in Verbindung mit 
Konkursprivileg, beschränkte Vertretungs- und Verwaltungsbefugnis, das Recht 
auf Ausscheidung des Arbeitserwerbes als Sondergut, über das sie frei verfügen 
kann, und die Ehevertragsfreiheit, geschützt durch das Erfordernis der Mit­
wirkung der Vormundschaftsbehörde. Namentlich aber wurde die Stellung der 
Frau wirtschaftlich verbessert durch die Einräumung eines Anteils (von einem 
Drittel) am Vorschlag, der während der Ehe gemacht wird, während ein Rück­
schlag vom Manne allein zu tragen ist, soweit dieser nicht ein Verschulden der 
Frau nachzuweisen vermag. Durch Abschluss eines Ehevertrages - vor oder nach 

michael.tellenbach
Textfeld



713 

. der Eheschliessung - kann Gütertrennung vereinbart werden. Dadurch wird 
die Frau güterrechtlich vom Manne unabhängig, indem sie ihr Vermögen nicht 
bloss selbst verwalten und nutzen, sondern auch frei veräussern kann. Wenn 
bei der Eheschliessung Verlustscheine gegen den Mann bestehen, oder wenn 
dieser für Weib und Kind nicht pflichtgemäss Sorge trägt oder die für das ein­
gebrachte Gut verlangte Sicherheit nicht leistet, oder wenn das Gesamtgut über­
schuldet ist, kann sie die Gütertrennung sogar gegen den Willen des Mannes 
durchsetzen.· 

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass unser Obligationen­
recht die Eingehung einer Bürgschaft durch verheiratete Personen 
an das Gültigkeitserfordernis der Zustimmung des Ehegatten geknüpft hat 
(Art.494 OR). Dieser Zustimmung bedarf zwar nicht nur die Bürgschaft des 
Mannes ,sondern auch jene der Frau. Diese Vorschrift, die über andere Rechte 
hinausgeht, ist aber hauptsächlich zum Schutze der Ehefrau und der Familie 
aufgestellt worden und wirkt sich auch hauptsächlich in diesem Sinne aus. 

In weitem Umfange - obschon weniger als frühere und gleichzeitige Kodi­
fikationen anderer Staaten - hat allerdings auch das Zivilgesetzbuch am autori­
tären Prinzip festgehalten. Der Gesetzgeber glaubte, das im Interesse der 
Gemeinschaft und der Einheit der Familie tun zu müssen. Den besonderen Inter­
essen der Frau trug er dadurch Rechnung, dass er ihr oft die Möglichkeit ein­
räumte, den Entscheid des Richters oder die Hilfe der Vormundschaftsbehörde 
anzurufen. Mit diesem Vorbehalt tritt das herkömmliche Prinzip des Vorranges 
des Mannes namentlich in folgenden Punkten noch in Erscheinung: Die Familie 
erhält den Namen und das Bürgerrecht des Mannes, der auch den ·Wohnsitz 
bestimmt. Der Ehemann ist das Haupt der Familie. Er hat in den das Gemein­
schaftsleben betreffenden Angelegenheiten den letzten Entscheid, soweit nicht 
die Anrufung des Richters möglich ist, und vertritt die Gemeinschaft nach aussen. 
Anderseits hat er für den Unterhalt von Weib und Kind in erster Linie, und zwar 
in gebührender Weise, zu sorgen und haftet für seine Handlungen und die Ge­
meinschaftsschulden persönlich. Gegenüber den Kindern üben die Eltern die 
elterliche Gewalt zwar gemeinsam aus. Wenn aber die Eltern sich nicht einigen 
können, so entscheidet der Wille des Vaters. Güterrechtlich hat der Mann beim 
gesetzlichen Güterstand der Güterverbindung die Verwaltung und Nutzung 
am Frauengut' und erhält zwei Drittel des Vorschlages, während er - wie bereits 
erwähnt - einen Rückschlag im Prinzip allein tragen muss. Die Frau bedarf für 
Verfügungen über ihr eingebrachtes Gut der Zustimmung ihres Mannes. Im 
ganzen ergibt sich das Bild einer autoritären Stellung des Mannes, die sich aber 
nicht nur auf seine Rechte, sondern auch auf seine Pflichten erstreckt. 

Eine extreme Richtung will auch von dieser beschränkten Vormachts­
stellung des Mannes nichts mehr wissen. Im Zusammenhang mit den Begehren 
um die politische Gleichberechtigung der Frau wird vielfach auch ihre völlige 
Gleichstellung auf zivilrechtlichem Gebiete verlangt: Die Frau soll in persön­
lichen wie in gemeinschaftlichen Angelegenheiten die gleichen Rechte, aber auch 
die gleichen Pflichten haben wie der Mann; über Gemeinschaftsfragen sollen 
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beide gemeinsam entscheiden, und wo eine Einigung nicht möglich ist, soll 
jeder Partner sich an den Richter oder die zuständige Verwaltungsbehörde wen­
den können. Selbst m der Einheit der Familie hinsichtlich des Namens und 
des Bürgerrechts wird nicht mehr festgehalten. Diese Auffassung ist in Sowjet­
russland und andern kommunistischen Staaten bereits geltendes Recht. Die Ehe 
ist hier nur ein Privatvertrag unter gleichberechtigten Partnern. Dieser Gedanke 
wird so konsequent durchgeführt, dass die Gesetzgebung nicht einmal auf natur­
gegebene Wesensverschiedenheiten und Schutzbedürfnisse Rücksicht nimmt. 
Absolut betrachtet, stellen sich die Frauen in diesen Staaten privatrechtlich 
aber nicht besser als nach unserem geltenden Recht. Im Gegenteil. Denn der 
Vorteil der Gleichstellung wird weit mehr als aufgc•wogen durch die Tatsache, 
dass diese Rechtsordnungen auch dem Manne viel weniger Rechte und Frei­
heiten gewähren, indem sie den Kreis der dem Einzelnen zustehenden Privat­
rechte enger ziehen als unser Recht. Man denke etwa an die Einschränkung des 
Privateigentums und des Erbrechts. Auch ist nicht zu übersehen, dass die glei­
chen Rechte dort mit gleichen Pflichten verbunden sind, was sich oft genug ge­
rade zum Nachteil der Frau auswirkt. So etwa der Umstand, dass unter Ehe­
gatten auch während der Ehe eine Unterhaltspflicht nur im Falle der Arbeits­
unfähigkeit oder der Mittellosigkeit des andern Ehegatten besteht. Auch die 
freie Möglichkeit der :BJhescheidung wirkt sich als einseitige Benachteiligung der 
Frau aus. 

Schon bald nach Beendigung des ersten Weltkrieges sind auch die nordi­
schen Staaten Schweden (1920), Dänemark (1925), Norwegen (1927) und Finn­
land (1929) zur zivilrechtlichen Gleichstellung übergegangen, jedoch unter Bei­
behaltung der Einheit der Familie hinsichtlich des Namens, des Bürgerrechts 
und des Wohnsitzes. In der gleichen Zeit setzte in Deutschland eine Bewegung 
in dieser Richtung ein. Das Grundgesetz der Bundesrepublik Westdeutschland 
vom 23.Mai 1949 bestimmt in Artikel 3: <<Mann und Frau sind gleichberechtigt.» 
Die Bundesgesetzgebung hätte - wie bereits erwähnt - bis Ende März 1953 auch 
die Privatrechtsgesetzgebung diesem Grundgesetz anpassen sollen. Da aber bis 
her keine Neuordnung zustandegekommen ist, hat die Gerichtspraxis sich dieser 
Aufgabe angenommen. Ähnliche Bestrebungen sind in andern Ländern festzu­
stellen. So sind z.B. in Frankreich Vorarbeiten für E>ine Revision des Codecivil 
im Gange. 

Die Rechtsstellung der Frau in der Schweiz ist - dies kann wohl fest­
gestellt werden - in besonderem Masse nach dem modernen Grundsatz der 
Anerkennung der Rechtspersönlichkeit der Frau orientiert. Eine Revision unseres 
Zivilgesetzbuches, welche in dieser Richtung weiter fortschreitet, steht zur Dis­
kussion. So bemerkt Professor Egger dazu in seiner Abhandlung über <<Die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau in der jüngsten familienrechtlichen 
Gesetzgebung>> (Zeitschrift für Schweizerisches Recht, 1954, S.47): << Wir er­
kennen somit, dass dieses neue Recht, so sehr es manchen Schweizer zunächst 
befremden mag, durchaus in der Linie des schweizerischen Rechts liegt, ja als 
eine organische Weiterentwicklung seiner familienrechtlichen Grundvorstellun-
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gen angesprochen werden kann. So kann das schweizerische Familienrecht seine 
zeitgemässe Gestaltung finden auf der Grundlage der Tradition .. Aber zugleich 
muss es sich dem Gedanken der Gleichberechtigung erschliessen. >> 

Gesamthaft ist festzustellen, dass die · Schweizerin - wenn man von den 
politischen Rechten absieht - rechtlich nicht schlechter gestellt ist als ihre 
Schwestern in andern Staaten, selbst in solchen mit Frauenstimmrecht. Bei der 
Eröffnung der <<Saffa>> im Jahre 1934 erklärte die Präsidentin der grossen Aus­
stellungskommission sogar, dass die Schweizerfrauen <<eine wirtschaftliche Frei­
heit geniessen, die andere Länder mit mehr politischen Rechten ihren Frauen 
bis heute nicht gegeben haben>>. Das Schweizerbürgerrecht wird denn auch von 
ihnen sehr hoch eingeschätzt. Es kann deshalb nicht gesagt werden, das Mit­
spracherecht der Frau im Staate sei nötig, weil nur diese Mitwirkung Gewähr 
dafür biete, dass die Schweizerin in der Gesetzgebung nicht schlechter behandelt 
werde als die Frau in. andern Staaten. 

d. Dem Vergleich mit andern Staaten kann ferner aus einem besonderen, 
in der politischen Eigenart unseres Landes liegenden Grunde nur eine beschränkte 
Bedeutung beigemessen werden, nämlich wegen der wesentlichen Unter­
schiede, die zwischen dem schweizerischen Stimm- und Wahlrecht und den 
politischen Rechten der Bürger in andern Staaten bestehen. Im Ausland er­
schöpfen sich diese Rechte in der Regel im aktiven und passiven Wahlrecht, 
d.h. im Recht, die Vertreter ins Parlament - und zwar oft nur in eine Kammer, 
die sog. Volkskammer - des Zentralstaates, eventuell eines Gliedstaates, zu 
wählen oder in diese Behörde gewählt zu werden. In einigen Staaten kommt dazu 
noch die Wahl der Vertreter in eine lokale gesetzgebende Behörde oder etwa die 
Wahl des Staatspräsidenten. 

Demgegenüber reichen in der Schweiz die politischen Rechte der Bürger 
erheblich weiter, weil sie eine Referendums-Demokratie darstellt, die sich auf 
drei verschiedenen Stufen auswirkt. Ausserdem steht dem Stimmbürger in der 
Schweiz nicht nur das Wahlrecht, sondern auch das Stimmrecht zu, und zwar 
beides auf den drei Stufen des Bundes, des Kantons und der Gemeinde. 

Die Volkswahl greift im Bund Platz für den Nationalrat und die eid­
genössischen Geschworenen. In den Kantonen umfasst sie die Wahl der Volks­
vertreter in den Grossen Rat, die Bestellung des Regierungsrates und in den 
meisten Kantonen die Wahl der Ständeräte. Vielfach - namentlich in Lands­
gemeindekantonen -werden aber auch andere Verwaltungsbehörden und richter­
liche Behörden, sowie Einzelorgane der Verwaltung und Justiz, besonders die 
obersten richterlichen Behörden und obere kantonale Beamte, durch das Volk 
gewählt. Im allgemeinen erfolgt die Wahl der untern kantonalen Organe, wie 
namentlich der Bezirksverwaltungsbehörden, der Bezirksgerichte und der Be­
zirksbeamten, ebenfalls durch das Volk. Hinzu kommen die Volkswahlen in der 
Gemeinde, insbesondere die Wahl in die Gemeindebehörden (wie Gemeinderat, 
Stadtrat). Oft werden auch Gemeindebeamte und mitunter Lehrer und Pfarrer 
durch die Stimmberechtigten gewählt. 
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Neben das Wahlrecht tritt als äusserst wichtige :Punktion des Stimmberech­
tigten das Recht, bei den hauptsächlichsten Sachfragen mitzuwirken, das 
Stimmrecht im engem Sinne. 

Im Bund schliesst dieses das Recht in sich, zu Verfassungsänderungen 
Stellung zu nehmen, da jede Änderung neben der Zustimmung der Mehrheit der 
Stände auch der Zustimmung der Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmen­
den Stimmberechtigten bedarf. Das Recht der Volksinitiative gibt 50 000 
Stimmberechtigten überdies die Möglichkeit, auf dem Wege der Volksinitiative 
eine Verfassungsänderung in die Wege zu leiten. Ausserdem können 80 000 
Stimmberechtigte durch Ergreifung des Referendums bei jedem neuen Gesetz 
und bei jeder Gesetzesänderung verlangen, dass die Vorlage dem Volk zur Ab­
stimmung vorgelegt wird. Das gleiche gilt für allgemeinverbindliche, nicht 
dringliche Bundesbeschlüsse, für langfristige Staatsverträge und mit gewissen 
Einschränkungen sogar für dringliche Bundesbeschlüsse. Berücksichtigt man die 
Tatsache, dass die Demokratie in der Schweiz nicht, nur stärker ausgebaut ist 
als anderswo, sondern sich auch praktisch intensiver auswirkt, so erhalten die 
den Frauen schon heute gegebenen Einflussmöglichkoiten ein grösseres Gewicht. 

Noch weiter reicht der Inhalt des Stimmrechts auf dem Boden des kan­
tonalen Rechts. Wir folgen hier im wesentlichen den Ausführungen in Gia­
comettis Werk <<Das Staatsrecht der schweizerischen Kantone>> (S.281 ff. und 
587 ff.). Im Sinne der unmittelbaren Demokratie tritt neben das obligatorische 
Verfassungsreferendum oft das obligatorische Gesetzesreferendum, während 
in allen übrigen Kantonen das Referendum wenigstens fakultativ vorgesehen ist. 
Ferner bleibt die Vofäsinitiative hier nicht auf die Verfassungsänderung be­
schränkt. Vielmehr kennen alle Kantone in irgend einer Form auch die Gesetzes­
initiative. Und zwar ist fast überall die formulierte Initiative zulässig, in ein­
zelnen Kantonen allerdings nur für den Erlass, nicht auch für die Abänderung 
oder Aufhebung von Rechtssätzen. Ferner untersteht in einigen Kantonen die 
Ratifikation der rechtssetzenden internationalen und interkantonalen Staats­
verträge ebenfalls dem Referendum. In einzelnen Kantonen besteht sogar ein 
sachlich allgemeines, teils sogar ein obligatorisches Verwaltungsreferendum. 
Grossratsbeschlüsse, die allgemeinverbindlich oder von allgemeiner Tragweite 
oder unpersönlicher Natur sind und nicht dringlich erscheinen, unterliegen hier 
dem Referendum. In andern Kantonen kann der Grosse Rat seine Beschlüsse 
der Volksabstimmung unterstellen. In der Mehrzahl der Kantone ist dieses Re­
ferendum aber sachlich beschränkt. Das praktisch wichtigste Beispiel ist das 
Finanzreferendum, das in einzelnen Kantonen als allgemeines Finanzreferendum 
ausgestaltet ist. Besonders gut ausgebaut sind die kantonalen Befugnisse des 
Stimmbürgers in den Landsgemeindekantonen. 

Die ausgeprägteste Volksherrschaft findet sieb naturgemäss in der Ge­
meinde, die man mit Recht als die Urquelle der Demokratie bezeichnet. In 
den Gemeinden mit der gewöhnlichen Organisation wird grundsätzlich über alle 
wichtigen Gemeindeangelegenheiten durch die Gemeindeversammlung Beschluss 
gefasst. Das gilt nicht nur für die Gemeindeverfassung, sondern für alle rechts-
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setzenden Beschlüsse: Aber auch die Beschlussfassung über die hauptsächlichsten 
Verwaltungsaufgaben steht der Gemeindeversammlung zu. Von besonderer 
Bedeutung ist dieser Umstand für den Entscheid über Finanzfragen (Steuern, 
Anleihen, Jahresrechnung, Grundeigentum usw.). In grossen Gemeinden, ins­
besondere in grösseren Städten, ist zwischen die Gesamtheit der Stimmberechtig­
ten und den Gemeinderat ein Stadtparlament eingeschaltet. In weitem Umfange 
besteht hier ebenfalls ein - obligatorisches oder fakultatives - Referendum, und 
zwar nicht nur das Verfassungs-, sondern auch das Gesetzes- und das Finanz­
referendum. Vielfach ist ausserdem das Recht der Volksinitiative anerkannt. 

Es ist offenkundig, dass unsere Demokratie auf ihren drei Stufen vom 
Stimmbürger bedeutend mehr verlangt als irgend ein anderer Staat. Dies schon 
durch die stärkere zeitliche Inanspruchnahme. Der Schweizerstimmbürger hat 
alle vier Jahre den Nationalrat zu wählen und ist überdies in den letzten sechs 
Jahren (1951-1956) für 22 Sachabstimmungen an die Urne gerufen worden. 
Dazu kommen die Wahlen und Abstimmungen in Kanton und Gemeinde. Im 
Kanton Zürich z.B. fanden in den Jahren 1951-1955 18 kantonale Sach­
abstimmungen und 12 kantonale Wahlen statt, im Kanton Bern 22 kantonale 
Sachabstimmungen und 10 kantonale Wahlen. Die Beanspruchung in der Ge­
meinde dürfte nicht geringer sein. In Rechnung zu stellen ist dabei nicht nur 
die für den Urnengang benötigte Zeit. Mehr ins Gewicht fällt die Vorbereitung, . 
insbesondere bei Abstimmungen über Sachfragen (Verfolgung der Diskussionen 
in der Presse, Besuch von Parteiversammlungen usw.). Hinzu kommt noch die 
Inanspruchnahme durch Referenden und Initiativen. Dabei stellen Abstimmun­
gen über Sachfragen an die politische Urteilsreife und Erfahrung besonders 
hohe Anforderungen. 

Demgegenüber fallen in den meisten ausländischen Staaten die Abstim­
mungen über· Sachfragen ausser Betracht, sodass der Stimmbürger es nur mit 
Wahlen zu tun hat. In manchen Staaten hat er nur alle 8-4 Jahre einmal Ge­
legenheit, an einer Wabl teilzunehmen. In andern kommen noch Provinzial­
oder Gemeindewahlen etwa im gleichen Ausmass dazu. 

Diese tiefgreifenden Verschiedenheiten sind Tatsachen, die bei der Gesetz­
gebung gerade auf diesem Gebiete besonders ins Gewicht fallen, wenn es ander­
seits auch richtig ist, dass politisch interessierte Frauen den Ausschluss von 
so weitgehenden Volksrechten umso schwerer empfinden müssen. 

e. Es zeigt sich also, dass die schweizerische Referendumsdemokratie an den 
Stimmbürger grössere Anforderungen stellt als andere Staaten. Das ist auch für 
die Einführung des Frauenstimmrechts von Bedeutung. Aus der Tatsache, dass 
dieses in andern Staaten eingeführt ist und funktioniert, können nicht ohne 
weiteres Schlüsse auf die Einführung in der Schweiz gezogen werden. Es kann 
aber auch nicht gesagt werden, dass die allgemeine Rechtsstellung der Frau bei 
uns schlechter sei als in Staaten mit Frauenstimmrecht; das Frauenstimmrecht 
müsse aus diesem Grunde eingeführt werden. Man kann vielmehr ohne Über­
treibung sagen, dass die Schweizerin - alles in allem - wohl ebenso viele Rechte 
und Freiheiten b1isitzt wie die. Frau in andern Staaten. Das will freilich nicht 
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heissen, dass bei uns alles zum Besten bestellt sei, und dass wir keine Veranlassung 
hätten, an der Verbesserung der Rechtsstellung der Frau weiterzuarbeiten. 

Die Frage stellt sich demnach so, ob die Einführung des Frauenstimmrechts 
sich bei uns aus andern Gründen, unter Berücksichtigung der besonderen poli­
tischen und sozialen Verh.ältnisse der Schweiz, aufdrängt. Dabei wird allerdings 
die Tatsache nicht unberücksichtigt bleiben dürfen, dass unter den 250 Millionen 
Erwachsenen in den freiheitlichen Staaten der abendländischen Welt die ca. 
1 Yz Millionen Schweizerinnen die einzigen sind, deren politische Gleichberech­
tigung noch nicht anerkannt ist: 

2. Wenn noch zu Beginn dieses Jahrhunderts der Ausschluss der Frau von 
den politischen Rechten fast überall als eine Selbstverständlichkeit erschien, 
während heute ihre politische Gleichberechtigung mit dem Manne beinahe in 
allen zivilisierten Staaten anerkannt ist, so lässt sich das nur durch die grossen 
Veränderungen erklären, die in der Zwischenzeit in jenen Ländern in den 
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen, insbesondere der Frauen, und in 
den politischen V erhäitnissen im allgemeinen eingetreten sind. Können nun 
solche Veränderungen auch in der Schweiz festgestellt werden, so dass der Zeit­
punkt für die politische Gleichstellung der Frau mit dem Manne auch bei uns 
gekommen ist, wie die Befürworter es behaupten? 

a. Die Geschichte der Frauenbewegung zeigt, dass das Frauenstimmrecht 
erst Fuss zu fassen begann, als die Frauen sich durch die Verhältnisse in grös­
serem Umfang gezwungen sahen, sich der selbständigen Erwerbstätig­
keit ausserhalb des Haushaltes, d.h. in Fabrik, Gewerbe oder Handel zu 
widmen. Während die Frau bis dahin ausserhalb der Familie beruflich nur tätig 
gewesen war, wenn es eich um einen mit dem Haushalt organisch verbundenen 
Betrieb handelte (wie z.B. auf dem Bauernhof, im Kleinhandel und im Gastge­
werbe), trat sie nunmehr als selbständige Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt 
auf. Dieser Vorgang setzte in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts -
zuerst in England - ein, als die Maschine (insbesondere der Webstuhl) mehr und 
mehr die Handarbeit ersetzte und Fabriken gegründet wurden; welche den 
Frauen eine erwünschte Verdienstmöglichkeit boten. In zunehmendem Masse 
ging auch die verheiratete Frau in die Fabrik, als das Einkommen des Mannes 
nicht einmal mehr für ein bescheidenes Auskommen der Familie ausreichte. 
Je mehr die Industrialisierung und mit ihr die Proletarisierung der Massen 
fortschritt, und je mehr es anderseits an den nötigen Arbeitskräften fehlte, 
desto mehr musste die Frau in die Lücke treten und sich in den allgemeinen 
Arbeitsprozess einschalten. Das· war in den beiden Weltkriegen und in der 
Nachkriegszeit in den kriegführenden Ländern in ganz besonderem Masse der 
Fall. Damit hatte aber cier Einbruch in die traditionelle Arbeitsteilung begonnen, 
welche dem Manne allein die L2,st des Unterhalts der Familie auferlegt hatte, 
während die Tätigkeit der Frau auf den Kreis der Familie beschränkt blieb. 
Nunmehr hatte auch die Frau ihren Beitrag an den Haushalt der Familie zu 
leisten, oft zusätzlich neben den häuslichen Arbeiten. Das gab ihr nicht nur mehr 
Selbstvertrauen, sondern auch eine stärkere Stellung in der Familie und in der 
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Öffentlichkeit. Sie gewann auf diese Weise überdies ein unmittelbares Interesse 
und ein grösseres Verständnis für politische Fragen. Damit begann sie aber auch, 
ihre Ausschliessung von den politischen Rechten als Zurücksetzung zu empfin­
den. In dem Massü, als die Frau die Sorge für den Unterhalt der Familie auf 
sich nahm, erhob sie stärkeren Anspruch darauf, in der Familie und im Staate 
mitzureden und bei der Gestaltung der Verhältnisse mitzuwirken. Dadurch war 
eine wesentliche Voraussetzung für ihre politische Gleichberechtigung geschaffen. 

Hat nun auch in der Schweiz eine solche Integrierung der Frau in das 
Wirtschaftsleben E,tattgefunden? Schon im Jahre 1923 konnte das Bundes­
gericht (Entscheidungen des Bundesgerichts, Band 49, erste Abteilung, S.14 ff, 
i. S. Mlle Dr. Roeder ca. Conseil d'Etat du Canton de Fribourg) feststellen: 
<<Par suite de transformations d'ordre economique et social qui se sont produites 
au cours des dernieres decades, les femmes ont ete obligees d'etendre leur ac­
tivite a des domaines qui autrefois paraissaient reserves aux hommes et elles y 
sont mieux que pa:r le passe preparees par leur education et leur instruction qui 
tendent a se rapprocher de celles que rer,ioivent les hommes.>> Das Bundesgericht 
erklärte deshalb, oine Bestimmung, welche die Zulassung zum Anwalts- und 
Notariatsberuf auf die Aktivbürger beschränke, verstosse gegen das Prinzip der 
Rechtsgleichheit und sei verfassungswidrig, nachdem es noch im Jahre 1887 
(BG E 13, S.1 ff., im Falle Kernpin) die gegenteilige Auffassung vertreten hatte. 

Statistisch ist die schweizerische Entwicklung seit dem Jahre 1888 aus der 
nachstehenden Tabelle ersichtlich, die wir dem Lexikon der Frau (Bd 2, S.1238) 
entnehmen. 

Wohnbevölkerung und berufstätige Bevölkerung 1888-1950 

Wohnbevölkerung 

1 

Berufstätige Bevölkerung 

Jahr Männlich I Weiblich 1 Total Männlich j Weiblich 1 Total 

Absolute Zahlen 

1888 1417574 1500180 2917754 870389 434445 1304834 
1900 1627025 1688418 3315443 1057534 497713 1555247 
1910 1841,529 1907764 3753293 1178782 604413 1783195 
1920 1871123 2009197 3880320 1236281 635444 1871725 
1930 1958349 2108051 4066400 1331358 611268 1942626 
1941 2060399 2205304 4265703 1422272 570215 1992487 
1950 227:!025 2442967 4714992 1515232 640424 2155656 

Index (1888 = 100) 

1888 100 100 100 100 100 100 
1900 115 113 114 122 115 119 
1910 lBO 127 129 135 139 137 
1920 1B2 134 133 142 146 143 
1930 1B8 141 139 153 141 149 
1941 145 147 146 163 131 153 
1950 160 163 162 174 147 165 
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Bis zum Jahre 1920 ist dio Schweiz demnach der allgemeinen Tendenz der 
zunehmenden Betätigung der Frau in der Wirtschaft gefolgt. Während nämlich 
die Gesamtzahl der Frauen in der Zwischenzeit seit 1888 nur um 34 Prozent zu­
genommen hatte, war die Zahl der berufstätigen Frauen auf 46 Prozent gestiegen. 
Letztere hatte also um etwa einen Drittel mehr zugenommen als die Gesamtzahl 
der Frauen. Im Vergleich zu den Männern ergibt sich aber nur &in geringer 
Unterschied zugunsten der Frauen. Die entsprechenden Zahlen betragen bei den 
Männern 32 Prozent Gesamtzunahme und 42 Prozent Zunahme der Berufstätigen. 
In der Zeit zwischen 1920 und 1941 hat sich aber die Berufstätigkeit der Frauen 
nicht mehr erhöht. Sie ist sogar zurückgegangen, und zwar absolut, trotz der 
gleichzeitigen Zunahme der Gesamtzahl der Frauen. W.ährend nämlich im Jahre 
1920 noch 635 444 Frauen berufstätig waren, waren es im Jahre 1941 nur noch 
570 215. Es arbeiteten also im Jahre 1941 65 229 Frauen weniger als im Jahre 
1920 im Beruf, obwohl die Gesamtzahl der Frauen in der gleichen Zeit um 
196 107 zugenommen hatte. Prozentual betrug zwischen 1888 und 1941 die 
Zunahme der Gesamtzahl der Frauen 47 Prozent, die Zahl der berufstätigen 
Frauen aber nur 31 Prozent. Bei den Männern lauten die entsprechenden Zahlen 
45 Prozent und 63 Prozent. Im ganzen hat sich bis 1941 die Zahl der berufs­
tätigen Männer also um 63 Prozent, jene der Frauen aber nur um 31 Prozent er­
höht. Die prozentuale Zunahme der Berufsiiätigen erreichte somit bei den Frauen 
nicht einmal die Hälfte jener bei den Männern. In den Jahren 1941 bis 1950 stieg 
die absolute Zahl der berufstätigen Frauen wieder, und zwar auf 640 424. Ob­
wohl die Gesamtzahl der weiblichen Personen seit 1888 um 63 Prozent gestiegen 
ist, beträgt die Zunahme der berufstätigen Frauen nur 47 Prozent. Bei den 
Männern lauten die entsprechenden Zahlen 60 Prozent und 74 Prozent. 

Im ganzen zeigt die Tabelle, dass die Zahl der Berufstätigen bei den Männern 
prozentual immer stärker zugenommen h3:t als die Gesamtzahl (nämlich 74% 
im Jahre 1950 gegenüber 60%). Bei den Frauen trifft dies nur bis zum Jahre 
1920 zu, während nachher ein Rückgang eintritt, undl zwar so, dass die Zunahme 
der berufstätigen Frauen im ganzen Zeitabschnitt (47%) hinter jenem der Zu­
nahme der Gesamtzahl der Frauen (63%) nicht unerheblich zurückbleibt. Die 
Linie der Entwicklung bleibt im wesentlichen die gleiche, wenn man statt der 
gesamten Bevölkerung nur die Bevölkerung mit Schweizerbürgerrecht als 
Grundlage nimmt. · 

Die Behauptung, die Berufstätigkeit der Frau habe sich in der neueren 
, Zeit wesentlich erweitert, hält also - jedenfalls für die Zeit zwischen 1888 und 
1950 - den statistischen Zahlen nicht stand, wenn man die gleichzeitig ein­
getretene Erhöhung der Gesamtzahl der weiblichen Wohnbevölkerung ih Rech­
nung stellt. Sie bleibt sogar hinter dieser, aber auch hinter der Entwicklung 
bei den Männern zurück. Den Ursachen dieser Entwicklung braucht hier nicht 
nachgegangen zu werden. Es ist deshalb nicht zu prüfen, ob etwa der Arbeits­
markt, oder die Einreisepolitik, oder die fortschreitende Mechanisierung, oder 
psychologische Ursachen, oder die soziale Besserstellung der untern Klassen 

michael.tellenbach
Textfeld



721 

daran beteiligt sind. Denn es kommt für die vorliegenden Zwecke nur auf die . 
tatsächliche Beteiligung der Frauen an der Berufstätigkeit ausserhalb des 
Hauses an. 

Dagegen dürfte ein Überblick über den Anteil der Frauentätigkeit 
bei den einzelnen Erwerbsgruppen von Interesse sein. Darüber gibt die 
nachstehende Tabelle (Seite 722) Auskunft. 

Daraus ergib!; sich, dass im Jahre 1950 in der Schweiz 2 155 656 Personen 
berufstätig waren, wovon 640 424 Frauen, d. h. 29,7 Prozent aller Berufs­
tätigen. Die Gesamtzahl der 20 und mehr Jahre alten Frauen betrug da­
mals 1734907; davon waren 534 740 oder 30,8 Prozent berufstätig. In der 
Hauswirtschaft und Taglöhnerei waren 110 700 Frauen beschäftigt; ihr Anteil 
am Total der Beschäftigten dieser Gruppe beträgt 94,9 Prozent. In allen übrigen 
Erwerbszweigen 2;usammen machen die Frauen 26 Prozent aller Beschäftigten 
aus. 

Die Frauenarbeit in der Fabrik im besonderen zeigt folgende Entwicklung. 
Von den in Fabriken in der Schweiz beschäftigten Personen waren Frauen: 

1888 
46% 

1895 
40% 

1901 
B8o/o 

1911 
36% 

1923 
38% 

1929 
36% 

1937 
35% 

1944 
30% 

1950 
32% 

1954 
32% 

Es zeigt sich also, dass der Anteil der Frauen an der Fabrikarbeit in stetiger 
Abnahme begriffen ist. Aber auch bei den übrigen Berufen ist eher eine rück­
läufige Tendenz festzustellen, während die prozentuale Beteiligung der Frauen 
in der Hauswirtschaft leicht gestiegen ist. · 
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Berufstätige Männer und Frauen nach Erwerbsgruppen 

1930 1941 1950 
Erwerbsgruppen 

1 
1 °/c 

1 
1 °/c 

1 
1 °/c Männer Frauen Fra~en Männer Frauen Fra~en Männer Frauen Fra;en 

Urproduktion . . . . . . 369441 51377 1 12,2 392f43 30260 1 7,2 331518 30172 l 8,3 

Industrie und Handwerk 638071 228966 

1 

26,4 _ 655969 204559 

1 

23,8 766002 232039 

1 

23,2 

Handel, Bank, Versicherung 122803 67410 35,4 127952 70520 35,6 156907 95574 37,9 

Gastgewerbe. . . . . . 30992 63329 67,1 26190 58779 69,2 29318 61473 67,7 

Verkehr ........ 77486 7512 8,8 70425 6316 8,2 87986 10028 10,2 

Öffentliche Dienste und 
liberale Berufe . 68616 33778 33,0 101165 46288 31,4 109616 54636 33,3 

Anstalten. 15258 27237 64,1 18783 34485 64,7 21549 43282 66,8 

Arbeitslose - - - 23767 4073 14,6 6432 2520 28,2 

-
Zusammen 1322667 479609 26,6 1416394 455280 24,3 1509328 529724 26,0 

Hauswirtschaft, Taglöhne-
rei .... ...... 8691 131659 93,8 5878 114935 95,1 5904 110700 94,9 

Im ganzen 1331358 611268 31,5 1422272 570215 28,6 1515232 640424 29,7 

1 

1 1 
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Einen Vergleich zwischen der Schweiz und andern Staaten ermöglicht die 
folgende Tabelle. 

Die Erwerbstätigen unter der Gesamtbevölkerung in einigen Staaten 

Von je 100 

Land 
männlichen 

1 
weiblichen 

1 
Gesamt-

Zähljahr 
Bevölkerung waren erwerbstätig 

Männer 
1 

Frauen 
1 

überhaupt 

Rumänien. 1930 64,0 52,0 57,9 
USSR 1926 63,8 51,6 57,5 
Bulgarien. 1934 62,2 50,7 56,5 
Finnland 1950 60,5 43,7 51,9 
Frankreich 1946 67,1 37,5 51,5 
Deutschland (Sowjet-Zone) 1946 61,0 37,3 47,4 
Polen. 1931 58,5 36,3 47,0 
Österrei~h : 1951 63,9 35,1 48,5 
Tschechoslowakei 1947 64,2 32,9 48,1 
Dänemark. 1950 64,5 32,2 48,2 
Deutschland (Bundesrepu-

blik) . 1950 63,2 31,4 46,3 
Jugoslawien. . 1953 62,8 30,8 46,3 
Grossbritannien 1931 69,0 26,9 47,0 
Schweiz. 1950 66,7 26,2 45,7 
Italien 1936 65,8 24,8 44,6 
Schweden ..... 1950 65,2 23,2 44,1 
Vereinigte Staaten . 1950 58,1 21,8 39,7 
Belgien ...... 1947 63,3 19,0 40,9 
Mexiko . 1950 56,3 8,6 32,1 

Aus diesen Zahlen geht hervor, dass die Erwerbstätigkeit der Frauen in 
der Schweiz wesentlich zurücksteht gegenüber derjenigen in kommunistischen 
Staaten, aber vergleichbar ist mit jener in Grossbritannien, in der Bundes­
republik Deutschland und in Italien, während sie diejenige in den Vereinigten 
Staaten und Belgien sogar beträchtlich übersteigt. Die Erwerbstätigkeit der 
Männer dürfte trotzdem noch etwa das Zweieinhalbfache der Erwerbstätigkeit 
der Frauen ausser:ialb der Familie betragen. Und die Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte verläuft nicht in der Richtung einer Vermehrung dieser Erwerbs­
tätigkeit der Frauen, eher im gegenteiligen Sinne. (Über die Ursachen vgl. 
Bericht <<Für die Familie>>, BBl 1944, S. 925 ff.) 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die Aufgliederung der be­
rufstätigen Frauen nach dem Zivilstand. Im Jahre 1950 waren von allen berufs­
tätigen Frauen 71 Prozent ledigen Standes, während der Prozentsatz bei den 
Männern nur 84 Prozent beträgt. Von den ledigen Frauen von 15 Jahren und 
mehr übten 72 Prozent einen Beruf aus, während von den verheirateten Frauen 
nur 10 Prozent berufstätig waren. 
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b. Im Sinne einer Lockerung der Bindung ans Haus wirkt sich die Ent­
wicklung des Staates zum Wohlfahrts- und Sozialstaat aus. 
Im Laufe dieser Entwicklung hat der Staat mehr und mehr Aufgaben über­
nommen, die früher der Familie zukamen und hauptsächlich in den Aufgaben­
kreis der Familie fielen. Zu erinnern ist hier an die Vormundschaft, welche fast 
ganz an den Staat übergegangen ist,. an die Erzie.hung und Ausbildung der 
Kinder, die Armenunterstützung, die Altersfürsorge, den Schutz der Jugend, 
die Krankenpflege, hygienische Massnahmen usw. 

Hinzu kommt die Vereinfachung der Haushaltung. Viele Produkte, 
die früher in der Haushaltung selbst hergestellt wurden - z.B. das Brot-, wer­
den heute als fertige Produkte bezogen. Die übrige Arbeit ist durch die zuneh­
mende Mechanisierung und Elektrifizierung der Haushaltung bedeutend erleich­
tert worden. Die Familie ist heute, etwa von der Bauernfamilie abgesehen, meist 
nur noch Erziehungs-, Kultur-, Erwerbs- und Konsumgemeinschaft, nicht mehr 
Produktionsgemeinschaft (vgl. Bericht <<Für die Familie>>, BBl 1944, S. 922 ff.). 

Auf diese Weise hat die Frau e1nen wesentlichen Teil ihrer Aufgaben im 
Hause verloren. Das kommt der Tendenz zur Beschäftigung ausserhalb des 
Hauses entgegen, indem die Frau neben der Haushaltung mehr Zeit hiefür zur 
Verfügung hat. Ausserdem wendet sich ihr Interesse in vermehrtem J\fasse dem 
Staate zu, der einen Teil der ihrem Wesen am besten entsprechenden Aufgaben 
übernommen hat. 

Diese Entwicklung ist nicht nur in den kommunistischen und sozialisti­
schen Staaten festzustellen, sondern auch in andern Ländern. Es bedarf wohl 
keiner näheren Nach weise dafür, dass die Schweiz diese Entwicklung mitgemacht 
hat und hinter derjenigen der mit ihr vergleichbaren Staaten keineswegs zurück­
geblieben ist. (Vgl. Bericht des Bundesrates <<FüIL' die Familie>>, BBI 1944, 
S.865, Prof. Egger: Die heutige rechtliche Lage der Familie, BBl.1944, S.1089). 

c. Aber auch die :Frau selbst ist nicht die gleiche geblieben, die sie vor 
hundert Jahren war. Vor allem ist das Niveau ihrer durchschnittlichen Bildung 
heute höher als damak Das giTit nicht nur absolut, sondern auch relativ, d.h. 
im Verhältnis zum Mann. War die Frau damals von einer über die Primarschule 
hinausgehenden Schufoildung und von der Ausbildung in einem Berufe fast 
ganz ausgeschlossen, so besteht heute kaum noch ein prinzipieller Unterschied. 
Auch tatsächlich steht ihre Ausbildung heute lange nicht mehr so weit hinter 
derjenigen des J\1anne.- zurück. Durch die Tagespresse, Zeitschriften, Bücher, 
Vorträge, Radio usw. i.st die Frau mit allen Problemen, welche die Öffentlich­
keit beschäftigen, vertrauter geworden. Zahlreiche Frauenvereinigungen tragen 
ihr möglichstes dazu bei, diese Entwicklung zu fördern. 

Es besteht wohl kein Zweifel, dass die Schweizerin auch in dieser Hinsicht 
hinter den Frauen an.derer Staaten nicht zurücksteht. Ihre Durchschnitts­
bildung ist sogar auf einer sehr hoben Stufe, wenn es auch richtig ist, dass der 
Prozentsatz der an Hochschulen studierenden Frauen seit wenigen Jahren in 
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Westdeutschland und Österreich höher ist als in der Schweiz (vgl. Lexikon der 
Frau, Bd. 1, S.1167 ff.). Während aber andere Staaten dieser Tatsache nicht 
nur im Privatrecht,, sondern auch durch die politische Gleichstellung der Frau 
Rechnung getragen haben, hat man in der Schweiz diese Konsequenz noch 
nicht gezogen. 

d. Eine bedeutungsvolle Veränderung ist seit dem Ausbruch des ersten 
Weltkrieges auch im Verhältnis der Frau zum Militärdienst eingetreten, im 
Ausland und in der Schweiz. Nach den Feststellungen im <,Lexikon der Frau>> 
(Bd. 1, S. 215 f.) war die Frau bis dahin nur in der .Verwundeten- und Kranken­
pflege tätig gewesen; in neuerer Zeit begann nunmehr ihre Eingliederung in die 
reguläre Armee. 

Voran ging England. Nachdem die Frauen freiwillige Dienste in hauswirt­
schaftlichen Arbeiten und als Fahrzeugführerinnen geleistet hatten, wurde 
schon 1916 ein weiblicher Armeehilfsdienst organisiert, aber nach Kriegsende 
wieder aufgelöst. Schon unmittelbar vor Ausbruch des zweiten Weltkrieges 
baute man den territorialen Hilfsdienst der Frauen neu auf und unterstellte ihn 
den DienstvorschJCiften des Armeegesetzes. Das Obligatorium wurde dahin 
gemildert, dass die, Frauen zwischen dem Frauenhilfsdienst und andern Formen 
des nationalen Hilfsdienstes wählen konnten. Viele Frauen wurden zur gemischten 
Fliegerabwehr eingezogen oder dienten als Ersatz von Offizieren in Spezial­
diensten (wie im Ordonnanz-, Informations-, Radar- und Verpflegungsdienst), 
oft im Ausland, sogar überseeisch. Im Jahre 1946 wurde die Errichtung eines 
selbständigen Frauencorps der regulären Armee (des Women's Royal Army 
Corps) beschlossen, das v.on Zeit zu Zeit Wiederholungskurse macht und zum 
vollen Dienst im Kriegsfall verpflichtet ist. Es handelt sich um eine Berufs­
laufbahn mit Pensionsberechtigung. Diese Truppe wird eingesetzt für Flieger­
abwehr, Verpflegung, Bureaudienst, Autotransport, Signaldienst und Magazin­
verwaltung. Die Frauen erhalten auch Offiziersrang und tragen die entsprechen­
den Titel (Oberst, Hauptmann usw.). 

Auch die USA hatten während des zweiten Weltkrieges eine grosse Frauen­
armee aufgestellt; die Angehörigen des Women's Army Corps dienten in der 
ganzen Welt. Auch in diesem Verband können Frauen Offiziersgrade erhalten. 

Über Frauentruppen verfügten während des Krieges auch Kanada, Au­
stralien, Neuseeland, Südafrika, Südrhodesien, Indien sowie Frankreich. In 
Israel werden die Frauen seit 1948 für zwei Jahre zum Armeedienst eingezogen. 

Weniger weit ging man in Deutschland, von der Auffassung ausgehend, 
dass der Krieg eine Angelegenheit der Männer sei. Den Frauen wurden hier 
keine eigentlichen Kampfaufgaben, sondern nur Hilfsfunktionen zugewiesen, 
sei es als im Heer eingeteilte und uniformierte Krankenschwestern, Tele­
phonistinnen, Telegraphistinnen, Sekretärinnen usw., oder als nicht militärisch 
organisierte Helforinnen. Der bloss freiwillige Hilfsdienst der Frau ging von 
Finnland aus, wo die Lottas eine besondere Rolle spielten. Andere Staaten, 
namentlich nordüiche, folgten diesem Beispiel. 
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Dagegen hat Sowjetrussland die Gleichstellung der Frau mit dem Manne 
auch hinsichtlich der Pflichten, insbesondere der Militärdienstpflicht, konse­
quent durchgeführt. In der Roten Armee wurden die Frauen sogar zum eigent­
lichen Frontdienst als Kämpferinnen herangezogen. Sie dienten als Pilotinnen, 
Fallschirmspringerinnen, Panzerfahrerinnen, Maschinengewehr- oder Flab, 
schützen oder sogar als Kavalleristinnen. Nach dem Kriege wurde die Dienst­
pflicht ·der Frau zwar ebenfalls obligatorisch, der eigentliche Waffendienst aber 

· fakultativ gestaltet. In Sowjetrussland trägt die :E'rau die gleiche Uniform wie 
der Mann und kann die Frauenakademie besuchen. 

Diese Einschaltung der Frau in die Landesverteidigung, namentlich aber 
die Tatsache, dass sie sich im Kampfe gegen den Feind für ihr Vaterland ein­
gesetzt hatte, konnte nicht olme Einfluss auf die Gestaltung ihrer politischen 
Rechte bleiben. 

Auch in der Schweiz begann während des zweiten Weltkrieges die lp.­
anspruchnahme der Frauen tür die Landesverteidigung durch die Schaffung des 
Frauenhilfsdienstes. Da man aber die Frauen - zum Teil gerade mit Rücksicht 
auf das Fehlen ihres Stimmrechts - nicht mit neuen und schwerwiegenden 
Pflichten gegenüber dem Staat belasten wollte, wurde dieser auf der Basis der 
Freiwilligkeit aufgebaut. Ferner wurden, um eim, Militarisierung der Frauen 
nach Möglichkeit zu vermeiden, dem FHD nicht spezifisch militärische Aufgaben 
zugewiesen, sondern sofohe, die dem Wesen der Frau besser angemessen sind. 
So gehören zu seinen Aufgaben namentlich Fliegerbeobachtungs-, Melde-, 
Magazin-, Publizitäts-, Verbindungs-, Motorwagen-, Luftschutz-, Sanitäts-, 
Koch- und Fürsorgedienst. Durchschnittlich standen. 20 000 Frauen im Dienst. 
Im FHD leisteten die Frauen einen erheblichen Beitrag an die Verteidigung 
unseres Landes, indem eine entsprechende Anzahl dienstpflichtiger Männer für 
militärische Zwecke im engern Sinne freigemacht werden konnte. Es ist noch 
in lebhafter Erinnerung, dass die Frauen sich mit patriotischer Freude in diesen 
Dienst gestellt und ihn opferbereit und mit grossem Geschick versehen haben. 
Ebenso schwer fällt ins· Gewicht, was die Frauen während des Krieges hinter 
der Front in Haus und Hof, am Pflug, in der Fabrik, im Gewerbe, im Bureau, 
im zivilen Hilfsdienst und sonstwo für die Ernährung des Volkes und der Armee, 
in der Wehrmannshilfe, in der Internierten- und Flüchtlingsfürsorge und in 
andern Werken für die Unabhängigkeit und die Wohlfahrt des Landes geleistet 
haben. · 

Die l!1rauen haben damit den Dank des Vaterlandes verdient. Obschon 
es richtig ist, dass die eigentliche Wehrpflicht auch in Zukunft nur die 
Männer trifft, spricht diese Tatsache doch zugunsten des Frauenstimmrechts. 
Denn die Frauen haben damit nicht nur an Lebenserfahrung gewonnen, 
sondern auch ihren Willen, für die Gemeinschaft einzustehen, unter Beweis ge­
stellt. Dass sie das freiwillig taten, kann den Wert der Leistung nur erhöhen. 

In jüngster Zeit ist die Frage des Beitrages der Frauen an die Landesver­
teidigung in ein neues Stadium getreten. Mit Botschaft vom 15.Mai 1956 (BBl 
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1956 I 1089 ff.) ha,t nämlich der Bundesrat die Ergänzung der BV durch einen 
Artikel 22b1s über den Zivilschutz vorgeschlagen. In Absatz 4 desselben soll be­
stimmt werden: <<Die Schutzdienstpflicht darf nur durch ein Bundesgesetz oder 
durch einen Bundesbeschluss geordnet werden, für welchen die Volksabstim­
mung verlangt werden kann.>> Wie die Botschaft bemerkt, soll es dem Bundes­
gesetz überlassen werden, darüber zu entscheiden, ob die Frauenausschliesslich 
als Freiwillige beigezogen oder zu gewissen Diensten (z.B. Hauswehr) verpflich­
tet werden sollen„ Eine obligatorische Dienstpflicht wurde also nur mit Be­
schränkung auf die Hauswehr in Aussicht genommen. Die Bundesversammlung 
hat am 21. Dezember 1956 beschlossen, ein derart beschränktes Obligatorium 
in die Verfassung selbst aufzunehmen. · 

Diese Beschlüsse haben bei den Frauen eine geteilte Aufnahme gefunden. 
Während nämlich ein Teil (wie z.B. die Arbeitsgemeinschaft <<Frau und Demo­
kratie>>, sowie die Präsidentin des Schweizerischen gemeinnützigen Frauen­
vereins) sich zu diesen positiv eingestellt haben, stiessen diese Beschlüsse bei 
andern auf Widerstand. So haben der Bund schweizerischer Frauenvereine und 
der Schweizerische katholische Frauenbund erklärt,. dass sie für die völlige 
Freiwilligkeit der Dienstleistungen der Frauen im Zivilschutz eintreten und das 
Obligatorium auch dann ablehnen müssen, wenn es auf die Hauswehr beschränkt 
bleibe. Zur Begründung machten sie folgendes geltend: Nachdem der Schweizer­
frau die Aktivbürgerrechte noch immer vorenthalten werden, sei eine Erweite­
rung ihrer gesetzlichen Pflichten nach dem Grundsatz der Rechtsgleichheit 
nicht zulässig; da die Frauen nicht die Möglichkeit haben, zu dieser Dienstpflicht 
mit dem Stimmzettel Stellung zu nehmen, bleibe nur der Weg der Freiwillig­
keit: Es müsse jeder Frau die Wahl gelassen werden, sich für den Dienst an­
zumelden oder ihre Mithilfe zu versagen. Beide Frauenvereinigungen geben aber 
ihrer Überzeugung Ausdruck, dass sich die Schweizerfrauen ihrer Verpflichtung 
gegenüber dem Vaterlande bewusst seien und den Hauswehren und übrigen 
Organisationen des Zivilschutzes in grosser Zahl freiwillig beitreten werden. 

Nachdem derart der Hauswehrdienst der Frauen mit dem Frauenstimm­
recht verknüpft worden ist, muss zu dieser Frage hier kurz Stellung genommen 
werden. Dies urnsornehr, als die Mitgliederzahl der beiden Verbände fast 40% 
aller Frauen umfasst, denen das Frauenstimmrecht zugedacht ist. Wie in der 
erwähnten Botschaft bemerkt wird, bildet der Zivilschutz neben der Armee und 
der wirtschaftlichen Kriegsvorsorge einen der drei Hauptpfeiler unserer Landes­
verteidigung. Damit ist vor allem gesagt, dass der Zivilschutz kein Militär­
dienst ist. Was also den Frauen mit dem Obligatorium des Hauswehrdienstes 
zugemutet wird, ist nicht etwa die Erfüllung der Wehrpflicht im Sinne von 
Artikel 18 BV. Vielmehr ist es, wie schon der Name sagt, ein bloss ziviler Dienst. 
Er ist Selbstschutz des Bürgers, der auch im Gemeinschaftsinteresse liegt und 
daher vorn Staat nötigenfalls muss erzwungen werden können. Die Auf­
fassung, dass nach dem Grundsatze der Rechtsgleichheit nur jener zur Dienst­
leistung verpflichtet werden könne, der mit dem Stimmzettel zu ihr habe 
Stellung nehmen können, ist irrtümlich. 
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Das von der Bundesversammlung beschlossene Obligatorium beschränkt 
sich auf die Hauswehr, die mit der Tätigkeit der Hausfrau auf das engste zu­
sammenhängt und diese nicht nötigt, sich ausserhalb des Hauses einzusetzen. 
Weiterzugehen, und auch diesen wichtigen Zweig der Landesverteidigung bloss 
auf den Zufall freiwilliger Dienstleistungen aufzubauen, könnte nicht verant­
wortet werden. Ausserdem würde eine solche Lösung, bei welcher nur die Hilfs­
bereiten Opfer bringen würden, nicht der Billigkeit entsprechen. Ein Miss­
trauensvotum gegenüber den Frauen ist darin ebensowenig zu erblicken, als 
man das Obligatorium der Militärdienstpflicht der Männer als Misstrauen gegen­
über den Männern deuten kann. 

In der Eingabe der beiden Frauenverbände wird betont, dass die Schwei­
zerfrauen sich ihrer Verpflichtung gegenüber dem Vaterland auch bezüglich 
des Hauswehrdienstes bewusst sind. Daran zu zweifeln besteht keine Veran­
lassung. Nach den bisherigen Erfahrungen darf vielmehr damit gerechnet wer­
den, dass die grosse Mehrzahl der Frauen sich für das Vaterland einsetzen wird, 
wenn es in Gefahr sein wird. Das vermag aber einen Verzicht auf das Obliga­
torium des Hauswehrdienstes der Frauen nicht zu rechtfertigen. Nach dem Ge­
sagten dürfte es indessen klar sein, dass die Verknüpfung dieses Obligatoriums 
mit dem Frauenstimmrecht von einer irrtümlichen Auffassung ausgeht. Dass 
die in den Hauswehien verlangte Teilnahme an der Landesverteidigung keine 
unbillige Zumutung an die Frauen ist, wird wohl auch von der grossen Mehrheit 
der Frauen anerkannt werden. 

Im gesamten gesehen ergibt sich, dass bei uns eine wesentliche Veränderung 
in der Stellung der Frauen zum Staat auch in dor Richtung eingetreten ist, 
dass ihr Beitrag an die Landesverteidigung erheblich grösser ist als vor hundert 
Jahren. Dagegen leistet die Schweizerin keinen obligatorischen Militärdienst 
im Gegensatz zu den Prauen vieler anderer Staaten. Ihre Leistungen sind ent­
weder freiwillig oder beziehen sich nur auf die zivile La,ndesverteidigung. Ob 
das genügt, um dem gegen das Frauenstimmrecht gerichteten Einwand zu be­
gegnen, dass die Frauen keinen Militärdienst leisten, wird an anderer Stelle zu 
prüfen sein (vgl. S. 740f.). 

8. Zu Unrecht ist hingegen versucht worden, die Einführung des Frauen­
stimmrechts als eine völkerrechtliche Verpflichtung der Schweiz hin­
zustellen. Eine solche besteht weder auf Grund der Satzungen der UNO noch 
kraft allgemeinen Völkerrechts. Zwar haben die Satzungen der Vereinigten 
Nationen vom 26. Jun:. 1945 den Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau ausdrücklich ausgesprochen (Abs. 2 der Präambel, Art.1, Ziff. 8, Art. 8), 
und in der Konvention über die politischen Rechte der Frau, vom 20. Dezember 
1952, ist er bestätigt und im einzelnen festgelegt worden. Die Schweiz ist aber 
dieser Konvention nicht beigetreten. Auch aus dem allgemeinen Völkerrecht 
lässt sich eine solche Verpflichtung nicht ableiten, obwohl die meisten Staaten 
das Frauenstimmrecht kennen. Darüber lässt auch das Gutachten von Professor 
Kägi (S. 81 ff.) ke}Ile Zweifel bestehen. 
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4. Den grössten Nachdruck legen die Befürworter des Frauenstimmrechts 
auf den Gesichtspunkt der Gerechtigkeit, der Rechtsgleichheit 
und der Demokratie. Es ist in der Tat auffallend, dass gerade die Schweiz, 
welche die Demokratie am stärksten ausgebaut hat, das Frauenstimmrecht als 
fast einziger Staat in Europa noch nicht kennt. Man fragt sich auch: Ist es nicht 
ungerecht, den Frauen trotz der seit der Gründung des Bundesstaates einge­
tretenen Entwicklung das Aktivbürgerrecht noch immer vorzuenthalten und 
sie an der Bildung des Staatswillens nicht teilnehmen,zu lassen? Verlangt nicht 
insbesondere die Rechtsgleichheit, die zu den Grundpfeilern unseres Staates 
gehört, dass die Frauen, nachdem sie weitgehend die gleichen Pflichten haben 
wie die Männer, auch die gleichen politischen Rechte erhalten? Diese-Frage hat 
vor allem das Gutachten von Professor Dr. Kägi (S.48 ff.) in sehr gründlicher 
Weise erörtert. 

· a. Die Aufgabe jeder staatlichen Organisation ist die Verwirklichung der 
Rechtsidee, d.h. der Gerechtigkeit. Die Frage <<was ist Gerechtigkeit?>> be­
antwortet jeder Staat für seine Rechtsunterworfenen selbst, indem er wenigstens 
die grundlegenden Prinzipien in seiner Verfassung niederlegt. Im demokrati­
schen Staat ist die Gerechtigkeit an zwei Grundsätzen orientiert: an der Frei­
heit des einzelnen Menschen und an der Rechtsgleichheit. Beide hängen unter 
sich zusammen, da sie gemeinsam auf der Vorstellung der allgemeinen Würde 
des Menschen als vernunftbewusstes Wesen beruhen. Sie treten also der Gerech­
tigkeit nicht als selbständige Postulate gegenüber, sondern sind ihre Grundlagen. 
Die Frage stellt sich demnach so, ob- das Fehlen des Frauenstimmrechts gegen 
die individuelle Freiheit oder die Rechtsgleichheit verstosse und dadurch das 
Gebot der Gerechtigkeit verletze. Mit der Beantwortung dieser beiden Fragen 
ist auch die Antwort auf die Frage gegeben, ob der den;iokratische Gedanke die 
Einführung des Frauenstimmrechts verlange. Denn die Demokratie will nichts 
anderes, als dass die Gerechtigkeit im Sinne der Freiheit und der Rechtsgleich­
heit, wie sie von der Mehrheit der Mitglieder der Gemeinschaft verstanden wird, 
sich verwirkliche. 

b. Die Rechtsgleichheit, die im Stoizismus und im Christentum wurzelt, 
ist bei uns nicht ein blosses Gebot der Naturrechte geblieben, sondern als posi­
tive Vorschrift in unsere Verfassung aufgenommen worden. Artikel 4 der Bundes­
verfassung erklärt eindeutig und vorbehaltlos: <<Alle Schweizer sind vor dem 

· Gesetze gleich.>> Er fügt allerdings bei: <<Es gibt in der Schweiz keine Unter­
tanenverhältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien oder Per­
sonen.>> Und es mag auffallen, dass hier vom Unterschied des Geschlechts nicht 
die Rede ist, im Gegensatz zu den modernen Verfassungen verschiedener Staaten. 
In Betracht fällt ferner, dass nach andern Bestimmungen der Verfassung unter 
der Bezeichnung << Schweizer>> nur der Mann, nicht auch die Frau gemeint ist. 
So z.B. in Artikel 18 betreffend die Wehrpflicht und in Artikel 74 betreffend das 
Stimm- und Wahlrecht. Es kann aber. doch kein Zweifel darüber bestehen, dass 
in Artikel 4 BV (ähnlich wie etwa in den Artikeln 43 ff., 56, 59 ff.) diese Bezeich­
nung auch die Schweizerin umfasst; kann doch sogar der im Ausland wohnhafte 
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Ausländer ohne Rücksicht auf Staatsverträge sich gestützt auf Artikel 4 BV 
wegen Rechtsverweigerung ans Bundesgericht we:aden (BGE 40 I 15). 

Es ist ferner unbestritten, dass diese Vorschrift nicht nur den Richter und 
die':Verwaltung, sondern auch die gesetzgebenden Behöräen de.s Bundes und 
detKantone bindet. In den Kantonen reicht diese Geltung allerdings weiter 
als im Bund. Dort ist selbst der Verfassungsgesetzgeber, somit auch das Volk, 
an den Grundsatz der Rechtsgleichheit gebunden (vgl. Art.6 BV), wie das 
Bundesgericht in einer reichhaltigen und konsequenten Praxis festgestellt hat. 
In der Eidgenossenschaft geht dieses Gebot aber nicht über den Rahmen der 
Gesetzgebung im engern Sinne (Bundesgesetz und Bundesbeschluss) hinaus. 
Denn der Gesetzgeber der Bundesverfassung ist nicht an sein eigenes Gebot 
gebunden, da ja die Bundesverfassung (nach Art.118) <<jederzeit ganz oder teil­
weise>> revidiert werden kann. Damit stehen wir neuerdings bei der viel um­
strittenen Frage nach den materiellen Schranken der Bundesverfassung, die 
wir im Bericht über die <<Rheinau-Initiative>> vom 4. Mai 1954 (BBl 1954 
I S. 740 ff.) einlässlich erörtert haben. Entgegen d.er vielfach vertretenen Auf­
fassung, dass es verfassungsbeständige, ewige Rechte gebe - zu denen zweifellos 
der Grundsatz der Rechtsgleichheit gehören würde-, haben wir den Standpunkt 
vertreten, dass es keine materiellen Schranken unseres positiven Verfassungs­
rechts gibt. Die beiden Räte haben sich dieser Ansicht angeschlossen. Und es 
besteht trotz den dagegen erhobenen Einwendungen keine Veranlassung, von 
der damals geäusserten Auffassung abzugehen. Auch eine Auseinandersetzung 
mit den bezüglichen Ausführungen im Gutachten von Professor Kägi (S.8 und 
46) wfu;de an dieser Stelle zu weit führen. Demnach ist davon auszugeben, dass 
die Rechtsgleichheit a!:s positives Recht nur unter den in der Bundesverfassung 
selbst enthaltenen Vorbehalten Geltung bat. Das bedeutet, dass Artikel 74 BV, 
welcher die Frauen vom Stimm- und Wahlrecht ausschliesst, nicht im Wider­
ßpruch steht zu Artikel 4, we.lcher die Rechtsgleichheit statuiert. Andernfalls 
hätten auch der Jesnitenartikel (51) µnd das Verbot der Errichtung neuer 
Klöster (Art. 52) vor Artikel 4 keinen Bestand (vgl. Art. 75). Auch der Umstand, 
dass die Verhältnisse sich gewandelt haben, vermag daran nichts zu ändern .. 
Deshalb ist die Einführung des Frauenstimmrechts nur auf dem Wege einer 
Verfassungsänderung möglich, wie an anderer Stelle näher auszuführen sein 
wird. Die Bundesverfassung geht in dieser Richtung sogar noch weiter und gibt 
nicht einmal dann ein Rechtsmittel, wenn ein Bundesgesetz oder ein allgemein 
verbindlicher Beschluss die Rechtsgleichheit verle1;zt. Solche Erlasse sind (ge­
mäss Art.118, Abs.8) für das Bundesgericht trotzdem massgebend. 

Die Feststellung, dass das positive Verfassungsrecht vom Grundsatz der 
Rechtsgleichheit abweiche und dessen Geltung rechtswirksam einschränken 
könne, schliesst aber nicht aus, dass die Rechtsgleichheit als ein Gebot des 
Naturrechts gilt und sogar den Gesetzgeber der Bundesverfassung, d.h. Volk 
und Stände, verpflichtet. Das gilt freili<;h nicht mit der Kraft eines positiven 
Rechtssatzes. Weder ist das Gebot des Naturrechts als solches rechtlich er­
zwingbar, noch hängt von seiner Beachtw1g die Gültigkeit eines Rechtssatzes · 
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ab. Es handelt sich vielmehr um eine Gewissensfrage, die sich der einzelne 
Stimmberechtigte vorzulegen hat. 

Die Rechtsgleichheit, als Ausfluss des Naturrechts, ist aber weit davon ent­
fernt, ein bloss formales Prinzip zu sein, welches die absolute und formale 
Gleichbehandlung aller Menschen verlangen würde. Das wäre mit der Idee der 
Gerechtigkeit nicht vereinbar. Es wäre vielmehr ihre Verneinung und müsste 
zu einer Vermassung führen, die dem Grundsatz der persönlichen Freiheit wider­
sprechen würde. Auch aus der Vorstellung der allgemeinen und im Prinzip 
gleichen Würde aller Menschen lässt sich das nicht ableiten. Der Idee der Ge­
rechtigkeit entspricht vielmehr nur die sog. materielle Rechtsgleichheit, 
d.h. die Gleichbehandlung aller Rechtsunterworfenen unter gleichen Voraus­
setzungen. Das bedeutet, dass Gleiches gleich, Ungleiches aber ungleich behandelt 
werden muss, wie das Bundesgericht in der umfangreichen Praxis zu Artikel 4 
BV dargetan hat. Die Gleichbehandlung ungleicher Tatbestände verletzt also 
die Rechtsgleichheit ebenso wie die Ungleichbehandlung gleicher Tatbestände. 

Ungleiche Tatbestände dürfen also nicht bloss, sondern sie sollen - im 
Rahmen der Rechtsgleichheit - rechtlich ungleich behandelt werden. Das gilt 
im Prinzip auch für das Stimmrecht; nur spielen hier die Interessen der Gemein­
schaft noch mit. Freilich kann die Rechtsordnung nicht jede tatbeständliche 
Verschiedenheit berücksichtigen. Vielmehr vermögen nur erhebliche Unter­
schiede eine unterschiedliche rechtliche Behandlung zu begründen. Was er­
heblich ist, bestimmt sich dabei nach den im Zeitpunkt des Erlasses eines 
Rechtssatzes bestehenden Verhältnissen und der in jenem Moment massgebenden 
Auffassung von Recht und Gerechtigkeit. 

Der eidgenössische Verfassungsgesetzgeber steht deshalb heute vor der 
Frage, ob die Ausschliessung der Frauen von den politischen Rechten auch unter 
den veränderten Verhältnissen und bei den veränderten Auffassungen mit dem 
Grundsatz der Rechtsgleichheit vereinbar sei, d. h. ob die Verschiedenheit des 
Geschlechts noch immer als erheblich genug angesehen werden müsse, um die 
Zurücksetzung der Frauen in den politischen Rechten zu rechtfertigen, oder ob 
die Gleichstellung der Geschlechter heute als ein Gebot der Gerechtigkeit zu 
gelten habe. 

Die Tatsache, dass die meisten Staaten von der politischen Rechtlosigkeit 
der Frau zu ihrer Gleichberechtigung mit dem Manne übergegangen sind und das 
sog. Erwachsenenstimmrecht eingeführt haben, beweist, dass nach dem dortigen 
allgemeinen Rechtsbewusstsein das weibliche Geschlecht nicht mehr als ein 
hinreichender· Grund für eine Schlechterstellung der Frau in den politischen 
Rechten angesehen wird. So beachtlich aber diese Tatsache ist, berechtigt sie 
doch - wie bereits festgestellt wurde - noch nicht zum Schluss, dass die Rechts­
gleichheit die Einführung des Frauenstimmrechts in der Schweiz verlange. 
Denn diese Frage ist ausschliesslich nach.den schweizerischen Verhältnissen 
zu beurteilen. 

Es kann nun aber kein Zweifel darüber bestehen, dass seit dem Jahre 1874, 
als der Ausschluss der Frauen von den politischen Rechten in der· revidierten 
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Bundesverfassung bestätigt wurde, die Stellung der Frau in Familie, Gesellschaft 
und Wirtschaft auch bei uns eine wichtige Wandlung durchgemacht hat. Das 
gleiche gilt auch von der Frau selbst (hinsichtlich Bildung, Erfahrung und Be­
tätigung in der Öffentlichkeit) und von ihrer E:nstellung zur Gemeinschaft. 
Diese rein tatsächliche Emanzipation, die der Gesetzgebung vorauseilt, ist in der 
Schweiz in mancher Hinsicht sogar weiter vorgeschritten als anderswo, in anderer 
allerdings weniger weit. So vereinigt die Schweizerin jene Eigenschaften und 
sonstigen Voraussetzungen, die für die Ausübung der politischen Rechte von 
Bedeutung, zum Teil unerlässlich sind, heute in mindestens ebenso hohem Masse, 
wie sie ihre Schwestern im Ausland damals besassen, als sie das Stimmrecht er­
hielten. Das .gilt vor allem für die allgemeine Schulbildung, die Erziehung, den 
Charakter, die Urteilskraft, die allgemeine Lebenserfahrung und insbesondere 
die Vertrautheit mit politischen Fragen. Dies kommt schon in der zivilrechtlichen 
Stellung zum Ausdruck, die das Zivilgesetzbuch der Frau eingeräumt hat, und 
die ihrerseits eine grössere Selbständigkeit der Frau in der Familie und im 
Zivilleben überhaupt und vermehrtes gesellschaftliches Ansehen bewirkte. Aber 
auch die Eingliederung in den Wirtschaftsprozess und die daraus sich ergebende 
Verselbständigung lässt sich wenigstens mit derjenigen einzelner Nachbar­
staaten vergleichen. Dagegen geht die militärische Inanspruchnahme der Prauen 
bei uns nicht über die Freiwilligkeit hinaus. Ihre freiwilligen Leistungen dürften 
trotzdem gegenüber jenen der Frauen einzelner anderer Staaten kaum zurück­
stehen. Im übrigen hat sich aber die Angleichung der Frau an den Mann, ins­
besondere im Sinne ihrer V ermännlichung, in der Schweiz - man darf schon 
sagen glücklicherweise - noch nicht so weit durchsetzen können wie in vielen 
andern Staaten. Das ist wohl - neben dem Fehlen eines eigentlichen Kriegs­
erlebnisses, dem hohen Lebensstandard in der Schweiz und den besonderen 
Schwierigkeiten unserer Demokratie - einer der Gründe, aus denen das Frauen­
stimmrecht bisher bei uns noch wenig Anklang gefunden hat. 

Als Ergebnis dieser Erörterungen ist festzuhalten, dass auf Seite der Frauen 
die Gründe, welche bisher ihre Fernhaltung von politischen Dingen gegenüber 
dem Postulat der Rechtsgleichheit zu rechtfertigm1 vermochten, auch in der 
Schweiz zur Hauptsache weggefallen sind. Die Einführung des Frauenstimm­
rechts würde überdies - wie im Gutachten Kägi (8.19 ff.) ausgeführt wird - in 
der Linie der logischen Weiterentwicklung unserer Bundesverfassung liegen. 
Dagegen fragt es sich, ob nicht die verbleibenden Unterschiede zwischen Frau 
und Mann so erheblich sind, dass der Ausschluss der Frau vom St~mmrecht auch 
weiterhin mit dem Grundsatz der Rechtsgleichheit vereinbart werden kann, 
und ob nicht Rücksichten auf das Wohl der Gesamtheit der verlangten Neuerung 
selbst dann entgegenstehen würden, wenn diese u::1ter dem Gesichtspunkt der 
Rechtsgleichheit und der Gerechtigkeit begründet wären. Das wird bei der Er­
örterung der gegen das Frauenstimmrecht erhobenen Einwendungen im einzel­
nen noch zu prüfen sein. Im übrigen ist auf die aufachlussreichen Ausführungen 
im Gutachten Kägi (S. 7 ff. und 48 ff.) zu verweisEm. 
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c. Zu der Freiheit des Individuums, welche der demokratische Staat 
dem Menschen gewährleistet, gehört neben den Freiheitsrechten vom Staat, 
d.h. den Freiheitsrechten im engern Sinne (wie Presse-, Versammlungs-, Ver­
eins-, Glaubens- und Gewissensfreiheit), die Freiheit im Staat, d.h. die politische 
Freiheit, nach welcher die staatliche Herrschaft im Prinzip der Gesamtheit der 
Bürger zusteht. Diese Gesamtheit bildet hier den Souverän. Jeder Mensch soll 
nach demokratischer Auffassung nur einem Recht unterstehen, an dessen Bil­
dung er selbst Anteil zu nehmen Gelegenheit hat, in freier Ausübung des Stimm­
und Wahlrechts. Darin kommt sein Anteil an der Souveränität zum Ausdruck. 
Deshalb wird dieses Recht berechtigterweise als die Wurzel der Demokratie 
bezeichnet. Dieses sog. Selbstbestimmungsrecht zählt heute zu den allgemein 
anerkannten Menschenrechten. Der vollen politischen Freiheit wird also nur 
teilhaftig, wer dieses Recht besitzt: der Aktivbürger. 

Nun ist es ein Postulat dieser demokratischen Freiheit, des demokra­
tischen Gedankens, dass der Kreis der Personen, welche an der staatlichen 
Herrschaft, insbesondere an der Willensbildung im Staat, teilhaben, möglichst 
gross sei. Die Demokratie ist umso ausgeprägter,' je grösser dieser Kreis der 
Stimmberechtigten und je geringer die Zahl der von dieser Mitwirkung Aus­
geschlossenen ist. Möglichste Identität der Regierenden und der Regierten ent­
spricht. dem Ideal der Demokratie. Das Wort Jakob Burckhardts, der Klein­
staat sei dazu da, damit es einen Fleck Erde gebe, auf dem möglichst viele 
Menschen eine möglichst grosse Freiheit geniessen, hat diesen demokratischen 
Gesichtspunkt im Auge. In der Demokratie soll deshalb das Stimm- und Wahl­
recht nach Möglichkeit allen im Inland wohnhaften Staatsbürgern zustehen, 
welche fähig und würdig sind, die mit ihm verbundenen Aufgaben zu erfüllen. 

Das setzt vor allem die Fähigkeit zur politischen Willensbildung voraus. 
Das Stimm- und Wahlrecht wird daher von der Erreichung eines bestimmten 
Mindestalters (im Bund vom erfüllten 20. Lebensjahr) abhängig gemacht. 
Anderseits bestehen bestimmte Ausschliessungsgründe. Ausgeschlossen sind 
jene Personen, die in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt sind. Von 
bundesrechtswegen wird diese Einstellung verfügt bei Verurteilung zu Zucht­
haus und bei Einweisung von Gewohnheitsverbrechern in eine Verwahrungs­
anstalt; und sie kann verfügt werden bei Verurteilung zu Gefängnis, wenn die 
begangene Tat eine ehrlose Gesinnung bekundet (Art.52 StGB). Die Kantone 
sind ferner ermächtigt, die Einstellung auch gegenüber Konkursiten und frucht­
los Gepfändeten anzudrohen, wenn diese ein erhebliches Verschulden trifft. Eben­
so können die Kantone die Einstellung als Nebenstrafe im Verwaltungs-, Pro­
zess- und Steuerstrafrecht statuieren (Art. 335 StGB). Praktisch von Bedeutung 
ist dabei namentlich das Wirtshausverbot. Endlich werden vom Stimm- und 
Wahlrecht durch das kantonale Recht jene Personen ausgeschlossen, welche die 
nötigen Fähigkeiten und Eigenschaften zur Besorgung ihrer eigenen Angelegen­
heiten nicht besitzen. So die aus bestimmten Gründen (z. B wegen Geisteskrank­
heit und Geistesschwäche, strafrechtlicher Verurteilung, zum Teil auch wegen 
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Verschwendungssucht) Bevormundeten. Auch Armengenössigkeit und mangelnde 
persönliche Unabhängigkeit gehören in manchen Kantonen zu den Ausschlies­
sungsgründen. Die auf Grund des kantonalen Rechts erfolgten Ausschliessungen 
vom Aktivbürgerrecht gelten (nach Art. 2 des BG vom 19. Juli 1.872 betreff~nd 
eidgenössische Wahlen und Abstimmungen) auch für Abstimmungen und 
Wahlen im Bund. 

Vom Stiµim- und Wahlrecht sind aber nach unserem geltenden Recht auch 
die Frauen ausgeschlossen. Vor dem ersten Weltkrieg entsprach dies dem all­
gemeinen Rechtsbewusstsein und galt auch in den demokratischen Staaten. In 
der Schweiz wurde diese Ordnung sowohl bei der Einführung des Bundesstaates 
wie bei der Totalrevision der Bundesverfassung als so selbstverständlich betrach­
tet, dass man nicht für nötig fand, es in der Verfassung zum Ausdruck zu bringen. 
Nachdem die meisten Staaten inzwischen zum Erwachsenenstimmrecht über­
gegangen sind, wird die Frage aufgeworfen, ob die Einführung des Frauenstimm­
rechts auch bei uns heute nicht ein Gebot der Demokratie sei. 

Nach dem Gesagten besteht kein Zweifel darüber, dass diese Frage im 
Prinzip bejaht werden muss. Nach den Feststellungen des Statistisch~n Amtes 
sind heute nur 42,8 Prozent der erwachsenen Bevölkerung, d. h. bloss eine Minder­
heit des Volkes, stimmberechtigt. Mit der Einführung des Frauenstimmrechts 
dürfte die Zahl der Stimmberechtigten wenigstens die Mehrheit der Gesamt­
bevölkerung ausmachen. Es kann nicht im Sinne des demokratischen Gedankens 
liegen, dass die Hälfte der erwachsenen Bürger von der aktiven Bürgerschaft 
ausgeschlossen wird, obwohl sie die für die Männer aufgestellten Voraussetzungen 
erfüllt und keiner der erwähnten Ausschliessungsgründe vorliegt. Denn, dass 
diese Ausschliessungsgründe bei den Frauen in grösserem Umfang gegeben 
wären als bei den Männern, wird wohl von niemandem behauptet. Wenn die 
Einführung des allgemeinen Stimm- und .Wahlrechts sich damals trotzdem auf 
die Männer beschränkte, so geschah das in der Meinung, dass damit dem demo­
kratischen Gedanken Genüge getan sei. Unter dem Staat verstand man damals 
eben nur den Männerstaat. Man hielt es selbst auf Seiten der Frauen als selbst­
verständlich, dass die Politik ausschliesslich Sache der Männer sei, wie das auch 
für das Kriegshandwerk zutraf, das man als das Korrelat dazu betrachtete. 
Deshalb erschien es undenkbar, dass die Frauen ·- abgesehen von wenigen 
Einzelgängerinnen - sich für politische Dinge interessieren oder gar Anspruch 
darauf erheben könnten, im Staate mitzureden und mitzuwirken. Das ging so­
weit, dass man die Frage des Frauenstimmrechts nicht einmal diskutierte. Zu 
dieser Einstellung dürfte eine Reihe von Auffassungen und Überlegungen mit.­
gewirkt haben, über die das Ausland inzwischen hinweggeschritten ist, die aber 
bei uns heute noch der Einführung des Frauenstimmrechts entgegengehalten 
werden. Die vorliegende Botschaft wird an anderer Stelle sich mit diesen Ein­
wendungen befassen und zu prüfen haben, ob sie bei uns noch heute, trotz der 
inzwischen eingetretenen Änderungen, Grund genug sind, um auf diesen Aus­
bau der Demokratie zu verzichten. Der Gemeinschaftsgedanke, von dem die 
Demokratie lebt, würde, wie das Gutachten Kägi (S.58 ff.) mit Recht hervor-
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hebt, durch die Einführung des Frauenstimmrechts eine wesentliche und sehr 
erwünschte Vertiefung bringen. 

Schon an dieser Stelle ist aber noch auf zwei Punkte hinzuweisen. Wenn 
es auch richtig ist, dass durch die Einführung des Frauenstimmrechts unsere 
Demokratie auf eine breitere Basis gestellt und in dieser Hinsicht vervollständigt 
würde, so darf daraus doch nicht der Schluss gezogen werden, dass die Schweiz 
heute im Vergleich zu andern Staaten nur eine halbe Demokratie sei, und dass 
sie es bleibe, solange die Frauen nicht die vollen politischen Rechte erhalten. 
Der Verzicht auf diese Verbreiterung der Basis, zu der andere Staaten überge­
gangen sind, wird weit mehr als aufgewogen durch die Vertiefung unserer Demo­
kratie und durch die Intensität ihrer Betätigung, die sie nicht nur von den Schein­
demokratien unterscheidet. Das kommt weitgehend auch den Frauen zugute. 
Einmal ist der indirekte Einfluss, den die Frau durch ihren Mann, ihren Sohn 
oder ihren Bruder auf den Staat ausübt, dadurch wirksamer. Sodann werden 
dadurch auch jene Funktionen bedeutungsvoller, die ihr heute schon - wenn auch 
in sehr beschränktem Masse - als Mitglied von Kommissionen, Gerichten und in 
sonstiger Eigenschaft zukommen. Alles in allem genommen kann kaum gesagt 
werden, dass die Schweizerin sich politisch schlechter stelle als die meisten 
Ausländerinnen. Das kommt denn auch darin zum Ausdruck, dass das Schweizer­
bürgerrecht nicht nur bei den Sch~eizerinnen, sondern auch bei Ausländerinnen 
hoch im Kurse steht. 

Ein weiterer Gesichtspunkt darf ebenfalls nicht übersehen werden. Die Ein­
führung des allgemeinen Wahlrechts unter den Männern war nämlich das Ziel 
und das Ergebnis heftiger Kämpfe zwischen den sozialen Klassen. Die Frauen 
bilden aber unter sich nicht eine besondere soziale Klasse im gleichen Sinne. 
Sie sind vielmehr in allen sozialen Klassen vertreten, ,fast genau in der gleichen 
Proportion wie die Männer. Was die Männer für ihre soziale Stellung erzielen, 
insbesondere der Anteil am gesamten Volkseinkommen, davon profitieren die 
Frauen ungefähr in gleichem Masse. Deshalb ist die politische Zurücksetzung 
der Frau, wie Max Huber feststellt, weniger eine _soziale Ungerechtigkeit, als 
eine Verkennung ihrer menschlichen Würde. Dagegen ist es richtig, dass die 
Frauen auch als solche beim Staate gemeinsame Interessen anzumelden haben, 
die jenen der Männer gegenübertreten. Diese Gegensätze dürften jedoch nicht 
so tiefgreifend sein wie . unter den sozialen Schichtungen. Das zeigt sich - wie 
noch darzutun sein wird - schon darin, dass die Frauen kaum je selbständige 
politische Parteien mit gesonderten Programmen und Zielen bilden, sondern an 
den bestehenden, sozial und politisch differenzierten Parteien zusammen mit den 
Männern und sogar in annähernd der gleichen Proportion teilnehmen und dort 
die Sonderinteressen ihres Geschlechts wahrzunehmen versuchen. 

Alle diese. Überlegungen vermögen aber - das muss betont werden - der 
Tatsache keinen Abbruch zu tun, dass die Heranziehung der Frauen zur Mit­
wirkung im Staate ein Gebot des demokratischen Gedankens und damit der 
Gerechtigkeit ist. Anders kann das demokratische Prinzip nicht voll ausge-
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schöpft werden. Auch steht den Frauen der gleiche Anspruch wie den Männern 
zu, der vollen politischen Freiheit teilhaftig zu werden. 

Dagegen ist, nach einer andern Richtung ein sehr wichtiger Vorbehalt zu 
machen. Obschon der demokratische Gedanke in der Schweiz als Grundlage des 
Staates unbestritten ist und als Prinzip nicht in Frage gestellt werden kann, 
wäre es ein verhängnisvoller Irrtum, daraus ableiten :m wollen, dass der Ausbau 
dieses Gedankens ins einzelne ohne Rücksicht auf andere Grundsätze oder gar 
auf die Sicherheit oder die Weiterexistenz des Staates selbst durchgeführt wer­
den müsse. Der Grundsatz <<Fiat justitia, pereat mundus>> wäre auch hier ein 
schlechter Berater des Gesetzgebers. l'.fit Recht hat Professor :Max Huber in 
einem Artikel in der << Staatsbürgerim (1951, Nr. 5) bemerkt, <<dass die Politik 
nicht nur die Kunst des Möglichen, sondern vor allem des Wirklichen ist, d.h. 
dass es bei einem politischen Akt, also bei der Gesetzgobung, nicht nur auf dessen 
ideale Richtigkeit und Zielsetzung, sondern vor allem auf dessen Auswirkungen 
ankommt>>. Und zwar ist damit die Gesamtheit dar. Auswirkungen auf das 
Ganze unter den gegebenen Umständen gemeint. Die hier zu prüfende Frage 
stellt sich deshalb so, ob die Einführung des Frauenstimmrechts sich heute in 
der Schweiz unter den gegebenen besonderen rechtlichen, politischen und sozia­
len Gesichtspunkten im Interesse der gesamten Gemeinschaft empfehle oder 
nicht. 

d. Zusammenfassend lässt sich folgendes feststellen. Die allgemeine Men­
schenwürde, die der Frau nicht in geringerem Masse als dem Manne zukommt, 
verlangt im Prinzip ihre rechtliche Gleichbehandlung mit dem Manne. Das gilt 
auch für die politischen Rechte. Da aber die Rechtsgleichheit, richtig verstanden, 
Gleichbehandlung nur unter gleichen Voraussetzungen verlangt, fragt es sich 
noch, ob nicht in einzelnen Punkten - z.B. bezüglich cller Wehrpflicht - zwischen 
Mann und Frau hinsichtlich ihrer Stellung zum Staat so erhebliche Unterschiede 
bestehen, dass eine Differenzierung ihrer politischen Rechte mit der Rechts­
gleichheit vereinbar sei, vielleicht sogar von ihr verlangt werde. Es hat sich 
ferner ergeben, dass die Ausdehnung des Stimm- und Wahlrechts auf die Frauen 
sicher im Sinne der Demokratie liegt, dass aber der weitere Ausbau der Demo­
kratie seine Schranken findet; wo das Gesamtwohl, insbesondere die Existenz 
und Sicherheit des Staates oder die Rechtssicherheit, es verlangen. Ob bei uns 
hinreichende Gründe Yorliegen, um die geltende Diskriminierung trotz den 
Postulaten der Rechtsgleichheit und der Demokratie weiterbestehen zu lassen, 
wird im einzelnen noch im Zusammenhang mit den Einwendungen gegen das 
Frauenstimmrecht zu besprechen sein. 

II. Die Einwendungen gegen das Frauenstimm- und -wahllrecht 

Die Einwendungen, die gegen das Frauenstimmrecht vorgebracht werden, 
können auf die folgenden zwei Gedankengänge zurückgeführt· werden: Die 
Frauen erfüllen die nötigen Voraussetzungen nicht (a); die voraussichtlichen 
Auswirkungen des Frauenstimmrechts sind nachteilig (ß). 

michael.tellenbach
Textfeld



!. 

L 

787 

a. Das Fehlen der Voraussetzungen 

Unter diesem Gesichtspunkt wird namentlich eingewendet: Die Frauen 
selbst wollen das Stimmrecht gar nicht (1), der Staat ist der Mann (2), die 
Frauen leisten keinen Militärdienst (3), die Frauen verstehen nichts von Politik 
(4), die Frau gehört ins Haus (5), und für die Einführung des Frauenstimmrechts 
besteht kein Bedürfnis (6). 

1. Die Ansichten der Frauen selbs_t. Wohl der häufigste Einwand, 
dem das Frauenstimmrecht in der Schweiz begegnet, besteht in der Be­
hauptung:. <<Die Frauen selbst wollen das Stimmrecht gar nicht; die grosse 
Mehrheit der Schweizerfrauen ist nicht für, sondern gegen seine Einführung; 
es wäre aber sinnlos, den Frauen etwas zu geben, was sie nicht verlangen, 
sondern geradezu ablehnen.>> Dieses Einwandes bedienen sich nicht nur die 
voreingenommenen Gegner des Frauenstimmrechts, um sich eine andere Be­
gründung sparen zu können. Auch Leute, die sich redlich Mühe geben, das 
Für und Wider zu erkennen und abzuwägen, bleiben bei dieser Überlegung 
stehen. Denn mit der :Feststellung, dass die Frauen selbst das Frauenstimmrecht 
mehrheitlich ablehnen, scheint ihnen jede weitere Diskussion nutzlos zu sein. 
Damit geben sie dieser Frage den Charakter einer Vorfrage, die zuerst entschie­
den werden muss. Alle andern Fragen stellen sich nach dieser Auffassung nur 
dann, wenn sich ergibt, dass die Mehrheit der Frauen die angestrebte Neuerung 
begrüsst. Deshalb ist die Frage, ob diese Auffassung zutreffend sei, in erster 
Linie zu prüfen. 

Die Ansicht, dass die Einführung des Frauenstimmrechts ausser Betracht 
falle, wenn es von der Mehrheit der erwachsenen Schweizerinnen abgelehnt 
werde, geht auf die Vorstellung zurück, dass es sich um nichts anderes als darum 
handle, den Frauen den Dank für ihren Einsatz während des Krieges abzustatten. 
Wenn dem so wäre, dann müsste die Frage in der Tat mit der Ablehnung durch 
die Mehrheit der Fmuen als erledigt betrachtet werden. Und zwar hätte sie 
wohl als endgültig erledigt zu gelten, wenn jene Generation ablehnt, welche sich 
verdient gemacht hat. Nun spielt die Anerkennung der geleisteten Dienste 
sicher mit, zum mindesten psychologisch. Es ist aber nicht das entscheidende 
und keinesfalls das allein entscheidende Moment. Ausschlaggebend sind nach 
dem früher Gesagten vielmehr zwei andere Gesichtspunkte: die Rechtsgleich­
heit und der weitere Ausbau der Demokratie. Beide sind unabhängig davon, ob 
die Mehrheit jener Personen, die das Stimmrecht erhalten sollen, dafür oder 
dagegen ist. Der Anspruch auf rechtsgleiche Behandlung steht - wenn er über­
haupt gegeben ist - jeder einzelnen Frau zu, selbst wenn die Mehrheit auf ihn 
keinen Wert legt. Und der weitere Ausbau der Demokratie findet seine Be­
schränkung nur in höheren Interessen der Allgemeinheit. Er ist also ebenfalls 
nicht abhängig von der Einstellung der Mehrheit der Berechtigten. Hinzu 
kommt, dass das Stimm- und Wahlrecht eine Organfunktion darstellt und daher 
nicht nur ein individuelles Recht, sondern überdies eine Bürgerpflicht ist, selbst 
wenn kein Stimmzwang besteht. Daher kann die Frage des Frauenstimmrechts 
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nicht mit dem Hinweis darauf erledigt werden, dass die Frauen selbst mehr­
heitlich nicht dafür seien. Auch wenn letzteres nachgewiesen wäre, müsste sie 
doch weiter verfolgt werden. 

So ist denn auch nirgends die Einführung des Frauenstimmrechts vom 
Nachweis abhängig gemacht worden, dass die Mehrheit der Frauen dafür sei. 
Nicht einmal für die Einführung des allgemeinen Stimmrechts der Männer wurde 
die Zustimmung der Mehrheit zur· Voraussetzung gemacht. Auch dort waren 
erhebliche Widerstände in den Reihen jener zu überwinden, denen diese Neue­
rung zugute kommen sollte. Das war in der Schweiz nicht anders als im Ausland. 
Es entspricht sogar einer allgemeinen Lebenserfahrung, dass die Initiative für 
den politischen und sozialen Fortschritt selten von einer Mehrheit ausgeht. Sehr 
oft sind es einzelne Vorkämpfer gewesen, die von einer neuen Idee erfasst wur­
den und andere für sie zu gewinnen suchten. Oft" bedurfte es langer und schwerer 
Kämpfe und grosser Opfer, bis der Sieg errungen war. Sogar die Abschaffung 
der Leibeigenschaft und der Sklaverei - die ja im übrigen in keiner Weise mit 
der vorliegenden Frage verglichen werden kann - stiess vielfach auf den Wider­
stand der zu Befreienden. Bei der Einführung des Frauenstimmrechts geht es 
nicht um eine soziale oder politische Befreiung der Frau, und der Vorteil, den 
die Frau davon haben soll, ist nicht so offenkundig, sondern viel schwerer zu 
überblicken und viel problematischer. Das gilt in besonderem Masse für die 
Schweiz. Daher ist es bei uns so schwer, die Frauen selbst für diese neue Idee 
zu gewinnen. 

Das alles kann allerdings nicht heissen, dass die Einstellung der Mehrheit 
der erwachsenen Frauen überhaupt bedeutungslos sei. Vielmehr ist dieser Um­
stand unter praktischen Gesichtspunkten für die Gesetzgebung von grosser 
Wichtigkeit. Einmal kann es dem Staate nicht gleichgültig sein, ob eine Gruppe 
von Bürgern, die künftig an der Bildung des Staatswillens beteiligt sein soll, 
mehrheitlich sich an den Staatsgeschäften desinteressiert oder gar das eigene 
Stimm- und Wahlrecht ablehnt. Dies umsomehr, als die Frauen voraussichtlich 
die absolute Mehrhf'it der Stimmberechtigten ausmachen würden. Ausserdem 
ist Klarheit über diesen Punkt für das Vorgehen bei der Einführung des Frauen­
stimmrechts von Bedeutung. Denn man geht wohl nicht fehl in der Annahme, 
dass ein grosser 'reil de1r stimmberechtigten Männer ihren Entscheid davon ab­
hängig machen wird, ob die Frauen ihrerseits das Stimmrecht mehrheitlich 
wünschen oder nicht. 

Wie verhält es sich nun mit der Einstellung der Frauen selbst zum Frauen­
stimmrecht? Für die Beantwortung dieser Frage fehlen zuverlässige Unter­
lagen. Kein Zweifol besteht darüber, dass noch nach dem ersten Weltkrieg die 
grosse Mehrheit der Schweizerinnen an politischen Fragen kein besonderes 
Interesse zeigte. Über diese Interesselosigkeit haben die Frauenverbände, die 
sich für das Frauenstimmrecht einsetzten, denn auch stets Klage geführt. Eine 
beträchtliche Anzahl Frauen hat aber schon mit der Unterzeichnung der Pe­
tition vom Jahre 1929 Sympathien für das Frauenstimmrecht bekundet. Diese 
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Eingabe ist von 170 397 Frauen unterzeichnet worden. Auch wenn es zutreffen 
mag, dass ein Teil derselben nur eine Prüfung dieser Frage wünschte, bleibt 
immernoch eine Zahl von Unterschriften, die einer stark unterzeichneten Volks­
initiative. entspricht. An der Gesamtzahl der erwachsenen Schweizerinnen ge­
messen, macht das allerdings nur einen kleinen Bruchteil aus. Dagegen ist es 
offenkundig, dass die Tätigkeit der Vorkämpferinnen für das Frauenstimmrecht, 
insbesondere der Frauenverbände, seither nicht ohne Erfolg geblieben ist. Das 
ergibt sich schon aus der Tatsache, dass der im Jahre 1909 gegründete Verband 
für das Frauenstimmrecht heute 33 Sektionen umfasst, während der Bund 
Schweizerischer Frauenvereine, d.h. der im Jahre 1900 gegründete Dachverband 
der meisten schweizerischen Frauenverbände, heute ca. 240 angeschlossene 
schweizerische, kantonale und lokale Vereine und 17 Frauenzentralen zählt. 

Gewisse Anhaltspunkte geben auch die drei in den letzten Jahren in den 
Kantonen Genf und Baselstadt und in der Stadt Zürich durchgeführten Frauen­
befragungen. Wie bereits festgestellt hat in allen drei Fällen sich eine stark 
überwiegende Mehrheit der Teilnehmenden (d.h. 85%, 72,9% und 79,5%) zu­
gunsten des Frauenstimmrechts ausgesprochen. In der Stadt Zürich macht, 
das mehr als zwei Drittel aller dort wohnhaften erwachsenen Schweizerinnen 
aus, in den Kantonen Genf und Baselstadt hingegen nicht ganz die Hälfte 
(nämlich 49,5% und 43,3%). Trotzdem darf wohl angenommen werden, dass 
heute auch in diesen beiden Kantonen die Mehrheit der Frauen für das Stimm­
recht ist. Dagegen würde es sicher zu weit geben, wollte man den Durchschnitt 
dieser drei Abstimmungen als Norm für die ganze Schweiz betrachten. Es ist 
nicht anzunehmen, dass sich der Prozentsatz der zustimmenden Frauen in den 
übrigen Kantonen auf der gleichen Höhe halten würde. Für die Gewinnung zu­
verlässiger Zahlen wäre aber eine statistische Aufnahme nötig. 

Jedenfalls wäre es nach dem Gesagten nicht richtig, die Einführung des 
Frauenstimmrechts davon abhängig zu machen, dass es von der Mehrheit der 
erwachsenen Schweizerinnen verlangt wird. 

2. Die meisten übrigen Einwendungen hängen zusammen mit jener Vor­
stellung, die sich in den Satz zusammenfassen lässt: <<Der Staat ist der 
Mann.>> Tatsache ist, dass der Staat als Männerstaat entstanden ist und bis weit 
ins 19. Jahrhundert ausschliessliche Geltung behalten hat. Nicht einmal die 
französische Revolution vermochte ihn zu stürzen. Die Vorherrschaft des Man­
nes in Familie und Staat wurde als den natürlichen Verhältnissen entsprechend 
empfunden und daher wie ein Naturgesetz hingenommen. Es bedurfte der beiden 

. Weltkriege, um in die Überzeugung der alleinigen Berufung des Mannes zur 
Politik eine Bresche zu schlagen. Diese beiden Weltkriege haben dem natur­
rechtlichen Gedanken zum Durchbruch verholfen, dass jedem Menschen die 
gleiche Menschenwürde zukomme. Die meisten Staaten haben daraus die Kon­
sequenz gezogen, dass sie die Frau dem Manne auch in den politischen Rechten 
gleichgestellt haben. Sie gingen dabei von der Auffassung aus, dass das Natur­
recht nicht nur die Beibehaltung von Untertanenverhältnissen und von Vor-
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rechten des Ortes, der Geburt, der Familien und der Personen ausschliesse, 
sondern auch eine Diskriminierung nach dem Geschlecht. Es ist aber bereits 
dargetan worden, dass das naturrechtliche Postulat der Rechtsgleichheit -
nicht anders als der erwähnte Art.4 BV - eine rechtliche Differenzierung nicht 
schlechthin ausschliesst. Es gestattet diese vielmehr dann, wenn sie sich auf 
eine erhebliche tatsächliche Verschiedenheit der Voraussetzungen stützt. Das 
gilt auch für den Geschlechtsunterschied und für die politischen Rechte. Ob die 
Frauen hinsichtlich ihrer politischen Rechte den Männern gleichgestellt werden 
müssen oder nicht, hängt deshalb davon ab, ob der Unterschied des Geschlechts 
trotz der Anerkennung der Menschenrechte auch heute noch als erheblich genug 
betrachtet werden muss, um eine Differenzierung der politischen Rechtsstellung 
zu rechtfertigen. 

3. Damit kommen wir zu dem bereits erwähnten Einwand: <<Die Frau 
leistet keinen Militärdienst>>. Er hängt ebenfalls mit der Auffassung zu­
sammen, dass die politischen Rechte und Pflichten ausschliesslich Sache der 
Männer seien. Mit diesem Einwand will nämlich gesagt werden, die Frau habe 
deswegen keinen Anspruch darauf, im Staate mitzureden, weil sie die Last der 
Wehrpflicht nicht zu tragen habe. Das Stimmrecht wird also als das Korrelat 
der Wehrpflicht aufgefasst. Das entspricht denn auch einer alt überlieferten 
Anschauung, die schon in der alten Landsgemeinde (im sog. T4,ing) zum Aus­
druck kam. An ihr konnte nämlich nur der waffenfähige Bürger mitreden. Das 
erschien umso natürlicher, als die der Landsgemeinde obliegenden Beschlüsse 
ursprünglich vorwiegend militärischen Charakter trugen. Da als waffenfähig 
der Mann allein galt, lkonnte nur er als stimm- und wahlberechtigt angesehen 
werden. Wie sehr dieser Gedanke bei uns noch heute lebendig ist, zeigt die Tat­
sache, dass in beiden Appenzell nur Bürger mit dem Schwert zum Landsgemein­
dering zugelassen werden. Es besteht auch kein Zweifel, dass unsere Milizarmee 
auf dem schon von Rousseau als Ideal bezeichneten demokratischen Gedanken 
ruht, dass jeder Bürger Soldat sein soll, wobei man aber nur den Aktivbürger 
im Auge hatte. Nur diesen wollte man - im Prinzip - zum Wehrdienst verpflich­
ten, eben deswegen, weil dem Stimmrecht die Dienstpflicht entsprechen soll, 
und umgekehrt. Damit war die Korrelation zwischen Wehrpflicht und Aktiv­
bürgerrecht gegeben. "'Gnd in diesem Sinne wurde denn auch die Identität zwi­
schen Soldat und Bürger und zwischen Volk und Armee stets verstanden. Hier 
wendet Professor Kägi (S. 38 ff. des Gutachtens) ein, diese Korrelation bestehe 
heute nicht mehr; deshalb sei die Frage, ob die Frau Militärdienst leiste, für die 
Einführung des Frauenstimmrechts ohne Bedeutung. Nun ist es zwar richtig, 
dass die rechtliche Verbindung des Aktivbürgerrechts mit der Wehrpflicht 
von den meisten Kantonen schon vor 1848 preisgegeben worden ist und im 
Bundesstaat von Anfang an gar nicht bestanden hat. Weder ist das Stimmrecht 
von der Wehrdienstpflicht im rechtlichen Sinne abhängig, noch umgekehrt. 
Das gilt selbst dann, wenn man die Wehrpflicht nicht im engen Sinne des Arti­
kels 18 BV, nämlich al::; persönliche Dienstpflicht im Heere, versteht, sondern 
die Leistung der Militürpflichtersatzsteuer in diesen Begriff einbezieht. Denn 
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Stimmrecht und Wehrpflicht fallen schon zeitlich nicht zusammen. Zwar liegen 
die Zeitpunkte des Beginns nahe beisammen: Die Stimmfähigkeit beginnt mit 
dem Tage des erreichten 20.Altersjahres, die Wehrpflicht mit dem Kalenderjahr, 
in dem das 20.Altersjahr vollendet wird. Dagegen besteht das Stimmrecht auch 
nach Beendigung der Wehrpflicht unbeschränkt weiter. Es trifft also zu, dass 
das .Aktivbürgerrecht, rechtlich betrachtet, nicht von der Wehrpflicht ab­
hängig ist. 

Das war aber immer so. Nie waren die Dienstuntauglichen und die aus der 
Militärdienstpflicht Bntlassenen vom Stimmrecht ausgeschlossen. Dass das 
Stimmrecht als ein Korrelat der, Wehrpflicht zu gelten habe, war stets nur als 
Prinzip gemeint. Heute ist auch dieses in vielen Staaten aufgegeben, indem sie 
den Frauen das Stimmrecht gewähren, ohne sie zum Militärdienst zu verpflich­
ten. Andere ziehen daraus im Gegenteil die Konsequenz, auch die Frauen ins 
Heer einzureihen, womit sie den Zusammenhang bestätigen. 

Richtigerweise wird man gesetzespolitisch in Brwägung ziehen, welche 
Lasten die Frauen für die Gemeinschaft zu tragen haben, und zwar gemessen 
an den Lasten der Männer, welche Militärdienst leisten müssen. Denn das Prin­
zip, dass Recht und Pflicht nicht zu trennen sind, gilt noch heute. Bei der Bin­
führung des Frauenstimmrechts hat der Gesetzgeber daher in Erwägung zu 
ziehen, welche Lasten die Frauen für die Landesverteidigung tatsächlich 
tragen, und wie sich diese zu jenen der Männer verhalten. In dieser Hinsicht hat 
die Untersuchung ergeben, dass die Frauen in der Schweiz zwar nicht - wie in 
manchen andern Staaten - zur Leistung von Militärdienst verpflichtet sind. 
Ihre Verpflichtung bezieht sich nur auf den Zivilschutz und soll überdies auf die 
Hauswehr beschränkt werden; darüber hinaus leisten die Frauen freiwillig 
eigentlichen Militärdienst. Es zeigt sich, dass die Verteidigung des Landes 
heute nicht mehr so ausschliesslich den Männern überlassen ist, wie das früher 
der Fall war; auch die Frauen leisten ihren Anteil daran. Daneben haben sie 
andere, für die Gemeinschaft ebenso wichtige Pflichten zu erfüllen, die der Mann 
nicht kennt. Es ist z.B. an ihre Pflichten als Mutter und Hausfrau zu erinnern. 
Auch kann die allgemeine Entwicklungstendenz zum totalen Krieg dazu führen, 
dass die Frauen künftig durch die Verhältnisse noch stärker ins Kriegsgeschehen 
einbezogen werden. Schon heute bestimmt ja Artikel 202 der Militärorganisation, 
dass im Kriege auch der nichtdienstpflichtige Schweizer verpflichtet sei, seine 
Person zur Verfügung des Landes zu stellen und, soweit es in seinen Kräften 
steht, zur Verteidigung des Landes beizutragen. 

Unter diesen Umständen kann der Einwand, dass die Frauen keinen Militär­
dienst leisten, heute wohl nicht mehr als ein ins Gewicht fallendes Argument 
gegen die Einführung des Frauenstimmrechts anerkannt werden. 

4. Mit der Behauptung: <<Die Frauen verstehen nichts von Politik>> 
wird ein Problem grundsätzlicher Art aufgeworfen. Damit wird der bei uns weit­
verbreiteten Überzeugung Ausdruck gegeben, dass der Frau besonders die für 
die Ausübung politischer Rechte unerlässlichen intellektuellen Fähigkeiten ab-
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gehen, dass sie aber auch psychisch und charakterlich sich für die Politik nicht 
eigne und für politische Fragen kein Interesse zeige; überdies fehle ihr die nötige 
Bildung und Erfahrung. 

Wenn es zutreffen würde, dass diese Besonderheiten dem weiblichen Ge: 
schlecht inhärent sind, so wäre das in der Tat Grund genug für die Ablehnung 
des Frauenstimmrechts. Denn dlarin läge - wie auch im Gutachten Kägi (S.41) 
anerkannt wird - eine erhebliche tatsächliche .Ungleichheit, welche die ungleiche 
Stellung in den politischen Rechten rechtfertigen würde, sowohl unter dem.· 
Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit, wie unter jenem des demokratischen Ge­
dankens. Bestehen aber wirklich solche Unterschiede der Veranlagung zwischen 
den. beiden Geschlechtern? 

Auszuscheiden sind hier alle jene Besonderheiten der Frau, die nicht dem 
weiblichen Geschlecht als solchem anhaften, sich also nicht aus dem Wesen der 
Frau ergeben, sondern aus den geschichtlichen und sozialen Bedingungen zu 
erklären sind. Aus ihnen können nicht grundsätzliche Argumente gegen das 
Frauenstimmrecht abgeleitet werden. Das gilt namentlich für die behauptete 
unzureichende Bildung und politische Erfahrung der Frau. Selbst wenn diese 
Mängel beständen -was für die politische Unerfahrenheit zutreffen dürfte-, wären 
sie doch nicht unabänderlich. So ist die fehlende politische Erfahrung ein Mangel, 
der gerade durch die Einführung des Frauenstimmrechts in verhältnismässig 
kurzer Zeit behoben werden kann. Sie darf daher nicht für den grundsätzlichen 
Entscheid, sondern nur für die Regelung des Übergangsrechts oder für die Art 
und Weise der Einführung des Stimmrechts (z.B. für die Frage der stufenweisen 
Einführung) massgebend sein. Gleich verhält es sich bis zu einem gewissen 
Grade mit dem behaupteten fehlenden Interesse der Frau. Durch die zunehmende 
Beschäftigung mit Politik dürfte auch das Interesse an politischen Fragen 
sich steigern. Soweit aber andere Besonderheiten des weiblichen Geschlechts, 
insbesondere solche des Intellekts, der Psyche und des Charakters, behauptet 
werden, kommt ihnen grundsätzliche Bedeutung zu; sie sind deshalb näher zu 
prüfen. 

Es hiesse, an offenkundigen Tatsachen vorbeisehen, wollte man verkennen, 
dass Mann und Frau sich nicht nur physisch, sondern auch geistig voneinander 
grundsätzlich unterscheiden. Es gibt eine weibliche Art des Denkens, des Füh­
lens und des Reagierens, die von der männlichen abweicht, obschon die Merk­
male schwer zu umschreiben, oft auch schwer zu erkennen sind und sich im 
einzelnen Individuum verschieden stark ausgeprägt vorfinden. Diese Verschieden­
heit der Geschlechter kann in allen Lebensäusserungen zum Ausdruck kommen, 
auch in politischen Fragen. Es fragt sich daher nur, wie dieses Anderssein der 
Frau sich auswirkt, wenn ihr die gleichen politischen Rechte eingeräumt werden, 
wie dem Mann. 

Die Gegner des Frauenstimmrechts legen das grösste Gewicht auf die Be­
hauptung, es fehle der Frau an der geistigen Fähigkeit, sich mit den Problemen 
des politischen Lebens auseinanderzusetzen. Insbesondere gehe ihr die Fähig-
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keit des sachlichen, logischen Denkens ab, ohne welche eine vernünftige Poli­
tik nicht denkbar sei. Am ~eitesten ging in dieser Richtung in neuerer Zeit der 
deutsche Nervenarzt Dr. P.J.Möbius in seiner Aufsehen erregenden und viel 
diskutierten Broschüre <<Physiologischer Schwachsinn des Weibes>>, die 1900 
herausgekommen und im Jahre 1907 in achter Auflage erschienen ist. Er· 
versuchte, den wissenschaftlichen Nach weis zu erbringen, dass der Instinkt bei 
der Frau eine grössere Rolle spiele als beim Mann. Sie könne nicht in gleicher 
Weise wie der Mann das Gute vom Bösen unterscheiden; insbesondere sei ihr 
Gerechtigkeit ohne Ansehen der Person ein leerer Begriff, namentlich wenn ihr 
eigenes Interesse mitbeteiligt sei; Verstand und Gedächtnis seien zwar nicht 
schlecht; es fehle der Frau aber an einem selbständigen Urteil und an der pro­
duktiven Geisteskraft; schon dadurch, wie auch durch ihre körperliche Konsti­
tution und den Charakter, sei sie von Natur aus dazu bestimmt, dem Manne 
untertan zu sein; durch die Forderungen des Feminismus werde die Frau aber 
geistig überanstrengt, was Nervosität und Krankheit im Gefolge habe; stets 
müsse ein <<Feministenvolb einem <<gesunden Volk» weichen. Möbius stützt sich 
für seine Lehre u. a. auf die Feststellung, dass das Gewicht des Gehirns bei der 
Frau nicht nur absolut, sondern auch relativ geringer sei als beim Mann. Dem­
gegenüber ist in neuester Zeit auch die gegenteilige These von der Überlegen­
heit der Frau vertreten worden (vgl. A.Montague: The Natural Superiority of 
Women, New York 1953). 

Weder die eine noch die andere Auffassung ist als richtig anzuerkennen. 
Heute ist die Erkenntnis allgemein durchgedrungen, dass von einem angeborenen 
<< Schwachsinn des weiblichen Geschlechts>>, der sogenannte imbecillitas sexus, 
die früher zur Begründung der Geschlechtsvormundschaft des Mannes über das 
Weib angerufen wurde, nicht die Rede sein kann. Es dürfte auch die Auffassung 
der heutigen Medizin sein, dass die Intelligenz nicht ausschliesslich nach dem 
relativen Gewicht des Gehirns bestimmt werden kann. Die Geschlechtsvormund­
schaft ist inzwischen allgemein verschwunden, und die Frau besitzt die volle 
zivilrechtliche Handlungsfähigkeit. Letztere ist höchstens noch bei der verhei­
rateten Frau beschränkt und zwar lediglich unter dem Gesichtspunkt der 
Familieneinheit. In den meisten Staaten ist die Frau dem Manne auch politi~ch 
gleichgestellt, ohne dass bisher nachteilige Auswirkungen festgestellt werden 
konnten, wie an anderer Stelle darzutun sein wird. Es ist zwar richtig, dass die 
Frau auch im Denken oft andere Wege geht als der Mann. Ist· das Denken des 
Mannes mehr abstrakt, bestimmt durch Reflexion, logische Konsequenz und 
Sachlichkeit, so ist das ihre stärker beeinflusst durch Gefühl und Gemüt, mehr 
auf die- Person als auf die Sache und mehr auf das Zunächstliegende als das 
Grundsätzliche eingestellt. Was aber das Denken der Frau vielleicht hie und da 
an logischer Konsequenz vermissen lässt, ersetzt sie durch die ihr eigene, auf das 
Praktische und Konkrete gerichtete Klugheit, die ihr oft ein unmittelbareres 
Erkennen des Richtigen und Wesentlichen gestattet. Wenn die Frau in ihren 
Schlüssen mehr dem Risiko der Unsachlichkeit ausgesetzt ist, so läuft sie dafür 
umsoweniger Gefahr, eine gute Sache einem scheinbar richtigen logischen 
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Schluss zu opfern. Es ist ferner zutreffend, dass der Mann in der Schaffung von 
Kulturwerten bisher <lie stärkere Aktivität entwickelt und mehr schöpferische 
Kraft bewiesen hat. Das kann zwar zum Teil historisch, aus der bisher unter­
geordneten Stellung der Frau und ihrer starken Beanspruchung durch die Fa-

. milie, erklärt werden. Zu einem Teil hängt das aber mit ihrem mehr rezeptiven 
Wesen zusammen. Dafür ist sie weniger geneigt, Risiken einzugehen und sich 
auf Spekulationen einzulassen. Daran ändert die Tatsache nichts, dass Frauen, 
die aus dem Gleichgewicht gebracht sind, radikaler und extremer sind als Männer 
in der gleichen Lage. 

Es kann deshalb nicht gesagt werden, dass nur die männliche Art des Den­
kens der Politik angemessen und dem Gesamtwohl förderlich sei. Wie in andern 
Lebensfragen, ergänzen sich Mann und Frau auch hier. Das trifft umsomehr zu, 
je mehr der Staat znm Sozial- und Wohlfahrtsstaat wird, so dass die sach­
gemässe Entscheidung immer weniger von logischen Schlüssen allein abhängig ist. 

C 

Diesen Überlegungen kann nicht entgegengehalten werden, dass in. der 
Schweiz die Männer mehr von Politik verstehen als die Frauen. Das ist zwar 
tatsächlich so, ergibt sich aber nicht aus dem Wesen des Mannes, sondern aus 
seiner grösseren Erfahrung. Nachdem sich der Mann von Jugend an während 
seines ganzen Lebens mit Politik zu befassen und mit politischen Problemen 
auseinanderzusetzen hat, ist es nicht verwunderlich, dass er sich auf diesem Ge­
biete besser auskennt als die Frau, die diesen Dingen fernsteht. 

Es kann nicht bestritten werden, dass das Interesse für Politik bei der Frau 
durchschnittlich nicht so gross ist wie beim Mann und sich überdies auf bestimmte 
Sachgebiete beschränkt. Zum Teil hängt dies mit der Tatsache zusammen, 
dass die Frau bei uns bisher von der Politik ausgeschaltet war. Aber auch in 
Staaten mit politischer Gleichberechtigung der Frauen zeigen diese im all­
gemeinen weniger Intoresse für die Politik als die Männer. Und zwar trifft das 
für alle Altersstufen und für Ledige wie für Verheiratete zu, ist aber besonders 
ausgeprägt bei jungen Töchtern und älteren Frauen, weniger bei Witwen und 
geschiedenen Frauen. Das kann nur teilweise mit dem Mangel an Zeit (wegen 
Beanspruchung durch die Haushaltung) und ungenügender Erfahrung erklärt 
werden. Bis zu einem gewissen Grade interessieren sich die Frauen in der Tat 
weniger für Politik. Ein Grund dafür könnte etwa in der Tatsache ;rn erblicken 
sein, dass wichtige Gebiete der Politik ihrem Wesen ferner liegen und mit dem 
speziellen Interesse ur:.d Tätigkeitsgebiet der Frau wenig Berührung haben. In 
den Ländern mit Frauenstimmrecht hat sich denn auch gezeigt, dass die in die 
Behörden gewählten Frauen sich auf ganz bestimmte Spezialgebiete beschrän­
ken. Es sind dies namentlich Gebiete, die mit der Jugend, der Erziehung, der 
Fürsorge, der Hygiene und mit besonderen Frauenfragen zusammenhängen, 
während militärische, aussenpolitische, finanzielle, verkehrspolitische und tech­
nische Fragen aller Art sie erheblich weniger interessieren. Leider ist allerdings 
auch das Interesse der J\fänner für die Politik oft sehr gering, wie die niedrige 
Stimmbeteiligung zeigt, und es erstreckt sich auch nicht gleichmässig auf alle 
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Sachgebiete. Die Beschränkung des Interessenkreises ist aber bei den Frauen 
doch ausgesprochener als beim Mann. Das ist zwar ein gewisser Nach teil. Da­
gegen ist es sicher kein zureichender Grund, um auf die Mitarbeit der Frau über­
haupt zu verzichten, zumal die Männer gerade den von den Frauen bevorzugten 
Sachfragen oft weniger Verständnis entgegenbringen. 

Der Einwand, dass der Frau die nötigen geistigen Anlagen für die Aus­
übung des Stimmrechts fehlen, entbehrt somit der Begründung. Die Besonder­
heit des weiblichen Denkens ist vielmehr eine erwünschte Ergänzung . 

. Wie verhält es sich nun mit der psychischen und charakterlichen 
Eignung der Frau für die Politik? In der Stellungnahme zu dieser Frage 
ist es besonders schwierig, ein sachlich richtiges Urteil zu finden, Sein und 
Schein voneinander zu trennen. Die Auffassungen gehen denn auch gerade in 
dieser Beziehung stark auseinander, und Argumente und Gegenargumente 
stossen mit besonderer Heftigkeit aufeinander. 

Es ist nicht möglich, an dieser Stelle auf das unerschöpfliche Thema der 
Besonderheiten im Charakter der Frau einzutreten, mit dem seit Urzeiten die 
Weltliteratur, in neuerer Zeit auch die Wissenschaft sich auseinandergesetzt hat. 
Das ist aber auch nicht notwendig. Denn heute darf die Ansicht von der morali­
schen und psychischen Minderwertigkeit der Frau als überwunden gelten, 
jene Auffassung, die den grossen nichtchristlichen Religionen zugrundeliegt. 
Die These von der Minderwertigkeit der Frau ist zwar in neuerer Zeit von 
bedeutenden Philosophen, Schriftstellern und Wissenschaftern (wie Schopen­
hauer, Nietzsche, Zola, Tolstoi und Lombroso) mit einer bis zur Frauenverachtung 
gehenden Vehemenz verteidigt worden. Trotzdem hat sich in der ganzen Chri­
stenheit und darüber hinaus die christliche Überzeugung von der vollen Men­
schenwürde der Frau durchgesetzt, die in Mann und Frau zwei zwar auch psy­
chisch und charakterlich sich unterscheidende, aber gleichwertige Ausprägungen 
des Menschen erblickt. Sie findet in der Tatsache ihren Ausdruck, dass die Frau 
fast auf d.er ganzen Welt zur politischen Gleichberechtigung gelangt ist. 

Für die Zwecke dieser Botschaft ist deshalb lediglich zu prüfen, ob jene Ein­
wendungen begründet sind, welche der Frau die für die Ausübung der poli­
tischen Rechte in unserer Demokratie unerlässlichen psychischen und charakter­
lichen Voraussetzungen absprechen. Diese Einwendungen können alle auf einen 
Nenner gebracht, d.h. auf die Behauptung zurückgeführt werden, die Frau 
lasse sich in ihren Handlungen nicht allein· von vernünftigen Überlegungen, 
sondern oft vorwiegend von momentanen Eindrücken und Empfindungen leiten; 
infolgedessen sei sie der Gefahr, der Suggestionskraft starker Persönlichkeiten 
zu erliegen, besonders ausgesetzt. In diesem Zusammenhang begegnet man 
immer wieder der Ansicht, es seien die deutschen Frauen gewesen, die Hitler 
zur Macht verholfen haben. Aus der gleichen Eigenschaft erkläre sich die 
Wankelmütigkeit ihrer Entschlüsse, die noch dadurch be~ont werde, dass die 
Stimmung der Frau Schwankungen unterliege. Aus dieser Unsicherheit und 
Unselbständigkeit des Urteils erwachse namentlich auch die Gefahr der Begün­
stigung extremer Parteien, der allzu grossen Rücksichtnahme auf die Kirche 
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und der kritiklosen Unterstützung idealer Zwecke (z.B. des Friedens) mit un­
tauglichen Mitteln. So müsste nach dieser Auffassung etwa befürchtet werden, 
dass eine Initiative von den Frauen angenommen würde, nur weil sie vorgibt, 
dem Frieden und sozialen Zwecken zu dienen. 

Kein Zweifel, dass es sich um schwerwiegende Argumente handelt, Einwen­
dungen, die, wenn sie zutreffend wären, wohl zur Ablehnung des Frauenstimm­
rechts führen müssten. Treffen sie aber zu? 

Dass die Frau weniger verstandesmässig orientiert ist als der Mann, und 
dass sie stärker als er vom Gefühl geleitet wird, ist bereits festgestellt worden. 
Hier ist beizufügen, dass diese Gefühlsbetontheit nicb.t nur die Art ihres Denkens 
beeinflusst, sondern auch ihren Charakter kennzeichnet. Dies ist ein nicht zu 
unterschätzender Vorzug, der aber - wie jede Tugend - durch Übersteigerung zu 
einem Übel und einer Gefahr werden kann. Das kann in der Tat zu den von 
den Gegnern. des Frauenstimmrechts signalisierten extremen Auswirkungen 
führen. Diese Schwächen werden aber durch andere, ebenfalls spezifisch weib­
liche Eigenschaften ausgeglichen. In dieser Richtung wirkt ihr auf das Praktische 
und Konkrete gerichteter Sinn. Sie ist auch weniger als der Mann, der auf seine 
Kraft vertraut, bereit, ein Wagnis einzugehen, oder aus einer Theorie ohne viel 
Rücksicht auf die praktischen Ergebnisse die Konsequenzen zu ziehen. So darf 
wohl gesagt werden, dass der von den Gegnern des Frauenstimmrechts geschil­
.derte Frauentypus zwar kein blosses Phantasiegebilde ist, aber doch nur zu den 
Ausnahmen gehört. Im ganzen genommen würde die Mitwirkung der Frau im 
Staat wohl nicht eine Beeinträchtigung oder Gefährdung der Gemeinschaft 
bedeuten. Sie wäre eher geeignet, eine erwünschte Ergänzung zu bringen. 

Die Erfahrnngen, welche man bisher in der Schweiz mit der politischen Be­
tätigung der Frau gemacht hat, berechtigen jedenfalls in keiner Weise zur An­
nahme, dass die Frau für die Politik unbegabt sei. Dagegen sind diese Erfahrungen 
allzu beschränkt - namentlich hinsichtlich des erfassten Personenkreises -, um 
daraus den positiven Schluss zu ziehen, dass die Frauen in ihrer Gesamtheit die 
nötigen politischen Fähigkeiten und Eigenschaften besitzen. In dieser Hinsicht 
sind wir auf die Erfab.rnngen angewiesen, die anderwärts gemacht worden sind. 
Nun sind die Staaten, welche das Frauenstimmrecht eingeführt haben, über alle 
die erhobenen Einwendungen hinweggeschritten. Und die Erfahrungen, die 
dort bis anhin gemacht worden .sind, haben keine Schwierigkeiten aufgezeigt. 
Aus ihnen scheint vielmehr hervorzugehen, dass die geäusserten Bedenken nicht 
begründet sind. Das gilt namentlich für den Einwand, dass die Frauen sich von 
Führerpersönlichkeiten besonders beeindrucken lassen. 

Der Einwand, die Frauen seien zur Politik nicht geeignet, erweist sich als 
unbegründet. 

5. In einem innem Zusammenhang mit diesen Fragen steht der Einwand 
<<die Frau gehört ins Haus>>, in welchem die Argumentation der Gegner 
des Frauenstimmrechts meistens ausmündet, und auf den diese Gegner grösstes 
Gewicht legen. 
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Mit diesem Einwand will ein Doppeltes gesagt werden: einmal, dass sowohl 
ihre Aufgabe wie ihre Befähigung die Frau auf die Tätigkeit im Hause und in der 
Familie verweisen. Dann aber, dass damit ihre Beschäftigung mit politischen 
Fragen ausser Betracht falle. Wie im Gutachten Kägi (S.44 ff.) dargetan wird, 
beruht dieser Einwand auf dem Gedanken einer grundlegenden Arbeitsteilung 
zwischen den beiden Geschlechtern in dem Sinne, dass dem Mann die beruflichen 
und öffentlichen Aufgaben, der Frau aber die Pflichten im Haus (d.h. Haus­
haltung, Kindererziehung usw.) zugeteilt seien. Dafür werden historische, reli­
giöse und naturrechtliche Argumente angeführt. 

Historisch gesehen verhält es sich in der·Tat so, dass diese Arbeitsteilung 
bis Ende des 18. Jahrhunderts überall und im wesentlichen ausschliesslich Gel­
tung besass. Der Nachweis, dass die Frauen vorher je die politische Gleichberech­
tigung mit den Männern oder gar die Führung im Staate gehabt hätten, ist -
wenn mari von den Frauen auf dem Thron und vom tatsächlichen Einfluss der 
Frauen ohne Stimmrecht absieht - nicht erbracht. Nennenswerte Abweichungen 
von jener Aufteilung - im Sinne der zunehmenden Berufstätigkeit der Frau 
ausserhalb des Hauses einerseits und ihrer Zulassung zu den politischen Rechten 
anderseits-traten erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auf; die eigent­
liche Wendung zugunsten des Frauenstimmrechts brachten aber erst die beiden 
Weltkriege. 

Wenn dergestalt die geschichtliche Betrachtung zeigt, dass die Arbeits­
teilung in der historischen Vergangenheit <<immer so war», so lässt ein Blick 
auf die Gegenwart erkennen, dass das nicht immer so bleiben muss; ist doch 
fast die ganze kultivierte Menschheit zur politischen Gleichberechtigung der 
Frau mit dem Mann übergegangen. Als Ursache dieser Entwicklung sind erkannt 
worden: Die zunehmende Notwendigkeit der selbständigen beruflichen Tätig­
keit der Frau .:... insbesondere der alleinstehenden - ausserhalb des Hauses, die 
Übertragung wichtiger Funktionen der Familie auf den St~at, die fortschreitende 
Emanzipierung der Frau auf anderen Gebieten und ihre bessere Vorbereitung 
und Eignung für Tätigkeiten ausserhalb der Familie. Dass diese Voraussetzungen 
auch bei uns weitgehend gegeben sind, ist bereits ausgeführt worqen. 

Besondere Beachtung erheischen sodann die religiösen Argumente, die 
für und gegen die Einführung des Frauenstimmrechts geltend gemacht werden. 
Die Gegner berufen sich vor allem auf das bekannte Wort, das der Apostel 
Paulus an die Korinther richtete: << Wie in allen Gemeinden der Heiligen sollen 
die Frauen in den Gemeindeversammlungen schweigen; denn es wird ihnen nicht 
gestattet, zu reden, sondern sie sollen sich unterordnen, wie auch das Gesetz sagt. 
Wollen sie aber etwas lernen, so sollen sie zu Hause die eignen Männer fragen; 
denn es ist für eine Frau schimpflich, in einer Gemeindeversammlung zu reden.>> 
(1. Kor. 14, 34-35.) Diesem Bibelwort wird etwa das andere entgegengehalten, das 
derselbe Apostel an die Galater gerichtet hat (3, 28): <<Da ist nicht Jude noch 
Grieche, da ist nicht Sklave noch Freier, da ist nicht Mann und Weib; denn ihr 
alle seid einer in Christus Jesus.>> 
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Wie sind diese scheinbar gegensätzlichen Äusserungen zu verstehen? 
Offenbar haben sie verschiedene Verhältnisse im Auge: Keinerlei Unterschied 
besteht im Verhältnis zu Gott; vor ihm sollen Mann und Frau gleichberechtigt 
sein. In diesem Sinne ist der Brief an die Galater zu verstehen. Dagegen soll, 
wie sich aus den übrigen Bibelworten ergibt, der Mann in der Ehe das Haupt 
sein und in der Gemeinde allein das Wort führen. Das entspricht jedenfalls der 
damaligen Auffassung des Christentums. Während alle ausserchristlichen Hoch­
religionen Männerreligionen sind, hat nämlich das Christentum - wie bereits 
bemerkt - die volle Menschenwürde der Frau anerkannt, was in zahlreichen 
Bibelstellen zum Ausdruck kommt. Trotzdem wird es als gottgewollte Ord­
nung angesehen, dass der Mann das Haupt der ganzen Familie ist und in der 
Gemeinde allein die Herrschaft führt. Fraglich erscheint höchstens, ob diese 
Ordnung als unabänderlich oder als zeitbedingt gedacht, und ob unter der 
<< Gemeinde>> nur die Kirche selbst oder auch der Staat gemeint sei. Vorherr­
schend ist wohl die Auffassung, dass die erwähnten Bibelstellen die Vorherr­
schaft des Mannes auch im Staate im Auge haben. Im übrigen gehen aber die 
Meinungen auseinander. Nach der protestantischen Ansicht stehen die Paulus­
worte heute, nachdem die Verhältnisse sich grundlegend verändert haben, 
der Einführung des Frauenstimmrechts nicht entgegen. In der katholischen 
Kirche scheint diese Frage noch nicht von höchster Stelle entschieden zu sein. 
Die meisten Theologen lesen aus den Paulusworten wohl eine Ablehnung des 
Frauenstimmrechts, die auch für die heutige Zeit Geltung beansprucht. Die 
katholische Kirche zieht daraus aber nicht etwa den Schluss, dass sich die 
Frauen des Stimmrechts nicht bedienen sollen, wenn es ihnen vom Staate zu­
gesprochen ist. Im Gegenteil hat Papst Pius XII in einer den italienischen 
Frauen- und Mädchenorganisationen erteilten Audienz vorn 21. Oktober 1945 
(nach den Ausführungen bei August Ackermann: <<Die katholische Frau>>, 1955 
S.109 ff.) erklärt: << Wenn dieser Euer Eintritt in das öffentliche Leben auf 
Grund einer sozialen Umwälzung erfolgt, wie sich eine solche heute vor unseren 
Augen vollzieht, so bedeutet das an sich wenig; Ihr seid aufgerufen, daran teil­
zunehmen. Lasst nicht jenen anderen, welche Vorkämpfer und Mitschuldige am 
Zusammenbruch des häuslichen Herdes sind, das Monopol der sozialen Organi­
sation: Die Familie ist das hauptsächlichste Element dieser sozialen Organi­
sation in wirtschaftlicher, juristischer und moralischer Beziehung. Das Schick­
sal der Familie, das Schicksal der menschlichen Gemeinschaft steht auf dem Spiel. 
Es ist in Eure Hand gegeben, es handelt sich um Eure Sache!>> Nach weiteren 
Ausführungen über diesen Gedanken führte der Papst aus: << Katholische Frauen 
und Jungfrauen, sollt Ihr Euch jener Bewegung ablehnend gegenüberstellen, 
welche Euch in das öffentliche, soziale und politische Leben hineinziehen will? 
Ga,nz im Gegenteil! Ihr müsst Euch daran beteiligen. Es besteht für jede Frau 
eine Gewissenspflicht, sich nicht aus der Öffentlichkeit zurückzuziehen, sondern 
dort in Tätigkeit zu treten, und zwar in einer Art und Weise, wie es sich Euch 
geziemt, und mit dem Ziele, jene Bestrebung im Schache zu halten, die heute 
auf die Zerstörung des sozialen und Familienlebens und auf die Untergrabung 
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der Wurzeln desselben hinausgeht. Dem entgegenzutreten, das ist das einzige 
Ziel Eurer Teilnahme. Dieser Einsatz und diese tatsächliche Beteiligung am 
Werke des Mannes in der sozialen Gemeinschaft rind im öffentlichen Leben 
ändert in keiner Weise den normalen EigE)ncharakter der fraulichen Tätigkeit. 
Sie wird mit dem Mann auf allen jenen Gebieten zusammenarbeiten, wo beson­
derer Takt, Feinheit und Innerlichkeit notwendig ist.>> 

Ferner wird die erwähnte Aufteilung der Aufgaben zwischen Mann und 
Frau als eine naturgegebene, durch die Schöpfungsordnung bestimmte Regelung 
angesehen, die einem naturrechtlichen Grundsatz gleichkommt. Das ist 
der Gedanke, dem Schiller in seinem Gedicht <<Ehret die Frauen>> poetischen 
Ausdruck gegeben hat. Die Frau ist in der Tat durch ihre natürliche Bestimmung 
dazu berufen, Kinder zu gebären, sie aufzuziehen, zu pflegen und ihren Charakter 
und Geist zu entwickeln. Damit ist sie an die Familie und an das Haus gebunden, 
während dem Mann die natürliche Aufgabe zufällt, für den Unterhalt und den 
Schutz der Familie zu sorgen. Insofern kann von einer natürlichen Arbeits­
teilung gesprochen werden. Die Bindung der Frau ans Haus gilt aber nur für 
die verheirateten, nicht 'auch für die ledigen, verwitweten und geschiedenen 
Frauen, die oft ihr Leben selbst verdienen müssen. Heute kommt diesem Um­
stand schon deshalb besondere Bedeutung, zu, weil der Kreis der Familie enger 
geworden ist und gerade ledige Töchter mehr als früher sich selbst erhalten 
müssen. Aber auch verheiratete Frauen sind heute weit mehr genötigt, einem 
Erwerb ausserhalb des Hauses nachzugehen. Die Frau ist deshalb heute nicht 
mehr im gleichen Ausmass ans Haus gebunden wie damals. Die zunehmende 
Auflockerung der Familie ist zweifellos zu bedauern, schon deswegen, weil die 
Frau mehr und mehr ihrer natürlichen Aufgabe entzogen wird, zum Nachteil 
der Familie und des Staates und ihrer selbst, da sie mit einer doppelten Aufgabe 
belastet wird, die zu einer Überbelastung führen kann. Diese Entwicklung ist 
aber eine Tatsache, die unabhängig davon besteht, ob die Frau das Stimmrecht 
erhält oder nicht. Vielmehr sind beide der Ausdruck der Emanzipation der Frau 
und gehen auf die gleichen Ursachen zurück, nämlich auf die Umwälzung in den 
politischen und sozialen Verhältnissen und Anschauungen. Nun ist es richtig, 
dass die Einführung des Frauenstimmrechts den Frauen nicht nur Rechte, son­
dern auch Pflichten bringen würde, die zu den Berufs- und Haushaltungspflich­
ten hinzu kämen. In den Staaten mit Frauenstimmrecht haben sich daraus aber 
bisher keine Schwierigkeiten ergeben. Die schweizerische Demokratie nimmt 
ihren Aktivbürger allerdii;igs stärker in Anspruch. Trotzdem dürfte die Belastung 
der Frau mit politischen Pflichten auch bei uns doch nicht so stark ins Gewicht 
fallen, dass sie geeignet wäre, die Hausfrau wesentlich von der Erfüllung ihrer 
Pflichten in der Familie abzuhalten. 

Wenn also gesagt wird, die Frau gehöre ins Haus, so ist das sicher richtig, 
trotz der eingetretenen Lockerung der Familie. Nicht richtig wäre es aber, daraus 
zu schliessen, dass das Frauenstimmrecht aus diesem Grund abgelehnt werden 
müsse. 
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6. Endlich ist noch zum Einwand des fehlenden Bedürfnisses 
Stellung zu nehmen. Nach der Auffassung der Gegner des Frauenstimmrechts 
besteht in der Schweiz deswegen kein Bedürfnis nach dieser Neuerung, weil die 
Frauen ohnehin die Möglichkeit haben, ihren politischen Willen zum Ausdruck 
und zur Geltung zu bringen; auch zeige die Erfahrung, dass die Schweiz ohne 
das Frauenstimmrecht bisher nicht schl.echter gefahren sei als jene Staaten, in 
denen die Frauen die gleichen politischen Rechte haben wie die Männer. Des­
halb sei es klüger, dieses Risiko nicht einzugehen. 

Nun mag es zutreffen, dass die Frauen, namentlich die tüchtigen unter 
ihnen, durch ihren Einfluss auf ihren Mann, ihren Sohn oder ihren Bruder 
indirekt auch die Politik beeinflussen können; in den Werken unserer Dichter, 
insbesondere bei Pestalozzi, Gotthelf und Gottfried Keller, finden sich hiefür 
eindrucksvolle Beispiele. Es dürfte sich sogar so verhalten, dass die Frauen 
damit auf die Geschicke des Landes einen grösseren Einfluss ausüben als die 
Frauen vieler Staaten, die das Frauenstimmrecht kennen. Dem wird aber mit 
Recht entgegengehalten, dass damit dem Postulat der Gerechtigkeit nicht 
Genüge getan ist. Denn es handelt sich darum, der Frau ein Recht zu geben, 
als gleichberechtigte Aktivbürgerin an der Bildung des Staatswillens mitzu­
wirken. Hinzu kommt die praktische Überlegung, dass jener indirekte Einfluss 
bei unverheirateten Frauen nur gering sein wird, namentlich aber, dass die 
Frauen ohne das Stimmrecht weniger die Möglichkeit haben, spezifische Frauen­
begehren durchzusetzen, wie gerade das Problem der Einführung des Frauen­
stimmrechts zeigt. 

Schwieriger zu beurteilen ist hingegen die Frage, ob nicht das Gemein­
schaftsinteresse verlange, dass die Frauen weiterhin der Politik fern bleiben. 
Die Annahme, dass auch die Mitwirkung der Frauen an der gesamten Politik 
kaum etwas ändern würde, und dass nennenswerte Verbesserungen nicht zu 
erwarten seien, würde jedenfalls nicht ausreichen, um den Frauen diese Besser­
stellung zu versagen. Dass aber durch den Einfluss der Frauen gewisse Ver­
schlechterungen oder Gefährdungen eintreten würden, dürfte nach den gemachten 
Feststellungen und den Erfahrungen im Ausland kaum zu befürchten sein. Es 
ist vielmehr anzunehmen, dass die Frauen auf jenen Gebieten, für die sie be­
sondere Fähigkeiten und Neigungen besitzen, dem politischen Leben neue Im­
pulse und Anregungen geben werden, auf die nicht ohne Not verzichtet werden 
sollte. 

ß. Die voraussichtlichen Auswirkungen des Frauenstimmrechts 

In einem innern Zusammenhang mit der soeben erörterten Frage, ob die 
Frau die Voraussetzungen für das Stimmrecht erfüllt, steht die andere, wie dieses 
Recht sich in der Schweiz auswirken würde, welches der Einfluss auf die Ge­
staltung der politischen Verhältnisse auf die Familie und auf die Frau selbst 
wäre, und welche praktischen Schwierigkeiten sich zeigen würden. Aus den Er­
fahrungen des Auslandes lass\;ln sich in einem beschränkten Umfang und mit 
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allen gebotenen Vorbehalten allgemein gültige Schlüsse ziehen, die auch für 
unsere Entscheidung nützlich sein können. 

1. Ist zu erwarten, dass die Einführung des Frauenstimmrechts die schwei­
zerische Politik massge bend beeinflussen würde, und in welchem Sinne 
wäre das voraussichtlich der Fall? 

a. In der Demokratie ist die Mehrheit König, und bei der Feststellung dieser 
Mehrheit werden die Stimmen gezählt und nicht gewogen; so ist die Frage, wie 
gross die Zahl der stimmberechtigten Frauen im Verhältnis zu jener der Männer 
sein würde, von grundlegender Bedeutung. 

aa. Im Dezember 1950 betrug die Zahl der stimmberechtigten Männer 
1 403 731. Dagegen ist die Zahl der Frauen, die bei Einführung des Frauenstimm­
rechts stimmberechtigt wären, noch durch keine Zählung festgestellt. Das 
Eidgenössische Statistische Amt hat sie aber annäherungsweise berechnet und 
ist auf die Zahl von 1 545 383 gekommen. 

Danach hätten die Frauen auch bei uns, wie fast überall, die absolute 
Mehrheit. Prozentual ergibt sich das Verhältnis 52,4 Prozent Frauen zu 
47,6 Prozent Männern. Die nachstehende Tabelle, deren Zahlen - abgesehen von 
den schweizerischen - wir im Lexikon der Frau (Barid 1, S.114) entnehmen, zeigt 
die allgemeinen Proportionen zwischen Männern und Frauen, d.h. den 

Anteil der Frauen an der Gesamtbevölkerung. 

Staat % % 
männlich weiblich 

Österreich 1951 46,4 53,6 
Westdeutschland 1950 46,8 53,2 
Schweiz 1950 47,6 52,4 
Polen 1949 47,6 52,4 
Jugoslawien 1948 48,1 51,9 
Frankreich 1950 . 48,2 51,8 
England und Wales 1948 48,5 51,5 
USA 1949. 49,6 50,4 

Die Bedeutung der absoluten Mehrheit ergibt sich aus der Tatsache, dass 
in der Eidgenossenschaft die einfache Mehrheit sowohl negativ als auch positiv 
das massgebende Wort spricht. Sie kann nicht bloss jede Gesetzesänderung, 
jedes neue Gesetz und jede Verfassungsänderung verhindern, sondern auch jede 
Gesetzesänderung und jedes neue Gesetz durchbringen. Sogar Verfassungsände­
rungen kann sie durchsetzen, wenn in den einzelnen Kantonen die gleiche Pro~ 
portion, oder wenn wenigstens in der Mehrzahl der Kantone nicht ein ungün­
stigeres Verhältnis besteht. 
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Da~ kann indessen keineswegs etwa heissen, dass bei Einführung des 
Frauenstimmrechts die Staatsführung auf die Frauen übergehen werde. Vor­
aussetzung für eine l\Iajorisierung der Männer durch die Frauen wäre, dass die 
Stimmbeteiligung der Frauen mindestens annähernd so hoch wäre wie bei den 
Männern. Zudem ergibt sich aus den in andern Staaten gemachten Erfahrungen, 
dass die Frauen unter sich nicht eine geschlossene politische Einheit bilden, 
die zu den Männern in Gegensatz tritt. Sie reihen sich in die bestehenden, 
hauptsächlich nach sozialen, wirtschaftlichen und weltanschaulichen Gesichts­
punkten aufgeteilten })arteien ein. Es kommt deshalb auch viel darauf an, wel­
che dieser Parteien von den Frauen bevorzugt werden. 

bb. Wie verhält es sich nun mit der Stimmbeteiligung der Frau? Der im 
Auftrag der UNO erstattete Bericht von Professor Duverger (S.15 ff.) stellt all-

. gemein fest, dass die Stimmenthaltungen bei den Frauen häufiger seien als bei 
den Männern. Dieses Ergebnis sei in allen vier untersuchten Staaten (West­
deutschland, Frankreich, Norwegen und Jugosla:wien) eindeutig, weniger in 
Jugoslawien (wo der Unterschied zwischen 0,66% und 1,56% ausmache) als 
in den freien Staaten. In Westdeutschland habe die geringere Beteiligung der 
Frauen in den Jahren zwischen 1920 und 1930 in den meisten Fällen 5-15Prozent · 
und nur in 1/ 7 der Fälle weniger als 5 Prozent betragen, von 1945 bis 1953 hin­
gegen 5-10 Prozent, in einem Viertel der Fälle weniger als 5 Prozent. In Nor­
wegen sei die Minderbeteiligung seit 1901 nie unter 6,38 Prozent bei allgemeinen 
Wahlen und 7,7 Prozent bei Gemeiµdewahlen gefallen und gehe bis zu 19,39 
Prozent, bzw. 24,1 Prozent. Und für Frankreich dürfte sie auf etwa 12 Prozent 
geschätzt werden. Umgekehrt sei allerdings auch eine stärkere Beteiligung der 
Frauen als der Männer vorgekommen, in Deutschland aber nur bei den Wahlen 
in den Reichstag zur Schaffung einer Verfassung (1919) und zweimal bei Wahlen 
in einen Landtag. Auch in Norwegen sei die Beteiligung der Frauen in einigen 
Städten stärker gewesen als jene der Männer; das erkläre sich jedoch aus lokalen 
Verhältnissen (Abwesenheit vieler Fischer und Seeleute). Die Tendenz sei eher 
auf eine Verminderung des Unterschiedes gerichtet. . 

Auf dem Land sei die Stimmenthaltung der Frauen häufiger als in der Stadt, 
allerdings mit der Tendenz zur Ausgleichung. In bezug a.uf das Alter ergebe sich, 
dass die mittlere Stufe sich am stärksten beteilige. In Frankreich betreffe das 
die Frauen von 50-55 Jahren (Männer 60-70 Jahre), in Deutschland jene von 
51-60 Jahren (Männer 60-70 Jahre). Der Unterschied zwischen Mann und Frau 
sei in Deutschland bei den Jungen geringer als bei andern Altersklassen. Nach 
Berufen geordnet, ergebe sich in Westdeutschland die stärkste Beteiligung bei 
Beamtinnen (insbesondere Lehrerinnen), verheirateten Frauen ohne Beruf und 
Frauen mit liberalen Berufen, die geringste bei landwirtschaftlichen Angestellten, 
dann bei Arbeiterinnen, Angestellten und Bäuerinnen. Ähnlich in Frankreich. 
Dort sei nämlich die Beteiligung am geringsten bei Pensionierten und Rent­
nerinnen, dann landwirtschaftlichen Angestellten, Bäuerinnen und· Frauen ohne 
Beruf, am stärksten bei Beamtinnen, freien Berufen und kaufmännischen An­
gestellten. Bezüglich des Familienstandes ergeben sich die wenigst_en Stimm-
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enthaltungen bei Frauen ohne Beruf, bei ledigen Beamtinnen, sowie bei Witwen 
und geschiedenen Frauen, wogegen bei den Männern die Beteiligung der Witwer 
am stärksten sei; ihnen folgen die Verheirateten, dann die Ledigen und die 
Geschiedenen. 

Im allgemeinen war also die Stimmbeteiligung der Frauen in diesen Län­
dern geringer als jene der Männer. Dadurch wird der Umstand, dass die Frauen 
gesamthaft über die grössere Stimmkraft verfügen, mehr als aufgewogen. 

cc. Demgegenüber stellt sich die Frage, wie stark die Frauen im Parla­
ment, in der Regierung und in der Verwaltung vertreten sind. 

Vorerst die Vertretung im Parlament. Es fällt hier auf, dass die Frauen, 
.obwohl sie die absolute Mehrheit der Wähler besitzen, im Parlament bei weitem 
nicht so stark vertreten sind wie die Männer. Wir stützen uns hier auf Duverger 
(S.84 ff.) und die Angaben im Lexikon der Frau (Bd.2, S.850). 

In Frankreich bestand die im Jahre 1951 gewählte Nationalversammlung 
nur zu 3,5 Prozent aus Frauen, während im Jahre 1946 die Vertretung der Frauen 
6 Prozent betragen hatte. Die erste Konstituante bestand zu 5,4 Prozent aus 
Frauen, die zweite noch zu 4,7 Prozent. In den Rat der Republik waren im Jahre 
1946 22 Frauen gewählt worden, 1948 waren es noch 13 und im Jahre 1952 noch 
9, d.h. weniger als 3 Prozent. In den Gemeinderäten waren die Frauen mit ca. 
3 Prozent vertreten, in den Generalräten mit kaum 0,5 Prozent. 

In Norwegen machte die Anzahl der Frauen als Mitglieder des Storting 
ca. 5 Prozent aus, dagegen jene der Stellvertreterinnen fast 19 Prozent. In den 
Gemeinderäten sind es 6 Prozent (d.h. in den Städten 13,5 Prozent, auf dem 
Land 4 Prozent). 

In der Weimarer Republik waren die Frauen bei den Wahlen in den Reichs­
tag anfänglich mit 9,6 Prozent vertreten, im Jahre 1920 noch mit 8 Prozent und 
im Jahre 1924 mit 5,7 Prozent. Später hat sich diese Vertretung zwischen 6,6 
Prozent und 7 Prozent bewegt, in den Landtagen zwischen 5 und 9 Prozent. 
Verhältnismässig hoch ist der Anteil der Frauen im· Bundestag der Bonner 
Republik. Er betrug im Jahre 1949 9 Prozent und stieg im Jahre 1953 auf 9,2 
Prozent. In den Ländern stieg dieser Anteil von 7,4 Prozent.im Jahre 1950 auf 
8,2 Prozent im Jahre 1951 im Durchschnitt. 

Selbst in Jugoslawien sind die Proportionen ähnlich, obwohl die politischen 
Verhältnisse hier wesentlich andere sind. Im Jahre 1945 waren im Bundesrat 
ö Prozent Frauen, im Rate des Volkes 7 Prozent; im Jahre 1949 waren es 2,7 
Prozent, bzw. 8,8 Prozent. In den lokalen Volkskomitees schwankte der Anteil 
der Frauen zwischen 5,75 Prozeµt und 14,05 Prozent. 

Ins britische Unterhaus mit 625 Mitgliedern wurden 1953 17 Frauen (d.h. 
2,7%) gewählt (gegenüber 24 im Jahre 1945), während sie ins Oberhaus nicht 
gewählt werden können. 

In den Vereinigten Staaten waren die Frauen im Jahre •1952 im Kongress 
mit 12 Frauen vertreten, wovon 11 im Repräsentantenhaus (mit 531 Mitgliedern) 
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und 1 im Senat. Obwohl die politische Gleichberechtigung hier anerkannt ist, 
stellen die Frauen nur 2 Prozent der Vertreter im Parlament. 

Italien wählte 1950 38 Frauen in die Kammer ( =7%) und 4 in den Senat 
(=2%), Belgien hatte 1949 6 weibliche Abgeordnete und 7 weibliche Senatoren. 
In Holland sassen 1953 9 Frauen in der Zweiten Kammer (9%) und eine in der 
Ersten Kammer (2%). 

Wohl am stärksten war die Frauenvertretung in den nordischen Staaten und 
Sowjetrussland. Im schwedischen Reichstag sind nämlich 28 Frauen (=13,9%) 
und in der Ersten Kammer 6 Frauen ( = 4,2%); in Dänemark gehören seit 1953 
22 Frauen ( = 10%) dem Parlament an, während in Finnland die Vertretung 
zwischen 5,5 und 9,5 Prozent schwankte. Im Obersten Sowjet sind die Frauen 
mit 17 Prozent vertreten. 

Es ergibt sich, dass, abgesehen von Sowjetrussland und Schweden, in kei­
nem dieser Länder die weiblichen Mitglieder im Parlament des Staates 10 Pro­
zent überschritten haben, während ihre Stimmenzahl 50 Prozent überschreitet. 
Dabei scheint der Anteil der Frauen eher im Abnehmen begriffen zu sein. Über 
die Ursachen dieser schwachen Vertretung geben diese Zahlen keinen Aufschluss. 
Nur zu einem Teil dürfte der Mangel an geeigneten Kandidatinnen dafür ver­
antwortlich sein. Das ist, aus der Tatsache zu schliessen, dass bei den Frauen ein 
wesentlich geringerer Prozentsatz der Kandidatinnen tatsächlich gewählt wird 
als bei den Männern. Es ist anzunehmen, dass auch die Frauen in erheblichem 
Ausmass die männlichen Kandidaten vorgezogen haben. 

Der geringen Vertretung der Frauen im Parlament· entspricht ihre geringe 
Beteiligung in der Regierung und in der Verwaltung. Der Bericht Duverger 
(S. 98 ff.) stellt fest, dass nur sehr wenig Frauen in die eigentliche Regierung ge­
langen. So gab es in Norwegen in den 50 Jahren des Bestehens des Frauenstimm­
rechts nur zwei Ministerinnen, beide beschränkt auf soziale Aufgaben und ohne 
Einfluss auf politische Entscheidungen. 

In Grossbritannien hatten bis 1954 vier Frauen Ministerposten inne (für 
Erziehung, Arbeit und Volksversicherung), in den USA ebenfalls vier, in Finn­
land drei, in Dänemark eine (Justiz), in Holland eine und in Jugoslawien eine, 
während z.B. in Deutschland, Italien und Frankreich noch nie eine Frau Staats­
minister war. In mehreren Staaten wurden Frauen als Unterstaatssekretäre ge­
wählt, allerdings verhälti;iismässig selten. So z.B. in Frankreich, Holland und 
den USA. 

Etwas stärker vertreten sind die Frauen in der Verwaltung. In Jugoslawien 
machen sie sogar 40,1 Prozent aus, in Deutschland 25 Prozent, in Norwegen 
11,3 Prozent. Hingegen ist der Anteil der Frauen unter den höheren Beamten 
fast überall erheblich geringer und dürfte im Durchschnitt nicht 5 Prozeqt er­
reichen. 

dd. Endlich ist noch darauf hinzuweisen, dass nach den bisherigen Erfah­
rungen auch das sachliche Tätigkeitsgebiet der Frau in Parlame.nt und 
Regierung beschränkt ist. So erhalten die Frauen in der Regierung fast durch-
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wegs Posten, die mit der Erziehung und mit sozialen Aufgaben zusammenhängen. 
Eine ähnliche Beschränkung legen sich auch die Vertreterinnen im Parlament 
selbst auf. Die hierüber auf Grund der Untersuchungen in Deutschland und 
Frankreich gemachten Feststellungen werden von Duverger (S. 95) wie folgt 
zusammengefasst: 

Die Frauen spielen sehr selten die Rolle eines politischen Führers; Aus­
nahmen kommen vor, wie etwa in Deutschland Clara Zetkin, Rosa Luxemburg, 
Helene W essel und Luise Schröder; die Frauen intervenieren im Parlament 
seltener als die Männer; die Arbeit der Frauen im Parlament beschränkt sich 
auf bestimmt abgegrenzte Gebiete: Gesundheit, F_amilie, Erziehung und Frauen­
fragen. Diese Tatsachen lassen jedenfalls erkennen, dass die Führung in der 
Politik eindeutig bei den Männern geblieben ist, und dass das Frauenstimmrecht 
den Frauen bei weitem nicht einen politischen Einfluss gebracht hat, der jenem 
des Mannes gleichkommt. Die Erwartungen der Frauen dürften daher nur zu 
einem kleinen Teil erfüllt worden sein. 

b. Nicht weniger wichtig als die Frage nach der Grösse ist jene nach der 
Art des Einflusses des Frauenstimmrechts. Es fragt sich hier, wie die 
Frauen sich in andern Staaten bisher eingestellt haben zu den Parteien, zur 
Kirche, zum Militär und zu Führerpersönlichkeiten, wie es bestellt ist mit der 
Stabilität ihrer Stimmabgabe, wie die Mitwirkung der. Frauen das politische 
Niveau beeinflusst, und wie die ]?arteien der Männer sich zu den Frauen ein­
stellen. s·elbst wenn die Frauen n~r in geringer Zahl ins Parlament, in die Re­
gierung oder sonst an wichtige Posten ge~ählt werden, ist es doch von Bedeu­
tung, ihre Einstellung zu den grundlegenden Fragen zu kennen, da sie auch bei 
geringer Stimmbeteiligung den Ausschlag geben können. 

aa. Im Vordergrund des Interesses steht die parteipolitische Einstel­
lung der Frauen. Denn mit dieser ist die Stellung zu den wichtigsten Fragen 
der Politik überhaupt und zum Staate gegeben. 

Auch auf diesem Gebiete gibt der Vergleich mit dem Auslande gute Anhalts­
punkte (vgl. Duverger, S.46 ff., 85 ff., 104 ff.), jedoch mit einer Einschränkung. 
In der Schweiz hat der Aktivbürger nämlich nicht nur mit politischen Wahlen, 
d.h. mit Personenfragen, sondern auch mit Sachfragen zu tun, die nicht weniger 
wichtig sind. ' 

Die Untersuchungen der UNO haben ergeben, dass in den untersuchten 
Ländern die Frauen ~usserst selten eigene politische Parteien gründen. Und 
soweit solche bestehen, wie z.B. die <<Deutsche Frauenpartei>> in Deutschland, 
vertreten sie den Männern gegenüber kaum andere Sonderinteressen, als dass 
sie die errungflne politische Gleichberechtigung besser zu verwirklichen suchen. 
Nur die antifaschistischen Frauenvereinigungen in Jugoslawien hatten politische 
Ziele in einem weitem Sinne. Im wesentlichen verfolgen also die Frauen die 
gleichen Zwecke wie die Parteien der Männer und machen bei den llfännerpar­
teien mit. Sie zeigen aber nur wenig Neigung, diesen Parteien als Mitglied bei­
zutreten. Ihr Anteil wird auf weniger als 1/ 4 geschätzt. Die grösste Beteiligung 
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von Frauen weisen die Parteien mit christlicher Bezeichnung auf (Westdeutsch­
land 30%, Frankreich 28%). An zweiter Stelle kommen die sozialistischen 
(18-20%) und kommunistischen (in Frankreich 20%) Parteien. Am stärksten 
vertreten sind dabei die Hausfrauen, die Katholikinnen und Frauen über 
50 Jahren. In der Par1,ei selbst spielen Frauen eine bescheidene Rolle; nur einige 
wenige treten dort hervor. Sie sind auch in den Parteiausschüssen selten ver­
treten. Fast in allen Parteien gibt es hingegen besondere Ausschüsse und Sek­
tionen der Frauen. Selten besitzen sie jedoch wirkliche Autonomie. Sie 
dienen hauptsächlich dazu, Frauen für die Partei zu gewinnen. Aus diesem 
geringen Einfluss in der Partei und aus dem Mangel an Kandidatinnen erklärt 
es sich, dass verhältnismässig wenig Frauen als Kandidatinnen aufgestellt 
werden. 

Dagegen darf der indirekte Einfluss nicht übersehen werden, den die Frauen 
auf die Parteien und damit auf die Politik erhalten haben. Da die Frauen die 
Hälfte der Wählerschaft ausmachen, haben die Parteien grosses Interesse daran, 
sie als Mitglieder zu haben oder wenigstens bei den einzelnen Wahlen ihre Stimme 
zu bekommen. Zu diesem Zwecke sind sie genötigt, bei der Gestaltung ihres 
Programms, bei der Auswahl ihrer Kandidaten - selbst wenn es Männer sind -
und bei ihrer Einstellung zu politischen Fragen im allgemeinen auf die Frauen 
und ihre Wünsche Rücksicht zu nehmen. Dieser indirekte Einfluss dürfte nicht 
geringer einzuschätzen sein als einige Sitze im Parlament. 

Wichtig sind sodann die besonderen ~auenvereinigungen, die nicht als 
politische Parteien auftreten, sondern berufliche, soziale, religiöse und ähnliche 
Zwecke verfolgen. Sie stehen aber oft einer besonderen politischen Partei nahe. 
So namentlich der konservativen und der kommunistischen Partei. 

Entscheidend ist jedoch, für welche Parteien die Frauen ihre Stimmen ab­
geben. Von Interesse ist hier zunächst die Feststellung, das~ die verheirateten 
Frauen im allgemeinen für die gleiche Partei stimmen wie der Mann. In Holland 
trifft das in 92 Prozent der Fälle regelmässig zu; in Norwegen sind es 88,9 Pro­
zent, in Frankreich 89 Prozent, durchschnittlich also ca. 90 Prozent. Mit dem 
Alter nimmt diese Übereinstimmung zu. Am stärksten ist sie bei Kommunisten 
(96%) und Agrariern (90%), weniger bei Konservativen (79%) und Liberalen 
(71 %). Der Umstand, dass der Prozentsatz der verheirateten Stimmberechtigten 
hoch ist (in der Schweiz ca. 66% bei den Männern und ca. 60% bei den Frauen), 
setzt den Einfluss des Frauenstimmrechtes auf die Gestaltung der politischen 
Verhältnisse praktisch erheblich herab. Der Umstand, dass oft die Frau den 
Ausschlag geben mag, dürfte daran wenig ändern. Es kommt deshalb haupt­
sächlich auf die andern Frauen an, d.h. die Ledigen, die Geschiedenen, die 
Witwen und 10 Prozent der Verheirateten. 

Wie wählt nun die Frau parteipolitisch? Bei den Bundeswahlen in der 
Bundesrepublik Deutschland vom September 1953 traten die beiden Ge­
schlechter wie folgt für die einzelnen Parteien ein: 
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Partei 
1 

Frauen 

1 

Männer 
% % 

Kommunistische Partei Deutschlands . .. 
29 { 2~ 3~ l 35 Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Freisinnigdemokratische Partei Deutschlands. r 111 Gesamtdeutscher Block - Bund der Heimat-
vertriebenen und Entrechteten 68 6 6 63 

Christlichdemokratische Union . 45 38 
Andere . 7 8 
Leer . 3 2 

100 100 

Die entsprechenden Zahlen für die Parlamentswahlen in Norwegen vom 
Jahre 1949 lauten: 

Partei 
1 

Frauen 

1 

Männer 
% % 

Kommunisten . 
50 { 4~ 

6 l 58 Sozialisten 52 
Agrarier r 11,5 l Liberale. 

50 1: 16 42 
Christliche Demokraten . 3 
Konservative 18 11,5 

100 100 

Dementsprechend setzten sich in Norwegen die einzelnen Parteien m 
folgendem Verhältnis aus Frauen und Männern zusammen: 

Partei 

Kommunistische Partei . 
Sozialistische Partei . . 
Agrarier ...... . 
Liberale .......... . 
Christlichdemokratische Partei . 
Konservative . . . . . . . 

Frauen 
% 

24 
40 
38 
40 
65 
53 

Männer 
% 

76 
60 
62 
60 
35 
47 

Für Frankreich lauten die entsprechenden Zahlen für das Jahr 1952:· 

Partei 

Communistes . . . . . . . . . . . . . . 
Socialistes . . . . . . . . . . . . . . . . 
Mouvement Republicain Populaire . . . 
Rassemblement des Gauches Republicaines 
Moderes ............... . 
Rassemblement du '.Peuple Fran~ais . . . 

Frauen 
% 

39 
41 
53 
36 
53 
53 

Männer 
% 

61 
59 
47 
64 
47 
47 

michael.tellenbach
Textfeld



758 

Aus diesen Zahlen scheint hervorzugehen, dass die Frauen in den unter­
suchten Ländern mehr als die Männer den Rechtsparteien zuneigen. Der Bericht 
Duverger (S.51) drückt diesen Gedanken aus mit den Worten: <<Le caractere 
plus conservateur du vote feminin parait difficilement contestable.>> Er macht 
nur den Vorbehalt, dass man unter <<conservateur>> überall das gleiche verstehe. 
Für Deutschland behauptet Zurkuhlen (in einem Aufsatz <<Die Reichspräsi~ 
dentenwahl und die Frauen>> in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statistik, Bd. 83, S. 99) sogar, die kommunistische Partei sei bei den Reichstags­
wahlen <<schon immer einer ausgesprochenen Abneigung der weiblichen Wähler­
schaft begegnet>>. 

Nach der gleichen Richtung wersen auch die Feststellungen bei der Zürcher 
Frauenbefragung 1955. Der erwähnte Bericht (S.12) bemerkt dazu: <<Als wohl 
das überraschendste Ergebnis unserer Auszählung nach Stadtquartieren sei 
festgehalten, dass die Gegnerinnen sowohl des vollen als auch des beschränkten 
.Stimm- und Wahlrechts der Frauen in den ausgesprochenen Arbeiterquartieren 
am häufigsten anzutreffen sind, während sich die Befürworterinnen vor allem 
in den Zürichbergquartieren Hottingen, Fluntern und Witikon sowie im Wein­
eggquartier im Kreis 8 finden.>> Zu ähnlichen Ergebnissen sei eine vom Groupe­
ment Romand pour l'I~tude du Marche im Jahre 1951 im Kanton Waadt durch­
geführte Untersuchung gelangt. Männer und Frauen aus besser situierten 
Kreisen haben sich dort als Befürworter des Frauenstimmrechts erwiesen, wäh­
rend in· den wirtschaftlich schwächeren Kreisen relativ am meisten Gegner zu 
finden seien. In der konsultativen Frauenabstimmung in Basel habe sich eben­
falls ergeben, dass sich, auf die Gesamtheit der Stimmberechtigten bezogen, 
nicht die Frauen aus der Arbeiterschaft, sondern die Angestellten und die An­
gehörigen von Angestellten am eindeutlichsten für das Frauenstimmrecht aus­
gesprochen haben. 

Diese Ergebnisse sind in der Tat überraschend. Denn es sind überall die 
Linksparteien gewesen, die auf dem Gebiete des Frauenstimmrechts bahn­
brechend vorangegangen sind und auch heute noch dafür eintreten, während die 
andern Parteien mehr Zurückhaltung zeigen. Ausserdem haben die Linkspar­
teien in den Staaten mit Frauenstimmrecht den Gedanken der Gleichberechti­
gung der Frauen in stärkerem Masse in die Wirklichkeit umgesetzt, wie noch 
darzutun sein wird. Ei:i Grund für diese Tendenz der Frauen nach rechts dürfte, 
wie auch im Bericht Duverger (S. 50) angedeutet wird, darin zu erblicken sein, 
dass sie in stärkerem :1fasse von religiösen Gesichtspunkten geleitet sind. 

In einem gewissen Widerspruch dazu scheint die Tatsache zu stehen, dass 
in der Schweiz der katholische Bevölkerungsteil dem Frauenstimmrecht gegen­
über eine besondere Zurückhaltung beweist, wie auch im Bericht über die Zür­
cher Frauenbefragung 1955 (S.16) festgestellt wird. Das erklärt sich nur zum 
Teil aus der Tatsache, dass die katholische Bevölkerung vorwiegend auf dem 
Lande wohnt. Zu einem wesentlichen Teil dürfte das bedingt sein durch die 
Einstellung der katholischen Kirche. Diese möchte von der Einführung des 
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Frauenstimmrechts im Interesse der Erhaltung der Familie absehen, obwohl 
die Frauen sich mehr den Rechtsparteien zuwenden. 

Damit ist aber die Frage noch nicht entschieden, welche Parteien durch die 
Einführung des Frauenstimmrechts gewinnen würden. Denn die Antwort auf 
diese Frage hängt noch von andern Faktoren ab, insbesondere auch von der 
Stimmbeteiligung der Frauen in den verschiedenen Parteien. Es ist zwar richtig, 
dass das Verhältnis der Stimmkraft der verschiedenen Parteien untereinander 
sich nicht verändern würde, wenn der Zuwachs der Frauen bei allen Parteien 
der Proportion ihrer bisherigen Grösse entsprechen und auch an der Proportion 
der Stimmbeteiligung nichts geändert würde. Dann würde nur die absolute 
Zahl der abgegebenen Stimmen verändert (d.h. ungefähr verdoppelt); die Pro­
portion unter den Parteien bliebe aber genau die gleiche. Dagegen tritt eine 
Änderung auch in der relativen Stärke der. Parteien ein, wenn entweder die 
Frauen sich anders auf die Parteien verteilen, als es der bisherigen Parteistärke 
entspricht, oder wenn unter den Parteien eine Verschiebung im bisherigen Ver­
hältnis der Stimmbeteiligung eintritt. Wie aber die Stimmbeteiligung der Frauen 
sich bei den einzelnen Parteien gestalten wird, hängt wesentlich davon ab, ob 
eine Partei den Stimmzwang ausübt oder nicht. Während bei den Parteien mit 
Stimmzwang eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass ihr bisheriges 
Niveau der Stimmbeteiligung trotz der Beteiligung der Frauen gehalten werden 
kann, ist bei andern Parteien mit der Möglichkeit zu rechnen, dass dieses Niveau 
durch die Frauen herabgesetzt wird. Das würde sich zum Nachteil dieser Partei 
auswirken. 

In engem Zusammenhang damit steht die andere Frage, inwieweit die ein­
zel.nen Parteien die Frauen zur Mitarbeit heranziehen. Wir be­
gnügen uns mit einigen Hinweisen auf die Zahl der weiblichen Abgeordneten: 

Im westdeutschen Bundestag 1953 gehörten 
zur sozialdemokratischen Partei 21 Frauen= 46,7% aller gewählten Frauen 
zur christlichdemokratischen 

Partei ....... . 
zur freisinnigen Partei . . . 
zur Partei der Flüchtlinge . . 

Total 

19 Frauen = 42,2% aller gewählten Frauen 
3 Frauen = 6, 7% aller gewählten Frauen 
2 Frauen= 4,4% aller gewählten Frauen 

45 Frauen= 100 % 
In der französischen Nationalversammlung 1951 gehörten 

zur kommunistischen Partei . 
zur sozialistischen Partei 
zum MRP. 
zum RPF ...... . 

Total 

15 Frauen= 68,2% aller gewählten Frauen 
3 Frauen= 13,6% aller gewählten Frauen 
3 Frauen = 13,6% aller gewählten Frauen 
1 Frau - 4,6% aller gewählten Frauen 

22 Frauen= 100 % 
Im österreichischen Nationalrat 1949 sassen 9 Frauen. Davon gehörten 

7 der österreichischen Volkspartei, die andern beiden der sozialdemokratischen 
Partei an. 
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Im norwegischen Parlament gehören fast alle abgeordneten Frauen zur 
sozialistischen Partei, während in den Gemeinderäten die konservative Partei 

· proportional am meisten Frauen aufweist. 
Somit haben in der Bundesrepublik Deutschland, in Frankreich und in 

Norwegen die Linksparteien die Frauen am stärksten zur Vertretung im Parla 
ment zugelassen. Dagugen war es in Österreich eine bürgerliche Partei. 

bb. Die Erfahrungen des Auslandes sind nicht nur unter parteipolitischen 
Gesichtspunkten, sondern auch fur die Beurteilung der Frage von Interesse, 
ob die Frauen bei den Wahlen die nötige Stabilität vermis.sen lassen, und dass 
sie insbesondere sich ,;;on neuen Parteien, von Führerpersönlichkeiten und von 
Schlagworten beeindrucken lassen. In dieser Hinsicht lässt sich aus jenen Er­
fahrungen folgendes ableiten. 

Was zunächst die S ta bili tät der von den Frauen abgegebenen Stimmen im 
allgemeinen anbetrifft, stellt der Bericht Duverger (S.68 ff.) fest, dass die in 
Deutschland und Österreich durchgeführten Statistiken eher geeignet seien, die 
in dieser Richtung geilusserten Bedenken zu widerlegen; in mancher Hinsicht 
scheinen die .Stimmen der Frauen sogar stabiler zu sein als jene der Männer. 

Bezüglich der neuen Parteien sei man zwar in der Regel zur Annahme ge­
neigt, dass die Frauen sich in stärkerem Masse ihnen zuwenden. In Wirklich­
keit hätten sich aber weder in Frankreich beim Vorstosse des Mouvement Re­
publicain Populaire 1945-1946 oder des Rassemblement du Peuple Frarn;iais 
1951, noch in Deutschland beim Aufstieg des Nationalsozialismus in den Jahren 
1930-1933 die Frauen für dieses Fieber anfälliger erwiesen als die Männer; mit­
unter sei sogar das Gegenteil der Fall gewesen. 

Besonderes Interesse beansprucht sodann die Frage, ob die Frauen in 
stärkerem Masse dem Einfluss von Führerpersönlichkeiten erliegen. 
An dieser Stelle ist die von Gegnern des Frauenstimmrechtes aufgestellte Be-

'"hauptung, es seien vorwiegend die Frauen gewesen, die Hitler zu seinem Auf­
stieg verholfen haben, näher zu prüfen. Angesichts der Wichtigkeit dieser Frage 
wären statistische Unterlagen hier besonders erwünscht. In dieser Beziehung 
besteht jedoch die Schwierigkeit, dass bei den Abstimmungen in der Regel die 
Stimmen der Frauen und der Männer nicht getrennt gezählt worden sind. In 
einem beschränkten Umfange sind aber in Frankreich und in Deutschland doch 
getrennte Zählungen durchgeführt worden. Im Zusammenhang mit den Rund­
fragen von Duverger (S. 71) ergeben sich daraus immerhin gewisse Anhalts­
punkte für die Beurteilung dieser Frage. 

Auf die an Stimmbürger gerichtete Frage, ob sie bei den Wahlen mehr auf 
die Person des Kandidaten oder auf das Parteiprogramm abstellen, antworteten 
bei den Männern 32 Prozent zugunsten der Person und 51 Prozent zugunsten des 
Parteiprogramms, während bei den Frauen 39 Prozent der abgegebenen Stim­
men zugunsten der Person und 41 Prozent zugunsten des Parteiprogramms lau­
teten. Damit bestätigt sich die allgemeine Annahme, dass die Frau stärker als 
der Mann auf die Person eingestellt ist. Diese Feststellung genügt aber für sich 
allein noch nicht, um die Einstellung der Frau zu Führerpersönlichkeiten, ins-

michael.tellenbach
Textfeld



761 

besondere zu solchen mit diktatorischen Zielen, zu beurteilen. Für diese besondere 
Frage sind namentlich die Ergebnisse der speziellen Rundfrage von Bedeutung, 
die in Frankreich im Jahre 1947 im Hinblick auf General de Gaulle durchgeführt 
wurde. Auf die Frage, ob seine Rückkehr als Ministerpräsident gewünscht werde, 
antworteten nämlich 25 Prozent der Männer und 33 Prozent der Frauen mit Ja. 
Auf die weitere Frage, wie sie bei einem Referendum stimmen würden, wenn de 
Gaulle die Parole <<Nein>> herausgäbe, erklärten sich bei den Männern 35 Pro­
zent für Ja und 23 Prozent für Nein (d.h. mehrheitlich gegen de Gaulle), bei den 
Frauen 24 Prozent für Ja und 33 Prozent für Nein (d.h. mehrheitlich für de 
Gaulle). Beide Ergebnisse würden also für die Annahme sprechen, dass die Frauen 
mehr als die Männer Führerpersönlichkeiten folgen. Der Bericht Duverger betont 
aber (S. 72), dass dieser Schluss nicht gezogen werden dürfe. Denn der deutsche 
Bericht bemerke mit Recht, dass nach den bis 1933 durchgeführten Zählungen 
die Frauen für die nationalsozialistische Partei weniger Stimmen abgegeben 
haben als die Männer; die verbreitete Legende, dass diese Partei ihren Erfolg 
den Stimmen der Frauen verdanke, habe sich also nicht bestätigt; dagegen hätten 
sich die Frauen langsam den Männern angepasst; so sei z.B. in Köln in der Zeit 
von 1930-1933 der Unterschied zwischen den beiden Geschlechtern zurück­
gegangen von 4,3 Prozent auf 1 Prozent. 

Diese Ergebnisse stehen in Übereinstimmung mit jenen, welche das<< Wörter­
buch der Politik>> von Dr. Alice Scherrer (S.206) bereits im Jahre 1950 fest­
gestellt hatte. Es heisst dort: <<Die Frauen sind in der Bezauberung durch den 
Nationalsozialismus den Männern nicht vorangegangen, sondern gefolgt.>> Bei 
der Reichspräsidentenwahl seien damals nach den amtlichen Ergebnissen jener 
Orte, wo Männer und Frauen getrennt abstimmten, im ersten Wahlgang von den 
Frauen 51,6 Prozent der Stimmen für Hindenburg und nur 25,5 Prozent für 
Hitler abgegeben worden, im zweiten Wahlgang 56 Prozent der Frauenstimmen 
für Hindenburg und 33,6 Prozent für Hitler. Nach der Stimmabgabe der Frauen 
wäre Hindenburg schon im ersten Wahlgang gewählt worden. Aber die Männer­
stimmen zugunsten von Hitler hätten jene der Frauen um etwa 12 Prozent 
übertroffen. Im Rheinland seien nur 16,3 Prozent der Frauenstimmen für Hitler 
abgegeben worden gegen 21,4 Prozent der Männer. 

Schon im Jahre 1933 hatte Zurkuhlen (a.a.O., Bd.83, S.96 ff.) aus den 
gleichen amtlichen Zahlen ähnliche Schlüsse gezogen. Betrachtet man, sagt er, 
diti Ergebnisse dieser Zählung als kennzeichnend für die deutsche Wählerschaft 
überhaupt, so hätte Hindenburg nach der Stimmverteilung der weiblichen Wäh­
lerschaft mit 51,6 Prozent schon im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit er­
langt und wäre ohne einen zweiten Wahlgang Reichspräsident geworden; die 
Stimmbeteiligung der Frauen sei aber sehr gering gewesen, so dass ihr Einfluss 
nur sehr abgeschwächt habe zur Geltung kommen können. Diese Einstellung der 
Frauen sei parteibedingt gewesen, da die Parteien mit grossen Frauenkontin­
genten (<<Zentrum>> und <<Bayrische Volkspartei>>, mit 63 Frauen von 100 Mit­
gliedern) die Parole <<Hindenburg>> herausgegeben habe. Dagegen liabe der 
Kandidat der Kommunisten (Thälmann) auf die Frauen keine Werbekraft aus-
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geübt. Unter der Vornussetzung, dass die Zahl der wählenden Frauen der der 
wählenden Männer gleich wäre, ergäbe sich für die Einstellung der Männer und 
Frauen folgende Relation: · 

Hindenburg l Hitler Thiilmnnn 

I. Wahlgang: Männer 100 100 100 
Frauen 115,5 94 70,9 

II. Wahlgang: Männer 100 100 100 
Frauen 115 93,7 67,2 

Aus diesen Zahlen geht deutlich hervor, dass in den erfassten Bezirken die 
Frauen der Kandidatur Hindenburg den Vorzug gegenüber der Kandidatur 
Hitler gegeben haben. '\.Yenn dieser Ausschnitt (der ca. 5,4% der ganzen Wähler­
schaft umfasste) repräsentativ für das ganze deutsche Volk ist, scheint das gegen 
die These zu sprechen, dass die Prauen in besonderem Masse sich von Führer­
persönlichkeiten einnehmen lassen. Demgegenüber deuten die in Frankreich 
gemachten Feststellungen eher auf eine stärkere Beeinflussbarkeit. Indessen 
kann diese Frage offec. bleiben. Denn die angeführten Zahlen lassen wohl den 
Schluss zu, dass in diesen beiden Ländern die Gefahr, dem Einfluss einer Führer­
persönlichkeit zu erliegen, bei den Frauen jedenfalls nicht erheblich grösser ist 
als bei den Männern. 

· cc. Zwei weitere Einwände haben ebenfalls politischen, wenn auch nicht 
parteipolitischen Charn.kter, nämlich jene, die sich beziehen auf den Gegensatz 
von Stadt und Land ul'.d den Einfluss ehemaliger Ausländerinnen. 

Von ländlichen Gegnern des Frauenstimmrechts wird behauptet, die Ein­
führung des Frauenstimmrechts würde sich zum Nachteil der Landbevöl­
kerung auswirken, da vorauszusehen sei, dass die Stimmbeteiligung der Frauen 
auf dem Lande geringrr sein werde als in der Stadt; dadurch erhalte die Stadt 
politisch noch mehr Gewicht. Nach dem Bericht Duverger (S.29 ff.) hat die 
Statistik in Norwegen, Deutschland und Frankreich in der Tat gezeigt, dass die 
Stimmbeteiligung beider Geschlechter auf dem Land kleiner ist als in der Stadt. 
Dadurch würde aber am Verhältnis zwischen Stadt und Land nichts geändert, 
wenn der Unterschied der Stimmbeteiligung unter den Geschlechtern auf dem 
Land gleich gross wäre wie in der Stadt. Dem ist aber nicht so, wie aus der fol­
genden Tabelle betreffend die deutschen Bundeswahlen vom Septem­
ber 1953 hervorgeht. 

Stimmbeteiligung 
Kntegorie der Gemeinde Männer 

1 

Frauen Unterschied 
0/ % ,o 

Weniger als 3000 Einwohner . 89,9 85,5 - 4,4 
8000-50 000 Einwohner . . . 89,2 86,3 - 2,9 
über 50 000 Einwohner 85,9 83,4 - 2,5 
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Daraus ergibt sich nicht bloss, dass die Stimmbeteiligung_ der Frauen über­
all geringer ist als jene der Männer, sondern auch, dass der Unterschied in kleinen 
Ortschaften am grössten ist. Gleiche Feststellungen sind in Frankreich und in 
Norwegen gemacht worden. Die Folge dieser stärkeren Stimmenthaltung der 
Frauen auf dem Lande ist eine gewisse Benachteiligung des Landes gegenüber 
der Stadt. Indessen besteht in den genannten Ländern eine Tendenz zur Aus­
gleichung der Unterschiede; die Benachteiligung der Landbevölkerung dürfte 
daher nicht sehr stark ins Gewicht fallen. 

Endlich wird darauf hingewiesen, dass die Sch,veiz einen hohen Prozent­
satz von Bürgerinnen besitzt, die früher Ausländerinnen w1,tren und erst durch 
die Heirat Schweizerinnen geworden sind; durch sie würde die Politik 
in einem unschweizerischen Sinne beeinflusst. Nötigenfalls könnte aber für 
eingeheiratete Ausländerinnen ein Vorbehalt gemacht werden. Davon wird aber 
an anderer Stelle ~u sprechen sein. 

2. Die Gegner des Frauenstimmrechts befürchten von diesem nicht bloss 
politische Nachteile, sondern auch solche für die Familie und für die Frauen 
selbst. 

a. Ein nachteiliger Einfluss auf die Familie kommt in zwei Rich­
tungen in Frage. 

Einmal wird behauptet, das Frauenstimmrecht gefährde die Einheit und 
den Frieden in der Familie; damit würden neue Spannungen und Konflikte in 
die Ehe getragen; wenn Mann und Frau verschiedenen politischen Überzeu­
gungen folgen oder gar Parteien mit gegensätzlichen Programmen beitreten, 
so könne das sogar den Weiterbestand der Ehe in Frage stellen. 

Dem ist zunächst entgegenzuhalten, dass die politischen Meinungsverschie­
denheiten zwischen Mann und Frau nicht so häufig sind, wie man glauben könnte. 
Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass nach den in andern Ländern ge­
machten Erfahrungen in mehr als 90 Prozent der Fälle beide Ehegatten immer 
gleich stimmen, in einigen Fällen gehen die Meinungen gelegentlich auseinander, 
und nur in wenigen li'ällen bestehen grundsätzliche Unterschiede. Dadurch wird 
die signalisierte Gefahr erheblich herabgemindert. Übrigens besteht bereits die 
Möglichkeit, dass Familienglieder (Vater und Söhne) verschieden stimmen, ohne 
dass dadurch der Familienfriede notwendigerweise in Mitleidenschaft gezogen 
wird. Auch zwischen Mann und Frau können die politischen Auffassungen schon 
heute auseinandergehen. Durch die Einführung des Frauenstimmrechts würde 
sich in diesem Punkte kaum etwas ändern. Auch die in andern Ländern gemach­
ten Erfahrungen lassen die Befürchtungen nicht als begründet erscheinen. 

b. Ein Nachteil für die Frauen selbst ist nach der Auffassung der 
Gegner des Frauenstimmrechts die Tatsache, dass der Frau damit neue Pflichten 
überbunden werden. Das sei um so bedauerlicher, als diese Pflicht alle Frauen 
betreffe, während nur wenige dafür Interesse aufbringen. Auch müsse die Frau 
damit rechnen, in den politischen Kampf hineingezogen zu werden; sie dürfe 
nicht erwarten, dass dieser vor ihr Halt mache, oder dass sie von den Männern 
mit der gleichen Rücksichtnahme wie bisher behandelt werde. 
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Dass das Frauenstimmrecht den Fraµen nicht nur Rechte, sondern auch 
Verpflichtungen und Belastungen bringt, steht ausser Zweifel. Ebenso, dass viele 
Frauen für das Stimmrecht wenig Interesse aufbringen und die Politik lieber 
den Männern überlassen möchten. Dem wird entgegengehalten, dass diese Geg­
nerinnen kein Interesse daran haben können, die Einführung des Frauenstimm­
rechts zu verhindern; sie mögen ruhig beiseite stehen; der Umstand, dass die 
andern Frauen sich an der Politik beteiligen, könne ihnen nichts schaden. Dieser 
Einwand ist aber schon deswegen nicht begründet, weil diesen Frauen der Um­
stand nicht gleichgültig sein kann, dass sie künftig der Urne nur unter Ver­
letzung einer Bürgei·pflicht fernbleiben könnten. Ausserdem haben einige Kan­
·tone den Stimmzwang, der auch für eidgenössische Wahlen und Abstimmungen 
gilt. Und schliesslich wäre ihren Interessen wenig gedient, wenn sie durch ihre 
Enthaltung jene Partei benachteiligen würden, die ihre lntflressen wahrnimmt. 
Anderseits ist es - wie bereits ausgeführt - richtig, dass die Zulassung der Frauen 
zu den politischen Ruchten ein Gebot der Gerechtigkeit ist. 

Die Annahme, dass jene Frauen, die sich in die Politik einlassen, auch in 
den Kampf hineingezogen werden und nicht die gleichen Rücksichten erwarten 
dürfen, die sie bisher wegen ihres Geschlechts erfahren haben, dürfte zutreffen. 
Indessen trifft das doch nur jene Frauen, die aktiv in den Kampf eingreifen oder 
sich als Kandidatinnun aufsteHen lassen. Und diesen steht es frei, ob sie diese 
Konsequenzen auf sich nehmen wollen oder nicht. Es ist zwar richtig, dass auch 
im privaten und gesellschaftlichen Verkehr die ritterliche Einstellung des Mannes 
zur Frau vielfach durch eine mehr kameradschaftliche ersetzt worden ist. Das 
dürfte aber weniger eine Folge des Frauenstimmrechts, als der gesellschaftlichen 
Emanzipation der Frau im allgemeinen und ihrer Tätigkeit im selbständigen 
Beruf sein. 

8. Endlich werden noch praktische Schwierigkeiten, die das Frauen­
stimmrecht verursacLen würde, ins Feld geführt. 

So stellt sich im Bund die Frage der Erhöhung der erforderlichen 
Unterschriftenzahlen für das Referendum und die Volksinitia­
t i v e. Durch die Einführung des Frauenstimmrechts wird die Zahl der Stimm­
berechtigten mehr ah! verdoppelt. Infolgedessen muss auch die Zahl der ver­
langten Unterschriften für das Referendum (80 000) und die Initiative (50 000) 
zum mindesten verdoppelt werden; es ist schon wiederholt darauf hingewiesen 
worden, dass die Geltendmachung dieser Volksrechte bereits durch die Ver­
mehrung der Bevölkernng und damit der Stimmberechtigten seit der Einführung 
von Referendum und Initiative erheblich erleichtert worden ist. Denn es kann kein 
Zweifel darüber bestehen, dass es wesentlich leichter fällt, 80 000 beziehungsweise 
50 000 Unterschrifter. zusammenzubringen, wenn die Zahl der Stimmberech­
tigten wesentlich grusser geworden ist. Anderseits muss auch der Tatsache 

. Rechnung getragen werden, dass die Beibringung einer grösseren Zahl von 
Unterschriften einen grösseren Aufwand, insbesondere an Kosten, und damit 
eine Erschwerung bedeutet. So dürfte es sich - wenigstens bei dieser Gelegen-
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heit - nicht rechtfertigen, über die Verdoppel)lng der erforderlichen Unterschrif­
tenzahlen hinauszugehen. 

Anderseits kann nicht gesagt werden, dass eine Erhöhung der Unterschrif­
tenzahlen, auf 60 000 beziehungsweise 100 000 eine allzu grosse Erschwerung 
bedeuten würde. Denn schon heute übersteigt eine stark gezeichnete Initiative 
diese Zahl wesentlich. Als Beispiele sind aus der Zeit seit 1935 folgende Initia­
tiven zu nennen: jene zum Schutze der Mieter und Konsumenten 1955 mit 
202 549 Unterschriften, jene betreffend Rüstungsfinanzierung 1952 mit 147 092 
Unterschriften, jene betreffend Wirtschaftsreform und Rechte der Arbeit 1947 
mit 161 477 Unterschriften, jene betreffend Verkehrskoordination 1946 mit 
384 760 Unterschriften, jene betreffend den Familienschutz 1945 mit 168 730 
Unterschriften, jene betreffend die Volkswahl des Bundesrates 1942 mit 157 081 
Unterschriften, jene betreffend die Beschränkung der Anwendung der Dring­
lichkeitsklausel 1939 mit 289 765 Unterschriften und endlich jene betreffend die 
Bekämpfung der wirtschaftlichen Krise 1935 mit 334 699 Unterschriften. 

Ebensowenig ist zu befürchten, dass die kleinen Kantone durch eine Er­
höhung der Unterschriftenzablen gegenüber den grösseren benachteiligt würden. 
Denn auch bei ihnen wird sich mit der Einführung des Frauenstimmrechts die 
Zahl der Stimmberechtigten in eidgenössischen Angelegenheiten in der gleichen 
Proportion erhöhen. Beim Referendum trägt das geltende Recht den Interessen 
der kleinen Kantone Rechnung mit der Bestimmung, dass auch acht Kantone 
berechtigt sind, die Volksabstimmung zu verlangen (Art. 89, Abs. 2, und Art. 89bls, 
Abs. 2 BV). An dieser Bestimmung soll nichts geändert werden. Eine weitere 
Berücksichtigung der kleinen Kantone, die allerdings praktisch von geringerer Be­
deutung ist, liegt darin, dass jeder Kanton über das Vorschlagsrecht an die 
Bundesversammlung verfügt (Art. 93, Abs. 2 BV). 

Unter diesen Umständen dürfte es angemessen sein, die erforderlichen 
Unterschriftenzahlen zu verdoppeln, d.h. für das Referendum auf 60 000 (Art. 89, 
Abs. 2, und Art. 89bls, Abs. 2 BV) und für die Volksinitiative auf 100 000 Unter­
schriften (Art. 120 und 121 BV) zu erhöhen. 

Ill. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Zur Entscheidung steht nun die durch die beiden Postulate des Stände­
rates und des Nationalrates aufgeworfene und eingangs (S. 671 ff.) präzisierte ma­
terielle Frage, ob bundesrechtlich eine Regelung anzustreben sei, welche der 
Schweizerfrau das Stimm- und Wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten 
einräumt. 

Nachdem in den vorstehenden Ausführungen die wichtigsten Gründe dis­
kutiert worden sind, welche für und gegen das Frauenstimmrecht angerufen zu 
werden pflegen, kann es sich nur noch darum handeln, aus den gemachten Fest­
stellungen und Beurteilungen das Fazit zu ziehen und die Summe der Argu­
mente und Gegenargumente gegeneinander abzuwägen. Da es Fragen des 
höchsten politischen Ermessens sind, kommt es - wie bei allen Fragen dieser · 
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Art - auf die persönliche Einstellung jener an, die "den Entscheid zu treffen 
und die Verantwortung zu übernehmen haben, nämlich der stimmberechtigten 
Männer. 

1. Die vorstehend,m Untersuchungen haben sich zuerst mit den zugunsten 
des Frauenstimmrechts geltend gemachten Argumenten auseinander­
gesetzt; es hat sich erwiesen, dass mehrere wohl begründet und von erheblicher 
Bedeutung sind, während andere der Berechtigung entbehren oder doch nicht 
das Gewicht haben, de,s man ihnen beizumessen pflegt. 

Auffallend ist vor allem dio Tatsache, dass die politische Gleichberechtigung 
der Frauen in wenigen Jahrzehnten fast den ganzen Erdball erobert hat, so dass 
die Schweiz - neben Liechtenstein - in Europa das einzige Land ohne Frauen­
stimmrecht ist. Das darf umsoweniger übersehen werden, als es sich um einen 
Ausbau des'demokrati3chen Gedankens handelt. Von entscheidender Bedeutung 
könnte das aber höchHtens unter gleichen Voraussetzungen sein, d.h. wenn bei 
uns die gleichen Veränderungen eingetreten und die gleichen Verhältnisse ge­
geben wären wie in andern Staaten. Wie verhält es sich nun damit? 

Der Siegeszug d1:s Frauenstimmrechts ist die indirekte Folge der poli­
tischen, sozialen, wirtf.chaftlichen und gesellschaftlichen Umwälzungen der bei­
den Weltkriege. Diese haben zu einer weitgehenden ]~manzipation der Frau auf 
den verschiedensten Gebieten, zu einer andern Stellung gegenüber dem Manne 
in·der Familie, im Wirtschaftsleben, in der Gesellschaft und im Verhältnis zum 
Staat geführt. Sie mündeten in die politische Gleichberechtigung der Frau mit 
dem Manne aus. Vergleicht man damit die gleichzeitige Entwicklung in der 
Schweiz, so ergibt sich folgendes: Auch bei uns hat die Berufstätigkeit der Frau 
ausserhalb des Hauses, welche zur Emanzipation wesentlich beitrug, zugenom­
men. Diese Zunahme ist aber zur Hauptsache bedingt durch die gleichzeitige 
Bevölkerungszunahme, und sie übertrifft diejenige der Männer nicht, sondern 
steht ihr gegenüber sogar zurück. Das gilt insbesondere auch für die Tätigkeit 
der Frau in den Fabl'iken. In den meisten mit der Schweiz vergleichbaren 
Staaten ist der Prozentsatz der berufstätigen Frau höher als bei uns; in Italien, 
Schweden, den Vereinigten Staaten, Belgien und l\Jexiko ist er aber geringer. 
Das Argument der grösseren beruflichen Tätigkeit der Frau trifft also in der 
Schweiz kaum zu. Jedenfalls gilt es nicht in gleichem Ausmasse wie anderwärts. 

In unvermindertem, wenn nicht gar in erhöhtem Masse, ist bei uns hin­
gegen der Kreis der Aufgaben und Pflichten der Frau in der Familie eingeschränkt 
worden, indem eine Reihe von Punktionen der Familie auf den modernen Wohl­
fahrts- und Sozialstaa1; übergegangen sind. 

Ausserdem hat di<3 Frau selbst sich auch bei uns erheblich verändert. Sie 
ist hinsichtlich der Voraussetzungen für die Ausübung der politischen Rechte, 
insbesondere in bezug auf Bildung und politische Erfahrung, mindestens so 
weit fortgeschritten wie ihre Schwestern im Ausland es bei der Einführung des 
Frauenstimmrechts wuren. Auch die gesellschaftliche Emanzipation der Frau 
ist bei uns kaum weniger weit entwickelt als anderswo. 
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Weitgehend hat sich die Schweizerin während des Aktivdienstes mili­
tärisch freiwillig zur Verfügung gestellt und dem Land auch auf anderem Gebiete 
wertvolle Dienste geleistet. Darin liegt ein weiteres Argument für die Einfüh­
rung des Frauenstimmrechts, wenn auch diese Dienstleistungspflicht weniger 
weit reicht als in manchen andern Staaten und der Wehrpflicht des Mannes in 
der Schweiz nicht gleichgestellt werden kann. 

Daneben gibt es einzelne Gründe, die im Ausland bei der Einführung des 
Frauenstimmrechts mit ins Gewicht fielen, denen aber in der Schweiz eine 
geringere Bedeutung zukommt. So bedarf die Schweizerin des Stimmrechts 
nicht in gleichem Masse wie die Frauen vieler anderer Staaten zur Verbesserung 
ihrer eigenen Rechtslage, sei es zivilrechtlich oder öffentlichrechtlich. Denn die 
schweizerische Gesetzgebung hat sich gerade in dieser Hinsicht als fortschritt­
lich erwiesen und steht hinter jener von Staaten mit Frauenstimmrecht in 
keiner Weise zurück; diese Tatsache darf festgestellt werden unter voller Würdi­
gung des Umstandes, dass noch mancherlei Verbesserungen erwünscht und not-
wendig sind. , 

Der Vergleich mit dem Ausland ist auch d~swegen nicht ohne weiteres 
schlüssig, weil unsere dreistufige Referendumsdemokratie viel kompliziertere 
Verhältnisse aufweist und an den Stimmbürger grössere Anforderungen stellt, 
sowohl hinsichtlich der Voraussetzungen wie der zeitlichen Inanspruchnahme; 
ins Gewicht fällt ferner der Umstand, dass die Schweiz wohl das einzige Land 
ist, in welchem die Einführung des Frauenstimmrechts nur mit Zustimmung der 
Mehrheit der abstimmenden Männer möglich ist. 

Demnach ist der Hinweis auf die allgemeine Verbreitung des Frauenstimm­
rechts zwar ein starkes Argument für die Einführung auch in der Schweiz. Er 
kann -aber nicht allein entscheidend sein, weil die besonderen schweizerischen 
•Verhältnisse berücksichtigt werden müssen, welche dem Frauenstimmrecht 
weniger günstig sind als in ausländischen Staaten. Nicht richtig ist die Behaup­
tung, dass für die Schweiz eine völkerrechtliche Verpflichtung zur Einführung 
des Frauenstimmrechts besteht, oder dass den Männern durch diese Einführung 
nichts weggenommen würde. Denn der Einfluss jeder Stimme eines Mannes 
wird dadurch auf die Hälfte beschränkt. Auch mit der Berufung auf die Steuer­
pflicht der Frau kann das Frauenstimmrecht nicht begründet werden. 

Das entscheidende und durchschlagende Argument zugunsten der poli­
tischen Gleichberechtigung der Frau ist der Gesichtspunkt der Gerechtigkeit, 
der Rechtsgleichheit und der Demokratie. Es ist heute anerkannt, dass die all­
gemeine Menschenwürde, die der Frau in nicht geringerem Masse als dem Manne 
zukommt, ihre prinzipielle Gleichbehandlung mit ihm verlangt. Da das auch 
für die politischen Rechte gilt, ergibt sich die politische Gleichberechtigung der 
Frau als ein Gebot der Rechtsgleichheit und damit der Gerechtigkeit. Dies gilt 
indessen nur unter der Voraussetzung, dass im übrigen für Mann und Frau die 
gleichen Voraussetzungen gegeben sind. Denn nur Gleiches muss nach dem 
Prinzip der Rechtsgleichheit gleich, Ungleiches muss aber ungleich behandelt 
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werden. Ob nun für die Einräumung des- Stimmrechts zwischen den Geschlech­
tern rechtserhebliche Unterschiede bestehen, die eine differenzierte Behandlung 
rechtfertigen, hängt von den tatsächlichen Gegebenheiten ab, die von Staat zu 
Staat verschieden sein können. Es ist daher denkbar, dass die Rechtsgleichheit 
in einem Staate die Gleichberechtigung der Frau verlangt, in einem andern da­
gegen nicht. Für die hier zu entscheidende Frage ist deshalb auf die schweize­
rischen Verhältnisse abzustellen. Die Rechtsgleichheit verlangt also, dass der 
Hälfte der erwachsenen Bürger die politischen Rechte dann nicht länger vor­
enthalten werden, wenn bei uns nicht besondere Verhältnisse vorliegen, welche 
weiterhin die unterschiedliche Behandlung der Geschlechter zu rechtfertigen 
vermögen. Aus den bisherigen Feststellungen haLen sich keine solchen ergeben. 
Im Gegenteil sprechen die auch bei uns eingetretenen tatsächlichen Veränderun­
gen zugunsten dieser Neuerung. 

Dass die Frauen das Stimmrecht erhalten sollen, liegt im weitem zweifellos 
im Sinne des demokratischen Gedankens, weil dadurch die Basis unserer Demo­
kratie verbreitert würdn. Allerdings findet dieser Gesichtspunkt seirni Schranken 
da, wo er mit wichtiger(m staatspolitischen Überlegungen in Widerspruch gerät. 

2. Es bleibt deshalb noch die Frage, ob nicht die gegen das Frauen­
stimmrecht sprechonden Gründe es zu rechtfertigen vermögen, dass die 
Frauen auch in Zukunft von den politischen Rechten ausgeschlossen bleiben. 
Auch hier hat sich ergeben, dass nur ein Teil der erhobenen Einwendungen 
gegen das Frauenstimmrecht angerufen werden kann. Mit diesen Einwendungen 
wird geltend gemacht, dass bei den Frauen selbst die Voraussetzungen fehlen, 
und dass ausserdem die voraussichtlichen Auswirkungen des Frauenstimmrechts 
nachteilig wären. 

a. Der Einwand, dass die Frauen selbst das Stimmrecht gar nicht wünschen, 
ist nicht stichhaltig. W,3der der Grundsatz der Rechtsgleichheit noch der Aus­
bau der Demokratie kö:ctnen von diesem Gesichtspunkt abhängig sein. Es wäre 
daher nicht gerechtfertigt, die Einführung des Frauenstimmrechts davon ab­
hängig zu machen, dass die Mehrheit der erwachsenen Frauen dafür eingenom­
men ist. Dagegen dürften die Aussichten bei der Abstimmung grösser sein, je 
kleiner die Zahl der gegen das Frauenstimmrecht eingestellten Frauen ist,. 

Nicht begründet ist ferner der Einwand, dass es Sache des Mannes allein 
sei, den Staat zu regieren. Auch hier kommt es nur darauf an, ob noch genügend 
Gründe bestehen, um den Frauen das Stimmrecht zu verweigern. 

In diesem Sinne wird eingewendet, die Frau leiste keinen Militärdienst. 
Das ist zwar insofern richtig, als in der Schweiz die Frau nicht von der Wehr­
pflicht erfasst wird, wie das beim Mann, in andern Staaten vielfach auch bei der 
Frau, der Fall ist. Und es trifft auch zu, dass der Militärdienst gesetzgebungs­
politisch - obschon nicht juristisch - als Korrelat des Stimmrechts zu betrachten 
ist. Dagegen darf nicht übersehen werden, dass die Frauen in beträchtlichem 
Umfange sich freiwillig zum :Militärdienst verpflichtet und dem Staat auch 
andere Dienste geleiste1 haben. · 
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Mit dem Einwand <<die Frauen verstehen nichts von Politik>> werden den 
Frauen die geistige Fähigkeit und die politische und charakterliche Eignung 
zur Politik abgesprochen. Heute ist aber die Auffassung, dass die Frau geistig 
minderwertig und politischer Überlegungen unfähig sei, aufgegeben. Es ist zwar 
richtig, dass die Art des Denkens und Urteilens bei der Frau nicht gleich ist 
wie beim Manne. Il:Lr Denken ist im allgemeinen mehr auf das Persönliche als 
das Sachliche eingestellt und mehr vom Gefühl beeinflusst. Was die Frau aber 
mitunter an logischer Konsequenz vermissen lässt, ersetzt sie durch ihre auf 
das Praktische gerichtete Fähigkeit, das Wesentliche zu erfassen. Die bisherigen 
Erfahrungen in der Schweiz geben denn auch nicht Anlass zu Befürchtungen. 

Auch dem Einwand: <<Die Frau gehört ins Haus>> kann kein gegen die po­
litische Gleichberechtigung der Frau ausschlaggebendes Gewicht zukommen. 
Historisch gesehen hat eine Arbeitsteilung in diesem Sinne bis in die neueste 
Zeit bestanden. Die Bibel bezeichnet es sogar als die gottgewollte Ordnung, 
dass der Mann das Haupt der Familie ist und im Staate allein die Herrschaft 
führt. Diese Bibelstellen sind aber nach protestantischer Auffassung zeit bedingt, 
auf die damaligen Verhältnisse bezogen. Die katholische Kirche hingegen an­
erkennt auch ihre heutige Geltung. Sie zieht aber daraus nicht etwa den Schluss, 
dass die Frau der Politik auch dann fernbleiben solle, wenn sie vom Staat das 
Stimmrecht erhalte. Im Gegenteil. Bis zu einem gewissen Grade kann auch von 
einer natürlichen Arbeitsteilung gesprochen werden, da die Frau durch ihre 
natürliche Berufung stärker ans Haus gebunden ist als der Mann. Das trifft aber 
nur für die verheiratete Frau zu. Auch in bezug auf diese ist eine gewisse Locke­
rung eingetreten. Heute kann daher kaum noch behauptet werden, dass die 
Erfüllung der politischen Bürgerpflichten mit den Aufgaben und Pflichten einer 
guten. Hausfrau unvereinbar wäre. 

Endlich wird der Einwand des fehlenden Bedürfnisses erhoben: Die Frauen 
können heute schon ihren Einfluss indirekt geltend machen. Obschon das in 
gewissem Umfang zutreffen mag, fehlt es ihr doch an einem Recht zur Mit­
wirkung. 

b. Die zweite Gruppe von Einwendungen bezieht sich auf die voraussicht­
lichen Auswirkungen des Frauenstimmrechts, für deren Beurteilung nament­
lich auf ausländische Erfahrungen abgestellt werden muss. 

Im Vordergrund steht der Einfluss auf die Politik. Voraussichtlich werden 
die Frauen die absolute Mehrheit haben (52,4%:47,6%). Die Wahrscheinlich­
keit, dass sie die Männer überstimmen, wird aber herabgesetzt durch ihre ge­
ringere Stimmbeteiligung (5-10%). Hinzu kommt, dass die Frauen bei Wahlen 
oft für Männer stimmen. So sind sie im Parlament bei weitem nicht so stark ver­
treten, wie es ihrer Stimmenzahl entsprechen würde. Abgesehen von Sowjet­
russland, wo sie mit 17 Prozent vertreten sind, und Schweden hat die Vertretung 
der Frauen im Parlament kaum irgendwo 10 Prozent (statt 52%) erreicht. Durch 
den Proporz werden sie eher begünstigt. Noch wesentlich geringer sind die Frauen 
in der Regierung und in der Verwaltung vertreten. Der Erfolg ist wohl überall 
weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Auch das Tätigkeitsgebiet der 
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Frau im Parlament wnr klein und blieb meistens auf soziale, erzieherische und 
frauenrechtliche Fragen beschränkt. 

Parteipolitisch zeigen die ausländischen Erfahrungen, dass die Frauen selten 
besondere Frauenpartuien bilden. In der Regel schliessen sie sich bestehenden 
Parteien an. Entgegen den Erwartungen wenden sie sich aber weniger als die 
Männer den Linkspartrien zu (in Westdeutschland z.B. 29% der Frauenstimmen 
gegen 35% der Männentimmen), obwohl diese vorwiegend für das Frauenstimm­
recht eintreten und die Frauen auch bei den Wahlen am stärksten berück­
sichtigen. 

Hinsichtlich der Stabilität der Stimmabgabe und der Anfälligkeit gegen­
über Schlagworten sind keine Erfahrungen bekannt, die zum Nachteil der 
Frauen ausgelegt werden könnten. 

Die oft gehörte Behauptung, dass die Frauen allzusehr geneigt sind, Führer­
persönlichkeiten zur Macht zu verhelfen, ist widerlegt worden. 

Wichtig ist die Frage nach den Rückwirkungen des Frauenstimmrechts auf 
die Familie. Die Statistik im Ausland zeigt aber, dass beide Ehegatten in mehr 
als 90 Prozent der Fälle gleich stimmen. Es dürfte daher kaum eine stärkere 
Spaltung in den Familien zu befürchten sein. Auch ist nicht anzunehmen, dass 
die Politik die Frauen wesentlich stärker in der Erfüllung der Familienpflichten 
hindern würde, als sie <len Mann in seinem Beruf beeinträchtigt. 

3. Die Abwägung der Gründe und Gegengründe zeigt folgendes Bild. 
Es kann kein Zweifel c~arüber bestehen, dass seit der Totalrevision der Bundes­
verfassung vom Jahre 1874, namentlich aber im Gefolge der beiden Weltkriege, 
auch in der Schweiz tief eingreifende Veränderungen in der wirtschaftlichen, 
sozialen, gesellschaftliehen und zum Teil auch politischen Stellung der Frauen 
eingetreten sind, welche zur Prüfung der Frage Anlass geben müssen, ob nicht 
auch für die Schweiz der Zeitpunkt gekommen sei, den Frauen die politische 
Gleichberechtigung mit den Männern zu geben, wie das fast die ganze übrige 
Welt bereits getan hat. Die Prüfung hat ergeben, dass jene Veränderungen, wel­
che der Frauenbewegung Auftrieb gegeben und beinahe überall zur politischeµ 
Gleichberechtigung der Frau geführt haben, auch bei uns weitgehend verwirk­
licht sind. Es ist ferner festgestellt worden, dass anderseits die Einwendungen 
gegen das Frauenstimmrecht und die Befürchtungen wegen der Auswirkungen 
in der Schweiz nicht mehr Berechtigung haben als in andern Staaten, wo bisher 
· keine nachteiligen Auswirkungen nachgewiesen sind. Im Ausland ist insbesondere 
die Erfahrung gemacht worden, dass der Einfluss der Frauen auf tlie Politik weit 
hinter dem Anteil, der ihnen nach der Anzahl der Stimmen zukomm.en würde, 
zurückbleibt. 

Es ist zwar richtig, dass unsere Demokratie an den Stimmbürger grössere 
Anforderungen stellt. Die Schweizerfrau dürfte aber in der Lage sein, auch diesen 
zu genügen, ohne ihre Pflichten als Hausfrau und Mutter vernachlässigen zu 
müssen. Auch in anderer Beziehung mögen, wie dargelegt wurde, unerwünschte 
Nebenwirkungen zu erwarten sein. So etwa eine leichte Verschiebung der Stimm-

michael.tellenbach
Textfeld



771 

kraft zwischen Stadt und Land, die Notwendigkeit der .Änderung der eidgenös­
sischen Vorschriften über Referendum und Initiative, erhöhte Kosten und 
ähnliche Auswirkungen. Alle diese Nachteile zusammen fallen aber im Ver­
hältnis zu dem, was positiv für das Frauenstimmrecht spricht, nicht ins Ge­
wicht. Denn es handelt sich um nichts Geringeres als darum, der Hälfte der 
erwachsenen Bevölkerung das Recht einzuräumen, als vollberechtigte Aktiv­
bürger wie die Männer an der Bildung des Willens und an der Führung der 
Geschäfte des Staates teilzuhaben, dem sie angehören, und dessen Lasten sie 
mitzutragen haben. Die Besserstellung der Frau bedeutet nicht nur den konse­
quenten weiteren Ausbau des demokratischen Gedankens, den die Schweiz je 
und je hochgehalten hat. Die Unterschiede des Geschlechts können nach den ein­
getretenen tiefgreifenden Veränderungen heute auch in der Schweiz nicht mehr 
als erheblich genug betrachtet werden, um den Ausschluss der Frau von den 
politischen Rechten zu rechtfertigen. Damit wird die Einführung des Frauen­
stimmrechts in Bundesangelegenheiten zu einem Gebot der Gerechtigkeit. 

Die Frage, ob das Frauenstimm- und -wahlrecht in Bundesangelegenheiten 
einzuführen sei, ist deshalb mit ja zu beantworten. 

C. Gänzliche oder teilweise Gleichbehandlung der Frauen 

Entschliesst inan sich zur Einführung des Frauenstimmrechts, so fragt es 
sich weiter, ob der Frau die gänzliche oder nur eine teilweise Gleichbehandlung 
mit dem Manne einzuräumen sei. Nach den Grundsätzen der Rechtsgleichheit 
und der Demokratie hat die Frau Anspruch auf völlige politische Gleichstellung 
mit dem Mann. Eine Ausnahme davon kommt nur i~ Frage, wenn besondere 
wichtige Gründe es verlangen. Wie verhält es sich damit? 

Eine Beschränkung ist nach zwei Richtungen möglich: Entweder Erschwe­
rung der Voraussetzungen der Stimm- und Wahlfähigkeit oder Einräumupg nur 
eines Teils der Rechte, die der Mann besitzt. 

1. Zunächst die Erschwerung der Voraussetzungen der Stimm­
und Wahlfähigkeit. Ausser Betracht fällt selbstverständlich nicht nur die -
längst überholte - Bindung an den Zensus, sondern auch jene an eine gewisse 
minimale Schulbildung, wie sie heute z.B. noch in Portugal und Guatemala gilt. 
Eine solche, namentlich gegen Analphabeten gerichtete Beschränkung könnte 
angesichts der guten Durchschnittsbildung der Schweizerin nicht gerechtfertigt 
werden. · 

Aber auch die Festsetzung eines höheren Mindestalters der Frau für die 
Erlangung der politischen Mündigkeit im allgemeinen oder nur für Teilrechte 
(wie z.B. das passive Wahlrecht) ist nicht zu empfehlen. Im Ausland haben zwar 
einzelne Staaten für die Frauen anfänglich ein höheres Mindestalter verlangt; 
sie haben dann aber diese Diskriminierung wieder fallen lassen. So z.B. Griechen­
land, das für die Frauen zuerst 30 Jahre, dann 25Jahre verlangte und schliesslich 
die Gleichstellung gewährte. Ähnlich war die Entwicklung in England und in 
Ungarn. Solche Beschränkungen waren als Vorsichtsmassnahme verständlich 
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in einem Zeitpunkt, als man noch wenig Erfahrungen hatte und die voraussicht­
lichen Auswirkungen des Frauenstimmrechts in keiner Weise abzuschätzen 
vermochte. Dabei mag die Befürchtung der politischen Unerfahrenheit und der 
ungenügenden politischen Reife der Frauen mitgewirkt haben. Heute fallen 
Erwägungen dieser Art :1usser Betracht, zumal auch die im Ausland gemachten 
Erfahrungen nach diesel' Richtung zeigen. Demnach sind solche Erschwerungen 
abzulehnen. 

Aus ähnlichen Überlegungen sind andere auf die Beschränkung der Stimm­
fähigkeit der Frauen gerichtete Vorschläge abzulehnen. Solche sind namentlich 
von Frauenseite gemacht worden, offenbar in der Meinung, durch ein derartiges 
Opfer den Weg zu den politischen Rechten wenigstens für einen Teil der Frauen 
zu ebnen. So soll etwa der Vorschlag, das Stimmrecht nur den erwerbstätigen 
Frauen zu geben, dem Einwand begegnen, dass die Frauen geschäftlich unerfah­
ren sind. Dem gleichen }fotiv entspringt wohl der Antrag, von den Frauen sogar 
ein staatsbürgerliches lixamen zu verlangen. Ein anderer Vorschlag will das 
Stimmrecht beschränken. auf Frauen, die allein einer Familie vorstehen. Damit 
würde der Einwand wegfallen, dass es an einem Bedilirfnis für d!l,s Frauenstimm­
recht fehle, da die Interessen der Familie durch den Mann politisch vertreten wer­
den. Ferner wurde die Frage aufgeworfen, ob es nicht richtiger wäre, das Stimm­
recht nur jenen Frauen 7,u geben, die sich darum bewerben. Die Männer könnten 
sich dann nicht mehr darauf berufen, es fehle den Frauen am politischen Interesse, 
weshalb die Verweigerung der politischen Rechte auch kein politisches Un­
recht sei. 

Es ist bereits ausgeführt worden, dass alle diese Zurücksetzungen der Frauen 
entweder einer materiellen Begründung überhaupt entbehren, oder dass sie 
höchstens vorübergehend berechtigt wären. Es ist wohl richtig, dass durch sie 
die im Verhältnis zu der. Männern bestehende Ungleichheit ausgeglichen würde. 
Dafür 'würden aber andere Ungleichheiten unter den Frauen selbst geschaffen, 
die vielleicht noch unerträglicher wären. Auch würden dadurch neue Kompli­
kationen entstehen, deren Auswirkungen vorderhand nicht zu übersehen sind. 
Sollte es wirklich nicht :nöglich sein, das Frauenstimmrecht auf dem Boden des 
Bundesrechts ohne solche Konzessionen einzuführen, so wäre es wohl richtiger, 
den Kantonen den Vort::itt zu lassen. 

2. Wirdsichaberdie Beschränkung auf einen Teil der politischen 
Rechte empfehlen? Soll den Frauen das Stimmrecht nur in Sachfragen ein­
geräumt werden, vielle~cht sogar nur auf einem Teilgebiet (wie z.B. Schule, 
Kirche und Armenwesen)? Oder nur das Wahlrecht, und zwar bloss das aktive 
oder das passive oder b(•ide? Oder wäre eine andere Kombination vorzuziehen? 

Es sind in dieser Richtung verschiedene Anregungen gemacht worden. Die 
wichtigste ist der Vorschlag des Schweizerischen Verbandes für Frauenstimm­
recht vom 25. Novembe:: 1950, der nur auf die Einräumung des Stimmrechts in 
Sachfragen gerichtet war. Andere möchten den Frauen das Stimmrecht sogar nur 
für bestimmte Sachgebi0te geben. Dagegen wird kaum beantragt, ihnen nur das 
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Wahlrecht oder gar bloss das passive Wahlrecht einzuräumen, wie das anfänglich 
z.B. in Holland und in Frankreich der Fall gewesen ist. 

Dieser Einstellung liegen wohl ebenfalls hauptsächlich abstimmungstaktische 
Überlegungen zu Grunde: Man hofft für ein beschränktes Ziel die erforderliche 
Stimmenzahl eher zu erhalten; das Endziel bildet auch in diesen Fällen die volle 
Gleichberechtigung, nur soll dieses stufenweise angestrebt werden. Materielle 
Gründe können hiefür kaum angerufen werden. Aus den Ergebnissen der ver­
schiedenen kantonalen Abstimmungen ergibt sich allerdings, dass die taktischen 
Überlegungen nicht unrichtig sind. Trotzdem möchten wir auch hier nicht emp­
fehlen, für die Frauen irgendwelche Beschränkungen des Stimmrechts in Bundes­
angelegenheiten in Aussicht zu nehmen. Denn Stimm- und Wahlrecht hängen in 
ihren Auswirkungen so enge zusammen, dass - wenigstens auf dem Boden des 
Bundesrechts - eine Trennung vermieden werden sollte. Auch wegen ihrer 
Kompliziertheit vermöchte eine solche Lösung nicht zu befriedigen. Sollte sich 
also zeigen, dass im Bund die erforderliche Stimmenzahl für die vorbehaltlose 
Gleichstellung der Frauen vorderhand nicht zu erreichen ist, dann wäre es wohl 
auch in diesem Falle richtiger, den Kantonen den Vortritt zu lassen. Sie haben 
die Möglichkeit, noch weiter zu gehen und andere, abstimmungstaktisch wirk­
samere Beschränkungen vorzunehmen, indem sie den Frauen das Stimmrecht 
nur in Gemeindeangelegenheiten geben. Sie können damit die Beschränkung auf 
das Stimmrecht in Sachfragen verbinden, eventuell sogar mi't Begrenzung auf 
bestimmte, den Frauen am besten vertraute Sachgebiete. Deshalb sind auch 
solche Beschränkungen abzulehnen. 

8. In diesem Zusammenhang stellt sich endlich noch das Problem der 
ehemaligen Ausländerin. Ist es richtig, einer solchen Frau die gleichen 
politischen Rechte wie einer geborenen Schweizerin zu geben, so dass sie schon 
bald nach Erwerb des Schweizerbürgerrechts nicht nur stimmen und wählen, 
sondern auch gewählt werden kann? Fehlen ihr nicht die hiezu unerlässlichen 
Voraussetzungen, nämlich ganz allgemein die Kenntnisse der schweizerischen 
Verhältnisse und insbesondere die Vertrautheit mit den politischen Einrichtungen, 
Zielen und Zwecken und die Verbundenheit mit Land und Leuten? Aus ähnlichen 
Überlegungen haben einzelne Staaten für ehemalige Ausländerinnen eine Karenz­
frist eingeführt und ihnen die Ausübung politischer Rechte erst nach Ablauf 
einiger Jahre gestattet. 

In der Schweiz besteht aus verschiedenen Gründen V eranlassurig, diesen 
Argumenten besondere Beachtung zu schenken. So schon wegen der Eigenart 
und Vielgestaltigkeit unserer staatsrechtlichen und politischen Verhältnisse, 
aber auch wegen des grossen Einflusses des Bürgers auf das staatliche Geschehen 
und endlich wegen der relativ grossen Zahl der ehemaligen Ausländerinnen. In 
den Jahren 1951-1955 z.B. erhielten jährlich rund 6 500 mündige Frauen das 
Schweizerbürgerrecht, sei es durch Heirat, Einbürgerung oder Wiedereinbürge­
rung. Das kann aber -wie .bereits an anderer Stelle bemerkt - nicht ein Grund für 
die Ablehnung des Frauenstimmrechts überhaupt sein. Auch kann die dauernde 
Ausschliessung der ehemaligen Ausländerinnen von den politischen Rechten nicht 
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in Frage kommen. Vielmehr fragt es sich bloss, ob es nötig sei, solchen Frauen die 
Ausübung dieser Rechte erst nach einer Karenzfrist zu gestatten, d.h. sobald 
anzunehmen ist, dass si3 sich genügend in unsere Verhältnisse eingelebt haben. 

Die Notwendigkeit einer solchen Beschränkung ist aber jedenfalls für jene 
Ausländerinnen zu verneinen, welche auf dem Wege der Einbürgerung Schweize­
rinnen geworden sind. Denn das Gesuch um Einbürgerung kann erst nach einem 
Wohnsitz in der Schweiz von mindestens zwölf Jahren gestellt werden (Art.15 
des Bürgerrechtsgesetzes); ausserdem muss die Eignung zur Einbürgerung 
geprüft werden (Art.14). Damit ist aber genügend Gewähr für die Anpassung 
gegeben. Daher werden auch für die Einbürgerung von Männern keine Vorbehalte 
bezüglich der Ausübung politischer Rechte gemacht. Das gleiche muss für die 
Einbürgerung von Fraaen gelten. Bei der Wiedereinbürgerung kommen Vor­
behalte ohnehin nicht in Frage, da diese Frauen das Schweizerbürgerrecht früher 
bereits besessen haben. 

Anders liegen die Verhältnisse bei Frauen, die durch Heirat Schweize­
rinnen geworden sind. Bei diesen ist nicht immer Gewähr dafür geboten, 
dass sie bei der Eheschliessung bereits als assimiliert gelten können. Immerhin 
ist der Prozentsatz solcher Neubürgerinnen, auf die Gesamtheit der Stimmbürger 
bezogen, nicht gross. Die Statistik zeigt nämlich, dass in den Jahren 1951-1955 
rund 5000 Ausländerin.1en durch Heirat das Schweizerbürgerrecht erworben 
haben. Der jährliche Zuwachs macht somit zirka 1,7 Promille aller Stimmberech­
tigten aus. Ein erheblicher Teil von ihnen hatte schon vorher Wohnsitz in der 
Schweiz. Die Gesamtheit solcher noch nicht assimilierter Schweizerinnen dürfte 
kaum mehr als 1 Prozent aller Stimmberechtigten darstellen. Daraus ist zu schlies­
sen, dass der Einfluss der eingeheirateten Schweizerin bei Abstimmungen und 
Wahlen nicht stark ins Gewicht fallen kann. Unter diesen Umständen darf man 
wohl davon absehen, für die Ausübung des Stimmrechts im engeren Sinne und 
des aktiven Wahlrecht,. eine Iforenzfrist aufzustellen. Dagegen könnte es als 
stossend empfunden werden, wenn eine Ausländerin schon kurz nach der Heirat 
gewählt werden könnte, z.B. in den Nationalrat. Denkbar wäre sogar eine Um­
gehung der Einbürgenmgserfordernisse. Deshalb wird es sich rechtfertigen, 
wenigstens die Wählbarkeit erst nach einer Karenzzeit eintreten zu lassen. Und 
zwar wird es sich empfohlen, hiefür die gleiche Frist festzusetzen, wie für die 
Einbürgerung. Demnach wäre die Wählbarkeit der ehemaligen Ausländerin 
erst zuzulassen, nachdem zwölf Jahre seit der Eheschliessung verstrichen sind 
oder ihr Wohnsitz in der Schweiz zwölf Jahre gedauert hat. 

Indessen dürfte es zweckmässiger sein, diese Regelung nicht in der Verfassung 
selbst festzulegen, sonde:·n sie für die gesetzliche Regelung in Aussicht zu nehmen. 
Es wird kaum nötig sein, hiefür ein'e Ermächtigung in die BV aufzunehmen. 

4. Aus den vorstehenden Erwägungen empfiehlt Ihnen der Bundesrat eine 
Änderung der BundE·sverfassung in dem Sinne, dass den Schweizer­
frauen in eidgenössischen Angelegenheiten die volle politische 
Gleichberechtigung mit den Männern gegeben wird. 
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D. Der einzuschlagende Weg 

Wenn die Auffassung vertreten wird, dass das Frauenstimm- und -wahlrecht 
in Bundesangelegenheiten ohne Einschränkung einzuführen sei, fragt es sich 
noch, auf welchem Wege diese Auffassung verwirklicht werden soll, insbesondere 
wie der Bundesgesetzgeber vorzugehen und was er zu unternehmen habe. 

1. In erster Linie ist das Verhältnis zum kantonalen Recht abzu­
klären. Wie bereits ausgeführt, kann eine Lösung nicht in Frage kommen, welche 
das Stimm- und Wahlrecht der Frau in kantonalen und kommunalen Angelegen­
heiten in die bundesrechtliche Regelung einbezieht. Eine solche Ordnung wäre 
zwar rechtlich nicht undenkbar; sie hätte sogar unbestreitbare Vorzüge, vor allem 
den der Einfachheit und Einheitlichkeit. Abgrenzungsfragen, aber auch Un­
gleichheiten zwischen Bund und Kantonen und daraus resultierende Unbillig­
keiten wären von vorneherein ausgeschlossen. So würden durch eine einheit­
liche Regelung z.B. Ungleichheiten bei der Wahl der eidgenössischen Räte ver­
mieden. Die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit würde sich für beide Räte 
überall nach den gleichen Grundsätzen beurteilen, so dass die Frau bei der Wahl 
beider Räte mitwirken und in beide Räte gewählt werden könnte. Verzichtet der 
Bund aber auf einen solchen Eingriff, so gilt für beide Räte verschiedenes Recht: 
Für die Wahl in den Nationalrat Bundesrecht, für jene in den Ständerat dagegen 
kantonales Recht. Wenn also das Frauenstimmrecht im Bund eingeführt würde, 
könnte die Frau bei Nationalratswahlen mitwirken und in den Nationalrat 
gewählt werden, während sie bei Ständeratswahlen nur in jenen Kantonen, die 
das Frauenstimmrecht eingeführt haben, wählen und gewählt werden könnte. 

Die einheitliche Regelung wäre aber mit einem fundamentalen Prinzip 
unserer Staatsordnung unvereinbar, nämlich mit der föderativen Struktur 
unseres Staates. Es wäre !raum denkbar, dass der Bund sich darauf beschränken 
könnte, das Stimmrecht in kantonalen und kommunalen Dingen nur für die 
Frau zu ordnen, während dasjenige der Männer dem kantonalen Recht überlassen 
würde. Zweckmässigerweise müsste vielmehr für beide Geschlechter die gleiche 
Regelung getroffen werden, und zwar durch den Bund. Damit würde aber tief 
in die Selbständigkeit der Kantone eingegriffen. Das könnte nicht befürwortet 
werden und wird übrigens auch von keiner Seite verlangt. Von dieser Möglichkeit 
ist daher abzusehen. 

Aus den gleichen Gründen ist die Anregung abzulehnen, der Bund solle 
durch eine Verfassungsvorschrift die Kantone verpflichten, bei einer Abstim­
mung über die Einführung des Frauenstimmrechts in Kanton oder Gemeinde 
die Schweizerfrauen zur Abgabe ihrer Stimme zuzulassen. 

Dagegen stellt sich die Frage der zeitlichen Reihenfolge. Soll der 
Bund mit der Einführung des Frauenstimmrechts vorangehen, ohne Rücksicht 
auf die kantonale Regelung? Oder ist es empfehlenswert, den Kantonen den Vor­
tritt zu lassen und zuzuwarten, bis zum mindesten eine gewisse Anzahl von 
Kantonen das Frauenstimmrecht eingeführt haben? Oder soll der Bund gar den 
Kantonen die Einführung vorschreiben? Diese Fragen sind für das künftige 
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Schicksal des Frauenstimmrechts im Bund von erheblicher Bedeutung. Es sind 
allerdings nur Überlegungen taktischer Art. Auch solche hat der Gesetzgeber 
aber anzustellen. Er muss sich daher fragen, welcher Weg am meisten Gewähr 
dafür bietet, um einer 1ler Rechtsidee und dem Wohl der Gemeinschaft dienenden 
Vorlage zum Durchbruch zu verhelfen. Das ist in der Demokratie mehr als in 
andern Staatsformen rntwendig und berechtigt. 

Auszuschalten ist hier zunächst die zuletzt genannte Möglichkeit, dass den 
Kantonen gewisse Vomchriften über die Einführung gemacht würden, sei es auch 
nur, dass sie verpflicht:it würden, das Frauenstimmrecht für kantonale und kom­
munale Wahlen und Abstimmungen ebenfalls einzuführen. Gegen diese Lösung 
sprechen die gleichen Gründe, welche bereits gegen die gänzliche EinLeziehung 
ins Bundesrecht angeführt worden sind. Somit bleibt nur die Alternative, ob der 
Bund das Frauenstimiorecht in Bundesangelegenheiten ohne Rücksicht auf den. 
Stand des kantonalen Rechts einführen soll, oder ob es richtiger sei, im Bund 
zuzuwarten, bis eine gewisse Anzahl Kantone dazu übergegangen sein werden. 

Es kann keinem r.weifel unterliegen, dass der zuletzt genannte Weg im all­
gemeinen dem in unserem Bundesstaat herkömmlichen und bewährten entspricht. 
Denn die wichtigsten b.stitute sind im Bund erst eingeführt worden, nachdem sie 
sich wenigstens in eim:elnen Kantonen oder Gemeinden während längerer Zeit 
bewährt hatten. Das gilt z.B. vom obligatorischen und vom fakultativen Refe­
rendum und von der Volksinitiative bei Revisionen der Bundesverfassung. Es 
entspricht auch dem natürlichen Wachstum unserer Demokratie, beginnend 
meistens in der Gemeir.de und aufsteigend in Kanton und Bund. Im engoren und 
übersichtlicheren Kreis der Kantone oder gar der Gemeinden kann eine Neuerung 
mit viel weniger Risike:1 durchgeführt werden. Einmal können die Auswirkungen 
besser vorausgesehen werden. Dann ist aber eine Korrektur im Falle des Miss­
lingens leichter durchzi;führen. Und endlich steht hinter der Gemeinde der Kanton 
und hinter diesem der Bund. Das gilt auch für das Frauenstimmrecht. 

Beim Frauenstimmrecht im besonderen spricht aber zugunsten des schritt­
weisen Vorgehens noch ein weiteres wichtiges Argument: Wenn nämlich das 
Frauenstimmrecht im :3und eingeführt wird, bevor einzelne kantonale Rechte es 
kennen, so setzt sich der Stimm- und Wahlkörper im Bund am Anfang zur Hälfte 
aus politisch unerfahrenen Stimmberechtigten zusammen. Das ist allerdings nur 
ein vorübergehender Mangel, der sich in wenigen Jahren verlieren dürfte. Trotz­
dem müsste er zu Bedenken Anlass geben, wenn nicht die im Ausland gemachten· 
Erfahrungen zeigen wi.t:den, dass diese Gefahr geringer ist, als man glauben könnte. 
Immerhin ist dabei in Rechnung zu stellen, dass die ausländischen Verhältnisse 
mit den schweizerischen nicht in jeder Hinsicht vergleichbar sind. Es wäre daher 
sicher ein Vorteil, wenn vor der Einführung des Frauenstimmrechts im Bund die 
Frauen wenigstens in einzelnen Kantonen Gelegenheit hätten, politische Er­
fahrungen zu sammeln. Aus solchen würden wohl auch die Frauen in andern Kan­
tonen Nutzen ziehen. Jedenfalls aber wäre dann bei Einführung des Frauenstimm­
rechts im Bund nur ein Teil der Frauen politisch unerfahren, so dass der Über­
gang sich leichter vollziehen würde. 
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Aus ähnlichen Überlegungen hat der Bundesrat in seinem Bericht vom 2.Fe­
bruar 1951 (BBl 1951, I, 350) bemerkt, er habe bis jetzt immer die Auffassung ver­
treten, es sei richtiger, wenn das Frauenstim_m- und -wahlrecht 'zuerst in den 
Gemeinden und in den Kantonen Eingang finde. Erst wenn einige Erfahrungen 
auf dem Boden des kantonalen und kommunalen Rechts gesammelt sein werden, 
werde man mit einiger Aussicht auf Erfolg daran gehen können, dieses Institut 
in der Eidgenossenschaft zu übernehmen. 

Haben sich die Dinge seit jenem Bericht wesentlich ·verändert? Im allge­
meinen ist diese Frage zu verneinen. Nach einer Richtung ist aber doch eine 
wichtige Abklärung eingetreten, nämlich hinsichtlich der Möglichkeit, das 
Frauenstimmrecht in den Kantonen einzuführen. Zu den bereits früher in einzel­
nen Kantonen durchgeführten Volksabstimmungen sind inzwischen sechs 
weitere gekommen, und zwar in den Kantonen Waadt (1951), Genf (1953), 
Zürich (1954), Baselstadt (1954), Baselland (1955), und Bern (1956). Dabei hat 
sich gezeigt, dass der Prozentsatz der zustimmenden Männer im allgemeinen eine 
gewisse Steigerung aufweist. Für das volle Stimm- und Wahlrecht stiegen die 
Ja-Stimmen z.B. im Kanton Baselstadt von 35 Prozent im Jahre 1920 auf 45,1 
Prozent im Jahre 1954. Der Einführung bloss für Gemeindeangelegenheiten im 
Kanton Bern stimmten im Jahre 1956 45,6 Prozent zu, nachdem im Kanton 
Solothurn schon im Jahre 1948 eine Zustimmung von sogar 49,5 Prozent erreicht 
worden war. Zugunsten des Frauenstimmrechts mit" Beschränkung auf Schul­
und Armensachen waren im Kanton Baselland bereits im Jahre 1926 48,7 Prozent 
eingetreten. Die Hoffnung der Frauenrechtsverbände; dass die Einführung im 
einen oder andern Kanton in irgendeiner Form in der nächsten Zukunft möglich 

. sein werde, ist daher nicht von der Hand zu weisen. Hingegen gewinnt man doch 
nicht den Eindruck, dass mit der Einführung des vollen Stimm- und Wahlrechts 
in einer grösseren Anzahl von Kantonen in den nächsten Jahren gerechnet 
werden kann. 

Unter diesen Umständen muss man sich fragen, ob es nicht richtiger sei, 
die Einführung im Bund jetzt schon zu versuchen. Dem wird man freilich ent­
gegenhalten, dass ein solches Unterfangen keine Aussicht auf Erfolg haben werde. 
Wenn es bis heute - wird man sagen - nicht einmal möglich gewesen sei, in einem 
einzigen Kanton zum Ziel zu gelangen, so werde es für die nächste Zukunft erst 
recht unmöglich sein, in Bundesangelegenheiten die nötige Mehrheit zu erlangen, 
wo die Zustimmung der Mehrheit nach Köpfen und nach Ständen nötig ist. Dieser 
Überlegung kann die Berechtigung nicht ohne weiteres abgesprochen werden. 
Es fragt sich aber, ob nicht trotzdem ein Vorstoss auf eidgenössischem Boden der 
Sache des Frauenstimmrechts - sei es im Bund oder in den Kantonen - und damit 
der Idee der Gerechtigkeit und der Demokratie besser dienen würde. Das ist aus 
folgenden Gründen zu bejahen. Es ist eine alte Erfahrungstatsache, dass grosse 
und tief in das Gemeinschaftsleben eingreifende politische Neuerungen nicht 
immer auf den ersten Anhieb gelingen, namentlich in der Demokratie, wo es sich 
darum handelt, die grosse Masse der Stimmberechtigten von der Richtigkeit und 
Zweckmässigkeit einer Vorlage zu überzeugen. Oft bedarf es zur Erreichung des 
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Zieles einer Reihe von Vorstössen. Das trifft für die Prage des Frauenstimmrechts 
in besonderem Masse zu. Wie ihre geschichtliche Enl.wicklung zeigt, konnte dieses 
Recht in vielen Staaten überhaup.t nur auf dem Wege der Revolution oder unter 
dem Druck ganz aussorordentlicher Verhältnisse eingeführt werden. Aber auch 
wo es auf dem Wege der ordentlichen Verfassungs- oder Gesetzesrevision geschah, 
genügte fast überall die Zustimmung des Parlamentes. Und trotzdem bedurfte 
es häufig mehrerer Vcrstösse, bis das Ziel erreicht war. Nur in wenigen Fällen 
musste das stimmberechtigte Volk um seine Meinung befragt werden. Auch diese 
Zustimmung war oft nur auf Grund besonderer Verhältnisse und nach mehreren 
vergeblichen Versuchen zu erreichen. 

In der Schweiz dr,rf man von einem Vorstoss im Gebiete des Bundesrechts 
wohl ebenfalls neue Inpulse zugunsten des Frauenstimmrechts erwarten. Mit 
einer solchen Vorlage i,3t vor allem die Notwendigkeit gegeben, den Stimmbürger 
über die schwierigen, weit verzweigten und·wichtigen Probleme des Frauenstimm­
rechts möglichst eingehend zu orientieren. Die Befürworter und die Gegner erhal­
ten damit die Gelegenheit und die Möglichkeit, ihre Argumente in der Öffentlich­
keit (in Presse, Radio, Versammlungen usw.) und privat zu diskutieren. Die poli­
tischen Parteien werdi:n sich der Frage ebenfalls annehmen und zu ihr. Stellung 
nehmen. Auch die Frnuen selbst und ihre Verbände können dabei ihre Stimme 
erheben und ihren E:dluss geltend machen. Das Ergebnis der Abstimmung 
würde unter allen Um~tänden gewisse Schlüsse zulassen, die für das weitere Vor­
gehen wertvoll sein könnten. 

Aus diesen Überlegungen empfiehlt Tunen der Bundesrat, die Einführung 
des Frauenstimmrechts im Bund in die Wege zu leiten, ohne das Vorgehen ein­
zelner Kantone abzuwarten. 

2. Wie hat das abar zu geschehen? Zwei Möglichkeiten sind hier zu prüfen: 
Der Weg der Interpretation und der Weg der Änderung von Ver­
fassung und Gesetz. 

Es ist naheliegend, dass der Weg der Interpretation der einfachere ist und 
mehr Erfolg versprich'.;. Wohl aus diesem Grunde ist immer wieder der Versuch 
gemacht worden, die Lösung in dieser Richtung zu suchen. Dieser Weg könnte 
auch empfohlen werde·1, wenn er rechtlich zulässig wiire. Können aber die gelten­
den Vorschriften so ausgelegt werden, dass den Frauen das Stimmrecht zu­
kommt, oder ist hiefür eine formelle Abänderung nötig? 

In Frage kommen Verfassungs- und Gesetzesvorschriften. 

In der Verfassung ist an zwei Orten vom Stimmrecht die Rede, nämlich in 
Artikel 74, Absatz 1, und in Artikel 43, Absatz 2. Artikel 74, Absatz 1, sagt: 
<<Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder Schweizer, der das 
20.Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung des 
Kantons,in welchem n seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrechte aus­
geschlossen ist.>> Und in Artikel 43 lauten die beiden ersten Absätze: <<Jeder 
Kantonsbürger ist Sc~weizerbürger.>> <<Als solcher kann er bei allen eidgenös-
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sischen Wahlen und Abstimmungen an seinem Wohnsitze Anteil nehmen, nach­
dem er sich über· seine Stimmberechtigung gehörig ausgewiesen hat.>> Ein 
Vergleich dieser beiden Vorschriften zeigt, dass Artikel 7 4, Absatz 1, die Stimm­
fähigkeit des Schweizerbürgers regelt, während Artikel 43, Absatz 2, dem Stimm­
berechtigten, der ausserhalb seines Heimatkantons Wohnsitz hat, lediglich einen 
Anspruch darauf gibt, vom Wohnsitzkanton zur Stimmabgabe zugelassen zu 
werden, wenn er sich über seine Berechtigung ausweist. Demnach enthält Ar­
tikel 74, Absatz 1, BV die massgebende Regelung. Es fragt sich also, ob diese 
Bestimmung ohne Revision so ausgelegt werden kann, dass sie die Einführung 
des Frauenstimmrechts durch-ein.Bundesgesetz zulässt. 

Die Ausführung der Verfassungsvorschriften ist in verschiedenen Bundes­
gesetzen enthalten. Das Bundesgesetz vom 17.Juni 1874 betreffend Volksab­
stimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse (B.S. 1: 173) bestimmt in 
Artikel 10: << Stimmberechtigt ist jeder Schweizer, welcher das zwanzigste Alters­
jahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons, in 
welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrecht ausgeschlossen 
ist.>> Ferner· enthält das Bundesgesetz vom 19. Juli 1872 betreffend die eidgenös­
sischen Wahlen und Abstimmungen (B.S. 1: 157) in Artikel 2 eine wörtlich 
übereinstimmende Vorschrift. Auf diese letztere verweist das Bundesgesetz vom 
14.Februar 1919 betreffend die Wahl des Nationalrates (B.S. 1 :180), wenn es 
von <<im Wahlkreis wohnhaften Stimmberechtigtem spricht. Somit ist die Stimm­
fähigkeit im engem Sinne im Bundesgesetz vom Jahre 1874, die Wahlfähigkeit 
hingegen in jenem vom Jahre 1872 geregelt. Ob die Frauen also schon heute in 
Bundesangelegenheiten das Stimmrecht besitzen, ergibt sich aus der Auslegung 
des Bundesgesetzes vom Jahre 1874, während ihre Wahlfähigkeit und ihre Wähl­
barkeit nach dem Bundesgesetz vom Jahre 1872 zu beurteilen ist. 

Es ist nun unbestritten, dass der Gesetzgeber sowohl in Artikel 7 4 BV als 
auch in den erwähnten Bundesgesetzen unter der Bezeichnung <<Schweizer>> nur 
die Männer, nicht auch die Frauen verstanden hat. Er hat also die Frauen bewusst 
und absichtlich vom Stimm- und Wahlrecht ausgeschlossen. Das ist bis heute so 
gehandhabt worden. In neuerer Zeit ist aber verschiedentlich versucht worden, 
den Frauen das Stimmrecht durch eine neue Auslegung der massgebenden 
Bestimmungen zu geben. Das Wort << Schweizer» könne auch so verstanden 
werden, dass es nicht nur die Männer, sondern auch die· Frauen umfasse. Dies 
umso mehr, als die BV diese Bezeichnung oft in diesem weiteren Sinne verstehe. 
So z.B. in den Artikeln 4, 43, Absatz 1 und 4, 44, 45 und 60. Seit dem Erlass der 
Stimmrechtsvorschriften seien nun erhebliche tatsächliche Veränderungen• ein­
getreten. Damals habe es der allgemeinen Rechtsauffassung entsprochen, dass 
die Frauen kein Stimmrecht haben. Heute sei hingegen anerkannt, dass den 
Frauen nach dem allgemeinen Rechtsempfinden das Stimmrecht zustehen müsse. 
And.erseits sei nach heutiger Auffassung nicht mehr die historische Auslegungs­
methode anzuwenden. Der Rechtsanwendende habe also nicht zu prüfen, was 
der historische Gesetzgeber gewollt hat, sondern es komme nur darauf an, wie 
der Text einer Verfassungs- oder Gesetzesvorschrift nach den heute gegebenen 
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Verhältnissen verstanden werden muss. Deshalb könne und müsse den Frauen 
das Stimmrecht gege·.Jen werden, ohne dass die Verfassung und das Gesetz 
geändert werden müssen. 

In der Stellungnahme zu diesen Fragen sind zwei verschiedene Wege ein­
geschlagen worden. Zu.erst ist verschiedentlich versucht worden, die kantonalen 
Verwaltungsbehörden zu veranlassen und sie auf dem Wege des staatsrechtlichen 
Rekurses zu zwingen, 2,uch die Frauen ins Stimmregister aufzunehmen. Alle diese 
Vorstösse sind aber in allen Instanzen abgewiesen worden, in oberster Instanz 
vom Bundesgericht in zwei staatsrechtlichen Beschwerden und von den eid­
genössischen Räten in einer staatsrechtlichen Beschwerde. Damit wurde die 
Möglichkeit, die bezüglichen Bundesgesetze in diesem neuen Sinne auszu­
legen, verneint. Wir können hiefür auf den Bericht des Bundesrates vom 2.Fe­
bruar 1951 verweisen (BBl 1951, I, 348). 

Einen andern Wog wählte der schweizerische Verband für Frauenstimm­
recht mit seiner an den Bundesrat gerichteten Eingabe vom 25. November 1950. 
Er verlangte eine Änderung des Bundesgesetzes vom J abre 187 4, dessen Artikel 10 
folgende Fassung erhalten sollte: << Stimmberechtigt ist jeder Schweizer, ob 
Mann oder Frau, welcher ... >> Dieses Begehren ging weniger weit, indem es 
den Frauen nur das Stimmrecht, nicht auch das Wahlrecht verschaffen wollte. 
Und ausserdem stützki es sich auf eine neue Auslegung nicht der Gesetzesvor­
schriften, sondern der Verfassung. Der Bundesrat hat sich mit dieser Anregung 
in seinem Bericht vom 2.Februar 1951 bereits auseinandergesetzt. Er hat sie 
abgelehnt, weil Artikel 74 BV eine solche Gesetzesänderung nicht zulasse. Die 
beiden Räte stimmten ihm zu. 

Noch vor der Beratung des erwähnten Berichts durch die beiden Räte, 
nämlich am 26.April 1951, reichte Nationalrat von Roten eine Motion ein, mit 
welcher er eine Revision des Gesetzes von 1874 in dem Sinne verlangte, dass die 
politischen Rechte auf die Frau ausgedehnt werden. Der Bundesrat hat aber diese 
Motion abgelehnt, da eine solche Änderung des Gesetzes nach Artikel 7 4 BV nicht 
zulässig.wäre. Die beic.en Räte sind ihm auch hierin gefolgt. 

Trotzdem wird von manchen Befürwortern des Frauenstimmrechtes noch 
immer daran festgehalten, dass es rechtlich zulässig sei, das Frauenstimmrecht 
durch eine blosse Gesetzesänderung einzuführen. Angesichts dieser erneuten 
Forderungen ist es no~wendig, zu dieser äusserst wichtigen Frage noch einmal, 
und zwar noch einlässlicher, Stellung zu nehmen. 

Nach dieser neueren Auffassung wird also nicht mehr behauptet, das Gesetz 
müsse anders ausgelegt werden. Vielmehr wird eine Abänderung des Gesetzes ver­
langt. Damit wird ahn zugegeben, dass dieses nicht im neuen Sinne ausgelegt 
werden kann; andernfalls wäre seine Abänderung gar nicht nötig. Dagegen wird 
angenommen, die V e rf a, s s u n g bedürfe keiner Abänderung. Sie könne heute schon 
dahin ausgelegt werden, dass auch die Frauen stimmberechtigt sind. Dass diese 
Auffassung unrichtig ist, ergibt sich schon aus folgender Überlegung. Der Wort­
laut der beiden Gesetzesvorschriften stimmt mit jenem der Verfassung (Art. 7 4) 
vollständig überein. Das ist kein Zufall. Vielmehr muss angenommen werden, 
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dass man damit die Absicht verband, in beiden Gesetzen genau das gleiche zu 
sagen wie in der Verfassung, nämlich die Frauen vom Stimmrecht auszuschliessen. 
Das wird auch gar nicht bestritten. Wenn dem so ist, so müssen diese Bestim­
mungen auch bei der Auslegung gleich behandelt werden. Anerkennt man also, 
dass das Gesetz nicht im neuen Sinne ausgelegt werden kann,· so muss man das 
glei.che für die Verfassung gelten lassen. Demnach kann Artikel 7 4 BV trotz der 
veränderten Verhältnisse nicht so ausgelegt werden, dass er den Frauen das 
Stimmrecht gibt. Infolgedessen fehlt auch die Grundlage für die verlangte Ab­
änderung, des Gesetzes. Es ist allerdings richtig, dass ein trotzdem erlassenes 
Gesetz nach Artikel 118, Absatz 8 BV verbindlich wäre. Eine Verletzung der 
Verfassung würde aber dennoch vorliegen; zu einer solchen dürfen sich die Räte 
aber nicht hergeben. 

Die rechtliche Unmöglichkeit der Einführung des Frauenstimmrechts durch 
eine blosse.Änderung der Auslegung der Verfassung oder des Gesetzes ergibt sich 
aber auch aus andern Überlegungen. 

Die Befürworter einer Lösung auf dem Wege der Interpretation verlangen 
die Anwendung einer andern Auslegungsmethode. Artikel 74 BV soll nicht mehr 
die Bedeutung haben, die ihm der historische Gesetzgeber geben wollte und unbe­
strittenermassen gegeben hat, sondern jene, die auf Grund veränderter Verhält­
nisse nach dem <<aktuellen Volksempfinden» als zweckmässig erscheint, soweit 
damit der Rahmen des Verfassungstextes nicht gesprengt wird. Entsprechendes 
gelte von der Auslegung des Gesetzes. Man pflegt das juristisch so auszudrücken, 
dass die historische Auslegung der objektivistischen Auslegung weichen müsse. 
Mit diesem Mittel würde erreicht, dass Artikel 74 BV, der die Frauen bis heute 
eindeutig vom Stimmrecht ausschloss, sie zulassen würde, sobald er von zustän­
diger Stelle in diesem Sinne ausgelegt wird. 

Das wäre eine Änderung des Sinnes der Verfassung ohne formelle Revision. 
Diesen Vorgang bezeichnet man in der Theorie als Verfassungsw_andlung. 
Die Zulässigkeit einer Rechtsänderung auf diesem Wege ist zuerst vom deutschen 
Staatsrechtslehrer Georg Jellinek (Verfassungsänderung und Verfassungs­
wandlung, Berlin 1906) vertreten worden. In neuerer Zeit hat der deutsche 
Staatsrechtslehrer Rudolf Smend (Verfassung und Verfassungsrecht, S. 76 ff.) 
diese Lehre übernommen. Und Hsü-Dau-Lin (in einem Aufsatz in <<Beiträge für 
ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht>>, Berlin 1988) hat sich ihr 
angeschlossen. Nach dieser Auffassung steht das, was zur Selbsterhaltung des 
Staates geschieht, zwar formellrechtlich im Widerspruch zu den positiven Ver­
fassungsvorschriften, ist aber keineswegs als Verfassungsbruch zu betrachten. 

Diese Lehre knüpft an die Erfahrungstatsache an, dass die Praxis in der 
Auslegung einer Vorschrift oft eine gewisse Entwicklung durchmacht, in Anleh­
nung an die veränderten Verhältnisse. Häufig geschieht das schrittweise, in einer 
im einzelnen kaum wahrnehmbaren, oft gar nicht bewusst erfolgten Entwicklung. 
Es ist zu erinnern an die Auslegung der Rechtsgleichheit (Art.4 BV) und der 
Handels- und Gewerbefreiheit (Art.81 BV) durch die bundesgerichtliche Praxis. 
Die Auslegung passt sich hier den eingetretenen tatsächlichen Veränderungen in 

michael.tellenbach
Textfeld



782 

gewissen Grenzen an nnd erweist sich insofern als zeitlich wandelbar. Die Zu­
lässigkeit einer solchen Auslegung durch den Richter ist nicht zu bestreiten. 
Unrichtig .ist es aber - und das ist die entscheidende Überlegung -, daraus 
zu schliessen, die fämdesversammlung sei befugt, durch einen Beschluss 
den Sinn einer Verfasrnngsbestimmung in grundlegondor Weise zu verändern. 
Denn es handelt sich um zwei grundsätzlich verschiedene Dinge. Dort ist es die 
Auslegung einer Vorscl,.rift bei ihrer Anwendung im :minzelfall durch den Richter. 
Das liegt in seiner Aufgabe und Kompetenz. Hier wird aber etwas ganz anderes 
verlangt, nämlich die iür alle zukünftigen Fälle geltende, also generell und all­
gemein verbindliche Anordnung, dass die Verfassungsbestimmung ihren Sinn 
geändert habe. Das is·J nicht eine Anwendung, sondern eine Abänderung der 
Verfassungsbestimmung. Hiefür ist aber nach geltendem Recht nicht die Bundes­
versammlung für sich allein zuständig. Es ist ausserdem die Zustimmung von 
Volk und Ständen nöt'.g. Schon aus diesem Grunde kann die Verfassungsände­
rung durch blasse Ausfogung nicht in Frage kommen. 

Eine andern Frage ist es hingegen, ob nicht das Parlament, eventuell sogar 
die Regierung, berechtigt sei, im Falle äusserster Dringlichkeit vorübergehende 
Massnahmen zu treffen, die über positive Vorschriften - selbst solche der Ver­
fassung - hinausgehen, aber zur Rettung der Existenz des Staates unvermeidlich 
erscheinen. Das ist das Problem des Staatsnotrechts. Mit ihm brauchen wir uns 
jedoch an dieser Stelle nicht zu befassen; denn die Voraussetzungen für einen 
Notrechtsbeschluss sind offenbar nicht gegeben. Ebensowenig steht zur Diskus­
sion die Frage, welche Grundsätze für die Auslegung der Verfassung im übrigen 
massgebend sind. 

In der Literatur haben sich schon H. Kelsen (Hauptprobleme der Staats­
rechtslehre, Tübingen 1911, S.50) und Maurice Hauriou (Precis (le droit cons­
titutionnel, 1929, S. 26 ) im Prinzip gegen die Zulässigkeit der Verfassungsände­
rung auf dem Wege der Auslegung ausgesprochen. Tunen hat sich neuestens 
Lüchinger (Die Auslegcmg der schweizerischen Bundesverfassung, Zürich 1954, 
S.81 ff.) angeschlossen. 

Auch zu der speziellen Frage, ob es rechtlich zulässig sei, Art. 74 BV und die 
erwähnten bundesgesetzlichen Vorschriften dahin auszulegen, dass auch die 
Frauen stimmberechtigt sind, haben das Bundesgericht und die Literatur sehr ein­
gehend Stellung genommen. Sie sind übereinstimmend zur Verneinung gelangt. 

So hat das Bundesgericht in seinem Entscheid vom 14.September 1923 
(i. S. Lehmann gegen Gemeinderat Bern, nicht publiziert) diese Möglichkeit 
eindeutig verneint. Es \1hrte darüber folgendes aus: <<l\iassgebend für die Beur­
teilung der Frage, wer in eidgenössischen Angelegenheiten das Stimmrecht hat, 
ist in erster Linie Artikel 74 des Bundesverfassung, und dieser erklärt im all­
gemeinen jeden Schweizer, der das 20.Altersjahr zurückgelegt hat, als stimm­
berechtigt. Mit dieser Bezeichnung, gleich wie mit den ähnlichen, die in der eid­
genössischen Wahl- und Abstimmungsgesetzgebung für die Stimmberechtigten 
verwendet werden, sind nur die Schweizerbürger männlichen Geschlechts ge­
meint. Die Frauen waren nach uraltem Gewohnheits- oder Gesetzesrecht bis 

michael.tellenbach
Textfeld



783 

in die neuere Zeit hinein allgemein von der politischen Stimmberechtigung aus­
geschlossen; die Beseitigung dieses Au ss chl usses bedeutet daher 
die Aufhebung eines tief eingewurzelten Rechtszustandes, die 
nur durch eine unzweifelhaft zu diesem Zwecke erlassene Ver­
fassungs- oder Gesetzesbestimmung vor sich gehen. und nicht 
einfach aus einer bestehenden Vorschrift herausgelesen werden 
kann, 1) bei deren Aufstellung niemand eine derartige Änderung im Auge hatte. 
Auch der Umstand, dass bis jetzt die Frauen nie zu eidgenössischen Wahlen oder 
Abstimmungen zugelassen worden sind, zeigt klar, dass die Vorschrift des Ar-

, tikels 7 4 der Bundesverfassung die Stimmberechtigung auf die Männer be­
schränkt. Hat aber Artikel 74 der Bundesverfassung diesen Sinn, so kann ein 
Stimmrecht der Frauen in eidgenössischen Angelegenheiten au eh ni eh t aus 
Artikel 4 oder einer andern Bestimmung der Bundesverfassung abgeleitet 
werden.>> 1) 

Im gleichen Sinne schreibt Professor Walther Burckhardt in seinem 
Kommentar (S.40): << Über die Gleichstellung der Geschlechter im öffentlichen 
und Privatrecht bemerkt das Bundesgericht in seinem Urteil vorn 29. Januar 
1887 in Sachen Kernpin (BGE 13 S.4): Wenn die Rekurrentin aus Artikel 4 der 
Bundesverfassung folgert, er postuliere die volle rechtliche Gleichstellung der 
Geschlechter auf dem Gebiete des gesamten öffentlichen und Privatrechts, so 
ist diese Auffassung ebenso neu als kühn, sie kann aber nicht 
gebilligt werden. 1) Eine solche Folgerung würde sich mit allen Regeln 
historischer Interpretation in Widerspruch setzen. Die verschiedene rechtliche 
Behandlung der Geschlechter auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts erscheint 
jedenfalls zurzeit noch nicht nach allgemeiner Anschauung als eine der innern 
Begründung entbehrende.>> Diese Auffassung hat er später in seinem Buch 
<<Methode und System des Rechts>> (S. 279) bestätigt. 

Demgegenüber hat Nationalrat von Roten (StenBull NR 1951: 516) be­
hauptet, Burckhardt habe an anderer Stelle (S.40 des Kommentars) das Gegen­
teil gesagt. Nun heisst es dort freilich: <<Die politischen Rechte brauchen den 
Frauen nicht gewährt zu werden, dagegen ist es auch nicht verfassungswidrig, 
sie ihnen zu gewähren, wie es die Zürcher Verfassung der Gesetzgebung gestattet.>> 
Diese Bemerkung bezieht sich aber, wie sich schon aus der Bezugnahme auf die 
Verfassung des Kantons Zürich ergibt, gar nicht auf die Einführung des Frauen­
stimmrechts im Bund, sondern in den Kantonen. Burckhardt sagt also an 
dieser Stelle nur, die Bundesverfassung hindere die Kantone nicht daran, das 
Frauenstimmrecht für kantonale und kommunale Angelegenheiten einzuführen. 
Es ist nicht die Rede davon, dass das Frauenstimmrecht im Bund ohne Ver­
fassungsrevision möglich sei. 

Von besonderer Bedeutung ist, dass sogar der Gutachter des schweizeriscl\en 
Verbandes für Frauenstimmrecht, Professor Kägi, in seinem Gutachten 
selbst (S.64 a) erklärt, er halte den Weg der Neuinterpretation der Verfassung, 

1 ) Von uns hervorgehoben. 
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insbesondere des Artikels 74 der Bundesverfassu:1g, <<weder rechtlich für zu­
lässig, noch politisch für gangbar.>> Er fügt bei: <<Es bedarf unter dem Regime 
der geschriebenen ,starren' Verfassung einer förmlichen Partialrevision 
der Bundesverfassung.>> 1) 

In einer Rektorntsrede (Der Wille des Gerntzes, 1953, S.23) bemerkt 
Professor Liver z:i Artikel 74 der Bundesverfassung: <<Es steht fest, dass 
damit nur die männlichen Schweizer gemeint waren. Das aber ist auch heute 
massgebend. Eine andere Auslegung muss abgelehnt werden, 1) ob­
wohl der Wortlaut sie zuliesse und die Auffassung vertreten werden kann, dass 
das Frauenstimmrecht einem Gebot der Vernunft. und der Gerechtigkeit ent­
spreche.>> 

Neustens hat Li.i chinger (a.a.O., S.145 ff.) die gleiche Ansicht etwas ein­
lässlicher begründet. Br führt dort aus: << Es geht nicht an, dass sich die Bundes­
versammlung auf do:n Wege der interpretatorischen Umdeutung über den 
offensichtlichen Willen des historischen Verfassungsgesetzgebers hinwegsetzt 
und in Umgehung der verfassungsändernden Gewalt neues Verfassungsrecht 
schafft. Eine solche füichtsänderung auf dem Wege der Auslegung wäre übrigens 
im vorliegenden Fallo darum besonders stossend, weil die Ablehnung des 
Frauenstimmrechts durch den heutigen Verfassungsgesetzgeber auf Grund zahl­
reicher Abstimmungen in den Kantonen ziemlich eindeutig feststeht und die 
Umdeµtung des Artik!Jls 74 der Bundesverfassung nach dem offenen Zugeständ­
nis der Befürworter dieser Lösung nur den Zweck verfolgt, das mit grosser 
Wahrscheinlichkeit zu erwartende Veto der heutigen verfassungsändernden 
Gewalt zu umgehen. :\fit Recht hat der Berichterstatter der nationalrätlichen 
Kommission eine solci1e Lösung als Hintertüren- und Hintertreppenpolitik be­
zeichnet.>> Abschliessend bemerkt Lüchinger: <<Solange man auf dem Stand­
punkt einer einheitlichen Rechtsordnung und dEr absolut positivrechtlichen 
Legitimität steht, kann es für die Einführung des Frauenstimm­
rechts im Bunde rechtlich nur einen sauberen und einwand­
freien Weg geben, nämlich denjenigen der Verfassungsrevision. 
An dieser verfassungsrechtlichen Konsequenz vermag auch die 
politische Tatsache nicht zu rütteln, daBs damit leider der Er­
folg der Frauenrnchtsbestrebungen im Bunde wenigstens für 
heute in Frage gestellt wird.>> 1) 

Auf dem gleichen Boden stehen Professor Ba,ttelli (Recueil de Travaux, 
publie par la faculte de droit de Geneve 1938, S. ~!O) und drei Frauen in ihren 
Dissertationen, nämlieh Hortensia Zängerle (Die öffentlich-rechtliche Stellung 
der Frau in der Schweiz, Diss. Fribourg 1940, S. 39), Elisabeth Köpfli (Die öffent-

1) Von uns hervorgehoben. - Das Gutachten von Prof. Dr. Werner Kägi ist unter 
detn Titel: <<Der Anspruch der Schweizerfrau auf pofüische Gleichberechtigung•> mit 
einem Vorwort von Prof. Dr. Max Huber vom Schwei:~erischen Verband für Frauen­
stimmrecht gedruckt herausgegeben worden (Polygra,phischer Verlag Zürich 1956), 
Soweit die vorliegende Botschaft das Gutachten Kägi zitiert, beziehen sich die Seiten­
zahlen auf das dem Jwtiz- und Polizeidepartement e,ingereichte Originalgutachten. 
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liehen Rechte und Pflichten der Frau nach schweizerischem Recht, Diss. Zürich 
1942, S. 70) und Elisabeth Neumayer (Die Schweiz und das Frauenstimmrecht, 
Mannheim 1934, S.49). 

Unklar ist hingegen die Auffassung von Professor Giacometti. In 
seinem Buche <<Das Staatsrecht der schweizerischen Kantone>> (Zürich 1941, 
S.188 ff.) sagt er, man könne sich fragen, ob die historische Auslegung der Kan­
tonsverfassungen, der Bundesverfassung und der einschlägigen kantonalen Ge­
setze, wonach unter << Schweizer bürgen> oder << Schweizer>> nur die Männer zu 
verstehen seien, noch haltbar erscheine. Dazu bemerkt er (in N 18): <<Insofern 
der Ausschluss der Frau von der Stimmfähigkeit nur auf einer Auslegung von 
Verfassung und Gesetz beruht, könnte formalrechtlich betrachtet, das Frauen­
stimmrecht lediglich auf Grund einer gegenteiligen Interpretation ohne Revision 
der einschlägigen Normen, jedenfalls ohne Änderung der Kantonsverfassungen, 
eingeführt werden.>> Es möge aber als fraglich erscheinen, ob das. politisch mög­
lich sei. Damit nimmt Giacometti <<jedenfalls für die Kantonsverfassungen>> an, 
dass eine blasse Auslegung unter Umständen genügen könnte. Es ist aber nicht 
ganz klar, ob diese Äusserung sich auch auf die Bundesverfassung beziehen 
wollte. 

Eindeutig auf die Bundesverfassung bezogen sind hingegen die Ausfüh­
rungen desselben Autors in seinem acht Jahre später erschienenen Werk 
<< Schweizerisches Bundesstaatsrecht>> (S.432 f.); er sagt dort: <<Theorie und 
Praxis nehmen aber als selbstverständlich an, dass Artikel 7 4 der Bundesver­
fassung und Artikel 2 des eidgenössischen Wahlgesetzes unter << Schweizer>> nur 

· die Männer verstehen. Dem Frauenstimmrecht ist die schweizedsche Demokratie 
nicht günstig gestimmt. Juristisch lässt sich der Ausschluss der Frauen vom 
Aktivbürgerrecht gestützt auf eine historische Auslegung der einschlägigen 
Bundesvorschriften begründen. Der historische Gesetzgeber wollte zweifellos den 
Frauen die Stimmfähigkeit nicht verleihen. Mann kann sich aber fragen, ob 
diese historische Interpretation von Verfassung und Gesetz angesichts der ver­
änderten Verhältnisse, insbesondere der Tatsache, dass die Frau immer mehr ins 
Erwerbsleben tritt und sogar zu militärischen Funktionen herangezogen wird 
(Frauenhilfsdienst, Luftschutz), noch sinnvoll und mit dem Grundsatz der 
Rechtsgleichheit und des allgemeinen Stimmrechts vereinbar erscheint. Aus­
geschlossen wäre aber die Einführung des Frauenstimmrechtes 
lediglich auf Grund einer andern Auslegung von Verfassung 
und Gesetz, also ohne Revision der Bundesverfassung oder gar 
des eidgenössischen Wahlgesetzes.>> 1) Aus diesem letzten Satz muss 
unseres Erachtens jedenfalls geschlossen werden, dass die Einführung des 
Frauenstimmrechts auf dem Wege der Auslegung nach der Ansicht Giacomettis 
nicht möglich ist. 

Zugunsten einer Lösung auf dem Wege der blassen Auslegung berufen sich 
einzelne Befürworter des Frauenstimmrechts auf Professor Max Huber. Je-

1) Von uns hervorgehoben. 
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doch zu Unrecht, wie sich aus dem folgenden ergibt. In seinem viel erörterten 
Aufsatz in der <<Neuen Zürcher Zeitung>> vom 14.März 1951 (<<Zur Frage des 
Frauenstimmrechts>>, Nr.563) hat Professor Huber lediglich gesagt: <<Zu er­
wägen _wäre deshal Jo 1), ob nicht die Bundesversammlung durch authentische 
Interpretation dem bestehenden Text eine neue, durch die seit 1848 wesent­
lich veränderten Verhiiltnisse begründete Auslegung geben könnte>>. Hiefür sei 
die Bundesversammlung zuständig. 

Damit wird also nicht behauptet, der Weg der Interpretation sei zulässig. 
Es wird nur die Prüfung der Frage angeregt, ob nicht die authentische Inter­
pretation helfen könnte. Die Prüfung führt jeioch zu einem negativen Ergebnis. 
Denn das Institut der authentischen Interpretation ist dem Bundesstaatsrecht 
nach der vorherrschenden Meinung gar nicht bekannt. Nach der Auffassung von 
Professor Burckhardt ist eine solche Auslegung nicht einmal bei Gesetzesvor­
schriften mit der Bundesverfassung vereinbar (Kommentar, S.668 N 3). Der 
Bundesrat hat auch mlihrfach in diesem Sinne entschieden. Professor Giacometti 
(Bundesstaatsrecht, S. 'i62 und dortige N 43) lässt sie zwar bei Bundesgesetzen zu, 
bemerkt aber, sie komme praktisch nicht in Frage, weil sie auf eine formelle 
Änderung eines Bundesgesetzes hinauslaufe. 

Aber selbst wenn man eine authentische Interpretation zulassen wollte, 
wäre damit noch nichts gewonnen. Denn authentisch auslegen kann - mangels 
besonderer Vorschrift - nur jene Instanz, welche die Vorschrift erlassen hat. 
Die Auslegung der Bundesversammlung bedürfte also der Zustimmung von 
Volk und Ständen (vgl. Lüchinger, S.146, N 57). Profeesor Huber bemerkt auch 
selbst, der Weg der Auslegung führe mit Sicherheit über eine Volksabstimmung, 
da das Referendum offen stünde. Umgangen wäre durch ein solches Vorgehen 
immer noch das Erfordernis der Zustimmung der Mehrheit der Stände. 

Neben dem Bundesgericht lehnt also auch die Literatur eindeutig die recht­
liche Zulässigkeit des Weges der blossen Auslegung auf das bestimmteste ab. 
Keiner besonderen Ausführungen bedarf es wohl, daEs die Berufung auf Artikel 4 
ebenfalls nicht helfen kann. Denn Artikel 74 ist ihm gegenüber eine Spezial­
vorschrift, welche vorgeht. Von einem Gewohnheitsrecht kann ebensowenig die 
Rede sein. Auch das Naturrecht kann nach dem Gesagten nicht die positive 
Regelung verdrängen. Die seinerzeit in den USA und in Grossbritannien ge-

. machten Vorstösse dieser Art waren ebenfalls erfolglos. 
Unter diesen Umständen .kann kein Zweifel darüber bestehen, dass der 

Bundesrat .den Weg der blossen Auslegung erneut ablehnen muss. Er möchte 
dabei nicht unterlassen, vor dieser Lösung ernstlich zu warnen. Sie könnte ein 
gefährliches Präjudiz dafür sein, unsere Verfassung in wichtigen Fragen durch 
eine solche <<kalte Revision» umzugestalten. · 

3. Wenn aber weder Artikel 74 der Bundesverfassung noch die massgeben­
den Gesetzesbestimmungen so ausgelegt werden können, dass die Bezeichnung 
<< Schweizer>> auch die Schweizerin in sich schliesst, 30 kann eine Änderung nur 

1) Von uns hervorgehoben. 
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auf dem ordentlichen Wege der _Revision erfolgen. Und zwar genügt, 
nach dem . Gesagten, eine Revision der Gesetze nicht. Ihr muss vielmehr eine 
Verfassungsrevision vorausgehen. Denn ohne eine solche würde d_en Gesetzes­
änderungen die verfassungsmässige Basis fehlen. 

Die Änderung der Verfassung genügt aber für sich allein ebenfalls nicht. 
Es müssen anschliessend die bundesgesetzlichen Vorschriften der geänderten 
Verfassungsbestimmung angepasst werden. Das gilt für den Artikel 10 des Bun­
desgesetzes vom Jahre 1874 und für Artikel 2 des Bundesgesetzes vom Jahre 1872. 

4. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage dl:lr Mitwirkung der 
Frauen bei der Abstimmung. Es ist der Wunsch geäussert worden, dass 
den Frauen selbst Gelegenheit gegeben werden sollte, bei Abstimmung über die 
Verfassungsänderung ihre Stimme ebenfalls abgeben zu können. Denn es gehe 
ja um ihre künftige Rechtsstellung im öffentlichen Recht des Bundes; deshalb 
sei es unbillig, ihnen die Mitwirkung zu versagen. 

Rechtlich betrachtet kann kein Zweifel darüber bestehen, dass die Frauen 
erst nach Inkrafttreten der abgeänderten Verfassungsbestimmung zur Aus­
übung ihres Stimmrechts befugt sind. Ob sie nicht ausserdem das Inkrafttreten 
der abgeänderten Gesetzesvorschriften abwarten müssen, wird von der neuen 
Fassung des Verfassungsartikels abhängen. Wenn man also den Frauen die 
Möglichkeit geben will, bei der Abstimmung über die Einführung des Frauen­
stimmrechts mitzustimmen, so muss ihnen dieses Recht vorher eingeräumt 
werden .. Jener Verfassungsänderung über die materielle Frage müsste daher eine 
andere vorausgehen, welche den Frauen das :Recht gibt, an dieser einzigen Ab­
stimmung teilzunehmen, also ein Stimmrecht ad hoc. An dieser provisorischen 
Abstimmung könnten zweifellos nur die Männer teilnehmen. Diesen Überlegun­
gen kann nicht etwa entgegengehalten werden, bei der Einführung des allge­
meinen Stimmrechts der Männer seien diese ebenfalls zur Stimmrechtsabgabe 
zugelassen worden. Die Tatsache an sich ist zwar nicht zu bestreiten. Die Rechts­
lage war aber eine ganz andere. Denn damals hatten die nach der Verfassung 
zuständigen Instanzen der Ausdehnung des Stimmrechts bereits zugestimmt. 
Das allein hätte für die Gültig,keit der Beschlüsse genügt. Wenn ausserdem die 
Zustimmung jener Männer eingeholt wurde, die das Stimmrecht noch gar nicht 
hatten, so geschah das nur zusätzlich. Die Parallele im vorliegenden Fall würde 
darin bestehen, dass nach Annahme des Frauenstimmrechts in der Männer­
abstimmung den Frauen die Frage vorgelegt würde, ob sie dieses Stimmrecht 
annehmen wollen oder nicht. 

Ein Vorgehen dieser Art ist unseres Wissens auch im Ausland nicht einge­
schlagen worden. In Dänemark sind allerdings bei einer Abstimmung über die 
Herabsetzung des Stimmrechtsalters von 23 auf 21 Jahre auch die Personen 
zwischen 21 und 23 Jahren zur Stimmabgabe zugelassen worden. Ende Oktober 
1956 ist das Recht der Frauen, bei der Abstimmung über das Frauenstimm­
recht mitzustimmen, in einer Initiative in Baselstadt verlangt worden. 

Es ist zwar richtig, dass ein gewisser Unterschied zwischen dieser und an­
dern Verfassungsänderungen besteht, die später durchgeführt werden sollen. 
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Bei näherem Zusehen zeigt sich aber, dass dies keine prinzipielle, sondern nur 
eine graduelle Verschiedenheit ist. Denn die andern künftigen Verfassungsände­
rungen berühren die Frauen ebenfalls. Nur werden die Frauen durch das Frauen­
stimmrecht unmittelbarer und stärker betroffen. Hinzu kommt die weitere Über­
legung, dass die vorausgehende provisorische Abstimmung die spätere, definitive 
zum Teil schon vorweg::iehmen kann. Mit einer solchen Vorentscheidung, die nur 
Kosten und Umständo verursachen würde, wäre daher nicht viel gewonnen. 

Der Bundesrat gl:rnbt daher, eine derartige provisorische Verfassungsände­
rung nicht empfehlen zu können. 

5. Eine andere Frnge ist aber die Durchführung einer statistischen Be­
fragung der Frau selbst oder einer sogenannten Probeabstimmllng 
unter den Frauen. Da::, sind nur zwei Benennungen, denen rechtlich die gleiche 
Bedeutung zukommt. In beiden Fällen handelt es sich nämlich nicht um Ab­
stimmungen im Recht:isinne, da das Ergebnis keirni verbindliche Kraft besitzt. 
Man hat es also nur mit statistischen Feststellungen zu tun. Das Verfahren kann 
allerdings mehr einer Abstimmung oder mehr einer statistischen Aufnahme an­
geglichen werden. Je nachdem pflegt man die eine oder die andere Bezeichnung 
vorzuziehen. 

Anregungen zu sogenannten Probeabstimmungen unter den Frauen lagen 
schon im Jahre 1950 vor. Da die Durchführung den Kantonen obliegt, richtete 
der Bundesrat an die Kantonsregierungen in einein Kreisschreiben die Frage, 
wie sie sich zu einem Bolchen Vorgehen stellen. Acht Kantone und fünf Halb­
kantone sprachen sich durchaus ablehnend aus, weil eine solche Abstimmung 
doch ein falsches Bild ergeben würde. Als wünschemwert wurde sie nur von drei 
Kantonen und einem Halbkanton bezeichnet, teils sogar mit Vorbehalten. Unter 
diesen Umständen sah der Bundesrat im Bericht vom Jahre 1951 (BBl. 1951, 
I S.343) davon ab, dieses Verfahren zu empfehlen oder in Aussicht zu nehmen. 

Seither sind neue Anregungen gemacht worden. Schon im Zusammenhang 
mit den Beratungen de~ erwähnten Berichts erfolgten Vorstösse in diesem Sinne. 
So wurde im Ständerat ein bezügliches Postulat Picot und im Nationalrat ein 
Postulat Nicole eingeroicht, die aber beide abgelehnt wurden. Auch nachher ist 
der W uns eh nach einer Bolchen Pro bea bs timmung verschiedentli eh laut geworden, 
wogegen die Frauenorganisationen diesem Vorgehen eher ablehnend gegenüber 
zu stehen scheinen. Fe::ner sind auf kantonalem Boden solche in den Kantonen 
Genf (1952) und Basel-Stadt (1954) durchgeführt worden, und im Jahre 1955 
hat die Stadt Zürich im Zusammenhang mit einer andern statistischen Aufnahme 
auch die Frauen über ihre Einstellung zum Frauenstimmrecht befragt. 

Die bisherigen Befragungen haben zwar bemerkenswerte Ergebnisse gezeitigt. 
So hat die Frauenbefragung der Stadt Zürich den Haupteinwand widerlegt, 
nämlich dass die Frauen - namentlich die Gegnerinnen des Frauenstimmrechts 
- zu einem grossen Teil nicht erreicht werden können, so dass ein falsches Bild 
entstehe. Denn mit dieser neuen :Methode wurden immerhin 84,2 Prozent der 
in Frage kommenden füamm erfasst, gegenüber nicht ganz 60 Prozent bei den 
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sogenannten Probeabstimmungen. Das bedeutet eine wichtige Abklärung der 
Lage für die Abstimmung durch die Männer. 

Der Bundesrat hält es jedoch nicht für zweckmässig und auch nicht für 
notwenp.ig, nach dem Vorbild der kantonalen Befragung eine eidgenössische 
statistische Erhebung durchzuführen; er zieht es unter den heute gegebenen 
Umständen vor, eine grundsätzliche Lösung vorzuschlagen. 

6. Endlich fragt es sich noch, welche textlichen Abänderungen der 
Verfassung nötig sein werden,' d.h. wie der Grundsatz des Frauenstimmrechts 
in der Verfassung zu formulieren ist, und inwieweit eine Anpassung des übrigen 
Textes der Verfassung sich aufdrängt. 

a. Da die grundsätzliche Regelung des Stimm-und Wahlrechts in Artikel 74, 
Absatz 1 der Bundesverfassung enthalten ist, kommt vor allem eine Abänderung 
dieser Bestimmung in Frage. Das würde aber die Anpassung einer Reihe weiterer, 
Verfassungsartikel notwendig machen, wie noch darzutun sein wird. Das könnte 
dadurch vermieden werden, dass in Artikel 4 der Bundesverfassung, 
wo von der Rechtsgleichheit die Rede ist, eine Ergänzung in bezug auf die poli­
tische Gleichberechtigung der Frauen aufgenommen würde. Der geltende Text 
von Artikel 4 lautet: <<Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich. Es gibt in der 
Schweiz keine Untertanenverhältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, 
der Familien oder Personen.>> In seinem Bericht vom 2.Februar 1951 (BBl 1951 
I S.342) hatte der Bundesrat vorgeschlagen, dieser Bestimmung einen zweiten 
Absatz beizufügen mit dem Wortlaut: «In eidgenössischen Angelegenheiten 
.haben Männer und Frauen, die das Schweizerbürgerrecht besitzen, die gleichen 
politischen Rechte und Pflichten. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über 
die Wehrpflicht.>> Eventuell wurde vorgesehen, in Artikel 43 und 74 der Bundes­
verfassung Anpassungen des Textes vorzunehmen. Dieses Vorgehen hätte den 
Vorteil, dass die Anpassung des Textes weiterer Artikel der Bundesverfassung 
vermieden werden kann. 

b. Eine systematisch richtigere und klarere Regelung wird aber erreicht 
durch die Abänderung der grundsätzlichen Vorschrift über das Stimm- und Wahl­
recht, nämlich des Artikels 74, Absatz 1, unter Anpassung weiterer 
Artikel. Nach genauerer Prüfung geben wir dieser letzteren Lösung den Vorzug. 

aa. Die grundlegende Vorschrift des Artikels 74, Absatz 1, der Bundes­
verfassung lautet gegenwärtig wie folgt: 

<<Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder Schweizer, 
der das 20.Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung 
des Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürger­
rechte ausgeschlossen ist.>> 

Entsprechend einer Anregung, wel~he der Schwei~erische Verband für 
Frauenstimmrecht für die Revision des Bundesgesetzes vom Jahre 1874 ge­
macht hat, kqnnten nach dem Worte <<Schweizer>> die Worte eingefügt werden 
<<ob Mann oder Frau>>, so dass es·heissen würde: << Stimmberechtigt bei Wahlen 
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und Abstimmungen ist jeder Schweizer, ob Mann oder Frau, der das 20.Alters­
jahr ... >>. Aus sprachlichen Gründen möchten wir aber einer andern Fassung 
den Vorzug geben. Wir schlagen folgenden Text vor: 

<<Stimmberechtigt ·.>ei eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen sind 
alle Schweizer und Schweizerinnen, diii das 20. Altersjahr zurück­
gelegt haben und im übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons, in welchem 
sie ihren Wohnsitz haben, nicht vom Aktivbürg,3rrecht ausgeschlossen sind.>> 

bb. Diese Änderung bedingt die Anpassung aller jener Bestimmungen der 
Verfassung, die von <<Schweizern>> oder <<Schweizerl>ürgern>> sprechen und ihnen 
politische Rechte einri:umen. Bei diesen muss klargestellt werden, dass künftig 
auch die Frauen berec~itigt sind. Es betrifft dies d:.e folgenden Bestimmungen, 
von denen wir den altnn und den vorgeschlagenen neuen Text einander gegen­
überstellen: 

Bisheriger Taxt Neuer Text 

Art. 43 

1 Jeder Kantonsbürger ist Schwei­
zerbürger. 

2 Als solcher kann er bei allen eidge­
nössischen Wahlen und Abstimmungen 
·an seinem Wohnsitze Anteil nehmen, 
nachdem er sich über Keine Stimmbe­
rechtigung gehörig ausgewiesen hat. 

3 Niemand darf in mehr als einem 
Kanton politische Reehte ausüben. 

4 Der niedergelassenP Schweizerbür­
ger geniesst an seinem Wohnsitze alle 
Rechte der Kantonsbiirger und mit 
diesen auch alle Rechte der Gemeinde­
bürger. Der Mitanteil an Bürger- und 
Korporationsgütern sowie das Stimm­
recht in rein bürgerlichen Angelegen­
heiten sind jedoch hievon au&genom­
men, es wäre denn, das~ die Kantonal­
gesetzgebung etwas anderes bestimmen 
würde. 

5 In kantonalen und Gemeindeange­
legenheiten erwirbt er (bs Stimr.'.lrecht 
nach einer Niederlassung von drei :Mo­
naten. 

1 Alle Kantonsbürger und Kan­
tons bürgerinnen besitzen das 
Schweizerbürgerrech t. 

2 Sie können bei allen eidgenös­
sischen W:1hlen und Abstimmungen an 
ihrem Wohnsitz teilnehmen, nach­
dem sie sich über ihre Stimmberech­
tigung gehörig ausgewiesen haben. 

3 Unverändert. 

4 Die niedergelassenen Schweizer­
bürger und Schweizerbürgerin­
nen sind nach einer Niederlassung 
von drei Monaten an ihrem Wohn­
sitz in der Ausübung der po­
litischen Rechte in kantonalen 
und Gemeindeangelegenheiten den 
Bürgern und Bürg·erinnen des 
Wohnsitzes gleichgestellt (alt 
Abs. 5). 

1 Im ·:ibrigen geniessen die 
niedergela:isenen Schweizerbürger und 
Schweizorbürgerinnen an ihrem 
Wohnsitz alle Rechte der Bürger 
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6 Die kantonalen Gesetze über die 
Niederlassung und das Stimmrecht der 
Niedergelassenen in den Gemeinden 
unterliegen der Genehmigung des Bun­
desrates. 

791 

Neuer Text 

und Bürgerinnen des Kantons 
und der Gemeinde. Der Mitanteil 
an Bürger- und Korporationsgütern 
sowie das Stimmrecht in rein bürger­
lichen Angelegenheiten sind jedoch 
davon ausgenommen,. es wäre denn, 
dass die kantonale Gesetzgebung et­
was anderes bestimmen würde (alt 
Abs. 4). 

6 Unverändert. 

Art. 66 

Die Bundesgesetzgebung bestimmt 
die Schranken, innerhalb welcher ein 
Schweizerbürger seiner politischen 
Rechte verlustig erklärt werden kann. 

Die Bundesgesetzgebung bestimmt 
die Schranken, innerhalb welcher eine 
stimmberechtigte Person ihrer 
politischen Rechte verlustig erklärt 
werden kann. 

Art. 75 

Wahlfähig als Mitglied des National­
rates ist jeder stimmberechtigte 
Schweizerbürger weltlichen Standes. 

Wahlfähig als Mitglied des National­
rates ist j·ede stimmberechtigte Per­
son weltlichen Standes. 

Art. 89, Abs. 2 

2 Bundesgesetze, sowie allgemein ver­
bindliche Bundesbeschlüsse sind dem 
Volke zur Annahme oder Verwerfung 
vorzulegen, wenn es von 30 000 stimm­
berechtigten Schweizerbürgern oder 
von 8 Kantonen verlangt wird. 

2 Bundesgesetze sowie allgemeinver­
bindliche Bundesbeschlüsse sind dem 
Volke zur Annahme oder Verwerfung 
vorzulegen, wenn es von sechzig­
tausend Stimmberechtigten oder 
von acht Kantonen verlangt wird. 

Art. 89bis, Abs. 2 

2 Wird von 30 000 stimmberechtig­
ten Schweizerbürgern oder von acht 
Kantonen eine Volksabstimmung ver­
langt, treten die sofort in Kraft ge­
setzten Beschlüsse ein Jahr nach ihrer 
Annahme durch die Bundesversamm-

2 Wird von sechzigtausend Stimm­
berechtigten oder von acht Kan­
tonen eine Volksabstimmung verlangt, 
treten die sofort in Kraft gesetzten 
Beschlüsse ein Jahr nach ihrer An­
nahme durch die Bundesversamm-
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Bisheriger Text 

lung ausser Kraft, soweit sie nicht inner­
halb dieser Frist vom Volke gutge­
heissen wurden; in diesem Falle können 
sie nicht erneuert werden. 

Neuer Text 

lung ausser Kraft, soweit sie nicht 
innerhalb dieser Frist vom Volke gut­
geheissen wurden; in diesem Falle 
können si0 nicht erneuert werden. 

Art. 96, Abs. 1 

1 Die Mitglieder des Bundesrates 
werden von der B'undesversammlung 
aus allen Schweizerbürgern, welche als 
Mitglieder des Nationalrates wählbar 
sind, auf die Dauer von vier Jahren 
ernannt. Es darf jedoch nicht mehr als 
ein Mitglied aus dem nämlichen Kanton 
gewählt werden. 

1 Die Mitglieder des Bundesrates 
werden von der Bundesversamm -
lung aus allen Stimm berechtigten, 
welche als Mitglieder des National­
rates wählbar sind, auf die Dauer von 
vier Jahren ernannt. Es darf jedoch 
nicht mehr als ein Mitglied aus dem 
nämlicher:. Kanton gewählt werden. 

Art. 108, Abs. 1 

1 In das Bundesgericht kann jeder 
Schweizerbürger ernannt werden, der 
in den Nationalrat wählbar ist. 

1 In das Bundesgericht kann jede 
stimmberechtigte Person ge­
wählt wE,rden, die in den Nationalrat 
wählbar iBt. 

Art. 120 

1 Wenn eine Abteilung der Bundes­
versammlung die Totalrevision be­
schliesst und die andere nicht zu­
stimmt, oder wenn fünfzigtausend 
stimmberechtigte Schweizerbürger die 
Totalrevision der Bnndesverfassung 
verlangen, so. muss im einen wie im 
andern Falle die Frage, ob eine solche 
stattfinden soll oder nicht, dem schwei­
zerischen Volke zur Abstimmung vor­
gelegt werden. 

2 Sofern in einem dieser Fälle die 
Mehrheit der stimmen.den Schweizer­
bürger über die Frage ~ich bejahend 
ausspricht, so sind beide Räte neu zu 

· wählen, um die Totalrevision an die 
Hand zu nehmen. 

1 Wenn eine Abteilung der Bundes­
versammlung die Totalrevision be­
schliesst und die andere nicht zu­
stimmt, oder wenn hunderttausend 
Stimm b,3rech tigte die Totalrevi­
sion der Bundesverfassung verlangen, 
so muss im einen wie im andern Falle 
die Frage, ob eine solche statt­
findm soll oder nicht, dem schweizeri­
schen Volke zur Abstimmung vorgelegt 
werden. 

2 Sofern in einem dieser Fälle die 
Mehrheit der Stimmenden über diese 
Frage sic.h bejahend ausspricht, so 
sind beidE· Räte neu zu wählen, um die 
Totalrevü:ion an die Hand zu nehmen. 
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Bisheriger Text Neuer Text 

Art. 121, Abs. 2 und 5 
2 Die Volksanregung umfasst das 

von fünfaigtausend stimmberechtigten 
Schweizerbürgern gestellte Begehren 
auf Erlass, Aufhebung oder Abände­
rung bestimmter Artikel der Bundes­
verfassung. 

5 Wenn ein solches Begehren in Form 
der allgemeinen Anregung gestellt 
wird und die eidgenössischen Räte mit 
demselben einverstanden sind, so haben 
sie die Partialrevision im Sinne der 
Initianten auszuarbeiten und dieselben 
dem Volke und den Ständen zur An­
nahme oder Verwerfung vorzulegen. 
Stimmen die eidgenössischen Räte dem 
Begehren nicht zu, so ist die Frage der 
Partialrevision dem Volke zur Abstim­
mung zu unterbreiten und, sofern die 
Mehrheit der stimmenden Schweizer­
bürger sich bejahend ausspricht, die 
Revision von der Bundesversammlung 
im Sinne des Volksbeschlusses an die 
Hand zu nehmen. 

2 Die Volksanregung umfasst das 
von hunderttausend Stimmbe­
rechtigten gestellte Begehren auf 
Erlass, Aufhebung oder Änderung be­
stimmter Artikel der Bundesverfas­
sung. 

5 Wenn ein solches Begehren in der 
Form einer allgemeinen Anregung ge­
stelltwird und die eidgenössischen Räte 
mit dieser einverstanden sind, so 
haben sie die Partialrevision im Sinne 
der Initianten auszuarbeiten und diese 
dem Volke und den Ständen zur An­
nahme oder Verwerfung vorzulegen. 
Stimmen die eidgenössischen Räte dem 
Begehren nicht zu, so ist die Frage der 
Partialrevision dem Volke zur Abstim­
mung zu unterbreiten und, sofern die 
Mehrheit der Stimmenden sich be­
jahend ausspricht, die Revision von der 
Bundesversammlung im Sinne des 
Volksbeschlusses an die Hand zu neh­
men. 

Art. 123, Abs. 1 
1 Die revidierte Bundesverfassung, 

beziehungsweise der revidierte Teil der­
selben, treten in Kraft, wenn sie von 
der Mehrheit der an der Abstimmung 
teilnehmenden Bürger und von der 
Mehrheit der Kantone angenommen 
sind. 

1 Die revidierte Bundesverfassung, 
beziehungsweise der revidierte Teil der­
selben tritt in Kraft, wenn er von der 
Mehrheit der an der Abstimmung0 teil­
nehmenden Stimmberechtigten 
und von der Mehrheit der Kantone an­
genommen ist. 

Nicht notwendig ist hingegen wohl eine Anpassung von Artikel 112 der 
Bundesverfassung, wo von <c Geschworenen>> die Rede ist, da darunter sowohl 
Frauen wie Männer zu verstehen sind. 

cc. Die Bezeichnung << Schweizer» oder << Schweizer bürgen» findet sich ferner 
in einigen Vorschriften, die sich nicht auf politische Rechte beziehen, 
die aber ebenfalls für beide Geschlechter gelten wollen. Die Notwendigkeit einer 
Anpassung dieser Bestimmungen ist mit der Ausdehnung der politischen Rechte 
auf die Frauen nicht ohne weiteres gegeben. Auch sind diese Bestimmungen jetzt 
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schon -dahin ausgelegt worden, dass die Frauen sich in gleicher Weise wie die 
Männer auf sie berufen können. Trotzdem wird es sich der Klarheit halber emp­
fehlen, auch bei diesen Vorschriften den Text zu bereinigen. Es betrifft dies die 
folgenden beiden Artikel: 

Bisheriger 1'ext Neuer Text 
Art. 44, Abs. 1 

1 Ein Schweizerbürger darf weder 
aus der Schweiz noch &us seinem Hei­
matkanton ausgewiesen werden. 

1 Wer das Schweizerbürger­
recht besitzt, darf weder aus der 
Schweiz noch aus seinem Heimatkan­
ton ausgewiesen werden. 

Art. 45, Abs. 1 und 6 

1 Jeder Schweizer hat das Recht, 
sich innerhalb des schweizerischen Ge­
bietes an jedem Orte :iiederzulassen, 
-wenn er einen Heimatschein oder eine 
andere gleichbedeutende Ausweis­
schrift besitzt. 

o Der niedergelassene Schweizer­
bürger darf von Seite des die Nieder­
lassung gestattenden Kantons mit, 
keiner Bürgschaft und mit keinen 
andern besondern Lasten behufs der 
Niederlassung belegt werden. Ebenso 
darf die Gemeinde, in welcher er seinen 
Wohnsitz nimmt, ihn n:cht anders be­
steuern als den Ortsbürger. 

1 Alle Schweizer und alle 
Schweizerinnen haben das Recht, 

·sich innerhalb des schweizerischen Ge­
bietes an jedem Orte niederzulassen, 
wenn sie einen Heimatschein oder eine 
andere glei0hla u tende Ausweisschrift 
besitzen. 

o Der die Niederlassung ge­
stattende Kanton darf die Be­
willigung der Niederlassung an 
Schweizerbürger und Schwei­
zer bürge rinnen von keiner Bürg­
schaft u,1d keiner andern be­
sonderen Bedingung abhängig 
machen. ]J]benso darf die Gemeinde, 
in welcher sie ihren Wohnsitz nehmen, 
sie nicht ar;ders besteuern als die Orts­
bürger. 

Zu dieser Gruppe würde auch der erste Satz von Artikel 4 gehören, welcher 
lautet: <<Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich>>. Denn auch hier werden 
unter den <<Schweizern>> beide Geschlechter verstanden. Das könnte zum Aus-· 
druck gebracht werden mit den Worten: <<Alle Schweizer und Schweizerinnen 
sind vor dem Gesetze g:eich>>. Man ist aber einig darüber, dass auch Ausländer 
sich auf diese Bestimmung berufen können, selbst wenn sie im Ausland wohn­
haft sind (vgl. BGE 51 I 102). Sie wird so ausgelegt, wie wenn der Satz heissen 
würde: <<Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich•>. Da es sich aber um eine 
fundamentale Bestimmung handelt, auf die sich eine äusserst reichhaltige Praxis 
aufgebaut hat, möchten wir davon abraten, durch eine Gelegenheitsrevision an 
diesem Texte zu rüttelr:. 
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dd. Es bleiben dann noch die Artikel 18, Absatz 1 und 19, litera b, wo aber 
unter<< Schweizern>> auch in Zukunft nur die Männer verstanden sein sollen. 
Eine Verdeutlichung in diesem Sinne ist indessen wohl nicht nötig, nachdem -
abgesehen von Artikel 4- die Frauen überall dort, wo die bisherige Bezeichnung 
<< Schweizer>> oder<< Schweizer bürgen> sich auch auf sie beziehen soll, ausdrücklich 
genannt sind. Wir möchten daher von einer solchen Änderung, die sich nicht auf­
drängt, absehen, um nicht einer unnötigen Diskussion und einer Belastung der 
Frage des Frauenstimmrechts zu rufen. 

7. Nach Durchführung der Verfassungsrevision wird eine Änderung der 
massgebenden Bundesgesetze unvermeidlich sein. Das betrifft vor allem 
die grundlegenden Bundesgesetze von 1872 und 1874 betreffend das Stimmrecht. 
Wir brauchen uns aber an dieser Stelle noch nicht darüber auszusprechen, wie 
das geschehen soll. 

Auf Grund der vorstehenden Ausführungen gelangt der 
Bundesrat zum Schluss, dass den Schweizerfrauen in eidgenös­
sischen Angelegenheiten das Stimm- und Wahlrecht ohne Vor­
behalt, unter Gleichstellung mit den Männern, einzuräumen und 
zu diesem Zwecke die Revision der Bundesverfassung durchzu­
führen sei. Er empfiehlt Ihnen daher den beiliegenden Bundesbeschluss zur 
Annahme und zur Vorlage an Volk und Stände. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, sehr geehrte Herren, die Versicherung 
unserer vollkommenen Hochachtung. 

Bern; den 22.Februar 1957. 

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates, 

Der Bundespräsident: 
Streuli 

Der Bundeskanzler: 
Ch.Oser 
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(Entwurf) 

BundesbeschlusE1 
über 

die Einführung des Frauenstimm• und :-wahlrechts 
in eidgenössischen Angelegenheiten 

Die Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 121 ff. der Bundesverfassung, 
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrat es vom 22. Februar 1957, 

beschliesst: 

I. 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 48, Abs. Jl 
Alle Kantonsbürger und Kantonsbürgerinne:n besitzen das Schweizer­

bürgerrecht. 
Art. 48, Abs; 2 

Sie können bei allen eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen an ihrem 
Wohnsitz teilnehmen, nachdem sie sich über ihre :3timmberechtigung gehörig 
ausgewiesen.haben. 

Art. 43, Abs. 4 
Die niedergelassenen Schweizerbürger und Schweizerbürgerinnen sind nach 

einer Niederlassung van drei Monaten ·an ihrem Wohnsitz in der Ausübung 
der politischen Rechte in kantonalen und Gemeindeangelegenheiten den 
Bürgern und Bürgerinnen des Wohnsitzes gleichgestellt. 

Art. 48, Abs. 5 
Im übrigen geniessen die niedergelassenen Schweizerbürger und Schweizer­

bürgerinnen an ihrem Wohnsitz alle Rechte der Bürger und Bürgerinnen des 
Kantons und der Gemeinde. Der Mitanteil an Bürger- und Korporationsgütern 
sowie das Stimmrecht jn rein bürgerlichen Angelegenheiten sind jedoch davon 
ausgenommen, es wäre denn, dass die kantonale Gesetzgebung etwas anderes 
bestimmen würde. · 

Art. 44, Abs. 1 
Wer das Schweizerbürgerrecht besitzt, darf weder aus der Schweiz noch 

aus seinem Heimatkanton ausgewiesen werden. 
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Art. 45, Abs. 1 

Alle Schweizer und alle Schweizerinnen haben das Recht, sich innerhalb 
des schweizerischen Gebietes an jedem Orte niederzulassen, wenn sie einen 
Heimatschein oder eine andere gleichlautende Ausweisschrift besitzen. 

Abs. 45, Abs. 6 

Der die Niederlassung gestattende Kanton darf die Bewilligung der Nieder­
lassung an Schweizerbürger und Schweizerbürgerinnen von keiner Bürgschaft 
und keiner andern besonderen Bedingung abhängig machen. Ebenso darf die 
Gemeinde, in welcher sie ihren Wohnsitz nehmen, sie nicht anders besteuern als 
die Ortsbürger. 

Art. 66 

Die Bundesgesetzgebung bestimmt die Schranken, innerhalb welcher eine 
stimmberechtigte Person ihrer politischen Rechte verlustig erklärt werden kann. 

Art. 74, Abs. 1 

Stimmberechtigt bei eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen sind alle 
Schweizer und Schweizerinnen, die das 20.Altersjahr zurückgelegt haben und 
im übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons, in welchem sie ihren Wohnsitz 
haben, nicht vom Aktivbürgerrecht ausgeschlossen sind. 

Art. 75 

Wahlfähig als Mitglied des Nationalrates ist jede stimmberechtigte Person 
weltlichen Standes; 

Art. 89, Abs. 2 

Bundesgesetze sowie allgemeinverbindliche Bundesbeschlüsse sind dem 
Volke zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen, wenn es von sechzigtausend 
Stimmberechtigten oder von acht Kantonen verlangt wird. 

Art. 89bis, Abs. 2 

Wird von sechzigtausend Stimmberechtigten oder von acht Kantonen 
eine Volksabstimmung verlangt, treten die sofort in Kraft gesetzten Beschlüsse 
ein Jahr nach ihrer Annahme durch die Bundesversammlung ausser Kraft, 
soweit sie nicht innerhalb dieser Frist vom Volke gutgeheissen wurden; in 
diesem Falle können sie nicht erneuert werden. 

Art. 96, Abs. 1 

Die Mitglieder des Bundesrates werden von der Bundesversammlung aus 
allen Stimmberechtigten, welche als Mitglieder des Nationalrates wählbar sind, 
auf die Dauer von vier Jahren ernannt. Es darf jedoch nicht mehr als ein 
Mitglied aus dem nämlichen Kanton gewählt werden. 
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Art. 108, Abs. 1 

In das Bundesgericht kann jede stimmberechtigte Person gewählt worden, 
die in den Nationalrat wählbar ist. 

Art. 120 

Wenn eine Abteilung der Bundesversammlung die Totalrevision beschliesst 
und die andere nicht zustimmt, oder wenn hunderttausend Stimmberechtigte 
die Totalrevision der Bundesverfassung verlangen, so muss im einen wie im' 
andern Falle die Frage, ob eine solche stattfinden soll oder nicht, dem schwei­
zerischen Volke zur Abstimmung vorgelegt werden. 

Sofern in einem dieser Fälle die Mehrheit der Stimmenden über diese Frage 
sich bejahend ausspricht, so sind beide Räte neu zu wählen, um die Totalrevision 
an die Hand zu nehmen. 

Art. 121, Abs. 2 

. Die Volksanregung umfasst das von hunderttausend Stimmberechtigten 
gestellte Begehren auf Erlass, Aufhebung oder Änderung bestimmter Artikel 
der Bundesverfassung. 

Art. 121, Abs. 5 

Wenn ein solches Begehren in der Form einer allgemeinen Anregung 
gestellt. wird und die eidgenössischen Räte mit dieser einverstanden sind, so 
haben sie die Partialrevision im Sinne der Initianten auszuarbeiten und diese 
dem Volke und den Ständen zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Stim­
men die eidgenössischen Räte dem Begehren nicht zu, so ist die Frage der Par­
tialrevision dem Volke zur Abstimmung zu unterbreiten und, sofern die Mehr­
heit der Stimmenden sich bejahend ausspricht, die Revision von der Bundes­
versammlung im Sinne des Volksbeschlusses an die Hand zu nehmen. 

Art. 123, Abs. 1 

Die revidierte Bundesverfassung, beziehungsweise der revidierte Teil der· 
selben tritt in Kraft, wenn er von der Mehrheit der an der Abstimmung teilneh­
menden Stimmberechtigten und von der Mehrheit der Kantone angenommen ist. 

II. 

Dieser Beschluss wird der Abstimmung des Volkes und der Stände unter­
breitet. 

Der Bundesrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

2988 
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